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III 


E Verzeichniß 
der 


in der Provinzialgefegfammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1826. enthaltenen 
Verordnungen. 


Verord⸗ Seite 


Monat Jaͤnner. 


1 In wie ferne die Ausübung verliehener 
Privilegien auf neue Bier⸗ und Brand⸗ 
wein ⸗Erzeugungsmethoden in den 
Propinazionsberechtigten Probinzen ge» 
ſtattet werden könne 8 i . 1 

Vom böten Jänner. 

2 Gubarendatoren ſollen mit Ende jeden 
Monats mit den Verpflegsmagazinen 
Abrechnung pflegen 2 . 5 2 

Vom gten Jänner. 

5 Pfarrer ſollen von der bevorſtehenden Kon. 
ſkripzions » Revifion benachrichtiget 
werden ä 8 . 9 . 4 

Vom gten Jänner. 

4 In Anſehung der von Schullehrern von 
ihren Dotazionsgründen zu entrichten 
den Grundſteuer haben die nähmli⸗ 
chen Grundſätze zu gelten, welche we⸗ 
gen Entrichtung derſelben durch die 
Kuratgeiſtlichkeit feſtgeſetzet find . 6 

Vom ı2ten Jänner. 
9 2 


IV 


Zahl 

der 
Verord⸗ 

nung 

5 Beſtimmung der Modalitäten wie ftch bei 
Subarendirungs⸗ Verhandlungen rück- 
ſichtlich der Erfüllungs⸗Kauzionen zu 
denehmen ſey. 5 2 ‘ 5 5 

Vom ıdten Jänner. 
6 Von dem vorgeſchriebenen Maaßſtab, das 
Einkommen eines Juſtiziärs, Oeko⸗ 
nom, Mandatars u. ſ. w. zwiſchen 
einem Maximum von 1000, und Mi- 
nimum von 250 fl. W. W. zur Be⸗ 
meſſung der Klaſſenſteuer F. 
kömmt es ab 05 . : 8 
Vom löten Jänner. 

7 Aufhebung aller Beſchränkungen des Vieh⸗ 

handels auf den Ollmützer Markten 
Vom 14ten Jänner. 

3 Erneuerung, des 9. 6. XX. Abſchnitts 
der politiſchen Schulverfaſſung; daß die 
Dominikalrepräſentanten bei der Schul⸗ 
biſitazion zu erſcheinen haben . r 

Vom ı5ten Sänner. 

9 Verlaſſenſchaftsmaſſen find nach dem Kur- 
fe zu 250 auf Konv. Münze zurück⸗ 
zuführen, und hievon die adeliche Nich⸗ 
teramtstare zu bemeſſen . . 13 

Vom ızten Janner. 
10 Apotheker dürfen ihre Apotheken ohne Be- 
willigung der Landesſtelle nicht verkau⸗ 
fen, oder an einen anderen überlaſſen. 
Jeder Provifor, den eine Apothekers 
witwe aufzuſtellen Willens iſt, muß 
ſich mit ſeinem Diplom und übrigen 
wiſſenſchaftlichen und DENT, Zeug⸗ 
nißen ansmeilen - > 0 14 
Vom 24ten Jänner. 
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11 Beſtimmung der Quartierskompetenz für 
das Kontumazämtliche Perfonale E 


Vom 25ʃen Jänner. 

12 Beſtimmungen über die Einrichtung öf— 
fentlicher Prüfungen an ſämmtlichen 
philoſophiſchen Studienanſtalten 4 

Vom 26ten Jänner. 

15 Hebräiſchen Dollmetſchern, wenn ſie zu 
einer gerichtlichen Unterſuchung beige» 
zogen werden, wird für jeden Tag 
Ein Gulden Konbenzions-Muͤnze ber 
williget . . . . N 0 

Vom 28ten Jänner. 
14 Reorganiſirung der Lemberger Realſchule. 19 
Vom Boten Jänner. 

5 Pfarrer follen bei Inventirung oder Nes 
inventirung der Pfründen die erfors 
derlichen Behelfe vorbereiten 4 

Von Zoten Jänner. 

16 Magiſtraten, Dominien und Gerichtsbar⸗ 
keiten wird die Eintreibung der gericht⸗ 
lichen Tax⸗Poſtporto- und Stempel 
gebühren zur Pflicht gemacht, und 
den Pfarrern, Ortsobrigkeiten und 
Judengemeindvorſtänden die gewiſſen⸗— 
hafte Ausſtellung der Armuthszeugniße 
eingeſchärft n 0 4 

Vom zZiten Jänner. 

17 Ortsobrigkeiten follen die von ihnen ver, 
hängten Strafen, wegen verzoͤgerter 
Eingabe der Erwerbſteuer-Erklärun⸗ 
gen ſogleich dem Kreisamt anzeigen. 26 

Vom 3 ten Jänner. 

18 Preisaufgabe über die Verbeſſerung der 

Konſtrukzion der Mahlmühlen se 
Vom 5Sıten Jänner. 
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Merord- Seite 


Monat Sornung. 

19 Zur Prämien Vertheilung kommandirten 
Offizieren ſoll die Anweiſung der ges 
bührenden Quartiere nicht verweigert 
werden 8 5 8 „ 20 

Vom 3ten Februar. 

20 Aufnahme des Fürſten Heinrich von No⸗ 
han Guemine ſeiner 3 Söhne der 
Prinzen Karl, Viktor und Ludwig, 
dann ſeiner eheleiblichen Nachkom⸗ 
men in den eee des König⸗ 
reichs Böhmen 8 $ 83 2 

Vom sten Februar. 

21 Ausländern wird der Beſuch der innlän⸗ 

diſchen Lehranſtalten unterfagt » 
Vom ßbten Februar. 

22 Neue Beſtimmungen über den Ausgangs- 

zoll für den hungariſchen Tabak „ 88 
Vom gten Februar. 

25 Vorſchrift wegen Beiſchaffung und Ver⸗ 
theilung der Prämien an Elementar⸗ 
ſchulen 

Vom roten Februar. 

24 Einziehung des bei Verlaſſenſchaften vor⸗ 
ſindigen Legendenbuches des Pater Mar- 
tin Kochem . . . .„ 33 

Vom ı3ten Februar. 

35 Der d. 25. des Stempelpatents vom Jah⸗ 
re 1802 vermög welchen Obrigkeiten 
und Iandesfürftliche Aemter verpflichtet 
ſind, die bei denſelben vorkommenden 
gar nicht oder nicht klaſſenmäſſig ge⸗ 
ſtempelten Urkunden der Siegelgefäl⸗ 
lenadminiſtrazion anzuzeigen, und den 
Parthepen ihre Straffälligkeit bekannt 


29 


“ * * * a 


VII 


Zahl 
der 
Verord⸗ 
nung 


Scite 


zu machen, wird in Erinnerung ge⸗ 
bracht * * * * + 55 
Vom ız4ten Februar. 
26 Die Poſiſtrecke zwiſchen Bojanaſtampi und 
Tihuze wird auf eine und ein Viertel 
Poſt herabgeſetzt . . > . 54 
Vom Igten Februar. 
27 Einhebung der Erwerbſteuer don Überfie- 
delnden Gewerbsleuten . . 654 
Vom 17ten Hornung. 
28 Einführung der Eil⸗Poſtfahrt bon Wien 
über Brünn nach Lemberg und zuruck 35 
Vom 18ten Hornung. 
29 Beſtimmung des Ein- und Ausfuhrszolls 
für Meeraale . 8 8 . 36 
Vom ꝛoten Hornung. 
30 Wie bei Unterthansbeſchwerden fürzuge- 
hen, wo die Verjährung eintritt „ 37 
Vom 21tem Februar. 
51 Bei Entfieglung der zollämtlich angewie⸗ 
ſenen Waarenkollien fol von den po⸗ 
litiſchen Behörden und Ortsobrigkeiten 
die ämtlich geſchehene Entſieglung mit 
Anſetzung des Tages auf dem Rüden 
der Bollete a befrättiget 
werden. . 5 a” 30 
Vom 22ten Hornung. 
52 Ueberſetzung des Lubyczaer Kommerzial⸗ 
Zollamtes nach Belzer 5 . 39 
Vom ꝛ2öten Hornung. 
35 Richtkatholiſche Glaubensgenoſſen werden 
zur Ehrerbiethung bei Vorübertra⸗ 
gung des Hochwürdigſten angewieſen 39 
Vom 2ften Februar. 
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Jahl 
Bite Soits 
nung. 
34 Beſtimmung der ä fuͤr 
Kreishebammen 5 40 
Vom 24ten Hornung. 
35 Die Befreyung des ſogenannten Fuͤllbie⸗ 
res von ſtädtiſchen Getränkerzeugungs⸗ 
und Verzehrungs⸗Aufſchlag wird auch 
auf die einheimiſchen Biererzeuger in 
Landſtädten ausgedehnt . 2 rl 
Vom 28ten Hornung. 


Monat Marz. 


56 Zahlungen an Perfonal-Klaffenfteuer und 
Erwerbſteuer müffen in der Abſtattung 
desjenigen Quartals aufgeführt werden, 
für welches die Steuerbezirksobrigkeit 
die Abfuhr angiebt, in jenen Fällen 
aber, wo Partheyen unmittelbar bei 
der Kreiskaſſe vorgeſchrieben ſind, müſ⸗ 
ſen derlei Zahlungen auf Abſchlag 
der älteſten fälligen Quartalsraten quit⸗ 
tirt werden . 5 « . . 48 

Vom 5ten März. 

37 Bei Gymnafial» und Grammatikalſchulen 
wird eine beſondere Genauigkeit im 
Klaſſifiziren wiederholt eingeſchärft, 
und minderfähige Schüler werden von 
dem Beſuch der philoſophiſchen Stu— 
dien ausgeſchloſſen . 5 . . 45 

Vom gten März. 

38 Beſcheinigungen über Straſſenarbeiten 
und Erforderniſſe muͤſſen mit der Mit⸗ 
fertigung des 8 berſehen 
ſeyn A . 1 1 14 

Vom oten März, 
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nung 
39 Nachtwachen ſollen aller Orten aufgeſtellt, 
und zur Erfüllung ihrer Schuldigkeit 
ſtreng verhalten werden. Zugleich wird 
auch das Feuerloͤſch- und Schubord⸗ 
nungspatent wiederholt in — 


gebracht . . A 44 
Vom 18ten März. 


40 In wie ferne Unterbehörden ihre Urtheile 
in ſchweren Polizeyübertrettungsfällen 
der Landesſtelle vorzulegen haben 45 

Vom ıgten März. 

11 Der Schluß des Schuljahres hat an allen 
höheren Studienanſtalten und Gym⸗ 
naſien mit dem ı5ten Juli einzutret⸗ 
ten, und die Wiedereröffnung deſſel⸗ 
ben mit ıten September zu geſchehen 46 

Vom zoten März. 

42 Bei bedenklichen Faſſionen ſollen Behoͤr⸗ 
den, die die Klaſſenſteuervorſchreibun⸗ 
gen zu veranlaffen haben, auf die ſpe— 
zifiſche Nachweiſung des r 
dringen . 0 5 5 49 

Vom 22ten März. 

45 Behandlung der ne unter en 

fen . x „ 89 
Vom 2dten März. 

44 Die beſtehende Verordnung, nach welcher 

den Soltyſſen kein freyes Rühl⸗Hol⸗ 
N zungs⸗Schankrecht, keine Fiſcherey und 
dergleichen zuſteht — wird außer . 
geſetzt . 1 8 * 52 
Vom 26ten März. 

45 Erhebung des Inſpruker Lyzäums zur Uni⸗ 

verſität. 2 8 2 4 .- 
Vom 28ten März. 


Verord⸗ Selte 
nung 
46 Erläuterung der Grundfäge zu Steuer⸗ 
nachläſſen bei Elementarbeſchaͤdigungen 55 
Vom 29ten März. 
47 Fuhr⸗ und Handelsleute, dann Keiſenden 
nach Hungarn ſollen ſich mit den vor⸗ 
geſchriebenen Paͤſſen verſehen, die 
Kommerzialſtraſſe nicht verlaſſen noch 
die kön. hungariſchen p und 
Zollämter umgehen . 54 
Vom Zıten März. 


Monat April. 


48 Quittungen über Militärquartierzinſe ſind 
ſtempelpflichtig, wenn die Offiziere 
ihre Quartiere ſelbſt miethen, auch 
jene über Quartierszinſe oder Holz— 
bergüttungen der Landwehroffiziere uns 
terliegen dem Stempel. a „ 56 
Vom zZ3ten April. 
49 Erläuterung der 5. 25 und 446. des J. 
Theils des Strafgeſetzbuches in Bezug 
auf die Entſetzung verurtheilter Stan⸗ 
desperſonen von allen ihren Vorzügen 57 
Vom sten April. 
30 Vereinigung des Vorwerks Koziarnia mit 
dem Rzeſzower Kreis, dann Abtrets 
tung des Dorfes Jurow, und einiger 
Slatyner und Zutkaer Grundſtücke an 
das Königreich Pohlen A R . 58 
Vom ızten April. 
51 Beſtimmung neuer Eingangs⸗Zollſätze für 
Zucker, Zuckermehl, und Weintraube n⸗ 
Syup » . . 0 0 9 30 
Vem ızten April. 


XI 
er Seite 


52 Erneuerung des Kreisſchreibens, daß die 
Dominien die Auslagen bei Nekruten⸗ 
ſtellungen zu tragen verbunden find? . 59 

Vom ıdten April. 
55 Inſtrukzion für Stadtwundaͤrzte . „ 60 
Vom 18ten April. 

54 Erneuerung der Vorſchrift über die Kom⸗ 

merzialſtemplung der Tücher 63 
Vom igten April. 


55 Neue Zollbeſtimmung fuͤr das hungarlſche 

Tabakmehl und den Tabakſtaub 64 
Vom igten April. 

56 Kleriker der Regular-Orden dürfen die 
Prüfung aus den Obligatſtudien der 
Philoſophie auf einmahl an einer öfs 
fentlichen Lehranſtalt tarfrey zuruͤckle⸗ 

en 4 . . . . 5: 65 
Bom aıten April. 

67 Vermögens » Freyzügigkeits » Vertrag zwi⸗ 

ſchen Defterreih und Modena. 
Vom 24ten April. 

58 Das penſtonirten Offizieren bei ihrer An⸗ 
ſtellung im Zivile zugeſtandene Mehr- 
dristheil wird nicht auf die blos mit 
Gnadengehalten betheilten ausgedehnt. 
Unterbringung der mit Gnadengehals 
ten betheilten Militär» Individuen in» 
ſolchen Plätzen, die ihren Kräften oder 
Eigenſchaften entſprechen RN 

Vom 26ten April. 

59 Die Abrechnung des Alumnatikums wird 
bei Berechnung des Erbſteuer⸗Aequi⸗ 
valents der Geiſtlichkeit nicht geſtattet 73 

Vom zgten April. 


66 


Verord⸗ 7 Seite 
Monat May. 


60 Inſtitute der barmherzigen Schweſtern, 
ſo wie alle Privatinſtitute werden von 
der jährlichen Rechnungslegung über 
die Verwaltung des eigenen Vermö— 
gens enthoben. . . . 42 

Vom 2ten May. 

61 Errichtung einer Weg⸗ und —— 

zu Zaryte . . 5 3 
Vom sten May. 

62 Beſchaͤdigungen fremden Eigenthums, auch 
wenn der Schaden nicht über 25 fi. 
beträgt, find nach dem 74. d. des 
Strafgeſetzbuches über Verbrechen zu 
beftrafen . 2 N 2 8 74 

Vom Aten May. 

65 Siebenbuͤrgiſchen Unterthanen von ihren 
Dominifal Gerichtsbarkeiten ausge- 
fertigte Reiſepäſſe find als gültig zu 
betrachten = a „5. 5 

Vom sten May. 

64 Bei Todesfällen der Militärperfonen haben 
Dominien und Magiſträte zwar ihr 
Amt zu handeln, von Verfaſſung ei— 
nes Jubentars aber ſich bis auf Anſu⸗ 
chen der kompetenten Behörde zu ent— 
halten . ° . 4 - 176 

Vom öten May. 

65 Herſtellung und Erhaltung öffentlicher Brün« 
nen, befonders in den von Militär be- 
quartierten Ortſchaften . 76 

Vom zten May. 

66 Beſtimmung des Verfahrens bei Einzie⸗ 

hung heimfälliger Güter. 7 N 
Vom ızten May. 


nung 


XIII 


Seite 


67 Kreisämtern wird eine ſtrenge Aufſicht über 


68 


60 


70 


71 


72 


75 


den Zuſtand und die Beſchaffenheit der 
Straſſen aufgetragen 0 5 79 
Vom ı2ten May. 

Poſtämtern wird die Führung ordentlich 
verlegter Paſſanten Protokolle wieder— 
holt in Erinnerung gebracht x 8 

Vom raten May. 

Beſtimmung der Taglia für die Rettung 
eines Menſchen aus dem Feuer . 36 

Vom ı7ten May. 

Reiſekoſten für Kreisbeamte aus Anlaß 
der Errichtung und Dotirung neuer Tris 
vialſchulen werden aus dem Schulfon⸗ 
De 6 

Vom 2oten May. 

Beſtimmungen ruͤckſichtlich der Strafur⸗ 

theile gegen Selbſtverſtümmler . 186 
Vom zoten May. 

Zum unterthänigen Wirthſchaftsbetriebe 

erforderliches Getraide, Holz, Futter, 
Geräthe und Vieh darf in Erekuzions⸗ 
fällen nicht abgefondert, in die Exe⸗ 
Euzion gezogen, ſondern nur mit dem 
unbeweglichen Gute zugleich gepfändet, 
geſchatzt und verſteigert werden . 88 

Vom 2ꝗten May. 


Monat Ju ny. 


Impfpreiſe werden allgemein in Konb. 
Mi ergo . . 59 
Vom ıten Juny. 
Aufſtellung einer Probinzial⸗Kommiſſion 
für die Operazionen des ſtabilen Ka⸗ 
taſters . 2 5 s . 90 
Vom 5ten Juny. 


Verord⸗ Seite 

nun 

5 Klagen gegen Pfarrer wegen Verletzung 
der Beichtgeheimniſſe ſind nicht zur 
politiſchen Unterſuchung geeignet 90 

Vom zten Juny. 

76 Erneuerung der Vorſchriften, nach welchen 
feine Militär » Perfon ohne Erlaubniß 
der kompeten Militärbehörde getrauet 
werden darf R . N 

Vom gten Juny. 

77 Vize ⸗Staatsbuchhalterswitwen wird die 
karaktermäſſige Perſton mit 550 fl. be⸗ 
williget . . . © . „ 95 

Vom oten Juny. 

78 Wie ſich bei Dienſtesentlaſſungen der Mas 

giſtratsdeamten zu benehmen ſey 95 
Vom loten Juny. 

79 Pfarrgemeinden ſollen durch ihre Domi⸗ 
nien zur reihenweiſen Abholung des 
Seelſorgers zur Ertheilung des Reli— 
gionsunterrichts aufgefordert werden . 94 

Vom 16ten Juny. 

80 Gemeinden ſollen bei ausgebrochenen Epis 
demien oder Viehſeuchen die Fuhr für 
das Sanitätsindibiduum unentgeltlich 
leiſten . 1 . . . 95 

Vom 2oten Juny. 

31 Wie ſich bei Streitigkeiten über Urbarial⸗ 
Präſtazionen und Richtigſtellung der 
Inbentarien zu benehmen ſey . 98 

Vom 2rten Juny. 

82 Privatlehrer zur Ertheilung des Religions- 
unterrichts unterliegen rückſichtlich der 
Beurtheilung ihrer Fähigkeit dem bis 
fhöfliden Ordinariate . . . 100 

Vom 28ten Jung, 
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85 Geſetzwidrige Judenehen ſollen nicht zu⸗ 
gelaſſen werden . . . „ 101 

Vom 28ten Juny. 

84 Zeugniſſe über das von Regularklerikern bes 
ſchränktere philoſophiſchen Studien 
haben bei ihrem Austritt aus den Klö⸗ 
ſtern zur Aufnahme in die Höhern Stu⸗ 
dien keine Gültigkeit . . . 103 

Vom aten Juny. 

85 Herabſetzung des Ausgangszolls für die 
rohe Floretſeide, und u 
aller Art . 8 . . 108 

Vom 3oten Juny. 


Monat July. 


86 Ausländiſche ee WE werden verbo⸗ 

then 8 F A 104 
Vom ıten July. 

87 Wie ſich nach dem Ableben akatholiſcher 
Superintendenten mit dem Superin— 
tendental⸗Archib zu benehmen ey . 104 

Vom ßten July. 

88 In wie ferne eine Veränderung der Ge— 
ſchlechts⸗ oder Familien» Namen bes 
williget werden darf - a 105 

Vom Gten July. 

89 Was dei Geſuchen der Pfarrer um Tax⸗ 
und Stempelvormerkung in Nechts⸗ 
ſtreitigkeiten zu beobachten ſey . . 106 

Vom ıoten July. 

9o Der Schluß des Studienjahres an der 
wiener proteſtantiſch theologiſchen Lehr⸗ 
anſtalt hat künftig mit legten Juny 
jeden Jahrs einzutretten, und deſſen 


Verord⸗ 
nung 


Wiedereröffnung mit ıten — 


zu beginnen . . . 
Vam ıoten July. 
91 Behandlung derjenigen, welche zur Erhe⸗ 
dung laufender Steuern aufgeſtellt find, 
erhobene Steuergelder varenthalten, 


oder ſich zueignen; ſo wie derjenigen, 


welche hieran Theil nehmen . 
Vom 18ten July. 

92 Verpflegung der Kavallerie -Exekuzions⸗ 
Mannſchaft in jenen Orten, wo weder 
ein Magazin noch eine Subarrendi⸗ 
rungs⸗Vorſorge beſteht . 1 

Vom zıten July. 

95 Vorſchrift über das Verfahren bei An⸗ 

ſtellung der Beamten = 8 
Vom 21ten July. 

94 Barmherzigen Orden wird die Erbfähig⸗ 

keit auf unbeſtimmte Zeit eingeräumt 
Vom 24ten July. 

95 Pfarrgenoſſen, die ſich weigern in ſeelſor⸗ 
gerlichen Angelegenheiten bei ihrem 
Pfarrer zu erſcheinen, ſollen durch die 
Ortsobrigkeit hiezu verhalten werden 

Vom 25ten July. 


96 Frühzeitig oder todtgeborne Kinder ſollen 
am Kirchhofe auf einem abgeſonderten 
Orte begraben werden 5 . 

Vom 25ten July. 

97 Blutsverwandte in auf- und abſteigender 
Linie, Geſchwiſterkinder, oder in der 
Seitenlinie, noch näher Verwandte, 
oder in einem dieſer Grade verſchwä— 
gerte Perſonen, duͤrfen bei derſelben 
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Gerichtsbehörde nicht angeſtellt wer⸗ 
den 8 8 a e 5 . 
Vom 25ten July. 

98 Erneuerung der Vorſchriften zur Verhuͤ⸗ 
tung muthwilliger Beſchädigungen an 
Straſſenbrücken, oder Bäumen ” 

Vom 27ten July. 

99 Aufforderung an die Partheyen zur Erhe⸗ 
bung ihrer in den alten landrechtlichen 
Akten befindlichen Urkunden ; - 

Vom 28ten July. 
200 Baumgartners Raturlehre wird als Lehr⸗ 
buch eingefuͤhrt 0 5 . 

Vom 2gten July. 


Monat Aug uſt. 


101 Landesfuͤrſtliche Beamten oder Diener, 
welche eine Penſion oder Provifion 
ab aerario beziehen, müſſen wenn 
fie bei einer ſtädtiſchen oder Fondsber⸗ 
waltung eine Anſtellung erhalten — 
auf den Genuß der Aerarial-Penſlon 
oder Probiſton Verzicht leiſten . . 

Vom ıten Auguft. 

102 Subarrendatoren ſollen gegen bloße Inte⸗ 
rimsſcheine keine Natural» und Ser⸗ 
Dice» Artikeln verabfolgen . . 

Vom 2ten Auguſt. 

105 Mit Lehrfähigkeit und Moralitätszeugnifs 
ſen berſehenen israelitiſchen Privatleh⸗ 
ren wird geſtattet, israelitiſchen Kin⸗ 
dern Unterricht zu geben, duͤrfen aber 
chriſtliche Kinder weder in lebenden 

Porv. Geſetzſ. von Galizien 1825. b 
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Sprachen noch in den gewöhnlichen 
Elementargegenſtänden unterrichten . 
Vom Aten Auguſt. 

Behandlung der Milzſeuche unter den 

Pferden und Nindvieh 8 9 
Vom öten Auguſt. 

Ausſchreibung der Erb» Perfonal-Klaffen- 

und Erwerbſteuer für das Jahr 1827 
Vom ıoten Auguſt. 

Erbſteuerpflichtigen Partheyen wird geſtat⸗ 
tet, auch größere Erbſteuerbeträge von 
öffentlichen Kreditspapieren nach dem 
Kurſe, den dieſe Kreditspapieren am 
Todestage des Erblaſſers hatten, in 
Konv. Münze zu berichtigen 

Vom 27ten Auguſt. 

Ernennung Seiner Durchlaucht des wirk⸗ 
lichen geheimen Raths, Kämmerers 
und bisherigen Gubernial » Bice-Prä- 
ſidenten Auguſt Longin Fürſten von 
Lobkowicz, Herzog don Raudnitz, zum 
Landesgouverneur in Galizien. 

Vom igten Auguſt. 

Erhöhung der Wegmauthgebühr für die 
von Domaradz nach Ulanice führende 
Straſſenſtrecke von 2 auf 3 Meilen in 
der Stazion Domaradz 

Vom zoten Auguſt. 

Die Vorſchrift hinſichtlich des Verfahrens 
bei Anſtellung der Staatsbeamten iſt 
auch bei Anſtellungen bon ſtändiſchen, 
ſtadtiſchen und Fondsbeamten genau 
zu beobachten. 5 8 3 

Vom 22ten Auguſt. 
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110 Behandlung der Studierenden mit nach⸗ 
theiligen Fortgangs oder Sittenklaſſen 130 

Vom 25ten Auguſt. 

111 Abſtellung des Sklavenhandels und der 

Mißhandlung der Sklaven 8 185 
Vom 26ten Auguſt. 

112 Das Tabakperſonale ſoll feine Amtshand⸗ 
lungen mit Beſcheidenheit und Rede 
lichkeit vornehmen, die Obrigkeiten 
aber haben demfelben allen erforderli⸗ 
chen Beiſtand zu leiſten . 2 130 

Vom 27ten Auguſt. 

115 Erläuterung des $. 241. des Strafgeſetz⸗ 
buches über ſchwere Polizeyuͤbertret⸗ 
tungen, daß gegen dieſe Vergehen kei⸗ 
ne Ahndung in öffentlicher Hinſicht 
nothwendig ſey, es daher dem Belei— 
digten jederzeit frey ſtehe, auf die 
ihm zugeſprochene Ver⸗ 
zicht zu leiſten Q 138 

Vom Zoten Auguſt. 


Monat September. 


114 Beſtimmung der Strafe für den Fall, 
wenn von den in dem $. 55. des Boll» 
patents unter Lit. E. bezeichneten Ver» 
ſendungen bei der zollämtlichen Nevis 
ſion gegen die ſchriftliche Erklärung 
weniger an Waaren En ges, 
den ſollte . a 159 

Vom iten September. 

115 Mit welchen Daten Armuthszeugniße dürf- 

tiger Partheyen zur Erwirkung der Vor⸗ 
b 2 
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a merkung oder Nachſicht der Gerichts⸗ 
koſten verſehen ſeyn muͤſſen 0 „ 199 

Vom Iten September. 

116 Renumerazionen der Magiſtratsbeamten 
für eingehobene Aerarial , Steuern ha— 
ben in die ftädtifchen Kaſſen einzufließen 142 

Vom Zten September. 

117 Modalitäten zur Verrechnung der Kirchen- 
einkünfte von Seite der Pfarrfpiritu⸗ 
alien⸗Adminiſtratoren 8 2 . 143 

Vom gten September. 

118 Privatſtudierende haben ſich zu Anfang 
des Schuljahres bei dem Vorſteher der 
Lehranſtalt, wo fie die Prüfung 'zu 
machen wünſchen, zu melden, und 
diejenigen, durch welche ſie ſich die 

Studien eigen * wollen, anzu⸗ 
zeigen . £ 146 
Vom gten September. 

129 Judengefällspächtern wird die Führung 
des k. k. sm oder Adlers unter» 
fagt 8 & „ 

Vom ı3ten September. 
120 Einführung der Steuer. Anlage» Scheine 147 
Vom ten September. 

121 Jagden dürfen an Sonn- und Feyerta- 

gen nicht gehalten werden 11856 
Vom ıöten September. 

122 Beſtrafung des Spieles Viribis 8 . 156 
Vom 17ten September. 

125  Melter und Geſchwiſter wirklicher Beſitzer 
von Bauernwiethſchaft, wenn fie keine 
Handwerker find, find von der perſo⸗ 
nalſteuer befreyt 5 . A er 187 

Vom ı8ten September. 
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124 Errichtung einer Weg⸗ und Brückenmauth 
zu Neumarkt. 1 5 A . 157 
Vom 22ten September. 
125 Anhang zur Subarrendirungs⸗Inſtrukzion: 
daß Ortsgemeinden zur Subminiſtri— 
rung für garniſonirenden Truppen gar 
nie für marſchierende aber höchſtens 
bei unvorhergeſehenen größeren Trup— 
penmärſchen verhalten werden dürfen. 158 
Vom 23ten September. 
120 Trennung der Kriminal- bon der Zidils 
Juſtiz Verwaltung in der Bukowina 159 
Vom 25ten September. 
127 Beſtimmung der Zeiten und Tage, an 
welchen Tanzmuſtken und andere Luſt⸗ 
barkeiten nicht Statt haben dürſen 160 
Vom 2öten September. 
128 Erneuerung des 25. $. des Patents wegen 
Behandlung der Schuͤblinge . „ 161 
Vom 27ten September. 
129 In den monatlichen Marktpreistabellen 
müffen die Preiſe der Feilſchaften in 
Konb. Münze berechnet, und angefegt 
werden. Dießfälliges Formular 162 
Vom zoten September. 
150 Jüdiſche Meiſter dürfen keine chriſtliche 
Geſellen und Lehrjunge halten . 164 
Vom Zoten September. 


Monat Oktober. 


131 Vorſchrift wegen Abnahme des Eides bon 
Machometanern Zen 164 
Vom sten Oktober. 


Derord- Seite 

nung 

152 Reu angeſtellte Lehrer- und Profeſſoren 
ſind durch die drei erſten Jahre ihrer 
Anſtellung nicht als ſtabil zu betrach⸗ 
ten 0 . . 166 

Vom aten Oktober. 

135 Erläuterung , daß es in dem Kreisſchrei— 
ben vom 18ten July l. J. Statt lau- 
fende —-landesfürſtliche Steu⸗ 
ern heißen ſoll . R a 7 

Vom aten Oktober. 

154 Ueber Lehrzweige, welche in einem hal« 
ben Jahr beendigt werden, darf auch 
ſogleich die . abgehal⸗ 
ten werden 2 0 a „ 167 

Vom ten Oktober. 

155 Seelſorger werden zur Erthellung des Ele⸗ 
mentar » Unterrichtes dort, wo keine 
Volksſchulen beſtehen, aufgemuntert, 
und zur fleißigen Abhaltung der ſonn⸗ 
tägigen Chriſtenlehre angewieſen 168 

Vom pten Oktober. 

156 Regulierung der Weg⸗ und Bruͤckenmauth⸗ 
ſtazionen auf der warſchauer Kommer⸗ 
zialſtraſſe = . 4 0 169 

Vom 7ten Oktober. 

157 Beſtimmung der Quartierskompetenz fuͤr 

die fortifikatoriſchen Mauermeiſter 169 
Vom Bten Oktober. . 


138 Unteroffiziere und Gemeine haben ihre 
Geſuche um Zivilanſtellungen bei ihren, 
vorgeſetzten Regiments» oder Batail⸗ 
lons⸗Kommanden einzureichen . 170 

Vom roten Oktober. 
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der 
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159 Einführung der Leſebücher des Regierungs⸗ 
raths Leonhard in den Volksſchulen 
Vom ııten Oktober. 


XXIII 


140 Romane und bloße Unterhaltungsſchriſten, 


fo wie das Conſervations-Lericon (in 
ausländiſchen Auflagen) dürfen öffents 
liche Bibliotheken an die ſtudierende 
Jugend nicht verabfolgen . 

Vom 12ten Oktober. 

141 Erneuerung der Vorſchrift wegen Cora» 
miſirung der militäriſchen Faſſungs 
quittungen . . . aa 

Vom ıaten Oktober. 

142 Die Vertheilung der Prämien für Pferd« 
und Hornviehzucht im Sandecer Kreis 
wird künftig am 22ten Juny zu Alt⸗ 
Sander jährlich Statt finden . 

Vom 17ten Oktober. 

145 Von bungariſchen Spmnaſten kommende 
Schüler müffen einer ordentlichen Prüs 
fung unterzogen werden — Schüler 
welche nicht alle vorgeſchriebene Ge— 
genſtände erlernen, ſind in Schulen 
nicht zu dulden. Privatlehrern, die 
ſich nicht für den ganzen grommati« 
ſchen oder humaniſtiſchen Lebrkurs ge— 
eignet erwiefen haben, darf kein Lehr⸗ 
fähigkeitsdekret ertheilt werden 

Vom 17ten Oktober. 

144 Oeſterreichiſche Unterthanen duͤrſen eine 
Anſtellung als diplomatiſche Agenten 
fremder Staaten nicht annehmen 

Vom 18ten Oktober. 
145 Nachträgliche Erläuterungen der Vor⸗ 
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ſchrift in Bezug auf die Prüfung Bet, 
Konzeptskandidaten . 176 
Vom 20ten Oktober. 

146 Wie ſich in Fällen zu benehmen fey, wo 
Mauthpächter mit Berichtigung fällie 
ger Pachtraten zuruͤckbleiben . 180 

Vom 21ten Oktober. 
247 Abſtellung der Tabakſchwärzungen 185 
Vom 2zıten Oktober. 

148 Erneuertes Deferteurs, Auslieferungs- Kar» 

tel zwiſchen Oeſterreich und Sardinien 188 
Vom zdten Oktober. 

149 Umſetzung des Unterrichtsgeldes an der 
lemberger Univerſität und den beiden 
Gymnaſien in Metall⸗Muͤnze 

Vom 24ten Oktober. 

150 Ueberſetzung des Tyniecer n nach 

Tarnow 0 5 . 195 
Vom 27ten Oktober. 


151 Behandlung der zur Waffenuͤbung nicht 
eingerückten Urlauber „ 
Vom 28ten Oktober. 


152 Die Stempelbefreyung der obdrigkeitlichen 
Meldzettel, Entlaßſcheine und Inter⸗ 
zeſſionen wird auf den ganzen mit der 
Verhandlung eines derley Aktes Ders 
bundenen Schrifiwechſel ausgedehnt 194 

Vom Zıten Oktober. 

163 Preußiſche Unterthanen, die obgleich in 
einem Alter eingewandert ſind, wo ſte 
noch nicht militärpflichtig waren, müſ⸗ £ 
fen ausgeliefert werden . . 190 

Vom Ziten Oktober. 


. 195 


XXV 


Werord⸗ Seite 
Monat November. 


154 Auflöſung der bisherigen Probinzial Com- 
miſſion für die Regulierung des Grund» 
ſteuer⸗Proviſoriums und Errichtung 
einer eigenen Steuerregulierungs⸗Pro⸗ 
vinzial⸗Kommiſſion . 1 4 . 196 

Vom ıten November, 

155 Wie ſich dei Vermiethung ſtädtiſcher Häu⸗ 
fer, Wohnungen, Gewöͤlber, und ders 
gleichen rückſichtlich der . zu 
benehmen fey . 8 0 . 196 

Vom 4ten November. 

156 Exiſtenz⸗Eruirung der Mannſchaft von 

den aufgeftellten Militär » Körpern 197 
Vom sten November. 

1571 Wie ſich bei Erhebung der Anſprüche auf 
Prämien für Obſtbaumpflanzungen zu 
denehmen fey . = 2 8 . 198 

Vom zten November. 

158 Erneuerung des Verdoths, wornach allen 
verwaltenden und verrechnenden Mis 
litär » Behörden unterſagt iſt; Anlei— 
ben an baarem Gelde oder Natura» 
lien aufzunehmen . } r 

Vom gten November. 

159 Bei Streitigkeiten zwiſchen Mauthpäch⸗ 
tern und Partheyen ſteht die Ent⸗— 
ſcheidung der 3 „ Verwal⸗ 
tung zu. . Tr 205 

Vom roten Robember. 

160 Das von dem Profeſſor Franz Fieker be⸗ 
arbeitete Werk unter dem Titel: 
Chrestomathia latina in usum au- 


„ 200 
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ditorum philosophia anni primi et 
secundi wird als Lehrbuch eingefuͤhrt 206 
Vom 12ten November. 

161 Zinſe für Quartiere der in Lemberg fta« 
zionirten Militärpartheyen werden 
deim Kreiszahlamte ausbezahlt, jene 
für die außer Lemberg befindlichen 
Militärquartiere werden bei den in 
jedem Kreis dislocirten Regimentern 
und Truppenabtheilungen angewieſen 207 

Vom löten November. 

162 Die Hofverordnung, daß Unterthanen, 
welche Holz zum Verkaufe verfrachten, 
ſich mit obrigkeitlichen Zertifikaten 
ausweiſen müffen, wird außer Kraft 
geſetzt x 5 . 208 

Vom läten November. 

165 Für Einführung der Pfarrer in die Tem- 
potalien werden denen Kreiskommiſſä⸗ 
ren Reiſe⸗ und SEDUNSISENN bewil⸗ 
liget 5 0 . 209 

Vom ıdten Robember⸗ 

164 Bei Relizitazionen äraͤriſcher Objekte, 
welche wegen Nichtzuhaltung der Ber» 
tragsbedingungen auf Gefahr ſaum— 
ſeliger Kontrahenten eingeleitet wer— 
den, darf nicht der urſprüngliche Fis⸗ 
kal, ſondern der letzte Erſtehungspreis 
zum Grunde gelegt werden 4 21 

Vom 21ten November. 

165 Bel Einfendung der Sterb-Tabellen und 
Erbſteuerausweife wird Dominien und 
Magiſtraten die Portofreyheit bewil— 
liget 5 4 8 211 

Vom 2iten November. 
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166 Patrone und Dominien ſollen mit neuen 
Schulbaulichkeiten fo viel möglich dere 
ſchont, und der Unterricht da, wo 
nicht ſchon Schulhäuſer beſtehen, in 
unentgeltlichen oder verzintlichen Woh⸗ 
nungen ertheilt werden . . . 212 

Vom 24ten November. 

167 Der Beiſatz im allgemeinen Briefpuftta. 
riffe, daß es jedermann ſrey ſtehe 
daß Rezepiffe ſelbſt zu ſchreiben, und 
ſich dadurch von der Zahlung der Res 

zepiſſengebühr zu befreyen, wird außer 
Kraft geſezt . 2 8 8 2215 
Vom 24ten November. 

168 Einfuhrsberboth des Salzes aus Galizien 

nach Schleſten und Mähren 5 215 
Vom 25ten Nobember. 

169 Das Verboth Ausländer auf den innlän- 
diſchen Lehranſtalten zuzulaſſen, fins 
det keine Anwendung auf jene Indi— 
viduen, die bereits vor Kundmachung 
deſſelben ordentlich aufgenommen wor- 
den ſind n 0 5 214 

Vom adten Robember. 

170 Die Verordnung in Abſicht die Beſeiti⸗ 
gung der Nachtheile, welche wegen 
Kuͤrze der dreijährigen Verjährungs— 
friſt bei jährlichen Abgaben, Renten 
oder Zinſungen für das Aerar entſte— 
hen können, hat auch auf die polis 
tiſchen Fonds und ſtädtiſche Verwal— 
tung in Anwendung zu kommen 215 

Vom 27ten November. 

171 Abſtellung des Mißbrauches, Pferde in 
ihrer erſten Jugend einzuſpannen, 
auf der Weide zu knäbeln, und mit 
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72 


173 


171 


ausgemuſterten een 
zu belegen . E . 
Vom z7ten November. 

Die Vorſchrift des bei Relizitazionen zum 
Grunde zu legenden Ausrufspreiſes 
wird auf Relizitazionen von Lieferuns 
gen, Objekten des ODekonomikums der 
Stände, Städte, Gemeinden und 
Wohlthaͤtigkeitsanſtalten ausgedehnt 

Von 29ten Nodember. 


Monat ZDezembe k. 


Fur die Fahrbarkeit der Zufuhrswege zu 
Steinbrüchen und Schottergruben ha— 
den die Zufuhrskontrahenten der Deck— 
ſtoffe Sorge zu tragen . a ° 

Vom ıten Dezember. 

Die Poſtſtrecke zwiſchen Manaſterzyska und 
Nizniow wird auf ein, und eine hal— 
be Poſtſtazion erhöht MN . . 

Vom zten Dezember. 

Behandlung der in Zivildienſte übertret⸗ 
tenden Militär-Offiziere und Audito« 
ren rückſichtlich der Karakteurs- und 
Karenztaren . . . - - 

Vom Aten Dezember. 

In Konkurs» und Verlaſſenſchaftsfällen 
vorfindige Kreutzpartikeln und Reli⸗ 
quien müſſen an das Konſtſtorium 
a den ee übergeben wer, 
en 4 N 

Vom ııten Dezember. 
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177 


179 
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181 


182 


185 


Aufhebung der Weg⸗ und n 


zu Markowa . 2 
Vom löten Dezember. 


Wenn der Wille eines Erblaſſers nichts 
geſetzwidriges enthält, muß derſelbe 


genau befolgt werden 
Vom ı5ten Dezember. 


Behandlung älterer Militär» Forderungen 
aus den Jahren 1796. 1798. 


. 


über 


welche die Dokumente mangeln und 
die Präſtanten nicht bekannt ſind 


Vom ıbten Dezember. 


Die Herabfegung der Diäten um 


ein 


Fünftheil, hat auch dei den Diäten 
der Privatärzten und Wundärzten ein⸗ 


zutreten . ; a 
Vom ı6ten Dezember. 


Beſchränkung der unverhältnißmäſſig ſich 
mehrenden Zahl der Studierenden, 
dann Einführung des Unterrichtsgels 


des an ſämmtlichen Gymnaſten und 


philoſophiſchen Lehranſtalten 


Vom igten Dezember. 


Herabſetzung des Ausgangszolls für er 


und gehechelten Hanf 
Vom 26ten Dezember. 


Errichtung eines ordentlichen öffentlichen 
Lehramtes der Comptabilitäts Wiſſen⸗ 
ſchaft an den Univerſttäten zu Prag 


und Lemberg. 


Vom 27ten Dezember. 
Bei Wiederanſtellung der Qieszenten fin« 
det die Verguͤtung der Uiberſtedlungs⸗ 


koſten nicht Statt 
Vom ꝛ27ten Dezember. 


* 


222 


225 


224 


229 


Verord⸗ 
nung 


185 Verlegung des Debreciner 
auf den Zoten April. 


Vom 28ten Dezember. 


Jahrmarktes 
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In wie ferne die Ausübung verliehener Pri— 
vilegien auf neue Bier- und Brandwein⸗ 
Erzeugungsmethoden in dem Propina— 
zionsberechtigten Provinzen geſtattet 
werden koͤnne. 


Mi hohem Hofkammerdekret vom 24ten November v. 
J. 3. 55133. wurde bedeutet, daß Se. Majeſtät in Anſe⸗ 
hung der Frage, in wie weit die Ausübung der nach dem 
allerhöchſten Privilegien-Patente vom 8ten Dezember 
1820. verliehenen Privilegien auf neue Bier- und Brand⸗ 
wein⸗Erzeugungs-Methoden in den Propinations bes 
rechtigten Provinzen geſtattet werden könne? mit a. h. 
Entſchließung vom Aten November v. J. zu verordnen 
geruht haben, daß die Ausübung der Privilegien auf die 
Erfindungen oder Verbeſſerungen in der Erzeugung der 
geiſtigen Getränke mit der gehörigen Beſchränkung Platz 
zu greifen habe, damit den Erzeugungs- und Schanks— 
Regalien-Propinazionsrechten, in jenen Orten und Bes 
zirken, wo felbe in Kraft beſtehen, nicht zu nahe getre— 
ten werde, und daß bei künftigen Ausfertigungen der Ur» 
kunden über ſolche Privilegien die angemeſſene Klaufel 
eingeſchaltet werden ſolle. 
Welches den k. Kreisamtern zur Wiſſenſchaft und 
weitern Kundmachung bekannt gegeben wird. 
Gubernial Verordnung vom öten Jaͤnner 1826 Gub. 
Zahl 72568 ex 1825, 


prov. Geſetzſ. von Galizien 1826. A 


2. 
Subarendatoren ſollen mit den Verpflegs⸗ 
Magazinen mit Ende jeden Monats Ab: 
rechnung pflegen. 


as das k. k. General-Militär⸗Kommando, wegen 
der mit den Subarendatoren zu pflegenden monatlichen 
Abrechnungen an die Verpflegsmagazine erlaſſen hat, 
wird den Kreisämtern in beiliegender Abſchrift mit dem .. 
Bemerken mitgetheilt, daß nachdem dieſe Verfügung eine 
promte Befriedigung der Pächter beabſichtigt, letztere ſich 
es ſelbſt zuſchreiben müßten, wenn bei ihrem Ausbleiben 
zur monatlichen Abrechnungszeit deren Befriedigung ver⸗ 
ögert werden würde, weil die Magazine ihre monatlich 
verbleibenden Geldreſte von der Erforderniß des nächſten 
Monats in Abſchlag bringen, und ſofort für unbefriedigte 
Zahlungen erſt nachträgliche Gelderforderniß⸗Aufſätze ein⸗ 
reichen, und die deſondere Dotazion dazu abwarten müffen. 
Gubernial-Verordnung vom gten Jänner 1826. Gub. 
Zahl 76259. ex 1825. 


Je 

General: Militär Kommando - Verordnung 
an ſaͤmmtliche bierländige Haupt: Ver: 
pflegs- Magazine ddo. 18ten Dezember 
1825. 8. 5797. 


Ein hierländiges Verpflegs⸗Magazin hat von dem Kreis⸗ 
amte verlangt, daß die Subarendatoren angewiefen wer⸗ 
den, jeden Monat an einem Tage, nähmlich den 28ten, 
und wenn dieſer ein jüdiſcher Feyertag iſt, am zgten 
unfehlbar zur Abrechnung ihrer Subarrendirungsleiſtung 
erſcheinen, damit der Magazins⸗Controlleur bei der Ab⸗ 
rechnung und Bezahlung gegenwärtig ſeyn könne, und 
weil fonft die an den beſtimmten Tagen nicht zur Abrech⸗ 
nung erſcheinenden Paͤchter warten müßten, bis es der 
Dienſt des Kontrollors geſtattet zu der Auszahlung zu er⸗ 
ſcheinen. 


— 3 — 


Von keinem fonftigen hierländigen Verpflegs⸗Maga⸗ 
zin iſt noch ein ähnliches Verlangen hier zum Vorſchein 
gekommen, ein Verlangen, welches ſchon ſeiner Natur 
nach unausführbar ift, weil manchfältige Hinderniße die 
auswärtigen Pächter von der Erſcheinung an einem Tage 
abhalten können, auch bei den mit vielen Subarrendi⸗ 
rungsſtazionen verſehenen Magazins die Abrechnung mit 
den Pächtern nicht einmahl in einem Tage zu bewirken 
möglich iſt, und auch der Folgen wegen nachtheilig für 
das Aerar ſeyn würde, weil die Pachter, denen ihr Sub⸗ 
arrendirungs⸗Verdienſt nicht vorenthalten werden darf, 
mißmuthig gemacht, und von den Pacht-Uebernahmen 
abgeſchreckt werden; — die Unzweckmäſſigkeit deſſelben 
wird daher dem betreffenden Verpflegs-Magazinen unter 
einem verhoben. 

Da jedoch über ruͤckſtändige Subarendirungsforderun⸗ 
gen, zumahlen die Verpflegs-Magazine mit den nöthi⸗ 
gen Verlags⸗Mitteln von Monat zu Monat ſtets zur 
rechten Zeit dotirt werden, keine Schuldſcheine ausgeſtellt 
werden dürfen, auch die Verpflegs⸗Magazine für den 
Abſchluß ihrer Geldrechnungen, und Einreichung der Geld⸗ 
Erforderniß = Auffäge und fonftigen auf das Geldgeſchäft 
Bezug habenden Eingaben mit letzten jeden Monats dem 
General » Militär » Kommando verantwortlich find, und 
auf die richtige Eintreffung dieſer Behelfe bei dem Gene⸗ 
tal » Militär »- Kommando die Einſendung deſſen Gelder» 
forderniß Ausweiſe an den Hofkriegsrath in dem beſtimm⸗ 
ten Termine beruhet, ſo iſt allerdings mit mehreren Ver⸗ 
ordnungen die allmonatliche Abrechnung mit den Sub— 
arendatoren, wozu dieſe nach den Kontrakten ebenfalls ge« 
halten find, jedoch hiefür der Termin vom à26ten bis 
2gten jeden Monats vorgeſchrieben worden, welcher auch 
in der Folge zu beobachten kommt, weil keinen deſſelben 
die Abrechnungen ohne Uebereilung vollſtändig gepflogen, 
die Eingaben der Filialien von den Haupt- Magazinen 
füglich beigezogen, die Geldrechnungs-Abſchlüße dann 
auch ſicher mit letzten des Monats bewirket, und die Ein⸗ 
gaben hierüber und Erforderniß⸗ Auflage 13 letzten, oder 
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doch längſtens mit ıten jeden Monats hieher vorgelegt 
werden können und müſſen. 

Die Urſache des obengedachten Verlangens, damit 
nähmlich der Magazins⸗Kontrollor bei den Zahlungen 
der Pächter gegenwärtig ſeyn könne, und dieſe nicht war⸗ 
ten dürfen, bis der Dienſt dem Kontrollor geſtattet, bei 
der Auszahlung zu erſcheinen, iſt eben ſo ungrundhältig 
als das Verlangen ſelbſt, da die Magazins-Kontrollors 
bei allen Zahlungen über Beträge von — oder über 100fl., 
die aus der Hauptkaſſe zu leiſten kommen, gegenwärtig 
ſeyn, von der vorgeſchriebenen Richtigkeit der Zahlung 
minderer Beträge aber die aus der Handekaſſe geleiſtet 
werden können, entweder durch ihre perſönliche Gegen⸗ 
wart oder fonſt wie ſachbeſtändig ſich überzeugen müſſen, 
folglich den Subarendatoren ohne Nachtheil für das Aerar 
und die Subarendirung nicht aufgebürdet werden kann, 
wegen der Gemächlichkeit der Magazins ⸗Kontrollors an 
einem beſtimmten Tage zur Abrechnung zu erſcheinen. 


3. 


Pfarrer ſollen von der bevorſtehenden Kon⸗ 
ſkripzions-Reviſion gehörig benachrich- 
tiget werden. 


as lemberger Metropolitan » Eonfiftorum rit. lat. hat 
anher vorgeſtellt, daß die Pfarrer über die Zeit der vor 
ſich gehenden Konſkripzions-Reviſionen, beſonders in den 
eingepfarrten, mit keiner Kirche rit. lat. verſehenen Ort⸗ 
ſchaften nicht bei Zeiten unterrichtet zu werden pflegen, 
und eben deshalb oftmahls dabey nicht erſcheinen können. 
Den Kreisämtern wird hierüber bedeutet, folche Maß⸗ 
regel zu ergreiſen, daß beſagte Pfarrer in Zukunft vor 
der Zeit der bevorſtehenden Konſkripzions⸗Reviſion ſtets 
gehörig benachrichtiget werden, welches auch bei den Seel⸗ 
forgern der übrigen Ritus Statt zu finden hat. 
Gubernjal⸗Dekret vom gten Jaͤnner 1826. Gub. Z. 656. 
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4. 

In Anſehung der, von Schullehrern von ih⸗ 
ren Dotazionsgruͤnden zu entrichtenden 
Grundſteuer haben die naͤhmlichen 
Grundſaͤtze zu gelten, welche wegen Ent— 
richtung derſelben, durch die Kuratgeiſt⸗ 
lichkeit feſtgeſetzet find. 


it hohem Studienhofkommiſſionsdekrete vom ı7ten 
Dezember 1825 Zahl 8185. wurde anher bedeutet: daß 
nach dem Inhalte des Miniſterialſchreibens vom ıten 
September 1821 Zahl 1556. binſichtlich der von den 
Schullehrern zu entrichtenden Grundſteuer von ihren Do— 
tazions⸗ Gründen dieſelben Grundſätze zu gelten haben, 
welche wegen Entrichtung der Grundſteuer durch die Kur 
ratgeiſtlichkeit feſtgeſetzt ſind. Bei der Berechnung der 
Grundſteuer Verguͤtung ſey demnach die Congrua 
eines Schullehrers allgemein mit 150 fl. C. M. anzu⸗ 
nehmen, ſo daß jene Lehrer, welche durch die Grund— 
ſteuer⸗ Entrichtung an dieſer Congrua verletzt werden, 
jenen Betrag aus dem Schulfonde zurückvergütet erhal⸗ 
ten, um welchen ihre Congrua durch die Steuer geſchmä⸗ 
lert wird. 

Wovon man die k. Kreisamter mit der Weiſung ver⸗ 
ſtändiget, ſich darnach in vorkommenden Fällen zu be⸗ 
nehmen. 

Gubernial- Dekret vom ı2ten Zänner 1820. Gub. Zahl 
75853. ex 1825. 


5. 

Beſtimmung der Modalitäten, wie ſich bei 
Subarendirungs- Verhandlungen ruͤck— 
ſichtlich der Erfuͤllungskauzionen zu be— 
nehmen ſey. 

us Anlaß der vorgekommenen Frage: ob und welche 
Kauzion, Vadien oder Reugeld die Erſteher der Militär⸗ 
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Verpflegs⸗Subarendirung beim Abſchluße der Behandlung 
einſtweil — bis zur Ratifikazion des Behandlungs⸗Er⸗ 
folgs und Abfaſſung dann Auisfertigung des Kontrakts zu 
erlegen haben, iſt mit hofkriegsräthlichen Reſkript vom 
Aten Dezember v. J. Zahl 5868. A. dem k. k. General⸗ 
Kommando bedeutet worden, daß die hohen Hoſſtellen die 
volle Wirkſamkeit der den Kreisämtern mit Gubernial⸗ 
Verordnung vom 24ten September 1821 Zahl 50519. 
bekannt gemachten Vorſchrift wieder zu beſtättigen be⸗ 
funden haben. 

Nach dieſer iſt von den Konkurrenten — bevor fie 
einen Pacht erſtehen, eine Kauzion zu fordern nicht vor⸗ 
geſchrieben worden, weil dem interbenirenden politiſchen 
oder kreisämtlichen Behandlungskommiſſaͤr ſchon durch die 
allgemeine Inſtrukzion zur Obliegenheit gemacht iſt, be⸗ 
kannten — oder durch die Ortsobrigkeit angedeuteten un⸗ 
verläßlichen und ganz mittelloſen Leuten die Mitwerbungen 
um dieſes Geſchäft zu verſagen. 

Dagegen iſt angeordnet, daß don dem Erſteher der 
Subarendirung ſogleich, und bevor mit ihm auf 3 Monate 
definitiv oder auf längere Zeit unter Vorbehalt der Rati⸗ 
fikazion abgeſchloſſen wird, die Ausweiſung über die Kau⸗ 
zionsfähigkeit gefordert, dieſe Kauzion geſichert, und dem 
Aerar der Regreß hieran verſchrieben werden foll. 

Das Minimum der Subarendirungs⸗Kauzion iſt mit 
der den Kreisämtern unterm 3iten Sktober 1817 Zahl 
51915. mitgetheilten Belehrung für die Ausfüllung der 
Subarrendirungs-Kontrakts-Stampiglien 

mit 7 oſo des Brods⸗) 
und Haber⸗ ) 

mit 6 0ſo des Heu⸗ ) 
und mit 50% des Stroh⸗) 
) 


und Holz⸗ 
feſtgeſetzt. 

Bei anſäſſigen und den Ortsobrigkeiten als verläßig, 
und für dieſe Unternehmung geeignet bekannten Erſtehern 
muß demnach den bei der Behandlung zur Auskunft über 
die Solidität der Erſteher intervenirenden or tsobr igkeitli 


Werthes 
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chen Perſonen auch der Betrag des Kauzions-Minimums 
bekannt gegeben, und nur dann, wenn letztere den Ver; 
mögensſtand des Erſtehers zureichend oder überwiegend 
beſtättigen, kann die Haftung im Allgemeinen mit dem 
liegenden und fahrenden Vermögen des Erſtehers fuͤr die 
Erfüllung des Kontrakts angenommen werden, außerdem 
aber muß für die Zwiſchenzeit bis zum definitiven Ab» 
ſchluße des Kontrakts der Kauzionsbetrag in öffentlichen 
Obliegazionen, oder im Baaren oder in Buͤrgſchaftsin⸗ 
ſtrumenten gefordert und eingezohen werden. 

Erſt wenn die Verſicherung in ein oder anderer Art 
erreicht iſt, darf die Behandlung geſchloſſen, und die 
Zugeſtehung von der Lokalkommiſſion nach den einbe⸗ 
raumten Befugniſſen unbedingt, oder mit Vorbehalt der 
Matiſtkazion erklärt werden. 

Der Befolg der erwähnten Vorſchrift vom 24ten 
September 1821 Zahl 505 19. liegt in der Natur jedes 
Abſchluſſes einer Gefällsbehandlung, durch welchen alle 
Bedingniſſe des Kontrakts, mithin auch jenes der Kauzion 
ſchon vor dem Abſchluſſe und vorläufigen Zugeſtehung 
deutlich ausgemittelt und geſichert ſeyn muͤſſen, weil ſonſt 
der Erfolg der Behandlungen und die Wirkſamkeit der 
Behandlungs⸗ Protokolle durch unverläßliche Erſteher elu⸗ 
dirt, und ſelbſt die zur Zeit der Behandlung als verläſſig 
bekannten Erſteher, wenn Umſtände eintretten, die ihren 
Gewinn zu mindern oder nachtheilig bedrohen, die Er— 
füllung ſolch unverficherter Zuſagen leicht ablehnen könnten. 

Es iſt daher am Schluße des Behandlungsprotokolls 
künftig von jedem Erſteher die Art der Erfüllungsverſiche— 
rung entweder durch die Haftung mit feinem beſitzenden 
Vermögen, oder mit dem eingelegten Kauzionsbetrage 
und Gattung der Hypothek oder der Baarſchaſt ſtets anz 
zuſetzen. 

Uebrigens iſt jedoch jedem Erſteher, deſſen Erfül⸗ 
lungsverſicherung nicht durch den von der Ortsobrigkeit 
beſtättigten eigenen Vermögensbeſiz angenommen werden 
konnte, und der hiefür baares Geld, Staatsobligazionen, 
oder Buͤrgſchaft eingelegt hat, geſtattet, bis zum Kon- 
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trakts⸗Abſchluß ſich um jene Kauzionsgattung zu bewer⸗ 
ben, welche ihm ohne mindere Auslagen erreichbar, doch 
von der k. Kammerprokuratur oder der Gerichtsbehörde 
als zureichend anerkannt wird, und bei förmlichen Kon⸗ 
traktsabſchluße jene Kauzion auszuwechſeln, welche beim 
Abſchluſſe der Behandlung bloß probviſoriſch eingelegt wor— 
den iſt. Hiernach iſt ſich bei künftigen Subarendirungs⸗ 
Behandlungen zu benehmen. 
Gubernial-Verordnung vom 28ten Jan. 1826. Gub. 
Zahl 75554 ex 18285. 


6. 

Von dem vorgeſchriebenen Maaßſtabe, das 
Einkommen eines Juſtiziaͤrs, Oekono— 
men, Mandatars u. ſ. w. zwiſchen ei⸗ 
nem Maximum von 1000 und Mini— 
mum von 250 fl. W. W. zur Bemeſſung 


5 eee anzunehmen“ kommt 
es ab. 


Den Kreisämtern wird zur eigenen Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung bei der Behandlung des Klaſſenſteuergeſchaſ— 
tes für das Jahr 1826 und in die Zukunft bedeutet, daß 
es bon dem mit Verordnung vom 18ten Februar 1817. 
Zahl 7495 vorgeſchriebenen Maaßſtabe »das Einkom⸗ 
»men eines Juſtiziäres, Defonomen, Man- 
»batares u ſ. w. zwiſchen einem Maximum 
„bon 1000, und einem Min im um von 250 fl. 
»W. W. anzunehmen, und hier nach die Klaſ— 
»ſenſteuer zu beſtimmen« abzukommen habe, und 
einzig dem Ermeſſen der Kreisämter überlaſſen bleibe, der 
Schmälerung und Beeinträchtigung des Staatseinkom— 
mens aus der Klaſſenſteuer, nach den Vorſchriften des 
Klaſſenſteuerpatentes vom 1806, und den Andeutungen 
der hierortigen Verordnung vom 2gten November 1816 
Zahl 52699. abzuwehren. 

Gubernial⸗ Dekret vom ıdten Jänner 1326. Gub. Zahl 

76541. ex 1825. 
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7. 
Aufhebung aller Beſchraͤnkungen des Vieh⸗ 
handels auf den Olmuͤtzer Maͤrkten. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit der allerhöchſten Ent⸗ 
ſchlieſſung vom 25. Junius v. J. alle den Viehhandel auf 
dem Olmützer Viehmarkte beſchränkenden Vorſchriften auf⸗ 
zuheben geruht. a 
Die zur Vollſtreckung dieſer allergnädigſten An⸗ 
ordnung von dem k. k. mähriſch⸗ſchleſiſchen Landes⸗ 
Gubernium erlaſſenen Kreisſchreiben werden in der -]|. 
Beilage hiemit zur allgemeinen Kenntniß gedracht. : 
Gubernial-Kundmachung vom 14. Sänner 1826. Gub. 
Zahl 75758. ex 1825. 


2 
EHE Ast 

Von dem k. k. maͤhr. ſchleſ. Landes⸗ 
gubernium. 


Wegen Aufhebung der den Viehhandel auf 
dem Olmuͤtzer Viehmarkte beſchraͤnken⸗ 
den Vorſchriften. 


In Beziehung auf die dermalen zu Olmütz beſtehende 
Viehmarktskontrolle haben nach Eröffnung des Gouverne- 
ments⸗Präſidiums vom 24. Juli I. J. Zahl 5595, in 
Folge herabgelangten Hofkanzley-Präfidialdekrets Se. Ma⸗ 
jeftöt mit allerhoͤchſter Entſchließung vom 25ten Juny l. 
3. Nachſtehendes anzuordnen geruhet: 


a) Alle den Viehhandel auf dem Markte ſelbſt beſchrän⸗ 
kenden Vorſchriften werden aufgehoben, und nur die 
zur Erhebung der Viehpreiſe beſtehende Anſtalt iſt 
in der Art beizubehalten, daß jeder Verkäufer bei 
dem Auftriebe die Zahl und Gattung des aufgetrie⸗ 
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benen, ſo wie jeder Käufer die Zahl und Gattung, 
das Gewicht, und den Preis des gekauften Viehes 
bei der Marktkontrolle ordentlich anzeigen, und be⸗ 
bor dieſes nicht in das Markt Protokoll eingetragen, 
und das verkaufte Vieh von dem Marktſchätzmeiſter 
in Anſehung des Gewichtes geſchätzt iſt, von dem 
Markte nicht abtreiben ſoll. 


b) Den Viehhändlern iſt geſtattet, auch auf dem Triebe 
von der galiziſchen Gränze bis Olmütz einzeln, oder 
mehrere Stücke zu verkaufen. 


c) Der Eigenthümer des am Markttage unberkauft ge⸗ 
bliebenen Viehes iſt künſtig nicht mehr zur Anzeige 
verbunden, ob er das Vieh bis zum nächſten Mark⸗ 
tage in Olmütz belaſſen, oder wohin er daſſelbe trei⸗ 
ben wolle. Ferner ſoll das Vieh zwar nur an Markt⸗ 
tägen auf dem Marktplatze verkauft werden dürfen, 
in ſo fern aber ein Beſitzer mit dem an einem Markt⸗ 
tage nicht angebrachten Vieh bis zum nächſten Mark⸗ 
tage zuzuwarten geſonnen iſt, und er unter der Zeit 
Gelegenheit fände, einen vortheilhaften Kauf abzu⸗ 
ſchließen, ſoll ihm ſolches gegen dem geſtattet ſeyn, 
daß hierbey jene Froömlichkeiten beobachtet werden, 
welche für den Verkauf des auf dem Markte hintan⸗ 
gegebenen Viehes vorgeſchrieben ſind. 


d) Die bisherige Bezeichnung des gekauften Viehes von 
Seite der Marktkontrolle hat zu unterbleiben. 


e) Sind dem allerhöchſten Beſchluſſe ad a. zu Folge 
auch ausländifche Vieh⸗Einkäufer auf dem Olmüger 
Markte zuzulaſſen. 


1) Die Aufſtellung von Senſalen für dieſen Vieh⸗ 
handel von Seite der Staatsverwaltung findet 
nicht ſtatt, aber es iſt jenen Partheyen, welche es 
wünſchen, geſtattet, von der Marktaufſicht⸗ Auszüge 


aus den Protokollen über die angemeldeten und ges 
ſchloſſenen Käufe und Verkäukäufe abzuverlangen. 
Brünn am 29. July 1825. 


Anton Friedrich Graf b. Mittrowsky, 
Gouverneur von Mähren und Schleſien. 


Franz Graf v. Klebelsberg, 
Gubernial⸗Vizepräſident. 
(L. S.) 


Mathias Danielis, 
k. k. M. S. Gubernialrath. 


8 
Eik iu 
Von dem k. k. maͤhr. ſchleſ. Landes- 
gubernium. 


Daß alle auf den Olmuͤtzer Viehhandel Be- 
zug habende Beſchraͤnkungen aufgehoben 
ſind, jedoch die Sanitaͤtskontrolle an 
den Einbruchsſtazionen zu Bielitz und 
Maͤhriſch Oſtrau noch kuͤnftig zu befte- 
hen habe. 


egen Aufhebung der, den Viehhandel auf dem DI- 
mützer Viehmarkte beſchränkenden Vorſchriften wurde mit 
hohem Hofkanzleydekret vom 24ten November I. J., als 
Erläuterung der dießfalls mit hierortigen Eirkular vom 2g. 
July J. J. Zahl 21865 bekannt gegebenen Grundfatze 
eröffnet, es ſind alle, wie immer geartete Beſchränkun⸗ 
gen des Verkaufs und Einkaufs des Viehes auf dem DI- 
mützer Viehmarkte ſowohl, als auf dem Triebe dahin, 
aufgehoben worden, und es ſteht jedem Verkaͤufer und 
Käufer, folglich auch Spekulanten frey, beliebig zu kau⸗ 
fen und zu verkaufen, daher es auch künſtig der früher 
eingeführten Einkaufs ⸗ Zertifikate nicht mehr bedarf. 


Allein die Sanitätskontrolle, welche an den Ein» 
bruchsſtazionen Bielitz und Mähr. Oſtrau beſteht, und 
zum Zwecke hat, das Mitbringen ſchädlicher Kranheiten, 
welche unter dem Triebe entſtehen könnten, zu verhü- 
ten, muß künftig allerdings wie bisher, aufrecht erhalten 
werden. 

Zugleich wurde mit hohem Hofkanzleydekrete vom 20. 
November I. J. angeordnet, daß der bisher zum Behufe 
der Befoldung der Markt-Kontrolle beſtandene Viehauſ⸗ 
ſchlag vom ıten Jänner 1826 gänzlich aufzuhören habe: 

Brünn am gten Dezember 1825. 

Anton Friedrich Graf v. Mit⸗ 
trowsky, 
Gouperneur von Mähren und Schleſien. 
Franz Graf v. Klebelsberg, 
Gubernial « Vizepräſident. 


(L. S.) 
Franz Ribiſch, 
k. k. M. S. Gubernialrath. 


8. 

Erneuerung des §. 6. XX. Abſchnitts der 
politiſchen Schulverfaſſung, daß die 
Dominikalrepraͤſentanten bei der Schul⸗ 
viſitazion zu erſcheinen haben. 


8 iſt hervorgekommen, daß manche Dominikalrepräſen⸗ 
tanten auf Einladung der betreffenden Schuldiſtriktsauf⸗ 
ſeher bei den vorgeſchriebenen Schulvifitazionen der in der 
politiſchen Schulverfaſſung $. 6. XX. Abſchnitts enthal⸗ 
tenen Vorſchriſt zuwider nicht erſcheinen wollen. 

Die k. Kreisämter werden daher beauftragt: ſämmt⸗ 
lichen, in dem ihrer Leitung anvertrauten Kreiſe beſtehen⸗ 
den Dominien die erwähnte Vorſchriſt zur genaueſten 
Darnachachtung in Erinnerung zu bringen. 

Gubernial-Verordnung vom ıdten Jän. 1826. Gub. 

Zahl 76314. ex 1825. 


9. 


Verlaſſenſchaftsmaſſen ſind nach dem Kurſe 
zu 250 auf Konv. Münze zuruͤck zu fuͤh⸗ 
ren, und hievon die adeliche Richter⸗ 
amtstaxe zu berechnen. 


&; ift hohen Orts vorgekommen, daß die adeliche Rich⸗ 
teramtstare, deren Bezug in M. M. nach der urſprüng⸗ 
lichen Ausmaaß geſtattet iſt, auch von dem in W. W. be⸗ 
rechneten Verlaſſenſchafts-Vermögen in Kon Münze Statt 
zu finden pflege. Ein ſolcher Bezug iſt offenbar unge⸗ 
buͤhrlich, da es in der Natur der Sache liegt, daß die 
Taxe und der Werth des Gegenſtandes von dem die Er» 
ſtere abgenommen wird, in einer und derſelben Valuta 
angeſchlagen werden muͤſſen. 


Da bei einem, oder dem andern Magiſtrate ähnli⸗ 
che Unfüge Platz greifen, oder über die Beurtheilung ſol⸗ 
cher Tarbezuͤge eine Verſchiedenheit der Anſichten berr- 
ſchen dürfte, ſo haben die k. Kreisämter in Folge hohen Hof⸗ 
kanzleydekrets vom 28ten November 1825 Zahl 35708. 
durch eine den Magiſträten kund zu machende Weiſung 
zu erklären, daß die Verlaſſenſchaftsmaſſe bei jeder Ab⸗ 
handlung nach dem Kurſe zu 250 auf Konv. Münze zu⸗ 
rückzuführen, und daß dann hievon erſt nach der Tax⸗ 
ordnung die Taxe in K. M. zu berechnen ſey. 


Uibrigens iſt in vorkommenden Fällen über die ge⸗ 
naue Befolgung dieſer Beſtimmung zu wachen. 


Gubernial Dekret vom ı7ten Jänner 1826. Gub. 
Zahl 74222. ex 1825. 


10, 

Apotheker dürfen ihre Apotheken ohne Be⸗ 
willigung der Landesſtelle nicht verkau⸗ 
fen, oder an einen anderen uͤberlaſſen. 
Jeder Proviſor, den eine Apothekers⸗ 
witwe aufzuſtellen willens iſt, muß ſich 
mit ſeinem Diplom und uͤbrigen wiſſen⸗ 
ſchaſtlichen und moraliſchen Zeugniſſen 
ausweiſen. 


Da die hierlandes beſtehende Apotheken, Perſonalge⸗ 
werbe find, deren Ueberlaſſung als Verkauf an einen an- 
deren Apotheker der Willkuͤhr des bisherigen Eigenthuͤmers 
nicht überlaſſen werden kann, ſo iſt ſämmtlichen Apothe⸗ 
kern zu bedeuten, daß ſelbe in allen Fällen, wo ſie ihre 
Apotheken an einen anderen geprüften Apotheker überlaf- 
ſen oder verkaufen wollen, die hierortige Bewilligung vor⸗ 
erſt anzuſuchen haben, anſonſt ſolche Verkäuſe und Ueber⸗ 
laſſungen an einem anderen Apotheker als ungiltig zu bes 
trachten ſind. 

Um aber auch im Falle, daß eine Apothekerswitwe 
die Apoeheke beibehalten will, und daher einen geprüften 
Apotheker als Proviſor aufzuſtellen hat, auch hierin die 
nöthige Beruhigung zu haben, fo hat ein ſolcher Proviſor 
ſich immer mit ſeinem Diplom und übrigen wiſſenſchaft⸗ 
lichen und moraliſchen guten Zeugniffen bei den k. k. Kreis⸗ 
ämtern auszumeifen. 

a e vom adten Jän. 1826. Gub. Zahl 


11. 
Beſtimmung der Quartierskempetenz fuͤr das 
kontumazaͤmtliche Perſonale. 


uf die dem Hofkriegsrathe vom General⸗Ko mmando 
über die Quartierskompetenz des kontumazämtlichen Per⸗ 
ſonals vorgelegte Anfrage, wurde mit Reſkript vom ıdten 
Dezember v. J. erwiedert. 


u N m 


In der Militär « Gränge ift das kontumazämtliche 
Perfonale größtentheils in Aerarial» Gebäuden unterge- 
bracht, wo dieß nicht der Fall ift, bezieht dasſelbe ab 
aerario eigene erſt kürzlich neu regulirte Quartiergelder, 
welche aber auf Galizien, wo geſammte Kontumazausla- 
gen ex Cammerali beſtritten werden, keinen Bezug 
haben. Was übrigens die Quartierskompetenz der Kon» 
tumaz Beamten überhaupt betrifft; ſo richtet ſich dieſelbe 
nach der Diäten» Kaffe, in welcher fie mit den Militär⸗ 
Individuen äquipariren. 

Wovon man das Kreisamt nachträglich zur hierorti⸗ 
gen Verordnung vom ten Dezember v. J. Zahl 66596. 
aus Anlaß der Wohnung des Raſtelarztes zu Sinoutz zur 
Wiſſenſchaft und Darnachachtung verſtändiget. 

eee e vom 25ten Jän. 1826. Gub. Zahl 
1090. 


12. 
Beſtimmungen über die Einrichtung der öf- 
fentlichen Pruͤfungen an ſaͤmmtlichen 
philoſophiſchen Studien- Anftalten. 


ie hohe Studienhofkommiſſion hat mit Dekret ddo. 
Zıten Dezember 1825 Zahl 8700 eröffnet. 

Da beſonders an einigen Lehranſtalten eine über⸗ 
mäſſig lange Zeit auf die öffentlichen Prüfungen aus den 
verſchiedenen Fächern der philoſophiſcheu Studienabthei⸗ 
lung verwendet, und dadurch der eigentliche Unterricht auf 
eine oſt ſehr kurze Zeit beſchränkt, und das Abhalten der 
für den Fortgang der Studierenden, und für die Beurtheis 
lung deſſelben weit dienlicheren Kollegialprüfungen ſaſt 
unmöglich gemacht wird; auch ſonſt hie und da ein min⸗ 
der zweckmäſſiges Verfahren eingetreten iſt, ſo findet man 
in Folge der allerhöchſten Entſchließung vom 25ten De⸗ 
zember 1825 nachſtehende Beſtimmungen über die Ein⸗ 
richtung der öffentlichen Prüfungen an den ſämmtlichen 
philoſophiſchen Studienanſtalten zur genauen Darnachtung 
vorzufchreiben. 
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§. 1. 


In der griechiſchen Philologie, ferner in den neueren 
Sprachen, dann in der praktiſchen Geometrie, in der hö⸗ 
heren Mathematik, und in der Aſtronomie wird nur Eine 
öffentliche Prüfung am Ende des Schuljahres, mithin 
eine Annualprüfung vorgenommen werden. In allen 
übrigen Lehrfächern der philoſophiſchen Studienabtheilung 
aber find wie bisher zwei öffentliche oder Semeſtralprü⸗ 
fungen abzuhalten. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß für 
Lehrfächer, für welche eine Annualprüfung ſchon dermalen 
eigends vorgeſchrieben iſt (nähmlich bei der populären 
Mechanik, bei dem Lehrfache der deutſchen Sprache, bei 
dem Zeichnungsunterrichte, bei der Baukunſt, dann bei 
dem Lehrkurſe für Ingenieurs und Feldmeſſer zu Pavia 
und Padua) es bei der Annualprüfung zu verbleiben hat. 

Ss. 

Die Direktoren und fonftigen Vorſteher der philofo- 
phiſchen Lehranſtalten haben überhaupt dahin zu wirken, 
daß durch die Ahhaltung der öffentlichen Prüfungen mög⸗ 
lichſt wenige Zeit für den eigentlichen Unterricht derlohren 
gehe. Um dieſes ohne Gefährdung der Zwecke der öffent⸗ 
lichen Prüfungen bewerkſtelligen zu können, wird die bes 
ſtehende Vorſchrift, welche das häufige Vornehmen dieſer 
Kollegialprüfungen anbeſiehlt, um deſto genauer gehand— 
habt werden müſſen. Jede mit einem Studierenden vor⸗ 
genommene Kollegial⸗Prüſung iſt mit der Angabe des 
Tages und der erhaltenen Kalkul in dem Handkatalog der 
Profeſſoren einzutragen. Dieſe Kollegialprüſungen ſind 
dergeſtalt einzurichten, daß ſich mit einzelnen Schülern 
nicht uͤbermäſſig lang aufgehalten, ſondern daß diefelbe 
mit möglichſt vielen Schülern das Jahr hindurch vorge⸗ 
nommen werde. Rach Abhandlung jedes Haupttheiles des 
Lehrfaches ſoll immer ohne ſich an die Ordnung des Leit⸗ 
fadens zu halten, einige Zeit auf die Durchprüfung dieſes 
abgehandelten Theiles verwendet werden, um hiedurch die 
Studierenden zu verhalten, ſich noch vor der öffentlichen 
Prüfung eine gehörige Ueberſicht des abgehandelten Ge⸗ 


genſtandes zu verſchaffen, und das eigene Studium nicht 
bis zur öffentlichen Prüfung aufgeſchrieben. 

Die Studierenden ſind jedes Jahr zu erinnen, daß 
die Kalkulazion ihres Fortganges, keineswegs bloß von 
dem Ausſchlage der öffentlichen Prüfung abhänge, ſon— 
dern daß dabey auch auf den, aus den Kollegialprüfun⸗ 
gen erhaltenen Kalkul gebührender Bedacht genommen 


wird. 
§. 32 


Bei dem freyen Lehrfache der klaſſiſchen Litteratur 
wird im erſten Semeſter bloß aus der Einleitung in das 
Studium der Klaſſiker, oder aus der Theorie der klaſſi⸗— 
ſchen Litteratur, im zweiten Semeſter aus dem praktiſchen 
Theile dieſes Lehrfaches öffentliche Prüfung abgehalten. 


§S. 4. 

Die öffentlichen Prüfungen werden alle Tage der 
Woche hintereinander, ohne Rückſicht auf die gewöhnli⸗ 
chen Schulferien, alſo auch an Donnerstagen, mit einzi⸗ 
ger Ausnahme der Sonn- und Feyertage, täglich durch 
wenigſtens 6 Stunden gehalten. An jedem Prüfungs⸗ 
tage ſind im Durchſchnitte bei den mathematiſchen Lehrge⸗ 
genſtänden wenigſtens zwanzig, bei den übrigen wenig⸗ 
ſtens vier und zwanzig Studierende zu prüfen, und ſind 
auf keinen Fall mehr Tage, als nach dieſer Berechnung 
entfällt, auf die öffentlichen Prüfungen zu bemeſſen. 
Zwiſchen den Prüfungen aus zwei verſchiedenen Gegen« 
ſtänden iſt in vorhinein kein Zwiſchentag einzuberaumen. 


§. 5. 


Die Studierenden find in der Regel in der alpha⸗ 
betiſchen Ordnung zur Prüſung aufzurufen, und iſt nicht 
zu dulden, daß dieſelben, ohne hinlänglichen Grund, an⸗ 
ſprechen, ſpäter, als ſie ſonach die Reihe trifft, geprüft 
zu werden. 

Nur die Zöglinge folder Konvikte, Kollegien, oder 
Erziehungsanſtalten, welche unter der unmittelbaren Lei⸗ 
tung der Staatsverwaltung ſtehen, werden nach einander, 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. B 
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an einem eigends beſtimmten Tage geprüft, damit die 
Vorſteher der Erziehungsanſtalt zugegen ſeyn können. 

Die Prüfungen aus den Obligatſtudien werden in 
beiden Jahrgängen gleichzeitig vorgenommen. Bei einer 
dieſer gleichzeitigen zwei Prüfungen hat, wie es die be> 
ſtehende Inſtrukzion fuͤr die Studiendirektoren ohnehin 
ſchon immer gefordert hat, unausgeſetzt der Direktor des 
Studiums zugegen zu ſeyn; für die Prüfungen, bei wel⸗ 
chen der Direktor nicht zugegen ik, muß ein Profeſſor be⸗ 
ſtimmt werden, welcher die Stelle des Direktors zu ver— 
treten, und mit dem prüfenden Profeſſor den Fortgangs⸗ 
kalkul des Studierenden richtig zu ſtellen hat. Jedoch 
hat der Direktor mit ſeiner Gegenwart bei den Prüfun⸗ 
gen ſo abzuwechſeln, daß er bei jedem Lehrgegenſtande 
einige Zeit erſcheint. 

8 §. 7. 

Die Prüfungen aus dem freyen Lehrgegenſtänden 
werden im ıten Semeſter erſt dann vorgenommen, wenn 
die Vorleſungen über die Obligatſtudien ſchon wieder be⸗ 
gonnen haben, im zweiten Semeſter aber vor dem 
Anfange der Prüfungen aus den Obligatſtudien, und 
zwar: iſt aus dieſen freyen Lehrgegenftänden täglich an 
Schultagen durch drei Stunden, nähmlich außerhalb der 
Stunden, an welchen die Vorleſungen über die Obligat⸗ 
ſtudien Statt finden, an den Donnerstagen aber durch 
6 Stunden zu prüfen. Auch dei den Prüfungen aus 
den freyen Lehrgegenſtänden, muß entweder der Direktor, 
oder ein hiezu eigends beſtimmter, deſſen Stelle vertretender 
Profeſſor zugegen ſeyn. Die Vorleſungen über die freyen 
Gegenſtände, werden im ten Semeſter nur während 
der Zeit ausgeſetzt, wo die Zuhörer derſelben die Prüfung 
aus ihrem Obligatſtudien haben, dann in beiden Seme⸗ 
ſtern nur an denjenigen Tagen, an welchen die öffentli⸗ 
che Prüfung aus denſelben freyen Lehrgegenſtande abge⸗ 
halten wird. 

Hievon werden die k. k. Direktorate zur künſtigen 
genauen Darnachachtung mit dem Bedeuten in die Kennt⸗ 
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niß geſetzt, daß vermöge ferneren Inhaltes dieſer hohen 
Anordnung, die dem neuen Lehrplane und dieſer Vor⸗ 
ſchrift entſprechenden Weiſungen und Formularien über 
die künftige Einrichtung der Prüfungsakten, das iſt: Ka⸗ 
taloge, Ueberſichtstabellen u. ſ. w. eheſtens nachfolgen 
werden, daher auch die k. k. Direktorate mit der Ein⸗ 
ſendung derſelben für den erften Semeſter 1825—26 bis 
zum Empfang dieſer Weiſungen inne zu halten haben, 

Gubernial⸗Verordnung vom 2bten Jän. 1826. Gub. 

Zahl 4527. 


23% 


Hebraͤiſchen Dollmetſchern, wenn fie zu 
einer gerichtlichen Unterſuchung beigezo⸗ 
gen werden, wird fuͤr jeden Tag ein 
Gulden Konv. Muͤnz bewilliget. 


Die hohe k. k. Hofkanzley ift mit der allgemeinen k. k. 
Hofkammer darin übereingekommen, daß den hebräiſchen 
Dollmetſchern, wenn ſie zu einer gerichtlichen Unterſu⸗ 
chung beigezogen werden, nach dem $. 551. I. Theils 
des Strafgeſetzes für jeden Tag ein Gulden Conv. Münze 
abzureichen iſt. 

Wovon die k. k. Kreisämter in Folge hohen Hofkanz⸗ 
leydekretes vom 27ten Dezember 1825 3. 58455-2056. 
in Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial⸗Dekret vom 28ten Jan. 1826. Gub. Zahl 


1406. 


14. 
Reorganiſirung der Lemberger Realſchule. 


Laut hohen Studienhoſkommiſſionsdekrets ddo. 235ten De⸗ 

zember 1825 Zahl 8525. haben Seine k. k. Majeftät mit 

allerhöchſter Entſchließuug vom 16ten Dezember 1825. 

folgende Beſtimmungen über die künſtige Einrichtung der 

Realſchule zu Lemberg, und über den daſelbſt herzuſtel⸗ 
B 2 
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lenden Unterricht in einigen techniſchen Fachern zu ge⸗ 
nehmigen geruht: 

I. Die Lemberger Realſchule als allgemeine höhere 
Lehranſtalt zur bürgerl. Bildung, und als Vorbereitungs- 
anſtalt für den Beſuch des weiteren Unterrichtes in techni⸗ 
ſchen und kommerzielen Lehrfächern hat in Zukunft aus 
zwey Klaſſen zu beſtehen. 

In dieſen zwei Klaſſen iſt zu lehren 

in der Erſten in der Zweyten: 
Religionslehre 2 
Schoͤnleſen 1 S 
Geographie 2 8 2 
Weltgeſchichte 2 
. Auffaglehre, deutſche Sprache, und deutſcher Styl 
2 


„ 2 


* * 1 


er} SUR n 
0 


Reine Elementar⸗ Ma⸗ 
thematik 4 ; 

. Naturgefhihte . 3 nr. 

Kalligraphie » A 

ar) <> a, 


wöchentliche Stunden 16 5 3 a 15 


Hinſichtlich des Unterrichtes in = lien Spra⸗ 
che können die Schuler, welche ſich hierin bilden wollen, 
an dem dießfalls an der Univerſität bereits bewilligten Un⸗ 
terrichte; hinſichtlich der italieniſchen und franzöfifchen 
Sprache an dem Unterrichte in dieſen Sprache an der 
ſtändiſchen Akademie Theil nehmen. 

II. Zur Ausführung dieſes Planes wird folgender 
een feſtgeſetzt: 

„Direktor der Realſchule, welchem auch der 

Unterricht in der la augewielen bleibt 

nie , 5 

2. Religionslehrer beſorgt nebſt den ſonntägli⸗ 
chen Exhorten den Religionsunterricht und 
die Uebungen im Schönleſen durch. 

3. Lehrer der Geographie und Geſchichte mit 

A. Lehrer der reinen Mathematik mit 9 


a 81 


aa 
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5. Lehrer der Kalligraphie mit 
6. Zeichnungslehrer giebt nebſt der Aufſicht über 
die freywillige Zeichnungsübungen der Schü⸗ 
ler förmlichen Unterricht du eh 10 
7. Dem an der Univerſität beizubehaltenden Pro⸗ 
feſfor der Naturgeſchichte wird zugewieſen der 
Unterricht in der Naturgeſchichte mit. 6 


Zuſammen wöchentliche Stunden 51 


III. Damit abſolbirte Schüler der Realſchule ſich in 
den techniſchen Lehrzweigen zu Lemberg ſelbſt weiter aus⸗ 
bilden können, wird denſelben die hiezu berechnete Gele⸗ 
genheit an der Univerſität zu Lemberg offen ſtehen, und 
zwar für folgende Lehrzweige: 

1. Phyſik (mit Einbegrif der angewandten Mathe⸗ 
Matic durch ß ne 
2. Allgemeine und ſpezielle techniſche Chemie durch 5 
3. Landwirthſchaftskunde (und als Beſtandtheil 

derfelben Forſtwirthſchaftslehre) durch 
4. Praktiſche Geometrie duch. 
5. Land » und Waſſerbaukunſt mit theoretiſchem 

Unterricht durch 5, und mit korreſpondirenden 

Zeichnungsübungen durch andere 5 zuſammen 

due ,, 10 

Stunden wöchentlich. 

Zu dieſem Ende wird 

ad I. Den abſolvirten Schülern der Realſchule obne⸗ 
weiters die ordentliche Aufnahme zu den Vorleſungen über 
die Phyſik an der Univerfität, und die Zulaſſung zu den 
öffentlichen Prüfungen aus dieſem Fache mit Ausſtellung 
des verdienten Zeugniſſes ganz auf dieſelbe Art geſtattet 
ſeyn, wie ein Gleiches für die Studirenden am techni⸗ 
ſchen Inſtitute zu Prag mit Studienhofkommiſſonsdekret 
ddo. 18. April 1826, Zahl 814 — 250. beſtimmt wor⸗ 
den iſt. 

Sollte aber die Zahl ſolcher Zuhörer der Phyſik be⸗ 
harrlich dreyßig überſteigen, und ſollte befunden werden, daß 
die Ausdehnung des Realſchulunterrichtes auf langere Zeit 


1 


1 


nicht läſtig erſcheinen, und die Verminderung der Schü⸗ 
lerzahl nicht zur Folge haben würde, fo wird der Antrag 
gemacht werden können, einen eigenen Lehrer der Phyſik 
und Mechanik aufzuſtellen, und zu diefen Ende den Re⸗ 
alſchulkurs zu erweitern. 

ad IIdum. Den neu einzuführenden Unterricht in 
der Chemie übernimmt anſtatt des ihm ſyſtemmaſſig zu⸗ 
gewieſenen Lehrfaches der Naturgeſchichte, der Profeſſor 
der Landwirthſchaftskunde, Für dieſes neue Lehrfach der 
Ehemie iſt eine Inſtrukzion, in welche auch die nöthige 
Beſtimmung über das Lehrbuch, und über den Geldver- 
lag für die Experimente aufzunehmen ſeyn wird, zu ent⸗ 
werfen, und der Genehmigung der Studienhofkommiſſion 
zu unterziehen. 

ad IIItium. Aus dem Lehrfache der Landwirth⸗ 
ſchaftskunde wird dagegen die bisherige weitläufige Ver⸗ 
breitungslehre der Chemie gänzlich ausgeſchieden, und 
dadurch zugleich Zeit gewonnen werden, die eigentlichen 
landwirthſchaftlichen Lehren, beſonders aber die ohnehin 
im vorgeſchriebenen Lehrbuche vollſtändig enthaltene Forſt⸗ 
wirthſchaftslehre deſtogewiſſer und genauer zu behandeln. 

ad IVtum. In dem ſchon beſtehenden Lehrfache 
der praktiſchen Geometrie bedarf es gar keiner: 

ad Vtum. In dem Lehrfache der Baufunft aber 
nur dieſer Veränderung, daß dieſelbe auf die Elemente 
des Waſſer⸗ und Straſſenbaues ausgedehnt werde, wo⸗ 
zu der Entwurf der in der beſtehenden Inſtrukzion für 
den Profeſſor der Baukunſt nöthigen Modifikazionen zur 
Genehmigung der Hofftelle vorzulegen ſeyn wird. 

Uiber die abſolbirten Schüler der Nealſchule, welche 
an dem ſolchergeſtalt hergeſtellten techniſchen Studienkurs 
Theil nehmen werden, ſind eigene Kataloge zu führen, 
und an die Behörden vorzulegen, worüber im Juny 
1826 die nähere Weiſung einzuholen ift. 

IV. Behufs der Ausbildung abſolbirten Schüler der 
Realſchule zum Handlungsfache wird auch ein kommer⸗ 
zieller Unterricht beibehalten, und zu dieſem Ende ein 
Profeſſor des Handlungsunterrichtes aufgeſtellt, welcher 
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in zehn Stunden wöchentlich die Buchhaltungskunde, 
und die eigentliche Handlungswiſſenſchaft zu lehren haben 
wird. In dem letzteren Lehrzweige iſt auch das Nöthige 
von dem Handels- und Wechſelgerichte einzuhalten. 

V. Nach dieſer Einrichtung der Anſtalten zur Aus— 
bildung im techniſchen und kommerziellen Fache, können 
ſich nach zurückgelegter Realſchule. 

1. Diejenigen, welche ſich bei der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wiſſenſchaft zu verwenden wünſchen, durch das Studium 
der Phyſik, Chemie, Landwirthſchaſtskunde und praltiſche 
Geometrie, wie auch der Thierarzneykunde. 

2. Diejenigen, welche ſich fuͤr das Baufach geeig⸗ 
net zu machen, und insbeſondere, die durch Hoſkanzley⸗ 
dekret vom 16ten März 1820. Zahl 782 1—560. für die 
Bewerber um Anſtellung bei den Bauämtern vorgeſchrie⸗ 
denen Zeugniße zu verſchaffen, und zu den daſelbſt ange? 
ordneten Prüfungen gehörig vorzubereiten wünſchen, 
durch das Studium der Phyſik, der praktiſchen Geome⸗ 
trie, dann der Land⸗ und Waſſerbaukunde, ſammt den 
einſchlägigen Zeichnungsübungen. 

5. Diejenigen, welche ſich für die Verwendung zu 
einem chemiſchen oder mechaniſchen Fabrikazions⸗ oder 
Gewerbszweige vorbereiten wollen, durch das Studium 
der Phyſik oder Chemie, dann um ſich auch kaufmänni⸗ 
ſche Kenntniſſe für irgend eine Fabriks- oder Gewerbsge⸗ 
ſchäftsführung zu verſchaffen, durch das Studium aller 
oder einzelner Zweige des kommerziellen Unterrichtes, 
endlich 

4. Diejenigen, welche ſich bloß zur Ausübung der 
Feldmeßkunſt befähigen wollen, durch das Studium der 
Phyſit „und der praktiſchen Geometrie, ſammt den Zeich⸗ 
nungsübungen, die ihnen zu dieſem Zwecken erſorderlichen 
gründlichen Kenntniße auch zu Lemberg erwerben. 

Ob ſie dieſes in einem oder zwei Jahren leiſten kön⸗ 
nen, bleibt, wie am Wiener politechniſchen Inſtitute dem 
Ermeſſen jedes einzelnen, nach Beſchaffenheit feiner Um⸗ 
ſtände und der gewählten Fächern überlaſſen. 

Auszug aus dem Gubernialdekret vom Zoten Jänner 1826 
Gub. Zahl 1146. 
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Pfarrer follen bei Inventirung oder Rein⸗ 
ventirung der Pfruͤnden die erforderli⸗ 
chen Behelfe vorbereiten. 


Es haben ſich mehrere Falle ergeben, daß bei den vor⸗ 
zunehmenden Inventirungen oder Reinventirungen die 
erforderlichen Daten nicht vorbereitet ſind, und der 
Kreiskommiſſär unverrichteter Sache abreiſen muß, oder 
wie ſo viele Fälle bereits vorgekommen ſind, unvollſtän⸗ 
dige Inventirungsoperate geliefert werden, woran die 
mangelnden Daten zum Theil Urſache ſind. 


Um dieſen Unzukömmlichkeiten für die Zukunft vor⸗ 
zubeugen, wird den Konfiftorin aufgetragen, dem ges 
ſammten Kuratklerus die Weiſung zu ertheilen, bei den 
um Inventirung oder Reinventirung der Pfründe ge⸗ 
machten Geſuchen für die Beiſchaffung nachſtehender Be⸗ 
helfe beſorgt zu ſeyn: a) das alte Pfarrinventarium, b) 
das Dekanatsinventar, c) die individuellen Grundertrags⸗ 
bögen, d) die Urbarial- und Zehendfaſſionen, e) die 
auf die Pfarre repartirten Steuern, und k) bei jenen Pfar- 
reyen, zu welchen ganze Dörfer oder Dorfsantheile gehö⸗ 
ren, die vollſtändigen Inventarien derſelben. 

Diefe Behelfe find unumgänglich nothwendig, da⸗ 
mit der Inventirungskommiſſär das Operat unaufgehal⸗ 
ten aufnehmen könne, und der anderwärtigen ihm oblies 
genden Dienſtleiſtung nicht zwecklos entzogen werde. 


ee = Defret vom Zoten Jaͤnner 1826. Gub. Zahl 
2 [2 


N 


16, 


Magiſtraten, Dominien und Gerichtsbar⸗ 
keiten wird die Eintreibung der gericht- 
lichen Tax-Poſtporto und Stempelge⸗ 
buͤhren zur Pflicht gemacht, und den 
Pfarrern, Ortsobrigkeiten und Juden— 
gemeindvorſtaͤnden die gewiſſenhafte 
Ausſtellung der Armuthszeugniſſe ein⸗ 
geſchaͤrft. 


ie wahrgenommene Anhäufung der Tax⸗Poſtporto 
und Stempelrückſtände beſtimmte die Landesſtelle, den 
Kreisamtern mit der Verordnung vom ıdten Oktober v. 
J. Zahl 52747. in Hinſicht auf alle ſolche politiſchen Ge⸗ 
bühren die genaue Befolgung des Erlaſſes vom zoten De— 
zember 1820. Zahl 60570. in Erinnerung zu bringen, 
und denſelben insbeſondere noch ſpäter, unterm 12ten 
d. M. Zahl 16466. eine vorzügliche Sorgfalt für die Ein⸗ 
treibung ſolcher Rückſtände empfohlen. 

Ueber ein Anſuchen des k. k. Appellazionsgerichts, 
wird nun den Kreisämtern verordnet, auch ſämmtlichen 
Magiſträten, Dominien und Gerichtsbarkeiten auf dem 
Lande mit Berufung auf die allerhöchſte Entſchließung 
vom 24ten Oktober 1820 aufzutragen, ſich nicht minder 
auch die Eintreibung aller gerichtlichen Tar = Poftporto und 
Stempelbeträge, die ihnen von Seite der Gerichtsſtellen 
überwieſen wird, auf das thätigſte angelegen ſeyn zu laſ⸗ 
ſen, die Amtshandlungen der dazu verwendeten Gerichts— 
diener, und unterſtehenden Beamten genau zu überwa— 
chen, und überhaupt keine Abſchreibung von Gerichtöges 
bühren in Antrag zu bringen, deren Uneinbringlichkeit 
nicht vollkommen dargethan, und wegen deren Eintreis 
bung die vorgeſchriebene Amtshandlung, und der geſetz— 
mäflige Pfändungsverſuch nicht vorangegangen iſt. 

Da man übrigens wahrgenommen hat, daß die Ar⸗ 
muthszeugiße den Partheyen zum Behufe ihrer Befreyung 
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von ſolchen Zahlungen, oder zum Behufe der Erwirkung 
der Tar⸗ und Stempelvormerkung in ihren Prozeſſen 
von Seite der Pfarrer und Ortsobrigkeiten, dann der 
Judengemeind⸗Vorſtände öfter nur oberflächig, und nicht 
immer nach Pflicht und Gewiſſen ausgeſtellt werden, ſo 
haben die Kreisämter denſelben aufzutragen, bei Ausſtel⸗ 
lung der Armuthszeugniſſe ſtets treu und wahr vorzuges 
hen, und in dieſen Dokumenten nebſt dem Karakter und 
Stande der Parthey auch ihren Lebensunterhalt und ih— 
ren Erwerb, dann ihre ſonſtigen Verhältniſſe, welche 
ihre mittelloſe Lage und ihre Zahlungsunfahigkeit darſtellen, 
genau und verlaͤßlich zu bezeichnen. 

Bei Zeugniſſen ſür Juden muß auch angegeben wer⸗ 
den, ob ſie wegen ihrer Armuth auch von der Zahlung 
der Lichterzündungsgebühren befreyt ſeyen. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 3ıten Jän. 1826. Gub. 
Zahl 2726. 


172 

Ortsobrigkeiten ſollen die von ihnen ver⸗ 

haͤngten Strafen wegen verzoͤgerter Ein⸗ 

gabe der Erwerbſteuer-Erklaͤrungen fps 
gleich dem Kreisamte anzeigen. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen beſonderen Falles wird 
demſelben aufgetragen, ſämmtliche Ortsobrigkeiten anzu⸗ 
weiſen, daß dieſelben über jene Strafen, welche nach dem 
Sten 5. des Kreisſchreibens vom ıoten März 1815 we— 
gen Uebertretung der Erwerbſteuer von den Ortsobrigkei⸗ 
ten verhänget werden dürften, ſogleich die Anzeige bei 
den Kreisaͤmtern zu erſtatten haben, damit die Kreisäm⸗ 
ter derley Beträge ohneweiters bei den Kreiskaſſen in Für⸗ 
ſchreibung bringen laſſen, worüber auch unter einem die 
nothige Weiſung an die Kreisfaffen ergehen. 

. Dekret vom 51ten Jaͤner 1826. Gub. Zahl 

2056, 


—. 27 — 
18. 


Preisaufgabe uͤber die Verbeſſerung der 
Konſtrukzion der Mahlmuͤhlen. 


Seine k. k. Majeftät haben allergnädigſt zu bewilligen 
geruhet, daß auf die Angabe der beſten weſentlichen, leicht 
ausführbaren, nicht koſtſpieligen Verbeſſerung in der Kon⸗ 
ſtrukzion der in der öſterreichiſchen Monarchie üblichen 
Mahlmühlen ein Preis von zweihundert Dukaten, 
welche, wenn es die Wichtigkeit der Erfindung verdient, 
verdoppelt werden ſollen, ausgefeg werde. 


Der Schlußtermin für die Eingaben wird auf den 
letzten Dezember 18256 feſtgeſetzt. 


Die Preiswerber können ihre Preisſchriften, ſammt 
den allenfalls dazu gehörigen Zeichnungen und Modellen, 
entweder bei der k. k. N. Oeſt. Regierung in Wien, oder 
aber auch bei der ihnen nächſtgelegenen Landesſtelle einer 
andern Provinz einreichen. 


Den Preiswerbern aus dem Auslande iſt verſtattet, 
ihre Preisſchriften nicht nur bei der nächſten Landesſtelle 
einer öſterreichiſchen Provinz, ſondern auch im Auslande 
bei einer öſterreichiſchen Geſandtſchaſt zu überreichen, von 
welcher dann die weitere Einſendung veranftaltet werden 
würde. 


Die Beurtheilung der Preisſchriften wird einer aus 
theorethiſchen und praktiſchen Sachverſtändigen zuſam⸗ 
mengeſetzten Kommiſſion übertragen, und der Preis der 
mit den angegebenen Eigenſchaften verſehenen Verbeſſe⸗ 
rung zuerkannt werden. 

Jeder mit einer Devise bezeichneten Preisſchrift iſt 
ein mit derſelben Devise verſehenes verſiegeltes Billet, 
welches den Namen und Wohnort des Verfaſſers angiebt, 
beizulegen. 

Gubernial⸗Kundmachung vom Srten Sän. 4826. Gub. 
Zahl 3759. 
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19. 

Zur Praͤmien- Vertheilung kommandirten 

Offizieren ſoll die Anweiſung der ge— 

buͤhrenden Quartiere nicht verweigert 
werden. 


us Anlaß der vom k. k. General» Militär - Kommando 
mitgetheilten Vorſtellung des galiziſchen Beſchel⸗ und Re⸗ 
montirungs » Departement, daß den zur Prämien-Ver⸗ 
theilung kommandirt werdenden Offizieren die Anweiſung 
der ihnen gebührenden ohentgeltlichen Quartiere hier und 
dort verweigert, und jenen die es betroffen, eine unzu— 
koͤmmliche Geldausgabe verurſachet wurde, wird den Kreis» 
ämtern aufgetragen, die betreffenden Magiſträte und Orts⸗ 
obrigkeiten, allwo die jährliche Prämien Vertheilung Statt 
findet, anzuweiſen, daß ſelbe künftig dieſen Dffizieren die 
Anweiſung der ihnen bei derley Kommandirungen gebühs 
renden Quartiere nicht verwrigern ſollen. Wo übrigens ohne⸗ 
hin Militärabfteigquartiere fyſtemmäſſig vorhanden find, 
können die Offiziere Unterkunft darin finden. 

Gubernial-Verordnung vom zZten Februar 1826. Gub. 

Zahl 4912. 


20. 

Aufnahme des Fuͤrſten Heinrich von Rohan 
Guemime, feiner drei Söhne der Prin⸗ 
zen Karl Viktor und Ludwig, dann ſei— 
ner eheleiblichen Nachkommen in den 
Fuͤrſtenſtand des Koͤnigreichs Boͤhmen. 

aut hohen Hofkanzleydekrets vom 26ten Dezember 1825 

Zahl 58878. haben Se. k. k. Majeſtät durch ein am 27. 

November 1808 mit a. h. Dero Unterſchriſt ausgefertig⸗ 

tes Diplom den Heinrich Fürften von Rohan Guémimé 

in a. g. Erwägung feiner Abſtammung von einem der 
ölteften Fürſtenhäuſer in Europa, und feiner Verwand⸗ 
ſchaft mit mehreren Souverainen fuͤrſtlicher Familien, daun 


in Anbetracht der von feinen drei Söhnen Karl, Viktor 
und Ludwig Prinzen von Rohan als k. k. Generale in 
dem franzöſiſchen Kriege um a. h. Sr. Majeſtät und den 
Staat ſich erworbenen Verdienſte und bewieſenen Anhäng⸗ 
lichkeit an das a. h. Kaiſerbaus, ſammt feinen ehelichen 
Nachkommen in den Fürſtenſtand des Königreiches Böh— 
men, nach dem dieſer Familie zu ſtehenden altherkömm— 
lichen Vorzügen aufzunehmen geruht. 

Dieſe a. h. Entſchließung wird den k. Kreisämtern 
zur Nachachtung mit dem Bedeuten bekannt gemacht, daß 
im Grunde dieſes h Hofkanzleydekrets die nach dem bes 
reits erfolgten Ableben des Herrn Fuͤrſten Heinrich von 
Rohan Guémimeé in dem öſterreichiſchen Kaiſerſtaate 
ſich ſtabil oder zeitlich aufhaltenden Fürften Karl, Victor 
und Ludwig, ſammt ihrer eheleiblicher Diszendenz als 
Fuͤrſten zu behandeln, und ihnen bei allen Gelegenhei— 
ten in der Anrede das Prädikat Durchlauchtig Hochge⸗ 
borner, und im Kontexte Durchlaucht zu geben, und ſie 
in Allen bei den Ehren und Würden, deren ſich die Für⸗ 
ſten in den öſterreichiſchen Staaten theilhaftig machen, und 
der Vorzüge, deren fie ſich gebrauchen dürfen, und zwar 
nach dem Range vom 27ten November 1808 zu erhal⸗ 
ten und zu ſchuͤtzen ſeyen. 

Gubernial-Dekret vom Sten Hor. 1826. Gub. Zahl 
5957. 
21. 


Ausländern wird der Beſuch der innlaͤndi— 
ſchen Lehranſtalten unterſagt. 


eine k. k. Majeſtät haben nach dem Inhalte einer 
durch die k. k. Studien ⸗Hof⸗Commiſſion herabgelangten 
a. h. Entſchließung vom 8. Dezember 1825 im Allge⸗ 
meinen anzuordnen geruhet, daß an keiner öſterreichiſchen 
Lehranfialt ein Ausländer aufgenommen werden dürfe, 
der das zehnte Lebensjahr überſchritten, und der auch 
unter dieſem Alter die ausnahmsweiſe Bewilli⸗ 
gung nicht vorlaufig von dem Landes⸗Chef erwirkt hat. 
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Dieſe a. h. Anordnung wird zur Wiſſenſchaft denje⸗ 
nigen, die ſich im Falle des Geſetzes befinden, mit der 
Erinnerung bekannt gemacht, daß künftighin die Angehö⸗ 
rigen ſolcher im Auslande gebürtiger, und nicht naziona⸗ 
liſirter Knaben, die das zehnte Lebensjahr noch nicht über⸗ 
ſchritten haben, ihre gehörig begründeten Geſuche um 
deren Aufnahme an einer öffentlichen Lehranſtalt bei 
ae k. k. Landes» Prafidium in Lemberg anzubringen 

aben. 
. Gubernial⸗Kundmachung vom böten Hor. 1826. Gub. 
Zahl 2492. 
2 


Neue Beſtimmung uͤber den Ausgangszoll 
fuͤr den ungariſchen Tabak. 


ie k. k. allgemeine Hofkammer hat mit hohem Dekret 
vom 18. v. M. Zahl 2711. den Zoll für die Ausfuhr der 
ungariſchen Tabakblätter nach dem Auslande auf zwanzig 
Kreuzer, den Ausgangszoll für geſponnenen und geſchnit⸗ 
tenen ungariſchen Rauchtabak auf vier Kreuzer für den 
Wiener Centner Sporko Gewichts feſtzuſetzen befunden. 

Der Ausgangszoll für den ungariſchen Schnupftabak, 
welcher jetzt mit fünf Kreuzer für den Centner feſtgeſetzt 
iſt, bleibt unverändert. 

Die Wirkſamkeit der neuen Zollbeſtimmungen beginnt 
mit dem Tage der Kundmachung gegenwärtiger Verord⸗ 
nung, und die Zollämter haben von dem Tage, an wels 
chem ſolche zu ihrer amtlichen Kenntniß gelangte, ſich 
darnach zu benehmen. 

©ubernial - RER vom 9. Hornung 1826. Gub. 
Zahl 6791. 
25, 


Vorſchrift wegen Beiſchaffung und Verthei⸗ 
195 der Praͤmien an den Elementar⸗ 
ulen. 


je hohe Studienhofkommiſſion hat mit Dekret vom 
14. Jänner l. J. Zahl 41. folgendes eröffnet: 


3 


Um über die Vertheilung der Prämien an den Ele⸗ 
mentarſchulen eine gleichförmige Norm ſeſtzuſetzen, haben 
Seine Majeftät mit a. h. Entſchließung vom 26ten Des 
zember 1825 folgende Punkte allergnädigſt zu genehmi⸗ 
gen geruhet: 

ıtens. Für die Trivialſchulen kann zur Auſchaffung 
der Prämien der Schulfond nie in Anſpruch genommen 
werden, ſondern es find Prämien an den Trivialfchulen 
nur dann zu vertheilen, wenn durch dazu beſtimmte 
Stiftungen, durch Wohlthäter und Schulfreunde dieſelben 
angeſchafft, und beſtritten werden können. 

ztens. Eben ſo haben ſämmtliche Mädchenſchulen, 
ſo wie alle Knabenhauptſchulen, die nicht Normal oder 
Kreishauptſchulen ſind, auf Anſchaffung der Prämien auf 
Koſten des Schulfondes keinen Anſpruch; da ſie bloſſe 
Gemeinde- und Lokalſchulanſtalten ſind; ſo ſind auch die 
Prämien für dieſelben, auf diefelbe Art, wie an Trivial⸗ 
ſchulen zu beſtreiten. 

ztens. Nur an den Normal, und Kreishauptſchu⸗ 
len dürfen Prämien auf Koſten des Schulfondes, dann 
angeſchafft werden, wenn keine beſondere Prämienſtiftun⸗ 
gen für dieſelben vorhanden ſind, und wenn auch durch 
die Verpachtung des Druckes der Schulbücher für Prä⸗ 
mien nicht geforgt werden kann. 

In dem Falle als der Schulfond zur Beſtreitung der 
Schulprämien bei Ermanglung anderer geeigten Quellen 
in Anſpruch genommen werden muß, wird ein jährliches 
Pauſchale für dieſe Prämien-Anſchaffung beſtimmt. 

Für die Schulprämien werden an einer Normalſchu— 
le jährlich 56 fl. M. M. 

2 eine Kreishaupſchule von 4 Klaſſen jährlich 30 fl. 
M. M. 

Für eine Kreishauptſchule von drei Klaſſen jährlich 
20 fl. M. M. aus dem Schulenfonde beſtimmt, welche 
Beträge nicht überſchritten werden dürfen. 

Sollte daher an einer oder der andern Normal oder 
Kreishautſchule der beſtimmte Betrag zur Anſchaffung der 
Prämien an beiden Semeſtralprüfung nicht hinreichen, ſo 
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find Prämien nur bei der Final: Prüfung zu vertheilen, 
bei der ıten Semeſtral⸗ Prüfung aber iſt der Fleiß der 
Schüler durch feyerliche Verleſung der Namen der Aus» 
gezeichneteſten und Würdigſten zu ermuntern und zu 
ſpornen. 

Um aber den Schulfond ſo viel möglich zu ſchonen, 
wird verordnet, bei den Kontraften für den Druck der 
Schulbücher dem Pächter unter den gewöhnlichen Bedin— 
gungen es zur Pflicht zu machen, Bücher zu Prämien 
für die Normal- und Kreishauptſchule der Provinz ent⸗ 
weder in Natura, oder mittelſt eines Geldbetrages zu be= 
ſorgen. 

. Damit es jedoch nicht der Willkühr der Pächter über- 
laſſen werde, welche Bücher dieſelben zu Prämien liefern 
wollen; ſo iſt das Verzeichniß der von den Pächtern zu 
liefernden oder anzuſchaffenden Prämien ſtets dem betref⸗ 
fenden Konfiftorio zur Einſicht mitzutheilen, ob gegen 
dieſelben nichts einzuwenden ſey, weil über die Zweckmäſ⸗ 
ſigkeit der zu vertheilenden Schulprämien die Ordinariate 
zu wachen haben. 

Jedoch iſt darauf zu ſehen, daß die Schulbücher da⸗ 
durch nicht ſchlechter ausfallen, daß deßhalb nichts an 
Reinheit des Druckes, und an der Güte des Papiers ver⸗ 
lohren gehe, damit die Bücher von den Schülern gehö— 
rig gebraucht und benützt werden können. 

Auszug aus der Gubernial-Verordnung vom ꝛoten Fe⸗ 

bruar 1826. Gub. Zahl 6970. 


24. 

Einziehung des bei Verlaſſenſchaften vor⸗ 
findigen Legendebuches des Pater Mar⸗ 
tin Kochem. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom 7ten Jänner l. J. 
iſt anher eröffne worden: 

Es hat ſich der Fall ereignet, daß eine Weibsperſon 
durch die Vorleſung einer in den ohnehin ſtreng verbo⸗ 


thenen Exempelbuche des Pater Martin Kochem ent» 
haltenen Geſchichte durch irrige Anwendung verleitet 
worden iſt, ihr uneheliches Kind unmitttelbar nach ber 
verheimlichten Geburt in der Zuverſicht zu tödten, daß 
ſie durch eine ſtrenge Buße dieſes Verbrechen gänzlich 
tilgen könne. 

Mit obigen hohem Hofkanzleydekret wird die Lan⸗ 
desſtelle auf das ſehr Schädliche derlei abergläubiſcher 
Lektüren in der Abſicht aufmerkſam gemacht, damit fie 
vereint mit den Ordinariaten durch die untergeordneten 
Behörden denſelben, jedes auf feine Weiſe fo viel mög. 
lich dadurch vorzubeugen trachte, daß die Wegnahme 
dieſes Buches, wenn es ſich in einem Verlaſſe, oder 
bei einer ſonſtigen Bücherveräußerung findet, erwirket, 
und von Seiten der Ordinariate der Klerus zur Eins 
führung beſſerer Lektüre vermocht werde. 

Von dieſer hohen Anordnung werden die Kreisäms 
ter mit der Weiſung in Kenntniß geſetzt, rückſichtlich der 
Wegnahme dieſes Buches, wenn ſelbes in die Landes» 
ſprache überſetzt, vorfindig ſeyn ſollte, nach der gegebe⸗ 
nen hohen Anordnung vorzugehen. 

Gubernial-Dekret vom 15ten Feb. 1826. Gub. Zahl 
6574. 
25. 


Der §. 25. des Stempelpatents vom Jahre 
1802. vermög welchen Obrigkeiten und 
landesfuͤrſtliche Aemter verpflichtet ſind, 
die bei denſelben vorkommende, gar 
nicht oder nicht klaſſenmaͤſſig geſtempel⸗ 
ten Urkunden der Siegelgefaͤllenadmini⸗ 
ſtrazion anzuzeigen, und den Partheyen 
ihre Staffaͤlligkeit bekannt zu machen, 
wird in Erinnerug gebracht. 

Zuſolge Stempelpatens vom ı5ten Oktober 1802 $. 


25. ſind Obrigkeiten und landesfürſtliche Aemter ohne 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. E 
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Ausnahme verpflichtet, wenn bei denſelben flempels 
pflichtige, und doch entweder gar nicht, oder nicht klaſ⸗ 
ſenmäſſig geſtempelte Urkunden vorkommen, den Par⸗ 
theyen ihre Straffälligkeit duech eine Note bekannt zu 
machen, und zugleich dieſen Fall der in Lemberg auf» 
geſtellten GefällsAdminiſtrazion anzuzeigen. Da nun 
nach Anzeige der Gefälls⸗Adminiſtrazion die Obrigkei⸗ 
ten und landesfürſtlichen Aemter diefer Vorſchrift nicht 
nachkommen; ſo werden die Kreisämter aufgeſordert, 
dieſem Patentsabſatze um ſo mehr genau zu entſprechen, 
und zugleich den Dominien und Magiſtraten die Beob- 
achtung derſelben einzuſchärfen, als auf die Nichtbeo— 
bachtung, die mit dem Kreisſchreiben vom loten Des 
zember 1802 Sub. Zahl 56197. bekannt gemachten 
Geldſtrafen feſtgeſetzt ſind. 

Gubernial⸗Verordnung vom 14ten Feb. 1826. Gub. 

Zahl 552. 


26. 

Die Poſtſtrecke zwiſchen Bojana Stampi 
und Tihucze auf eine und eine Viertel 
Poſt herabgeſetzt. 

ie Poſtſtrecke zwiſchen Bojana Stampi und Tihucze 
auf der Poſtſtraſſe von Ezernowitz nach Biſtritz in Sie— 
benbürgen iſt von anderthalb Poſten auf eine und eine 

Viertel herabgeſetzt worden, und dieſe Nedukzion hat 

dereits vom ıten d. M. begonnen. 


Gubernial-Kundmachung vom 14. Februar 1826. Gub. 
Zahl 7578. 


27. 
Einhebung der Erwerbſteuer von überfiedel- 
den Gewerbsleuten. 


us Anlaß eines vorgekommenen befonderen Falles, 
wird den Kreisämtern zur Darnachachtung bei ähnlichen, 
bedeutet, daß da jede Ueberſiedlung eines Gewerbs⸗ 


Bu 5, 


mannes nach der Textirung des ııten 5. des Ermwerb- 
ſteuerpatents vom 1812. „hat ſich um einen news 
ven feinen veränderten Verhältniſfen zw 
»ſagenden Erwerbſteuerſchein zu bewer⸗ 
»ben« als eine bedingte Gewerbszurücklegung (an dem 
bisherigen Aufenthaltsorte) angeſehen, daher in Betreff 
der Einhebung der Erwerdſteuer von dem überſiedeln— 
den Gewerbsmanne nach der in der Verordnung vom 
Zıten May 1816 Zahl 22198. vorgezeichneten Richt- 
ſchnur vorgegangen werden muß, daher »die Obrig⸗ 
»keiten« mit Ruͤckſicht auf die vorhinein zu entrich⸗ 
tenden Erwerbſteuerraten, die »auf dem zurückgelangten 
„Gewerbe haftende rückſtändige Steuer einzutreiben, 
»und von der Ueberſiedlung, die Anzeige ungeſäumt 
»zu machen haben, widrigenfalls fle für die aus ihrer 
„Nachläſſigkeit entſtehenden uneinbringlichen Rürfftände 
»zu haften hätten.« Wonach ſämmtliche Ortsobrigkei⸗ 
ten, denen die Haftung für Steuerrückſtände jeder Art 
unter den geſetzlichen Beſtimmungen ohnehin oblieget, 
vor Rachtheilen, die fie nur ſich ſelbſt zuzuſchreiben hät⸗ 
ten, um ſo mehr zu warnen ſind, als Fälle ſolcher Ueber⸗ 
ſiedelungen beſonders bei jüdiſchen Gewerbsleuten ſehr 
oft vorkommen. 

Gubernial-Verordnung vom 17ten Hor. 1826. Gub. 

Zahl 2984. 


28. 


Einführung der Eil-Poſtfahrt von Wien 
uͤber Bruͤnn nach Lemberg, und zuruͤck. 


Mit hohem Hofkemmerdekret vom sten d. M. Zahl 
4088 wurde bedeutet, daß die Direkzion der k. k. fah⸗ 
renden Poſten den Auftrag erhalten hat, die Eilpoſt— 
fahrten in Verbindung mit der Brieſpoſt von Wien über 
Brünn nach Lemberg und zurück, wöchentlich zweimahl 
einzuführen. 

Die Abfahrtstäge von Wien find auf Mittwoch und 
Sonntag zwiſchen 9 ı/2 und 10 Uhr Abends, und, von 
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un 


Lemberg auf Freytag und Sonntag Abends um 7 Uhr 
beſtimmt worden. 

Den Zeitpunkt des Beginnens mit den Eilpoſt⸗ 
fahrten wird die Poſtwagens⸗Direkzion der galiziſchen 
Oberpoſt⸗ Verwaltung vorläufig bekannt machen. 

Dieſelbe wird davon mit dem Auftrage verſtändi⸗ 
get, in Gemäßheit der ihr zu Folge hohen Verordnung 
vom ıgten März v. J. Zahl 1418. mit hierortigen Er⸗ 
laß vom ten April v. J. Zahl 17795. bekannt gemach⸗ 
ten Vorſchriften über die vereinte Beförderung der Brief— 
poſt mit den Eilpoſtfahrten die erforderlichen Voreinlei⸗ 
tungen ſogleich zu treffen, und dabei thätigſt mitzu⸗ 
wirken. 

Die bisherige Poſtwagensfahrt zwiſchen Srünn und 
Lemberg wird mit dem Beginnen der Eilfahrt aufgeho⸗ 
ben, und ftatt derſelben die Fahrt mit Brancardwaägen 
eingeleitet werden. 

Die übrigen Beſtimmungen für die Eilfahrten 
wird die Kundmachung enthalten, welche die Poſtwa⸗ 
gens⸗Direkzion erlaſſen wird, um das Publikum da⸗ 
don in die Kenntniß zu ſetzen. 

Gubernialdekret vom 18ten Februar 1826 Gub. Zahl 
9779. 


29. 
Beſtimmung des Ein- und Ausfuhrszolls 
fuͤr Meeraale. 


Um den Unzukömmlichkeiten, welche mit dem bishert⸗ 
gen doppelten Zollſatze in Anſehung der edlen Meeraale 
Anguille, und der geringeren Gattung dieſer Fiſche 
(Bissate) verbunden waren, vorzubeugen, hat ſich die 
hohe Hofkammer beſtimmt gefunden, mit Delter vom 
noten Jänner d J. Zahl 16980 zu verordnen, daß 
vom Tage der öffentlichen Kundmachung gegenwärtiger 
Verordnung angefangen, für die Aalfiſche aus dem 
Meere und aus dem See don Commacchio, fie mös 


gen von was immer für einer Größe und Beſchaffen⸗ 
heit ſeyn, unter was immer für einer Benennung 
(Anguille, Anguilloti, Bissate) erklärt werden, und 
lebend, oder geſchlachtet, getrocknet, geräuchert, gefals 
zen, oder marinirt vorkommen, in der Einfuhr mit 
zwei Gulden und dreißig Kreutzern, in der Ausfuhr 
aber mit zwölf Kreutzern zwei Pfennigen für den Mies 
ner Zentner Sporco in die Verzollung genommen wer⸗ 
den ſollen. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 2oten Horn. 1826, Gub. 

Zahl 8699. 


30. 


Wie bei Unterthansbeſchwerden fuͤrzugehen, 
wo die Verjaͤhrung eintritt. 


ei Unterthansbefchwerden, welche nach der Vorſchrift 
des Patents dom ıten Steptember 1781 zur Verhand⸗ 
lung der politiſchen Behörden geeignet ſind, iſt die Ver⸗ 
jährung, wo fie eintritt, kein hinreichender Grund, dies 
ſelben auf den Rechtsweg zu weiſen, ſondern es muß 
auf dieſelbe in der Art, wie es das Patent vom 18ten 
April 1784. vorſchreibt, ſchon von der politiſchen Be⸗ 
hörde Rückſicht genommen werden. Nach dem gedach⸗ 
ten Patente aber, und nach dem hohen Hofdekrete vom 
aıten September 1797. Zahl 32299— 21175. (gub. In⸗ 
timat vom löten Oktober deſſelben Jahres Nr. 26607 — 
2516.) beſchränkt ſich die Verjährung oder Erſitzung auf 
die Vergütung jener aus dem Bande der Unterthänig⸗ 
keit geforderten Dienſte und Entrichtungen, welche erſt 
nach Verlauf von drei Jahren nach einer durch Ver⸗ 
kauf, Gant, oder Tauſch ꝛc. vorgegangenen Beſitzber⸗ 
änderung angeſprochen wird. 

Die Erſitzung erſtreckt ſich aber nicht auf die Be⸗ 
ſchwerde, daß Urbarialpräſtazionen gegen die Vorſchrift 
des Geſetzes erhöhet, oder das Ruſtikalgründe von der 
Herrſchaft an ſich gezogen worden ſeyen; denn derglei⸗ 
chen Vorgänge find geſezlich unterſagt, es kann alfo das 
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durch vermöge der Gefetze nichts erworben, und folglich 
nach dem h. 1455. des allgemeinen bürgerlichen Ges 
ſetzbuches auch nichts erſeſſen werden. 

Es muß daher über dergleichen Beſchwerden, wenn 
fie ſich als grundhältig darſtellen, immer die Ungebühr 
für die Zukunft abgeſtellt werden, und nur die Vergü— 
tung für das Vergangene, in fo fern ſie in die Periode 
eines früheren Grundherrn fällt, der das Gut ver— 
kauft, oder vertauſcht hätte, und wofern ſie nicht in⸗ 
nerhalb der erſten drei Jahre nach einer ſolchen Beſitz⸗ 
veränderung angebracht worden wären, unterliegt der 
Verjährung oder Erſitzung. 

Gubernial-Verordnung vom zıten Feb. 1826. Gub. 
Zahl 8837. 


31. 

Bei Entſieglung der zollaͤmtlich angewieſe— 
nen Waarenkollien, ſoll von den poli⸗ 
tiſchen Behoͤrden und Ortsobrigkeiten 
die aͤmtlich geſchehene Entſieglung mit 
Anſetzung des Tages auf dem Ruͤcken 
805 Bollete ausdruͤcklich beſtaͤttiget wer⸗ 

en. 


ei Prüfung der bei mehrern Gewölbreviſionen ab⸗ 
geſtreiften Bolleten, hat die Zollbehörde des Landes 
wahrgenommen, daß Ortsobrigkeiten und politiſche Bes 
hörden, an welche Waarenkollien zur Entſieglung zoll⸗ 
ümtlich angewieſen werden, dieſe Amtshandlung auf 
dem Nücken der Bollete nur mit dem Worten geſe— 
hen, oder richtig befunden, beſtättigen, ohne 
felbſt den Tag, an welchem dieſes geſchah anzu⸗ 
ſetzen, und ohne den eigentlichen Akt der ämtlich vor⸗ 
genommenen Entfieglung zu beſtättigen. 

Da der 5. 55. der allgemeinen Zollordnung vom 
Jahte 1788. ausdrücklich vorſchreibt, daß die Behör⸗ 
den und Ortsobrigkeiten, wenn fie Entfieglung eines 
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an fie angewieſenen Packes vornehmen, nach dem die 
Waaren richtig befunden, und der Parthey ausgefolgt 
worden ſind, auch die ämtlich geſchehene Entſieglung 
mit Anſetzung des Tages auf den Rücken der Bol— 
lete ausdrücklich beſtättigen ſollen, fo find die Orts⸗ 
obrigkeiten und ſonſtige politiſche Behörden, die ähnliche 
Amtshandlungen vorzunehmen pflegen, auf die genaue 
Beobachtung diefer Vorſchrift aufmerkſam zu machen. 


Gubernial-Verordnung vom 22ten Hornung 1826. Gub. 
Zahl 8621. 


52. 
Ueberſetzung des Lubyczaer Kommerzial⸗ 
Zollamtes nach Belzec. 


as an der pohlniſchen Gränze beſtellte Kommerzial⸗ 
Zollamt Lubycza, iſt in Folge hohen Hofkammer⸗De⸗ 
krets vom 7ten Dezember v. J. 3. 46905—5757 nach 
Belzer uͤberfetzt worden, und iſt bereits am 15. d. M. 
in Wirkfamkeit getreten, welches hiemit allgemein kund⸗ 
gemacht wird. 

Gubernial-Kundmachung vom 25ten Hor. 2826. Gub. 

Zahl 10708. 


58. 
Nichtkatholiſche Glaubensgenoſſen werden 
zur Ehrerbiethung bei Voruͤbertragung 
des Hochwuͤrdigſten angewieſen. 


s iſt der Landesſtelle angezeigt worden daß die mit 
Kreisſchreiben vom 26ten September 1785 kund ge— 
machte allerhöchſte Anordnung Sr. Majeſtät vom gten 
September 1783. außer Acht gelaſſen werde, indem 
die nicht katholiſchen Glaubensgenoſſen dem Hochwür⸗ 
digſten, wenn es zu dem Kranken, oder bei öffenli— 
chen Prozeſſionen getragen wird, nicht mit der gebüh⸗ 
renden Achtung und Ehrerbiethung begegnen, und dei 
deſſen Voruͤbertragung mit bedecktem Haupte ſtehen 
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bleiben, und ſich auch im übrigen nicht anſtändig bes 
nehmen. 

Es wird daher den k. Kreisämtern aufgetragen, 
ſämmtlichen nicht kathol. Neligionsbekennern durch ihre 
Paſtoren und Neligionsweiſer vermittelſt ihrer Orts- 
obrigkeiten und Magiſtrate die nachdrückliche Weiſung 
zu ertheilen, bei Vorübertragung des Hochwürdigſten 
den Hut oder Mütze abzuthun, übrigens in einer an⸗ 
ſtändigen Stellung zu verbleiben, oder ſich zu ent— 
fernen. 

Hiebei iſt denſelben bedeuten zu laſſen, daß die 
Dawiderhandelnden als Religionsſpötter werden angeſe— 
hen, und nach Umſtänden auch mit körperlichen Stra⸗ 
fen werden belegt werden. 

Uiber die genaue Befolgung dieſer allerhöchſten 
Anordnung haben die Magiſtrate und Ortsobrigkeiten 
zu wachen, und überhaupt jede — auch an wem im⸗ 
mer wahrgenommene öffentliche Unehrerbietigkeit gegen 
das Hochwürdigſte anderen zum warnenden Beiſpiel zu 
beſtrafen. 

Gubernial-Dekret vom ꝛ4ten Hornung 1826. Gub. 
Zahl 7695. 


g 54. 
Beſtimmung der Wohnungskompetenz fuͤr 
Kreishebammen. 


m die über die Wohnungskompetenz für die Kreishe⸗ 
bammen vorkommenden Anſtände zu beſeitigen, und 
den Kreisſtädten, welche die freye Wohnung dieſer He- 
bammen aus den Stadtrenten nach den beſtehenden 
Präliminarien zu verſchaffen haben, keine ungebührli⸗ 
che Laſt aufzubürden, wird die Wohnungskompetenz der 
Kreishebamme auf ein Zimmer, eine Kammer und Kü⸗ 
che beſtimmt, wornach fi) bei Ausmittlung dieſer Woh⸗ 
nung zu benehmen iſt. 


Gubernial Dekret vom 24ten Februar 1826, Gub. 
Zahl 8441. 
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Die Befreyung des ſogenannten Fuͤllbiers 
von ſtaͤdtiſchen Getraͤnkerzeugungs- und 
Verzehrungs-Aufſchlag wird auch auf 
die einheimiſchen Biererzeuger in Land⸗ 
ſtaͤdten ausgedehnt. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 6ten September 
Gubernial-Zahl 47648 — 1820 iſt den Lemberger 
Bierbräuern zugeſtanden worden, daß das 20te Faß des 
erzeugten unausgegohrenen Biers als des fogenannten 
Füllbiers, — von der Entrichtung des ſtädtiſchen Ge⸗ 
tränk⸗Erzeugungs⸗ und Verzehrungs-Aufſchlags be⸗ 
freyt bleibe, weil dieſe ſtädtiſchen Gefälls-Aufſchläge, 
blos auf das gehörig bereitete Getränke, mithin nur 
auf dasjenige Bier gelegt ſind, welches zum Genuße 
geeignet iſt, daher auch jener Theil des unausgegohres 
nen Biers, welcher durch den Gährungsprozeß aus 
jedem Faße ausgeſtoſſen wird, welcher ſomit bei jedem 
Faße nachgefüllt werden muß, und 5—100 oder den 
zoten Theil des erzeugten unausgegohreren Bieres be— 
trägt, zur Belegung mit dieſen Aufſchlägen nicht ge⸗ 
eignet iſt. 

Da dieſe Beweggründe, auch für die Biererzeuger 
in den Landſtädten ſprechen; fo hat man beſchloſſen, 
dieſe Befreyung auf die einheimiſchen Biererzeuger in 
den Landſtädten, auszudehnen, — und dieſe Befrey⸗ 
ung jedoch erſt Lei der nächſt erfolgenden Verpachtung 
dieſer ſtädtiſchen Gefälle in Wirkſamkeit treten zu laſſen. 

Die k. Kreisämter haben daher bei eintretender 
neuer Verpachtung dieſer Gefälle, dieſes unter die Li- 
zitazionspunkte aufzunehmen, und die betreffenden Mar 
giſtrate und Stadtkammereyen ſeines Kreiſes, hievon in 
Kenntniß zu ſetzen. 


u vom 28ten Februar 1826. Gub. Zahl 
2884. 


56. 


Zahlungen an Perſonal-Klaſſen- und Er⸗ 
werbſteuer, muͤſſen in der Abſtattung 
desjenigen Quartals aufgefuͤhrt wer⸗ 
den, fuͤr welches die Steuerbezirkso⸗ 
brigkeit die Abfuhr angiebt, in jenen 
Faͤllen aber, wo Partheyen unmittelbar 
bey der Kreiskaſſe vorgeſchrieben ſind, 
muͤſſen derley Zahlungen auf Abſchlag 
der aͤlteſten falligen Quartalsraten quit⸗ 
tirt werden. 


Im Nachhange zu den Verordnungen vom ı3ten Ok⸗ 
tober 1821 Präſidial⸗Zahl 6826. vom 25ten Hornung 
1825 Gubernial⸗Zahl 4268, und vom raten April 1825 
Gubernial⸗Zahl 17726. wird den Kreisämtern bedeutet, 
daß von nun an die Zahlungen an der Perſonal — 
Klaſſen — und Erwerbſteuer ganz eben, ſo wie bei der 
Grund⸗ und Gebäudeſteuer in der Abſtattung desjenigen 
Quartales aufgeführt werden muͤſſen, für welches die 
Steuerbezirksobrigkeit die Abfuhr ausdrücklich angiebt, 
daß aber bei allen jenen Steuergattungen (Urbarial— 
Zehent meiſtens auch Trankſteuer) und in allen jenen 
Fällen, wo die Partheyen unmittelbar bei der Kreiskaſſa 
vorgeſchrieben ſind, wie bisher geſchah die Zahlungen 
ſtets auf Abſchlag der älteſten fälligen Quartalsraten zu 
quittiren ſind. 

Wodurch die Nothwendigkeit des jedesmahliger 
Beibringung der mit Präftdial- Verordnung von ten 
Hornung 1821 Zahl 1094. vorgeſchriebenen Münzliſten 
um ſo einleuchtender, und daher den Kreisämtern aufs 
getragen wird, darüber zu wachen, daß hierin die ſo 
eben erwähnte, und die Gubernial⸗ Verordnung vom 
25ten Hornung 1825 Zahl 4268. immer und genau 
befolgt werde. 

Gubernial⸗Verordnung vom zten März 1826. Gub. 

Zahl 7105. 


Bey Gymnaſial- und Grammatikalſchulen 
wird eine beſondere Genauigkeit im Klaſ⸗ 
ſifiziren wiederholt eingeſchaͤrft, und min⸗ 
derfaͤhige Schuler werden von dem Bes 
ſuch der philoſophiſchen Studien aus— 
geſchloſſen. 


en Direktoraten wird in Folge Dekrets der hohen 
Studienhofkommiſſion vom Zıten Dezemder 1828 3. 
8589. bekannt gemacht, daß über die, Seiner k. k. 
Majeſtät vorgelegten Jahresberichte uͤber den Zuſtand 
der philoſophiſchen Studienanſtalten in den Schuljah⸗ 
ren 1825 und 1824 mit a. h. Entſchließung vom 7ten 
Dezember 1825 befohlen worden iſt, daß, da ſich die 
Zahl der Schüler der Philoſophie in einzelnen Provinzen 
ſehr vermehrt hat, und dieſe in ihren Studien ſo weit 
vorgerückten Juͤnglinge ſich ſchwer zum Rücktritte in die 
Klaſſe von Gewerbsleuten entſchließen, und daher, wenn 
die Kirche und der Staat ihrer nicht bedarf, in die Ver⸗ 
ſuchung gerathen zu verzweifeln, oder ihr Brod auf un⸗ 
rechten, und in wiefern fie geübte Kräfte, und Ge⸗ 
ſchicklichkeit befigen, auf bedenklichen Wegen zu ſuchenz 
anbefohlen wurde, auf die auch dereits eingeſchärfte 
Genauigkeit im Klaſſifiziren, in den Gymnaſtal⸗ und 
defonders Gramatikalſchulen zu ſehen, damit Knaben, 
welche für die Wiſſenſchaften keine große Ausbeute hof 
fen laſſen, zur Zeit, ba fie ſich noch leicht zu einem Hand⸗ 
werke wenden koͤnnen, ihre Thätigkeit dahin zu richten 
gezwungen werden. 


Wornach die Ditektorate ſich genau zu benehmen 
haben werden. 


Gubernial-Verordnung von gten März 1826. Gub. 
Zahl 6789. 


58. 


Beſcheinigungen uͤber Straſſenarbeiten und 
Erforderniße muͤſſen mit der Mitferti— 
gung des Wegmeiſters verſehen ſeyn. 


Es hat ſich der Fall ereignet, daß Beſcheinigungen 
über Straſſenarbeiten und Erſorderniſſe blos mit der 
Unterſchrift des Straſſenbau⸗Kommiſſärs angenommen, 
und die darinn ausgedrückten Beträge berichtigt wurden. 
Da jedoch die Mitfertigung des Wegmeiſters, zu 
deſſen Straſſenſtrecke die Abſtellung geſchah, unter die 
weſentlichen Erforderniſſe jeder Beſcheinigung gehört, fo 
wird den Kreisämtern erinnert, keine Beſcheinigung, 
die nicht mit dieſer zweifachen Unterſchrift verſehen iſt, 
zur Realiſtrung anzunehmen. 
Gubernial- Verordnung vom gten März 2826 Gub. 
Zahl 9852. 


59. 

Nachtwachen ſollen aller Orten aufgeſtellt, 
und zur Erfuͤllung ihrer Schuldigkeit 
ſtreng verhalten werden. Zugleich wird 
auch das Feuerloͤſch- und Schubord— 
nungspatent wiederholt in Erinnerung 
gebracht. 


Zur wirkſamen Vorbeugung nächtlicher Diebftähle und 
Räubereyen, zur Entdeckung und Auffangung des ver— 
dächtigen Geſindels, fo wie zur augenblicklichen Wahr— 
nehmung und Kundmachung entſtehender Feuersbrünſte 
iſt es eine unerläßliche Pflicht der Obrigkeiten, daß aller 
Orten die Nachtwachen gehörig aufgeſtellt, zur Erfuͤl⸗ 
lung ihrer Schuldigkeit ſtreng verhalten, und von den 
Obrigkeiten ſorgſam überwacht werden. 

Da dem Vernehmen nach dieſe wichtige Polizey⸗ 
Anſtalt in vielen Orten vernachlaſſigt, oder ſehr lau 
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behandelt wird; ſo haben die Kreisämter ſämmtlichen 
Magiſtraten und Dominien die dießfalls beſtehenden 
Vorſchriften in Erinnerung zu bringen, dieſelben zur 
genauen Befolgung anzuweiſen, ſich von den Vollzug 
durch die Kreiskommiſſäre gelegenheitlich anderer Reiſen 
öfter überzeugen zu laſſen, und gegen fahrläſſige Obrig— 
keiten mit aller Strenge das Amt zu handeln. 
Die Magiſträte und Dominien ſind zugleich 
a) auf die Feuerlöſch-Ordnungspatente vom aßten 
July 1786. und zwar bei jenem für Landſtädte 
und Märkte auf den 56ten, 58ten und 4oten $. 
dann bei jenem für das offne Land auf die $. 26. 
bis inclusive 51, weiter 
d) auf das Schubordnungspatent vom zten Robem⸗ 
ber 1786 5. 47. mit dem Bedeuten aufmerkfam 
zu machen, daß dieſe höchſten Vorſchriften ſämmt⸗ 
lichen Gemeinden republizirt, und ſie zur genauen 
Befolgung angehalten werden ſollen. 
K vom 18ten März 1826. Gub. Zahl 
19941. 


40. 
In wie ferne Unterbehoͤrden ihre Urtheile 
in ſchweren Polizeyuͤbertrettungsfaͤllen 
der Landesſtelle vorzulegen haben. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret dom ı6ten v. 
M. Zahl 4422. anher eröffnet, daß aus Anlaß eines 
ſpeziellen Falles die Frage zur Sprache gekom— 
men ſey, ob die Unterbehörden ihre Urtheile in ſchwe⸗ 
ren Polizey-Uebertretungsfällen auch dann der Landes- 
ſtelle vorzulegen heben, wenn zwar nicht die nach den 
55. 25., 24. und 25 des II. Theils des Strafgeſetzbu⸗ 
ches abgeänderte, wohl aber die urſprünglich bemeſſene 
Strafe vor der Kundmachung des Urtheils der Landes⸗ 
ſtelle in Folge des $. 402. II. Theils des Strafgeſetzbu⸗ 
ches hätte unterlegt werden ſollen. 


— 46 — 


Den Kreisamtren wird daher zu Folge des obge— 
nannten hohen Hofkanzleydekrets in Erledigung dieſer 
Frage bedeutet, daß dieſelben in jenen Fällen, für wels 
che die in dem II. Theil des Strafgefetzbuches bemeſſe— 
ne Größe der Strafe jenen Grad erreicht, bei welchen 
nach dem $. 402. des II. Theils der St. G. B. das Ur- 
theil vor der Kundmachung der Landesſtelle unterlegt 
werden muß, durch die in den Fällen des 28., 24. und 
25. $. des II. Theils des St. G. B. dem Richter ge» 
ftattete Surogirung einer andern Strafart oder Verſchär— 
fung von der Vorlegung des Strafurtheils an die Tate 
desſtelle vor der Kundmachung derſelben nicht enthoben 
ſeyen. 

i Wovon die Kreisämter zur genauen Darnachach⸗ 
tung in Kenntniß geſetzt werden. 


Gubernial⸗Verordnung vom 19ten März 1826. Gub. 
Zahl 15860. 


41. 


Der 177011 des Schuljahres hat an allen 
hoͤheren Studienanſtalten und Gymna— 
ſien mit dem 15. Juli einzutretten, und 
die Wiedereroͤffnung deſſelben mit dem 
1. September zu geſchehen. 


Die hohe Studienhofkommiſſion hat mit Dekret vom 
aten Februar l. J. Zahl 719. anher bekannt gemacht, 
daß Seine Majeftät mittelſt a. h. Entſchließung dom 
2rten Jänner zu befehlen geruhet haben, daß an allen 
höheren Studienanſtalten und an den Gymnaſien der 
Schluß des Schuljahres mit dem ı5ten July einzutres 
ten, die Wiedereröffnung des Schuljahres aber den Iten 
September zu geſchehen habe. 
Daß an den Hauptſchulen das Schuljahr den 2 1ten 
July zu ſchließen, und den ıten September wieder zu 
eröffnen ſey. 


Die Beſtimmung der Ferienzeit für die Trivials 
oder niedere Elementarſchulen auf dem Lande werde, 
wie bisher, denLänderſtellenmit Rüdficht auf Lokalverhält⸗ 
niße und die Beſchäftigungsart der Einwohner nach 
Einvernehmung der Diſtriktsaufſeher und des Schulen⸗ 
oberaufſehers belaſſen, ohne jedoch dabey die feſtgeſetzte 
Dauer derſelben von 5 Wochen zu überſchreiten. 

Da aber die Erfahrung gelehrt habe, daß unge» 
achtet der für die Dauer der Ferien, und die genaue 
Haltung der Vorleſeſtunden ſchon beſtehenden allerhöch— 
ſten Vorſchriften hie und da, beſonders an höheren 
Studienanſtalten Willkuͤhrlichkeiten Statt finden, von 
denen früher nichts gehört wurde, fo hatten Seine Ma— 
jeſtät zur wirkſamen Beſeitigung lerer Ausfluͤchte, und 
zur leichten Entdeckung eingeſchlichener Mißbräuche fols 
gende nähere Beſtimmungen theils ſchon beſtehender 
Vorſchriften, theils neue, und zwar mit beſonderer 
Rückſicht auf die höhere Studienanſtalten anzuordnen 
geruhet: 

1. Das heilige Geiſtamt ſey am ıten Tage nach 
dem beſtimmten Schlußtage der Ferien zu halten, und 
der förmliche Unterricht habe gleich am andern Tage 
nach dem heiligen Geiſtamte anzufangen, und ſey unt 
unterbrochen ſortzuſetzen, ohne die mindeſte Ruͤckſich⸗ 
auf jene Schüler, welche noch nicht eingelangt ſind, 
und ohne die Zeit mit fremdartigen Dingen hinzuziehen. 

2. Für das Einſchreiben der Studierenden dürfe 
keine eigene Zeit, welche für die Vorleſungen beſtimmt 
iſt, geſtattet werden. Wenn ein Studierender ſich nicht 
früher melden konnte, habe er in der erſten Vorlefeſtunde 
dem Profeſſor ein Blatt mit den gewöhnlichen Ausfünfs 
ten abzugeben. 

5. Bei jedem Studierenden, welcher fpäter ein« 
trifft, ſey der Tag, an welchem er in die Vorleſungen 
das erſte Mahl gekommen iſt, im Kataloge unter der 
Rubrick der Anmerkungen ausdrücklich mit der kurzen 
Angabe anzuzeigen, ob, und wie er ſein ſpäteres Ein⸗ 
treffen gerechtfertiget habe. 
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4. Jeder Profeſſor, welcher bei dem heiligen 
Geiſtamte nicht erſchienen, oder vor der Abhaltung des 
Dankamtes vom Orte der Lehranſtalt weggereiſet iſt, 
habe ſich bei dem Vorſteher der Lehranſtalt ſchriftlich 
daruͤber zu rechtfertigen. 

Jeder Profeſſor, der ſich in der Lage zu befinden 
glaubt, eine oder mehrere Vorleſungen unterlaſſen zu 
müſſen, oder dieſelben durch den Aſſiſtenten oder Ad» 
junkten halten zu laſſen, hade voraus darüber eine 
ſchriftliche Anzeige mit Angabe der Gründe dem Vorſte⸗ 
her der Lehranſtalt zu machen. 

5. Der Vorſteher der Lehranſtalt habe dieſe ſchrift⸗ 
lichen Anzeigen und Rechtfertigungen der Profeſſoren 
zu ſammeln, und wohl aufzubewahren, und bei Ver— 
faſſung des jährlichen Hauptberichtes über den Zuſtand 
ſeiner Studienanſtalt davon den nöthigen Gebrauch zu 
machen. 

6. Zur Ausſtellung der Zeugniſſe und der Kata⸗ 
loge ſey keine eigene Zeitfriſt zu geſtatten, ſondern die 
Prüfungen ſeyen dergeſtalt abzuhalten, daß dieſelben 
erſt in den vorletzten Tagen vor dem Eintritt der bes 
ſtimmten Ferienzeit Statt finden. Die Profeſſoren 
könnten die Zeugniſſe und die Kataloge dergeſtalt vor— 
bereiten, daß fie nur einiger Stunden nach der Prü⸗— 
fung zur vollen Ausfertigung derſelben dedürfen. 

7. Kein Profeſſor dürfe bei dem Eintritte der Fe⸗— 
rien den Ort der Lehranſtalt eher verlaſſen, als bis er 
die Zeugniſſe und die Kataloge vollſtändig an dem Prä— 
fekt oder Studien- Direktor abgegeben hat. Ueber- 
haupt muͤſſen die Zeugnifje ſpäteſtens an dem letzten 
Tage vor den Ferien den Studierenden vertheilt werden. 

Sollte jedoch die Erfahrung zeigen, daß eine Ab» 
änderung der Ferienzeit durch klimatiſche oder andere 
Umſtände in einer oder der andern Prooinz oder Ort 
nothwendig oder nuͤtzlich wäre, fo fey dieſelbe in Ans 
trag zu bringen, daher über das gegenwärtig beſtehen⸗ 
de und belaſſene, fo wie über das nun neu angeord- 
nete genaue Beobachtung zu pflegen, und darüber ſo 


wie tiber die in obgedachter Hinſicht gemachte Erfahrung 
und ſich ergebenden Erſcheinungen, und zwar: wenn es 
dringend ſeye, ſogleich zu berichten. 

Wovon die Direktorate zur Darnachachtung und 
weiteren Verfügung an die Proſeſſoren und Verftändigung 
der Zuhörer und Schüler der ihrer Leitung anvertauten 
Lehranſtatten in Kenntniß geſetzt werden. 

©ubernial= Verordnung vom zoten März 1826. Gub. 
Zahl 12181. 


42. 

Bey bedenklichen Faſſionen ſollen Behoͤr⸗ 
den, die die Klaſſenſteuervorſchreibun⸗ 
gen zu veranlaſſen haben, auf die ſpe⸗ 
zififche Nachweiſung des Einkommens 
dringen. 


s iſt von höheren Orten anher bedeutet worden, daß 
ſich in einer Provinz des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates meh⸗ 
rere Fälle von unrichtigen Klaſſenſteuer-Faſſionen zum 
großen Rachtheile des Aerars ergeben haben, welche erſt 
durch den Weg der Denunziazion zur Kenntniß der Lan⸗ 
desſtelle gelangt ſind. 

Da dieſe Fälle beweiſen, daß der Inhalt des $. 6. 
des allerhöchſten Patents vom zoten Auguft 1806. wel⸗ 
cher den Behörden, die die Klaſſenſteuervorſchreibungen 
zu veranlaſſen haben, zur ſtrengen Pflicht macht, bei be⸗ 
denklichen Faſſionen auf die ſpezifiſche Nachweiſung des 
Einkommens zu dringen, nicht gehörig befolgt worden 
ſey, und da ſolche Unrichtigkeiten in den Klaſſenſteuerbe⸗ 
kenntnißen auch hierlandes Statt haben koͤnnen; ſo wird 
den Kreisämtern die genaue Befolgung der erwähnten als 
lerhöchſten Anordnung hiemit eingeſchärft. 

Gubernial-Verordnung vom ꝛ2ten März 1826 Gub, 

Zahl 15165. 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1826. D 
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45. 
a der Pockenſeuche unter Scha⸗ 
en. 


Da in einigen Gegenden die Pocken unter den Scha⸗ 
fen ausgebrochen ſind, und deren weitere Verbreitung zu 
beſorgen iſt, fo werden die Dominien und Inſaſſen hier⸗ 
auf aufmerkſam gemacht, um dieſe Seuche unter ihren 
Schafheerden zu verhüthen, und wenn fie doch unter ſel⸗ 
ben eingeriſſen find, den Verluſt derſelben beftmöglichft 
vorzubeugen. 

Zu welchem Endzweck es nothwendig und räthlich 
iſt, daß 

1.) die Schafe auch fuͤr den Fall, als die Pocken⸗ 
Seuche unter ſelben einreißen ſollte, gut zu nähren ſind, 
weil ſchwache Fraftlofe Stücke unter ihnen vorzüglich der 
Pocken » Anftedung fähig find, deswegen es auch räthlich 
iſt, aus Vorſorge, wenn die Seuche auch nur in der 
Nachbarſchaſt ſich zeiget, die kranken, ſchwachen, ma⸗ 
gern Stücke aus der Heerde auszumuſtern. . 

2.) Auch den gefunden Schafen müffen geräumige 
Ställe verſchaft, fie muͤſſen auf trockener Streu gehalten, 
täglich bei günſtiger Witterung in die freye Luft auf einen 
denfelben angemeſſenen Ort, und zwar fern von ſtehen⸗ 
den Waſſer am beſten auf Anhöhen geführt werden. 

3.) Iſt den fremden Menſchen, beſonders Schläch⸗ 
tern, Wollkäufern, Hirten ꝛc. der Zutritt in die Schaf⸗ 
Ställe ſtreng zu verwähren. 

4.) Iſt dieß Uebel in einer Heerde ausgebrochen, wel⸗ 
ches an thränenden Augen, an Anſchwellen der Augen⸗ 
lieder an der mehr gerötheten Naſe, und an rothen 
Flecken zwiſchen den Füſſen, die ſich ſpäter erheben, 
und mit einer eitrigen Flüffigfeit erfüllen, zu erken⸗ 
nen iſt; ſo muß alle Tage die ganze Heerde, Stück 
für Stück genau unterfuchet werden, die unter ihnen 
vorgefundenen kranken, ja auch nur verdächtigen Stücke, 
muͤſſen dann abgeſondert, und in einem ferne gelege⸗ 
nen Stall unterbracht werden. Dieſen Stücken aber ſind 


A 


eigene Leute zur Wartung beizugeben, die zu den noch 
geſunden Schafen nicht kommen dürfen. 


5.) Hunde, Katzen, Geflügel dürfen zu den kran⸗ 
ken Schafen nicht gelaſſen werden — die Haut der geſal⸗ 
lenen Stücke muß an einem abgeſonderten Ort durch 14 
Täge verſchloſſen, und zum trocknen aufgehangen, die 
Aaßen tief in die Erde verſcharrt werden. 

6.) Die Behandlung der gutartigen Blattern unter 
den Schafen iſt ganz einfach — man gebe jedem Stück 
1 Quintel Salpeter, und ein Quintel reinen Schwefel 
täglich einmahl mit Kleyen, oder Habermehl, wozu etwas 
Salz gegeben wird, überdieß etwas Salz zum Lecken. 


Wenn die Pocken in Eiterung übergehen, kann man 
2, 5 Gran Kampfer für 1 Tag zu den Kleyen geben, den 
Salpeter aber ganz auslaſſen. Nebſt bei muß auch gu⸗ 
tes Futter und reichliches Getränk gereicht werden, jenen 
Stücken, die angeſchwollene Lippen haben, und hartes 
Futter nicht genüßen können, gebe man weiches Futter, als 
Haberſchrott auch Mehltränke, die entzundenen und eitri⸗ 
gen Augenlieder, Lippen, und der Rachen ſind mit Milch 
dem Hollunderthee beigemiſcht ſeyn kann, öfters in Tag 
zu reinigen. 

7.) Ueberhaupt wird ſich tiber dieſes Uebel auf die 
. 55 bis 58 berufen, welche in dem mit Kreisſchreiben 
vom ızten Dezember 1814 Zahl 52847. bekannt ge⸗ 
machten Unterricht über die Krankheiten der nützlichen 
Hausthiere auch von den Pocken unter den Schafen die 
Belehrung geben. 

8.) Die Impfung dieſer Pocke an den Schafen iſt 
als das ficherfte Vorbauungsmittel zu betrachten, und zu 
benützen, da aber ſelbe nur von Kunſtverſtändigen mit 
Verläßlichkeit vorgenommen werden kann, ſo wird mit 
künſtigem Monat, als der Zeit, wo ſelbe am beſten ent« 
ſprechend vorgenommen werden kann, die Vorſorge ge- 
troffen werden, daß in die befallene Gegend der Landes⸗ 
thierarzt abgeſendet werde, die Dominien, wo das Uebel 
ſich zeigen ſollte, werden daher 1 die Anzei⸗ 
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ge Über dieſen Ausbruch ungeſäumt an das betreffende k. 
Kreisamt zu erſtatten. 
Gubernial⸗Verordnung vom 23ten März 1826. Gub. 
Zahl. 17950. 


44. 

Die beſtehende Verordnung, nach welcher 
den Soltyſen kein freyes Muͤhl-Hol⸗ 
zungs-Schankrecht, keine Fiſcherey und 
dergleichen zuſteht, wird außer Kraft 
geſetzt. 

a man ſich überzeugte, daß die hierortige Verordnung 
vom 6ten May 1808. Zahl 19177. womit erklärt wurde, 
daß den Soltyſen kein freyes Mühl⸗Holzungs⸗Schankrecht, 
keine Fiſcherey u. ſo w. wenn auch dieſe Rechte in den 
Privilegien der Scultäten enthalten wären, und ſie in dem 
Beſitze und Genuße eines derley freyen Dominikalrechtes 
ſich befänden, zuſtehe — mit den zu jener Zeit beſtan⸗ 
denen höchſten Vorſchriften nicht übereinſtimmt, fo fin⸗ 
det man die gedachte Verordnung außer Kraft zu ſetzen, 
und die k. Kreisämter anzuweiſen, in künftigen Fällen 
ſich blos nach den in dieſer Hinſicht beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten zu benehmen. 

Gubernal⸗Verordnung vom abten März 1826. Gub. 
Zahl 12917. 
45. 

Erhebung des Innsbrucker Lycaͤums zur 
Univerſitaͤt. 

eine Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 27ten Jänner l. J. zu bewilligen geruhet, daß das 
Lyzäum zu Innsbruck zur Uniberſität erhoben werde, mit 
der Befugniß, Doktoren der Philoſophie und der Rechts⸗ 
gelehrtheit zu kreiren. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 28ten März 1826. Gub. 

Zahl 17952. 
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46. 


Erläuterung der Grundſaͤtze zu Steuernach⸗ 
laͤſſen bei Elementarbeſchaͤdigungen. 


In der hierortigen Verordnung vom gten März 1819 
Zahl 10719, welche die von Seiner Majeſtät genehmig⸗ 
ten Grundſätze, nach welchen in Fällen von Elementar⸗ 
beſchädigungen Steuernachlaſſe bewilligt werben könne — 
enthält, war in dem ten Punkte zu C. beſtimmt: daß 
ein ganzjähriger Nachlaß an dem Zuſchuße zu der Grund; 
feuer, dann ertheilt werden dürfe, wenn der drüte Theil 
der Fechſung, und darüber bis zur Hälſte, oder das 
Haus allein, oder die Wirthſchaſtsgebäude allein durch 
Elementarunfälle betroffen worden find. 


Bei Feſtſtellung dieſes Grundſatzes ward von der An⸗ 
ſicht ausgegangen, daß die Bemeſſung der ordentlichen 
Quote der Grundſteuer die eben bezeichneten Elementar⸗ 
unfälle ſchon durch die Verſteuerung der Objekte nach 
einem mitleren Anſchlage berückſichtigt ſeyen, dagegen 
aber in dieſen Fallen der außerordentliche Zuſchuß ſich zur 
Nachſicht eigne. 

Dem zu Folge kann bei dem im laufenden Verwal⸗ 
tungsjahre eingetretenen Verminderung diefes außerordent⸗ 
lichen Zuſchuſſes bei Elementarunfällen der gedachten Art, 
auch kein weiterer Nachlaß, als der des verminderten Zus 
ſchuſſes Statt haben. 

Diefes wird in Folge hohen Minifterial » Schreibens 
vom zıten v. M. Zahl 458. den Kreisämtern zur Wiſ⸗ 
ſenſchaft und Benehmung bei Anträgen auf Steuernad)- 
ſichten bedeutet. 


Gubernial⸗Verordnung vom soten März 1826. Gub. 
Zahl 18579. - 
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47. 

Fuhr⸗ und Handelsleute, dann Reiſende 
nach Hungarn ſollen ſich mit den vor⸗ 
geſchriebenen Paͤſſen verſehen, die Kom⸗ 
merzialſtraſſe nicht verlaſſen, noch die 
koͤnigl. hungariſchen Dreyßigſt- und Zoll⸗ 
amter umgehen. 


Laut Eröffnung der königl. ungariſchen Stadthalterey 
kommen häufig Fuhr⸗ und Handelsleute, Hauſirer, und 
galiziſche dann pohlniſche und ruſſiſche Juden mit verſchie⸗ 
denen Waaren nach Ungarn, welchen die gehörigen Päße 
und Legitimazionen fehlen, und welche überdieß die Kom⸗ 
merzialſtraſſen, und die könig. Dreißigſtzollämter durch 
Nebenwege auszuweichen ſuchen, um den dort beftehen- 
den Zollen zu entgehen. 

Die Folge hievon iſt, daß dergleichen betrettene Fuhr⸗ 
und Handelsleute und Reifende nicht nur zu ihrem groͤß⸗ 
ten Nachtheil zurückgewieſen, ſondern auch verhaftet 
werden. 

Die k. Kreisämter haben ſämmtlichen Dominien 
und Magiſtraten bekannt zu machen; daß unter den zu be⸗ 
ſorgenden oben abgeführten und ſonſtigen noch übleren 
Folgen, 

a) kein Reiſender, Fuhrmann, Handelsmann, Hauft⸗ 
rer und Jude, die galiziſche Gränze ohne den vorge⸗ 
ſchriebenen Paß nach Ungarn übertreten; 

b) keinen Rebenweg außer der Kommerzial⸗Straſſe 
einſchlagen, denn die 

c) die königl. ungariſchen Dreißigſt⸗ und Zollämter 

ohne der gehörigen Legitimirung und den Frachtbriefen 
über die beihabende Waare, und den gehörig berichtigten 
Zoll ausweichen dürfe. 

Da übrigens die Päße nach Ungarn nur vom hier⸗ 
ortigen k. k. Landespräſidium erfolgt und an die Kreis⸗ 
ämter zur Zuſtellung den betreffenden Partheyen über— 
macht werden; ſo wird den Kreisämtern aufgetragen je⸗ 


den derley Paß zu vidiren, und deren zugleich die obbe⸗ 
nannten Partheyen an das namentlich anzuführende bes 
ae erſte ungariſche Dreißigſt⸗Gränz⸗Zollamt anzu⸗ 
weiſen. 
Dieſes beziehet ſich auch auf die Ausländer, und die 
pohlniſch ruſſiſche Juden, deren Päße ohnehin bei den 
Kreisamtern oder Magiſtraten, welche letztere dießfalls zu 
belehren find, zur Vidirung vorkommen, wozu noch 
aufgetragen wird, in den Einſchreitungen um Päffe nach 
der beſtehenden Vorſchrift alle Diener und ſonſtige Indi⸗ 
piduen, die zugleich nach Ungarn mitgenommen werden, 
genau anzuführen, um ſolche in die Päſſe einſchalten zu 
können. 
Betreffend die galiziſchen Unterthanen und Fuhrleute, 
welche an der ungariſchen Gränze wohnen, ſo hat es bet 
der hierortigen Verordnung vom zgten November v. J. 
Zahl 62178. vermög welcher denenſelben der Austritt 
nach Ungarn auch gegen Eertififate der Dominien und 
Ortsobrigkeiten geftattet iſt, zu verbleiben, nur iſt letztern 
noch zu erinnern, daß fie auch in den Eertifikaten die 
königl. ungariſche Dreißigſtämter, welche betretten werden 
müſſen, ſo wie auch den Weg, welche erſtere in Ungarn 
zu nehmen haben, genau bezeichnen, und überhaupt al⸗ 
len Dominien ohne Unterſchied die ſtrenge Befolgung der 
Paßvorſchriften auf das genaueſte zu vollziehen haben, 
weil fie ſonſt laut der Verordnung vom 17ten Juny vers 
floffenen Jahrs Zahl 25988. für jeden in Ungarn 
paßlos oder mit erloſchenem Paße oder Certifikate betret⸗ 
tenen Unterthan verantwortlich und für die Koſten der 
Abſchiedung in ihre Heimath erfagpflichtig bleiben. 
Gubernial⸗ Verordnung vom Zıten März 1826. Gub. 
Zahl 16494. i 


— 56 — 


48. 

Quittungen der Militairquartierzinſe ſind 
ſtempelpflichtig, wenn die Offiziere ihre 
Quartiere ſelbſt miethen, auch jene 
uͤber Quartierzinſe oder Holzverguͤtun— 
gen der Landwehroffiziere unterliegen dem 
Stempel. 


Zu Folge ö. 9. Litt. b) des Stempelpatents vom ten 
Oktober 1802 find Quittungen über Militär⸗Quartiergel⸗ 
der ſtempelfrey. 

Dieſe Quittungen find aber zu Folge eben dieſes $. 
9. Litt. b) in dem Falle ſtempelpflichtig, wenn die Ofſi⸗ 
ziere ihre Quartiere ſelbſt miethen und bezahlen. 

Auch wurde mit dem hohen Hofkammerdekrete vom 
5. April 1820 3. 15056— 1025. die Belehrung ertheilt, 
daß die Quittungen über Quartier⸗Zinſe oder Holzver⸗ 
gütungen der Landwehroffiziere ſtempelpflichtig ſeyen, da 
der Quartierzins für dieſe Offiziere nicht nach dem für 
das Linien⸗ Militär beſtehenden Quartierzins- Schema, 
ſondern mit jener Höhe, wie ihn die Quartiersträgen li⸗ 
quidiren, bemeſſen und fo auch das dieſen Offizieren ver» 
abreichte Holz in dem beſtehenden Lokalpreiſe bezahlt wird. 

Aus Anlaß nun, daß von einem Kloſter Quittungen 
über Miethzinsbeträge, die für den zu einer Militär⸗Ka⸗ 
ſerne überlaſſenen Gebäudeantheil beiderſeits freywillig, 
mittelſt eines Vertrags bedungen wurden, patentwidrig 
ohne Stempel ausgeſtellet, und von der Kaffe angenom⸗ 
men worden ſind, werden die k. Kreisämter belehrt, daß 
Quittungen über beiderſeits freywillig bedungene Militärs 
Auartiergelder allerdings ſtempelpflichtig ſeyen; indem nach 
dem Geiſte des Stempelpatents nur jene Quittungen über 
Militär⸗Quartiergelder ſtempelfrey find, wo die Einquar⸗ 
tierung im Grunde beſtehender Vorſchriften ſelbſt zwangs⸗ 
weiſe, und die Zahlung des Quartiergeldes nach dem 
beſtehenden Quartierzins⸗Schema Platz greift. 


Oubernial sBetorpnung vom Sten April 1826. Gub. Zah 
17507 


49. 

Erlaͤuterung der §. §. 25. und 446. des I. 
Theils des Strafgeſetzbuches in Bezug 
auf die Entſetzung verurtheilter Stan⸗ 
desperſonen von allen ihren Vorzuͤgen. 


Aus Anlaß eines ſich ergebenden Falles findet die ver⸗ 
einte Hofkanzley zweckmaſſig, die Landesſtelle auf die nach 
den $$. 25. und 446. des erſten Theiles des Strafgeſetzes 
ihr zukommende Amtshandlung auſmerkſam zumachen. 

Aus der Zuſammenſtellung dieſer Paragraphe erhel⸗ 
let, daß die Entſetzung von allen darin denannten Vor⸗ 
zligen zwar eine unmittelbare Folge des Strafurtheiles 
iſt, und von dem betreffenden Kriminalgerichte ausgeſpro⸗ 
chen, zugleich aber der politiſchen Landesſtelle, oder den 
privilegirien Körpern, welchen der Verurtheilte angehörte, 
zur weiteren Verſügung mitgetheilt werden müße. 

Hierbei ſind jedoch die Vorzüge zu unterſcheiden, 
welche ſich zunächſt auf die Provinz, wo der Verur⸗ 
theilte, oder die privilegirte Geſellſchaft den er angehört, 
anſäſſig iſt, ſich beziehen, oder aber vermöge ihrer Wir⸗ 
kung auf die ganze Manarchie ſich erſtrecken. 

Im erſten Falle hat die Landesſtelle nach den he- 
ſtehenden beſondern Geſetzen aus eigener Macht, oder in 
Folge der von der betreffenden Hofbehörde einzuhohlen⸗ 
den Weiſung alle nöthigen Verfügungen zu treffen. In 
dem zweiten Falle hingegen, wozu die Vorzüge des Adels 
gehören, iſt erforderlich daß diefelbe unter Einem, als 
ſie die gewöhnliche Bekanntmachung an die Behörden in 
der Provinz erläßt, hievon die vereinte Hofkanzley in die 
Kenntniß ſetze, damit diefe die Vormerkung der Adelsent⸗ 
ſetzung in ihren Akten veranlaßen, und felbe allen k. k. 


Hof und Länderſtellen wie auch den oberſten k. k. Hofe 
ämter bekannt machen könne. 


W Erledigung vom bten April 1826. Gub. Zapt 
19578. 
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50. 


Vereinigung des Vorwerks Koziarnia mit 
dem Rzeszower Kreis, dann Abtrettung 
des Dorfes Jurow und einiger Slatyner 
und Zylkaer Grundſtuͤcke an das Koͤnig⸗ 


reich Pohlen. 


Se. k. k. Majeftät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 9. Dezember 1825 zur beſſeren Regulirung des 
Gränzzuges zwiſchen Galizien und dem Königreiche Poh— 
len den von der kaiſerl. öſterr. und kön. pohlniſchen Gränz⸗ 
Demarkazions⸗Kommiſſion dießfalls in Antrag gebrachten 
Territorialaustauſch zu genehmigen geruhet. 

Im Grunde dieſer allerhöchſten Bewilligung wurde 
das Vorwerk Koziarnia von dem Königreiche Pohlen 
am 1ꝛ5ten März d. J. übernommen, und mit dem Rze⸗ 
ſzower Kreiſe einverleibt, dagegen aber das im ZBolfies 
wer Kreiſe vormals gelegene Dorf Jurow, dann einige 
zu Slatyn und Zylka gehörende Grundſtücke an das Kö⸗ 
nigreich Pohlen am ı6ten März d. J. abgetreten. 

Gubernial⸗Kundmachung vom ı2ten April 1826. Gub. 
Zahl 17831. 


51. 


Beſtimmung neuer Eingangs = Zollfäge für 
Zucker, Zuckermehl und Weintrauben— 


Syrup. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchlieſ⸗ 
fung vom 28ten März d. J zu genehmigen geruhet, daß 
der beſondere Zollſatz für die Zuckermehle zum Handel 
mit zwölf Gulden vom Zentner aufgehoben, dieſe Zucker⸗ 
mehle mit dem Raffinatzucker in einem Zollſatz zuſam⸗ 
mengezogen, und dem letztern jetzt beſiehenden Eingangs⸗ 
zolle von ſechszehn Gulden und dreißig Kreutzer vom 
Zentner Sporko unterworfen werden; daß die Zuderraf- 
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finerien des Innern dem Verhältniſſe der ihnen bisher 
gewährten Begünſtigung gemäß, für das weiße Zucker⸗ 
mehl eilf Gulden vom Zentner, für alle übrigen Gat⸗ 
tungen des Zuckermehls aber fünf Gulden und dreißig 
Kreutzer vom Zentner Sporko an Eingangszoll zu entrichten 
haben werden; und daß der Zollnachlaß von 1 fl. 4 kr. 
pr. Zentner, welchen die Fiumaner Zuckerraffinerie bei 
der Einfuhr ihrer Syrupe nach dem Innern der Monar⸗ 
chie bisher genoſſen hat, für die Zukunft, jedoch nur 
aus beſonderer allerhöchſter Gnade, in zwei Gulden für 
den Zentner beſtehen ſoll, wornach alſo der Eingangszoll, 
welchen die Fabrik zu Fiume für den Syrup künftig zu 
entrichten haben wird, noch in vier Gulden M. M. pr. 
Zentner beſteht. 

Uebrigens hat ſich die allgemeine Hafkammer, nach 
gepflogener Rückſprache mit der k. ungariſchen Hofkanz⸗ 
ley beſtimmt gefunden mit h. Erlaß vom Sıten v. M. 
Zahl 15515 den öſterreichiſchen Konſumozoll für den aus 
Ungarn und Siebenbürgen eingehenden Weintrauben⸗ 
Syrup, welcher in der Ein- und Ausfuhr aus und nach 
dem Auslande, wie der Zuckerrohr-Syrup zu behandeln iſt, 
auf einen Gulden für den Zentner Sporko feſtzufetzen. 

Die Wirkſamkeit diefer neuen Zollbeſtimmungen hat 
mit dem Tage, wo die Verſtändigung den Zollämtern, 
welche zur Einhebung dieſer Gebühren berufen find, zu— 
kommen wird, zu beginnen. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom 12. April 1626. Gub. 
Zahl 21485. 


52. 


Erneuerung des Kreisſchreibens, daß die 
Dominien die Auslagen bei Rekruten⸗ 
ſtellungen zu tragen verbunden ſind. 


Man hat wahrgenommen, daß von mehreren Domi⸗ 
nien die Auslagen bei Rekrutenſtellungen den Gemein⸗ 
den aufgebürdet werden. 


— 66 — 


Da nach dem Kreisſchreiben vom zoten September 
1793 dieſe Auslagen den Dominien allein obliegen, und 
die dawider handelnden Obrigkeiten nicht nur zum Rüͤck⸗ 
erſatz der von der Gemeinde erwieſenermaſſen getragenen 
Auslagen verhalten, und überdieß mit dem Doppelbetra⸗ 
ge als Polizeyſtrafe geahndet werden ſollen; ſo ſieht man 
ſich veranlaßt, den Kreisämtern aufzutragen: das erwahn⸗ 
te Kreisſchreiben fammtlichen Ortsobrigkeiten in Erinne⸗ 
rung zu bringen, die Befolgung deſſelben zu überwachen, 
und bei entdeckten derlei Unfügen gegen die betreffenden 
Dominien nach aller Strenge der dießfälligen Geſetze Amt 
zu handeln. 

Gubernial⸗Verordnung vom adten April 1826. Gub. 
Zahl 20935. 


55. 
Inſtrukzion für Stadtwundaͤrzte. 


J In der Anlage erhalten die k. Kreisämter in Folge 
der allerhöchſten Entſchließung vom 21ten v. M. und ho⸗ 
hen Hofkanzleydekrets vom 27ten v. M. Zahl 8604. die 
Inſtrukzion für die in den Städten im Kreiſe a ufgeftellte 
Stadtwundarzte mit dem Auftrag, daß die betreffende 
Stadtmagiſträte, und mittelſt derſelben die ſchon aufge⸗ 
ſtellten Stadtwundaͤrzte, fo wie in Hinkunft derſelben Nach⸗ 
folger, wie auch die zu neu kreirten Stellen ernannten 
Stadtwundärzte damit zur genauen Befolgung zu bethei⸗ 
len ſind, worauf auch die Kreisphyſtker zu ſehen haben. 
Uebrigens verſteht ſich von ſelbſt, daß, wenn die 
Stadtwundärzte auch in Krankenanſtalten verwendet wer⸗ 
den, ſie ſich nach den für dieſen Dienſt beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften und Inſtrukzionen zu benehmen haben. 
Gubernial⸗Verordnung vom 18ten April 1826. Gub. 
Zahl 22546. 
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Instruction 
fuͤr die Stadt-Wundaͤrzte in Galizien. 


Zu Folge allerhöchfter Entſchließung Sr. Majeftät vom 

2z1ten März d. J., und hohen Hofkanzleydekrets vom 

27ten May d. J. wird folgende Inſtrukzion zur genaues 

ſten Beobachtung vorgeſchrieben: 
1. 

Der Stadtwundarzt iſt dem Stadtmagiſtrat, und in 
wiſſenſchaftlicher Hinſicht dem Kreisphiſikus unmittelbar 

untergeordnet. 5 


0 2. 
Alle von dem Stadtmagiſtrat erhaltenen amtlichen 
Aufträge wird er mit Genauigkeit und Fleiß vollziehen. 


Ueber alles, was auf die Geſundheit und das Le⸗ 
ben der Menſchen und Thiere in dem Bezirke der Stadt 
nachtheiligen Einflnß haben kann, und zu feiner Kennt⸗ 
niß kommt, hat er die Anzeige an den Stadtmagiſtrat 
zu machen. 

. 


Entſteht in dem Stadtbezirke eine Epidemie oder 
Seuche, ſo hat ſelber die Anzeige den Stadtmagiſtrat al⸗ 
ſogleich zu erſtatten, und wenn ſelber hierüber nichts ver⸗ 
anlaßt, an daß k. Kreisamt; in jedem Falle aber zur 
Hemmung der Krankheit und Rettung der Erkrankten al⸗ 
ſogleich die zweckmäſſigen Schritte zu machen. 

Bei einer Epidemie oder Seuche, wenn ihm bon 
dem k. Kreisamt die Behandlung derſelben übertragen 
wird, hat er von 14 zu 14 Tagen, in gefährlichen Fal⸗ 
len von 8 zu 8 Tagen bis zur Beendigung des Uebels 
den Bericht mittels des Stadtmagiſtrats einzuſenden, und 
am Ende auch den vorgeſchriebenen Final- Bericht über 
die ſe Epidemie beizulegen. 
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Beſttzet derſelbe eine chirurgiſche Offizin, fo hat er 
ſich nach der unter dem 7ten Dezember 18 10 Zahl 4251. 
über die chirurgiſchen Gremien auf dem Lande erlaſſenen 
Verordnung zu benehmen. 

§. 7. 

Unter ſeine vorzüglichen Pflichten gehört die Todten⸗ 
beſchau in der Stadt und im Bezirke derfelben, wobey 
die unter dem ır7ten September 1822 Zahl 28098. er⸗ 
laſſene Vorſchrift zu befolgen und zu beachten iſt. 

„. 

Die jährlich im Bezirke der Stadt von Haus zu Haus 
vorzunehmende Vaccination gehört gleichfalls unter deſſen 
Verpflichtungen, wobei ſich ſelber nach den beſtehenden 
Impfungsvorſchriſten und nach den Weiſungen des Stadt⸗ 
magiſtrats zu benehmen hat. 


Bei gerichtlichen Fällen hat derſelbe mit genauer 
Beobachtung der mit Kreisſchreiben vom 16ten Juny 
1815 Zahl 21256. für gerichtliche Todtenbeſchauer beſte⸗ 
hende Inſtrukzion, dann jedesmaligen Aufträgen und Re⸗ 
quiſizio nen zu entſprechen. 

8 

Bei Unglücksfällen, Verletzungen und Ereigniſſen, 
welche die Geſundheit oder das Leben der Menſchen be— 
drohen, hat derfelbe ſchnelle und thätige Hülfe zu lei⸗ 
ſten, zugleich aber auch dem Stadtmagiſtrat die Anzeige 
zu erſtatten. 

§. 11. 


Dort wo ein Armen» oder Siechenhaus beſteht, 
liegt demſelben die Obſorge uͤber das Wohl dieſer Siechen 
ob, und er hat die Gebrechen in ihrer Verpflegung und 
Unterbringung dem Stadtmagiſtrat anzuzeigen. 


. 12. 
Da die in der Sanitätspolizey obwaltenden Gebre⸗ 
chen, in Betreff der Nahrungsmittel und Getränke, vor⸗ 
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züglich des Brods, des Fleiſches, des Biers und des 
Trinkwaſſers, in Betreff der Reinlichkeit, des Zuſtandes 
der Wohnungen, das Beerdigen der Begräbnißſälle, des 
Giftderkaufs, des unbefugten Arzneyverkaufs, dann in 
Betreff ſchaͤdlicher Gewohnheiten, beſonders der Schwan⸗ 
gern, Woͤchnerinnen und der phiſiſchen Erziehung der 
Kinder, einen großen Einfluß auf die Bewohner eines 
Orts haben, ſo hat derſelbe die hieher gehörigen Mängel 
und Gebrechen dem N ſtets anzuzeigen. 
13. 
Ohne Bewilligung des Magiſtrats hat er ſich nie 
über die Nacht aus der Stadt zu entfernen. 
§. 14. 
Alles, was in der Inſtrukzion für bürgerliche Wund⸗ 
ärzte enthalten iſt, iſt auch für den Stadtwundarzt der⸗ 
bindlich. 


54. 


Erneuerung der Vorſchriften über die Kom⸗ 
merzialſtaͤmplung der Tuͤcher. 


Aus mehreren vorgekommenen Fällen, iſt die k. k. all⸗ 
gemeine h. Hofkammer zur Ueberzeugung gelangt, daß 
die Vor ⸗ und Umhäng⸗Tuͤcher nicht überall der Kom⸗ 
merzialſtämplung unterzogen werden. 

Um dießfalls für die Zukunft ein gleichfoͤrmiges Ver⸗ 
fahren zu erzielen, wird hiemit die Vorſchriſt erneuert, 
daß: wie es ſich aus den h. Hofkammerdekreten vom 14. 
Hornung 1805 (im ıgten Bande der politiſchen Geſetz⸗ 
ſammlung S. 258) und vom 14ten Jänner 1812 (im 
58ten Bande der politiſchen Gefegfammlung S. 569) von 
ſelbſt verſteht, auch die aus Stoffen, welche der Stämp⸗ 
lung unterliegen, gewebten battiſtenen, mußeline⸗ 
nen, ſchleiernen, wie auch ganz- und halbfei⸗ 
denen Tücher, in fo weit fie ein Ganzes ausmachen, 


F 
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fie mögen ubrigens kroiſirt feyn, oder nicht, einzeln, wenn 
ſie aber kein Ganzes ausmachen, oder auch nicht das im 
d. 5. des Kommerzialſtämpel⸗ Patents feſtgeſetzte Maaß 
von 6 Ellen erreichen, in Gemäßheit des hohen Hofde— 
krets vom 22teu November 1794 (im Sten Bande der 
politiſchen Gefegfommlung S. 195.) nach ganzen oder 
halben Dutzenden mit dem Kommerzial⸗Stämpel bezeich⸗ 
net, und wenn ſie unbezeichnet im Handel vorkommen, 
nach dem $. 11 des Kommerzialftämpel » Patents im Ver⸗ 
fall geſprochen werden ſollen. 


Welches in Folge hohen Hofkammer ⸗Dekrets vom 
gten v. M. Zahl 9477. zur allgemeinen Kenntniß ges 
bracht wird. 


Gubernial-Kundmachung vom ıgten April 1826. Gub. 
Zahl 29945. i 


55. 


Neue Zollbeſtimmung fuͤr das ungariſche 
Tabakmehl und den Tabakſtaub. 


Mit hohen Hofkammerdekrete vom 18. Jänner d. J. 
Zahl 2711 wurde der Ausgangszoll für das ungariſche 
Tabakmehl und den Tabakſtaub auf vier Kreutzer für den 
Wiener Zentner Sporko- Gewichts feſtgeſetzt. 


Welches nachträglich zu dem Kreisſchreiben vom gten 
Hornung d. J. Zahl 6791. mit dem Beiſatze zur allge⸗ 
meinen Kenntniß gebracht wird, daß die Wirkſamkeit die⸗ 
ſer Zollſätze vom Tage der Kundmachung des bezogenen 
Kreisſchreibens beginnt. 


Gubernial⸗ Kundmachung vom 19. April 1826. Gub. 
Zahl 22711, 
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56. 


Kleriker der Regular Orden dürfen die 
die Pruͤfung aus jedem Obligatſtudium 
der Philoſopie auf einmahl an einer 
fentlichen Lehranſtalt taxfrey zuruͤck⸗ 

gen. 


Mit hohem Hoſkanzleydekret vom gten Dezember 
1825. iſt nachſtehende a. h. Entſchließung Seiner Ma⸗ 
jeftät herabgelangt: »Philoſophiſchen Klerikern der 
Regularorden wird geſtattet, daß fie wie Privatſtudie⸗ 
rende die Prüfung aus jedem Obligatſtudium der Phi⸗ 
loſophie auf einmahl an einer öffentlichen Lehranſtalt 
ganz tarfrey zurücklegen, bei welcher Prüfung ſich mit 
Vermeidung aller ſubtilen Fragen auf das Wefentliche, 
und für einen künftigen Prieſter Praktiſche zu beſchrän⸗ 
ken iſt. 


Von dieſer allerhöchſten Entſchlieſſung werden die 
k. Directorate zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung in 
Kenntniß geſetzt. 
Gubernial⸗ Dekret vom 21ꝛten April 1826. Gub. Zahl 
7464. 


Prop. Geſetſ. von Balizien 1906. C 
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Staats - Vertrag 
über bie wechſelſeitige Freyzuͤgigkeit des Ver⸗ 
moͤgens und der Verlaſſenſchaften zwi— 


ſchen dem Oeſterreichiſchen Kaiſer-Staa— 
te und den Herzogthume Modena. 


NOS FRANCISCUS PRIMUS, DIVI- 
NA FAVENTE CLEMENTIA AUSTRIAE 
IMPERATOR; HIEROSOLYMAE, HUNGA- 
RIAE, BOHEMIAE, LOMBARDIAE ET VE- 
NETIARUM, DALMATIAE, CROATIAE, 
SLAVONIAE, GALICIAE, LODOMERIAE 
ET ILLYRIAE REX ; ARCHIDUX AU- 
STRIAE; DUX LOTHARINGIAE, SALIS- 
BURGI, STYRIAE, CARINTHIAE, CARNI- 
OLIAE, SUPERIORIS ET INFERIORIS 
SILESIAE; MAGNUS PRINCEPS TRANSIL- 
VANIAE; MARCHIO MORAVIAE; COMES 
HABSBURGI ET TYROLIS etc. etc. 


r 
Net testatumque omnibus et singulis, quo- 
rum interest, tenore praesentium facimus: 


Cum Nobis et Serenissimo Archiduci Duci 
mutinensi e re visum est, subditis Utriusque 
Nostrum liberam exportationem haereditatum 
et aliarum facultatum absque ullo detractu ex 
una in alteram ditionem concedere, et desuper 
a Nostro et praelaudatae Regiae Celsitudinis 
Pleni potentiario die ı2. Augusti anni currentis 
specialis Conventio inita et signata fuerit, cujus 
tenor sequitur: 


Seine Majeftät Franz der Erſte, Kaiſer von Defterreich, 
König von Jeruſalem, Ungarn, Böhmen, der Lom— 
bardie und Venedig, von Dalmatien, Eroatien, Sla— 
vonien, Galizien, Lodomerien und Illyrien; Erzherzog 
von Oeſterreich, Herzog von Lothringen, Salzburg, 
Steyermark, Kärnthen, Krain, Ober- und Nieder- 
Schleſten; Großfürſt von Siebenbürgen; gefürfteter 
Graf von Habsburg und Tyrol re. ꝛc. 

und Seine königliche Hoheit Franz der Vierte, 
königlicher Prinz von Ungarn und Böhmen, Erzherzog 
von Oeſterreich, Herzog von Modena ꝛc. ꝛc. 


In der Abſicht, Ihren Unterthanen die Vortheile der 
zwiſchen beiden Souverainen glücklich obwaltenden Bluts— 
verwandtſchaft durch mehrere Befeſtigung und Erwei— 
terung des zwiſchen den Bewohnern der beiderſeitigen 
Staaten bereits beſtehenden Freundſchaſts- und Hans 
delsverkehres fühlbar zu machen, haben ſich bewogen 
gefunden einen Vertrag abzuſchließen, deſſen Zweck da— 
hin geht, das Recht des freyen Abzuges vom Vermö— 
gen, Erb» und Verlaſſenſchaften zwiſchen Ihren ge— 
genjeitigen Staaten feſtzuſetzen. 

Zu diefem Ende haben Sie zu Ihren Bevollmäch— 
tigten ernannt: 

Seine Majeftät der Kaiſer und König, Franz der 
Erſte ꝛc. c, den Freyherrn Franz von Sardagna, 
Commandeur des Conſtantiniſchen St. Georgs-Ordens 
von Parma, Ritter des Toscaniſchen St. Joſephs-Ot⸗ 
dens, des Ordens der heiligen Mauritius und Lazarus 
und des Chriſtus⸗Ordens, Allerhöchſt ihren wirklichen 
Kämmerer und Legations⸗Nath; 

und Seine konigliche Hoheit der Erzherzog von 
Oeſterreich, Herzog von Modena ꝛc., Hochſtihren Rath 
Johann Maria Poli; welche Bevollmächtigte, nach 
Auswechslung ihrer in gehöriger Form befundenen Bolls 
machten, über nachſtehende Puncte übereingefommen 
ſind, und hiermit übereinkommen. 
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IJ. Artikel. 


Zwiſchen den Staaten Seiner k. k. apoftolifchen 
Majeſtät und jenen Seiner königlichen Hoheit des 
Herzogs von Modena, ſoll von jetzt an eine vollkom- 
mene Freyzügigkeit dergeſtalt Statt finden, daß dei 
keiner Vermögens Erb, oder VerlaſſenſchaftsExpor— 
tation, auf welche Art ſolche geſchehen mag, ein Abs 
ſchoß⸗ oder Abfahrtsgeld, oder Nachſteuer, 
in den Staaten, wo dieſe Steuern beſtehen, noch was 
immer für eine andere Abgabe aus irgend einem Ti— 
tel erhoben werden ſoll, in ſo fern dieſelben ſeither 
wegen der Vermögens Erportation in die landesfürſt⸗ 
lichen Caſſen gefloſſen ſind. 

H. Ar Diel. 

Die Aufhebung der vorerwähnten Abgaben ſchließt 
indeſſen weder die Abnahme der Auswanderungsgebühr 
noch jener Steuern aus, welche in beyden Staaten 
bey dem Antritte einer Erbſchaft oder Annahme einer 
Schenkung entrichtet werden müffen, indem die erſtere 
mit den in den Oeſterreichiſchen Staaten beftehenden 
Auswanderungs-Geſetzen und Local-Verhältniſſen in 
zu genauer Verbindung ſteht, und die zweyten durch 
die Geſetze beyder Staaten in der Art vorgeſchrieben 
ſind, daß ſie eben ſo gut von den eigenen Untertha— 
nen in Fällen, wo von Auswanderung oder Vermö— 
gens ⸗Exportation keine Frage iſt, entrichtet werden 


muͤſſen. 5 
III. Artikel. 

Da dieſes Recht der Freyzügigkeit, ſeiner Natur 
nach, ſich nur auf das außer Landes zu führende Vers 
mögen bezieht, und nicht auf Perſonen anwendbar iſt, 
ſo bleiben, dieſes Vertrages ungeachtet, jene Vorſchrif⸗ 
ten in den Staaten, wo ſte beſtehen, in geſetzlicher 
Kraft, welche jedem Unterthane bey Strafe der Vers 
mögens⸗Confiscation die Verpflichtung auferlegen, vor 
der Anſäßigmachung im Auslande die Auswanderungs⸗ 
bewilligung ſeines Landesherrn nachzuſuchen. 


IV. Artikel. 


In Anſehung jener Individuen jedoch, welche 
bereits nach Abſchließung des gegenwärtigen Vertrages 
ohne landesfärſtliche Bewilligung ausgewandert find, 
ſoll die Conſiscations- Strafe in den Staaten, wo die⸗ 
ſelbe beſteht, nur in dem Falle eintreten, wenn der— 
gleichen Individuen ſich in dem auswärtigen Staate 
anſäßig gemacht, und von den dießfalls erlaſſenen lan⸗ 
desherrlichen Verordnungen vollſtändige Kenntniß ge⸗ 
babt, fo wie auch, wenn fie auf eine erhaltene obrig⸗ 
keitliche Einberufung ſich nicht geſtellt hätten. 


el. 


In Folge eben dieſes Grundſatzes wird feſtgeſetzt, 
daß, ungeachtet des Rechtes der freyen Vermögens- 
Exportation, die Erhebung der Militär- Pflichtigkeits⸗ 
Redimirungs⸗ Summe in den Fällen Statt finden 
könne, wenn einem Individuum die Auswanderungs⸗ 
bewilligung ertheilt wird, welches nach ſeinen Perſonal⸗ 
Verhältniſſen der Militär » Pflichtigkeit unterliegt, und 
das Alter, das ihn derſelben enthebt, noch nicht er⸗ 
reicht hat. 

VI. Ab tikel. 


Deßgleichen bleibt es in Auswanderungsfällen in 
Ruͤckſicht der Auswanderungsgebühr in den Staaten, wo | 
dieſelbe beſteht, bey den bisher deobachteten Beſtim— 
mungen, nach welchen drey vom Hundert von dem 
Vermögen des Auswandernden, als eine auf feine Per⸗ 
ſon ſich beziehende Abgabe, erhoben werden, und da 
die Abnahme der Erbſteuer auf Geſetzen beruhet, welche 
mit dem Freyzügigkeits⸗Kechte keine Verbindung haben, 
ſo hat auch der gegenwärtige Vertrag auf erwähnte 
Steuer keine Beziehung, ſondern es bleibt beyden ver⸗ 
tragſchlieſſenden Theilen unbenommen, hierüber bon 
wegen ihrer Souverainen⸗ Gewalt jene geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen, welche Ihnen angemeſſen ſchei⸗ 
nen werden. 


r 


VI. Artie. 


Es iſt ferner verſtanden, daß vorgedachte Beſtim— 
mungen auf die Zoll- und Mauthverord nungen, welche 
in den beyderſeitigen Staaten gegenwärtig in Kraft 
ſtehen, oder in Zukunft eingeführt werden möchten, 
keinerley Einfluß haben ſoll. 


MI. Ar täten. 


Obgleich vermoge dieſes Vertrages alle Abzüge, 
n den Staaten, wo dieſelben befteben, die wegen der 
Vermögens » Ervortation in die landesherrlichen Caſſen 
fließen, aufhören, fo fol deſſen ungeachtet jenen Cor— 
porationen in dem einen oder dem anderen Staate, 
und jenen Probinzial-Ständen, die zur Erhebung einer 
Abgabe in Erbſchaftsfällen berechtiget find, dadurch 
nichts an ihren Befugniſſen benomenn ſeyn. 

rinnen 

Dieſer Vertrag ſoll ſchließlich als ein Staatsver⸗ 
trag unwiderrufliche Gultigkeit erhalten, und vom Tage 
der Auswechslung der Ratificationen, welche in drey 


Monathen erfolgen wird, angefangen, in volle Kraft 
treten. 


Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmäch— 
tigten gegenwärtigen Vertrag in doppelter Ausfertigung 
unterzeichnet, und ihre Siegel beygedrückt. 

So geſchehen zu Mailand den 2. Auguſt 1825. 

(L. S.) Franz Freyherr v. Sardagna. 

(L. S.) Johann Maria Poli. 


Gubernial-Kundmachung vom 24. April 1826. Gub. 
Zahl 20114. 


Nos visis et perpensis Conventionis hujus arti- 
culis eos omnes et singulos ratos omnino gratos- 
que habuimus, atque hisce ratos gratosque ha- 
bere declaramus, verbo Nostro Caesareo-Regio 
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spondentes, Nos ea omnia, quae in illis conti- 
nentur, fideliter executioni mandari juss uros es- 
se, in quorum fidem praesentes ratihabitionis 
Nostrae tabulas manu Nostra signavimus, sigil- 
loque Nostro Caesareo-Fegio appresso firmari 
mandavimus, 

Dabantur in Urbe Imperiali Nostra Vienna 
Austriae, die sexta mensis Novembris, anno 
millesimo octingensimo vigesimo tertio „ regno- 
rum Nostrorum trigesimo secundo, 


FRANCISCUS, 
PRINCEPS A METTERNICH. 


Ad Mandatum Sacr. Caes. Reg. Apo- 
stolicae Majestatis proprium. 


Eberhardus Perrin a Gradenstein. 


58. 


Daß penſionirten Offizieren bey ihrer An— 
ſtellung im Zivile zugeſtandene Mehr— 
drittheil, wird nicht auf die blos mit 
Gnadengehalten betheilten ausgedehnt. 
Unterbringung der mit Gnadengehalten 
betheilten Militaͤr-Individuen in ſolchen 
Platzen, die ihren Kraͤften oder Eigen: 
ſchaften entſprechen. 


Mine Note vom 22ten v. M. hat der k. k. Hof- 
kriegsrath eröffnet, daß Seine Majeftät mit allerhoͤch⸗ 
ſter Entſchließung vom 8ten des v. M. zu befehlen ge— 
ruhet haben, daß die urſpruͤnglich den penfionirten 
Offiziers bei ihrer Anſtellung im Zivile zugeſtandenen 
im Normale vom Jahre 1816, enthaltenen Begünſti⸗ 
gungen in Kückſicht der Aufbeſſerung mit einem Drit⸗ 


theil der zu beziehen gehabten Penſion, (das ſoge⸗ 
nannte Mehrdrittheil) nicht auf jene, welche mit bloßen 
Gnadengehalten betheilt ſeyen, noch auf die Militär⸗ 
partheyen ausgedehnt werden dürfen. 


Da übrigens jeder, der vom Staate einen Uns 
terhalt genießt, auch im Falle ſey, zu ſolchen Staats- 
dienſten, die feinen Kräften oder Eigenſchaſten ange— 
meſſen ſeyen, auch wenn er es nicht anſuche, nach 
Umſtänden und zur Erſparung für das Aerar ſich 
derwenden und anftellen laſſen zu müffen, fo haben 
Seine Majeftät zugleich in weiterer Folge der obbes 
merkten a. h. Entſchließung dem Hofkriegsrath anzu⸗ 
weiſen befunden, alle Vierteljahre den verſchiedenen 
Hofſtellen Verzeichniße der mit Gnadengehalten betheil« 
ten Offiziere, und andere zum Armeedienſt gehöriger 
penſtonirter, oder mit Gnadengehalten betheilter Mi⸗ 
Ititär⸗ Individuen und Partheyen mit Bemerkung ihrer 
allenfälligen Qualifikation mitzutheilen, damit ihre 
Unterbringung in ſolche Plätze, die ihren Kräften oder 
Eigenſchaften entſprechen, da, wo es zum Vortheil 
des Aerars gereicht, bewirkt werde. 


Zugleich find die unterſtehenden General» Eoms 
manden von Seite des Hofkriegsraths beauftragt wor 
den, in den 1]4 jährigen Qualifikazions » Eingaben 
über die zu Zibilanſtellungen aspirirenden penſtonirten 
Offiziere, von nun an auch die in dem General-Com-⸗ 
mando Bezirk ſich aufhaltenden, mit Gnadengehalten 
betheilten Offiziere, dann die penſtonirten oder mit 
Gnadengehalten betheilten Militärpartheyen, und zwar 
die Judibiduen dieſer beyden Kathegorien ſichtlich ges 
ſondert, am Schluße der betreffenden Eingabe nach 
Maaßgabe ihrer für die eine oder andere Bedienſtung 
beſizenden und bey der Prüfung erprobten Eigenſchaf⸗ 
ten aufzuführen. 


Gubernial⸗ en vom 26bten April 1826. Gub. 
Zahl 2501 
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59. 
Die Abrechnung des Alumnaticums wird 
bey Berechnung des Erbſteuer æquiva- 
lents der Geiſtlichkeit nicht geſtattet. 


Laut hohen Hofkanzleydekrets ddto. öten April l. J. 
Zahl 9256, haben Seine Majeſtät aus Anlaß eines 
ſpeziellen Falles mit allerhöchſter Entſchließung vom 
28ten März l. J. allergnädigſt zu verordnen geruht, 
daß bey Berechnung des Erbſteuer aequivalents der 
Geiſtlichkeit die Abrechnung des Alumnaticums nicht 
zu geſtatten ſey, weil die Erbſteuer eigentlich eine 
Vermögensſteuer, und nicht eine Einkommensſteuer 
iſt, daher auch vom Klerus, deſſen Vermögen nie Ders 
erbt wird, als ein jährliches aequivalent entrichtet 
werden muß, hingegen das Alumnaticum vielmehr 
ein milder Beitrag iſt, dem der Klerus zum Beſten 
feines Diözeſan-Seminariums von feinen reinen Eins 
kommen entrichtet 

Hievon wird die k. Provinzial” Staats » Buchhal- 
tung und die k. Kammerprokuratur zur Wiſſenſchaft 
und Darnachachtung in die Kenntniß geſetzt. 


Gubernial-Dekret vom 2gten April 1826. Gub. Zahl 
23,856. 


60. 

Inſtitute der barmherzigen Schweſtern, fo 
wie alle Privatinſtitute werden von der 
jährlichen Rechnungslegung uͤber die 
Verwaltung des eigenen Vermoͤgens 
enthoben. 

Seine Majeftät haben mit allerhöchſten Entſchließung 

vom 21ten März d. J. zu bewilligen geruht, daß die 

Inſtitute der darmherzigen Schweſtern in Galizien von 

der jährlichen Rechnungelegung über die Verwaltung 

des eigenen Vernögens, und Einkommens enthoben 


werden, und daß Diefe Maaßregel auf alle Privatin- 
ſtitute ausgedehnet werde, welche aus dem Staats— 
ſchatze, oder einem politiſchen Fonde keine Unterſtützung 
erhalten. 

Hievon werden die k. Kreisämter zur weiteren 
Veranlaſſung in Folge Hofkanzleydekrets vom 25. Marz 
1. J. Zahl 8602 in die Kenntniß geſetzt, wornach es 
daher von der hierortigen Weiſung vom ızten April 
v. J. Zahl 19084 abzukommen hat. 

Gubernial-Verordnung vom zten May 1826. Gub. 

Zahl 20937. 

61. 


Errichtung einer Weg- und Bruͤckenmauth 
zu Zaryte. 


Mit dem Hofkammerdekrete vom 22ten März d. J. 

Zahl 8366058 1 iſt die Errichtung der Wegmauth für 

2 Meilen und der Brückenmauth nach dem Tariffe 

der dritten Klaſſe zu Zaryte Wadowieer Kreiſes an⸗ 

geordnet worden. 

Was hiemit mit dem Beiſatze zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht wird, daß die Weg- und Brüden- 
mauth⸗ Gebühr in dem benannten Orte vom 1. Juli 
d. J. nach den Grundſätzen des Kreisſchreibens vom 
15. Juni 1821, Zahl 51269 und vom 7. März 1828 
Zahl 11570 werde eingehoben werden. 

Gubernial-Verordnung vom 3. May 1826. Gub. Zahl 
19941. 
62. 

Beſchaͤdigungen fremden Eigenthums, auch 
wenn der Schaden nicht uͤber 25 fl. 
betraͤgt, find nach dem 74. §. des Straf⸗ 
geſetzbuches uͤber Verbrechen zu beſtrafen. 


in vorgekommener Fall boßhafter Beſchädigung frem⸗ 
den Eigenthums hat zur Erörterung der Frage Anlaß 


gegeben, ob ein Vergehen ſolcher Art, auch wenn der 
Schaden nicht über 25 fl beträgt nach dem 7äten $. 
des erſten Theils des Strafgeſetzbuches als Verbrechen 
zu deſtraſen, und ob über dieſen Gegenſtand nicht ein 
neues beſtimmteres Geſetz nothwendig ſey? 

Ueber einen darüber erſtatteten Vortrag der k. k. 
Hof⸗Commiſſion in Juſtizgeſetzſachen haben jedoch Geis 
ne Mejeſtät mit allerhöchſten Entſchließung vom Iten 
Hornung d. J. zu befehlen geruhet, daß es noch ferner 
bei der beftimmten Anordnung des 74. $. des Straf⸗ 
Geſetzbuches zu verbleiben habe, und die Inſtizbehör— 
den für die genaue Beobachtung deſſelben verantwort— 
lich zu machen ſeyen. 

Wovon die Kreisämter zur Wiſſenſchaft und weis 
tern Benehmen verſtändiget werden. 


Gubernial⸗ Verordnung vom Aten May 1826. Gub. 
Zahl 23579. 


65. 


Siebenbuͤrgiſchen Unterthanen von ihren 
Dominical⸗Gerichtsbarkeiten ausgefer⸗ 
tigten Reiſepaͤſſe find als gültig zu be— 
trachten. 


eber eine Anfrage: ob in Galizien die dem Sieben— 
bürgiſchen Unterthanen von den DominikalGerichts— 
barkeiten ausgefertigten Reiſepäſſe zu reſpektiren feyen, 
hat die hohe Hofkanzley nach gepflogener Rüͤckſprache 
mit der ſiebenburgiſchen Hofkenzley mittelſt Dekrets 
vom 28ten März I. J. Zahl 8525 erwiedert, daß in 
Siebenbürgen die Reiſepäſſe über die Landesgränze für 
das Innland durch den erſten Beamten der betreffen— 
den Gerichtsbarkeit, oder deſſen Stellvertreter ertheilt 
werden können, folglich ſolche Päſſe in Galizien als 
gültig zu betrachten ſeyen. 
Wovon der Lemberger Magiftrat und die Polizey“ 
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Direktion zur Kenntniß und Darnachachtung verſtän⸗ 
digt wird. 
Gubernial-Dekret vom 5ten May 1826. Gub. Zahl 
25287. 


64. 


Bei Todesfaͤllen der Militaͤrperſonen ha— 
ben Dominien und Magiſtraͤte zwar ihr 
Amt zu handeln, von Verfaſſung eines 
Inventars aber ſich bis auf Anſuchen 
der Competenten Behoͤrde zu enthalten. 


Auf Anſuchen des k. k. Appellazionsgerichtes bom 51. 
März l. J. Zahl 5675, wird den k. Kreisämtern auf» 
getragen, die unterſtehen Magiſträte und Dominien an- 
zuweiſen, daß felbe zwar dei Todesfällen der Militär» 
Perſonen zur Vorbeugung der Vermögens-Verſplitte⸗ 
rung ihr Amt zu handlen, von der Verfaſſung eines 
Inventars aber ſich in ſo lange zu enthalten haben, 
bis ſie dießfalls von der kompetenten Behörde erſuchet 
werden. 

©ubernial= Verordnung vom böten May 1826. Gub. 

Zahl 21937. 
65. 


Herſtellung und Erhaltung öffentlicher Bruͤn⸗ 
nen, beſonders in den von Militaͤr be⸗ 


quatirten Ortſchaften. 


s iſt wiederholt wahrgenommen worden, daß es in 
manchen Ortſchaften an zureichenden guten und genuß— 
baren Trinkwaſſer mangle, daß die erforderlichen öffent— 
lichen Brunnen entweder ganz mangeln, oder die be— 
ſtehenden ſchlecht verwahrt, jeder Art Verunreinigung 
ausgefegt feyen. Mit Bezug auf den Aten Abſatz der 
am 28ten Dezember 1825. Zahl 65159, erneuerten 
Feuerlöſchvorſchriften wird den Kreisämtern daher vera 
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ordnet, den Kreiskommiſſären, den Kreisärzten und 
den Kreisingenieuren zur nachdrücklichen Pflicht zu ma— 
chen, daß ſie ſich bei ihren Dienſtreiſen ſtets genau 
überzeugen, ob überall nach dem Verhältniſſe der Menge 
der Innwohner hinlaͤngliches geſundes, vollkommen 
trinkbares Waſſer, beſonders in den vom Militär be— 
quartirten Ortſchaften vorhanden ſey, und ob nach der 
Zirkularberordnung vom 22. Jänner 1784 Zahl 1770, 
die Waſſerbehältniſſe und Brünncn in der angemeſſenen 
Höhe über die Oberfläche der Gaſſe oder Straſſe oder 
des ſonſtigen Ortes, die Brünnen mit Dächern verfehen, 
ſtets im guten Stande erhalten, und von allen Un, 
rathe bewahret werden. 

Ueber jedes in dieſer Beziehung entdeckte Gebre— 
chen iſt die ſchleunige wirkſamſte Amtshandlung ein 
zuleiten, und darauf zu ſehen, damit der Zweck jener 
Vorſchriften erreicht werde. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 7ten May 18ab. Gub. 

Zahl 25191. 


66. 


Beſtimmung des Verfahrens bei Einziehung 
heimfaͤlliger Guͤter. 


Um Beeinträchtigungen des höchſten Staatsſchatzes 
durch die Nichtkenntniß oder durch die Nichtbeobachtung 
der beſtehenden Geſetze bei Einziehung heimfälliger 
Güter wirklich hintan zu halten, wird in Folge eines 
von der k. k. vereinigten Hofkanzley unterm 15. May 
1825, Zahl 15025 einverſtändlich mit der k. k. oberſten 
Juſtizſtelle und der k. k. allgemeinen Hofkammer erlaſ— 
ſenen Dekreis, den k. k. Landrechten, dann ſämmtli— 
chen Dominien und Magiſtraten, das Verfahren bei 
Ausübung des Heimfälligkeitsrechtes nach den ohnehin 
ſchon beſtehenden älteren und neueren Vorſchriften, ins- 
beſondere nach dem Hofdekrete vom 8ten März 1782. 
Zahl 56. vom 25ten September 1789, Zahl 940 der 
S. J. G. © ſammt den hierüber mit gedruckten Kreis⸗ 


ſchreiben vom 25ten September 1789. und vom ı5ten 
Sult 1790. nachgefolgten Erläuterungen, dann nach 
dem Hofdekrete vom Boten Oktober 1802 Zahl 582. 
der S. J. G. S., und endlich nach den Vorſchriſten 
des allgemeinen bürgerlichen G. B. zur genauen Dar- 
nachachtung, hiemit neuerdings zur Beobachtung fol— 
gendermaſſen vorgeſchrieben. 


. 

Alle Obrigkeiten, Magiſtrate und die k. k. Land⸗ 
rechte bei denen ſich Depoſiten befinden, zu welchen 
ſich ſeit 32 Jahren kein Eigenthümer vorgefunden hat, 
dieſe Depoſiten mögen von Verlaſſenfchaften oder von 
gerichtlichen Erlägen herrühren, ſind verbunden die 
Ediktal⸗ Einberufung der Eigenthümer, mit Feſtſetzung 
einer Friſt von einem Jahre ſechs Wochen und drei Tas 
gen zur Darthuung ihrer Anſprüche einzuleiten. 

. 

Wenn ſich binnen der Ediktalfriſt Jemand mit An⸗ 
ſprüchen auf ein Depofitum meldet, iſt die vorfordernde 
obrigkeitliche Behörde verpflichtet, deſſen Ligitimazions— 
Urkunden der Kammerprokuratur mitzutheilen, welche 
dieſelben mit ihrem Gutachten über die Nechtsbeſtän— 
digkeit der Forderung begleitet, der Obrigkeit zurückſtel— 
len wird. Die obrigkeitliche Behörde hat ſodann die 
Entſcheidung von Amtswegen (ex officio nobili) un- 
ter Vorbehalt des Nekurſes zu fällen, und ſolche der 
Kammerprokuratur bekannt zu machen, damit dieſe zur 
Aufrechthaltung der landesfürſtlichen Regalien beruffene 
Behörde, das dem höchſten Staatsſchatze vorbehaltene 
Recht der Einziehung erbloſer oder herrenloſer Güter 
geltend machen könne. 

§. 55 

Im entgegengeſetzten Falle aber, wenn nämlich in⸗ 
nerhalb der Ediktal-Friſt niemand ſich anmeldet, und 
wenn die Obrigkeit ſelbſt aus was immer für einem 
Grunde, das Heimfallsrecht in Anſpruch nimmt; ſo hat 


dieſelbe ebenfalls die Anzeige an die Kammerprokuratur 
zu machen. 1 


§. . 

Sollte eine Obrigkeit ein der Einziehung an den 
Staatsſchatz unterliegendes Vermögen verſchweigen, fo 
hat fie den dritten Theil des verſchwiegenen Vermögens, 
als Straſe zu erlegen, und dieſer Betrag hat dem An— 
zeiger zuzukommen. 

9 >> 


Uebrigens verfteht ſich von felbft, daß durch die 
gegenwärtig erneuerte Anordnung diejenigen Gerechtſame 
keine Veränderung erleiden, die a) in Anſehung heim— 
fälliger Güter dem Kriminalgerichte nach dem 9. 519. 
I. Th. des G. B. tiber Verbrechen und ſchwere Polis 
zeyüͤbertretungen, b) den Erbpacht⸗ und Erbzinsherren 
als Grundherren nach dem $. 1149. des allgemeinen 
bürgl. G. B. und nach dem Juſtitzhofdekrete vom 25. 
September 1789, Zahl 940, und nach den rückſichtlich 
deſſelben mit den gedruckten Kreisſchreiben vom 25ten 
September 1789, und vom ı5ten July 1790 nachge- 
folgten Erläuterung, c) anderen Perſonen aus beſon— 
deren Privilegien, oder endlich d) den Schuldnern aus 
dem Rechtsinſtitute der Verjährung zu Statten kom— 
men könnten. 

Gubernial-Kundmachung vom ı2ten Map 1826. Gub. 
Zahl 19755. 
67. 

Kreisaͤmtern wird eine ſtrenge Aufſicht uͤber 
den Zuſtand und die Beſchaffenheit der 
Straſſen aufgetragen. 
it der hierortigen Verordnung dom 17ten Auguſt 

1807 Zahl 31850. wurde den k. Kreisämtern in Folge 

eine allerhöchſten Entſchließung aufgetragen, über den 

Zuſtand der Straſſen eine beſondere Auſſicht zu führen, 

und jährlich über den Befund nach der wenigſtens ein⸗ 


[4 
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mahl im Jahre vorzunehmenden Bereifung ihre Nelazion 
an die Landesſtelle zu erſtatten. 

Da dieſe Vorſchrift nicht gehörig beobachtet wird, 
und da die gegenwärtige Einrichtung des Straſſenweſens 
den Behörden eine ſtrenge Aufſicht über die Beſchaf— 
fenheit der Straſſe, und die zweckmäſſige Gebahrung 
mit angewieſenen Geldmitteln mehr als je zur un— 
erläßlichen Pflicht macht, ſo hat man ſolgendes be— 
ſchloſſen. 

1. Werden ebenfalls im Geiſte der bezogenen 
allerhöchſten Entſchließung ſämmtliche an gebauten 
Straſſen befindliche Poſtämter mitttes des in Abſchrift 
beiliegenden Erlaſſes angewieſen, dem Kreisamte regel— 
mäſſig längſtens dinnen 5 Tagen nach dem Ablaufe eines 
jeden Monates Rapporte über den Befund des Straffen- 
ſtandes auf denjenigen Poſtſtrecken, auf denen ſte den 
Poſtdienſt zu verrichten haben, vorzulegen, außerdem 
aber, falls Gebrechen eintreten, die eine ſchleunige 
Abhilfe erheiſchen, immer ſogleich die Anzeige zu er⸗ 
ſtatten. 

2. Das Kreisamt hat dieſe Rapporte unaufges 
halten nach ihrem Einlangen genau durchzugehen, falls 
ſolche in der Form nicht gehörig abgefaßt wären, oder 
ſonſt Mängel enthielten, die Poſtämter zur Ergänzung 
anzuweiſen, und ſtets dasjenige ſogleich zu veranlaßen, 
was der dargeſtellte Zuſtand der Straſſe erfordert, ins- 
beſondere ader, wenn in den Monaten, in welchen der 
Oeckſtoff bereits auf der Straſſe vorhanden ſeyn ſoll, 
ſolcher mangeln würde, gegen die Unternehmer dem 
Vertroge gemäß vorzugehen, falls die Zerſchlägelung 
nicht gehörig bewirkt wird, darüber die Erhebung vor» 
zunehmen, und den Unternehmer zur entſprechenden 
Vollziehung dieſer wichtigen Arbeit anzuhalten, falls 
die Ablaſſung des Waſſers von der Straſſe unterblieb, 
gegen die Einräumer mit Strenge vorzugehen, wie 
auch jedesmal, wenn dem Straffenbau » Eommiffariate 
eine Vernachläſſigung zur Laſt fällt, daſſelbe zur Ver⸗ 
antwortung zu ziehen. 
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3. Gehört es unter die beſondere Verpflichtungen der 
Kreiskommiſſäre ihre Aufmerkſam keit auf den Zuſtand der 
gebauten Straſſen in ihren Bezirken zu richten. Sie 
haben am Schluße eines jeden Vierteljahres dem Kreis— 
amte die Anzeige über den Befund zu erſtatten. Nebfte 
dem liegt ihnen auch ob, von jedem Gebrechen, das ſte 
auf der Straſſe bemerken, das Kreisamt ohne Verzug in 
die Kenntniß zu ſetzen. Sollten fie unterlaſſen dieſer Pflicht 
nachzukommen, und ſich Mängel veroffenbaren, die nicht 
unbemerkt bleiben konnten die aber demungeachtet von 
ihnen nicht angezeigt wurden, ſo muſſen dieſelben zur 
Verantwortung gezogen werden. 

4. Wird die Vorſchrift, daß die Kreishauptleute die 
Straſſen ihres Kreiſes wenigſtens einmahl im Jahre zu be— 
reiſen verpflichtet ſind, hiemit erneuert, und man wird 
über ihre genaue Beobachtung feſte Hand halten. 

5. Auf den eben vorgezeigten Wegen wird das Kreis 
amt ununterbrochen die vollſtändigſte Kenntniß über den 
Zuſtand der Straſſe, und über Alles, was zur Erhaltung 
einer bequemen und ſichern Komunikazion erforderlich iſt, 
erhalten, und in die Lage kommen, die Gebahrung der 
Straffenbau : KRommiffariate mit eingreifenden Erfolge zu 
überwachen. 

Die Kreisämter werden angewieſen, dieſer Verpflich⸗ 
tung um fo gewiſſenhaſter nachzukommen, als dieſelben 
durch jede dießfällige Vernachläſſigung oder unberuffene 
Nachſicht die Verantwortlichkeit für die übeln Folgen auf 
ſich laden würden. 

6. Bis ı5ten November eines jeden Jahres haben 
die Kreisämter den Bericht über den im Laufe des lebten 
Verwaltungsjahres, das iſt vom ıten November des frü⸗ 
bern bis Zoten Oktoder des l. J. gefundenen Straſſenſtand 
hieher zu überreichen. 

Dieſer Bericht muß: 

a) Den Befund des Herrn Kreishauptmanns bei der 
von ihm gepflogenen Bereiſung. 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1826. N F 


* 
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b) Den Zuſammenſatz über den Inhalt der von den 

Poſtmeiſtern und den Kreiskommiſſären eingebrach⸗ 

ten periodiſchen Anzeigen in der Form 2/2. 

c) Die Darſtellung der Verfügungen, die getroffen 
wurden, und 
d) die allenfälligen Anträge, zu welchen die gelieferteu 

Nachweiſungen den Anlaß darbiethen, enthalten. 

7. Die gegenwärtige Vorſchrift hat rückſichtlich der 
Kreiskommiſſäre ſogleich, für die Poſtmeiſter hingegen vom 
ıten Julius d. J. an in Wirkſamkeit zu treten. 

ae vom a2ten May 1826. Gub. Zahl 
24570. 


Verordnung an die Oberpoſtverwaltung Z. 
24570. ex 1826. 


Den Poſtmeiſtern wurde mit den hierortigen Verordnun⸗ 
gen vom ırzten Auguſt 1807, und 26ten July 1815. 
Zahl 51850 und 1101. wiederholt eingefchärft, eine ge⸗ 
naue Aufſicht über der Zuſtand der Straſſenanſtalt zu 
führen, und den Kreisämtern nicht blos von Fall zu Fall, 
ſondern auch periodiſch regelmäſſig über den Befund die 
Anzeige zu erſtatten. 

Wenn gleich der offenbare Vortheil der Poſtmeiſter 
die Erhaltung eines guten, bequem zu benützenden Zus 
ſtandes der Straſſe erfordert, ſo wird doch die gedachte 
Vorſchrift nicht gehörig befolgt. 

Man ſieht ſich daher veranlaßt gegenwärtig, wo die 
Einrichtung des Straſſenweſens eine beſonders forgfältige 
Aufſicht erheiſcht; zugleich aber die ſchnelle Beförderung 
der Poſt, und des zu erwartenden Eilwagens einen un— 
unterbrochen guten Zuſtand der Straſſe vorausſetzt, Fol⸗ 
gendes feſtzuſetzen. 

tens. Iſt den Poſtmeiſtern und Poſthaltern, wel⸗ 
che den Poſtdienſt auf gebauten Straſſen verrichten, eins 
zuſchärfen, die unausgeſetzte Aufmerkſamkeit über den Zu⸗ 
ſtand der Straſſen, welche die ihnen in allen Richtungen 
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zugewieſenen Poſtſtrecken ausmachen, ſowohl unmittelbar, 
als auch durch ihre Poſtknechte, welche dieſe Straſſen 
täglich betreten, zu führen. Dieſe Aufſicht hat ſich nicht 
blos, wie es früher beſtimmt war, auf die Hälſte der 
Poſtſtazionen zu beſchränken, ſondern auf ihre ganze Län⸗ 
ge zu erſtrecken. 

atens. Haben die Poſtmeiſter binnen drei Tagen nach 
Verlauf eines jeden Monats über den Zuſtand der ihrer 
Stazion zugewieſenen gebauten Straſſen regelmäſſig einen 
Rapport in der unter 7/1. erſichtlichen Form an das Kreis⸗ 
amt zu überreichen, außerdem aber jedesmahl, ſobald Ge⸗ 
brechen, die eine ſchleunige Abhilfe erheiſchen, wahrge— 
genommen werden, die Anzeige unverweilt an das Kreis— 
amt zu erſtatten. 


ztens. In den monatlichen Rapporten iſt der Na⸗ 
me des Straſſenzuges in der erſten Rubrick, dann jedes 
Meilen-Viertel abgeſondert aufzuführen, ferners für jedes 
die Zahl, Länge, und Tiefe der Geleife anzugeben. Die 
Locher, Durchbrüche und Vertiefungen, welche allenfalls 
auf der Straſſe vorhanden ſeyn dürften, müffen in der 
eigens dafür vorgeſehenen Nubrick bei jedem Meilen⸗Vier⸗ 
tel beſchrieben werden. 


Eben ſo iſt der Zuſtand der Seitengräben, der 
Brücken, und der Geländer darzuſtellen. Da die Be⸗ 
ſchaffenheit der Straſſe durch die zweckmäſſige Zerſchläge⸗ 
lung des Steinmaterials dann durch die jedesmalige Ab» 
laſſung des Waſſers weſentlich bedingt wird; fo haben die 
Poſtmeiſter, wie es ohnehin iht eigenes Intereſſe fordert, 
ein beſonderes Augenmerk auf die Verrichtung dieſer Ar⸗ 
beiten zu wenden, und gewiſſenhaft anzugeben, ob die⸗ 
ſelben gehörig verrichtet werden, oder nicht? Die Menge 
des vorhandenen Materials iſt immer nach dem Schluſſe 
des Monats aufzuführen, gleichwie ſich überhanpt alle 
angegebene Daten auf dieſen Zeitpunk zu beziehen haben. 
Sollten ſich im Laufe des Monats Gebrechen an der Straſſe 
ergeben haben, die nicht geeignet waren dem Kreisamte 
abgeſondert angezeigt zu werden, die — noch wäh⸗ 

2 


rend desſelben Monats gebeſſert wurden, fo find dieſelben 
in der Anmerkung der Rapportstabelle anzuzeigen. 

Atens. Wenn die zu einer Poſtſtazion gehörenden 
Straſfſenſtrecken ſich nicht ihrer ganzen Länge nach in eis 
nem Kreiſe befinden, ſondern durch die Kreisgränze durch» 
ſchnitten find, fo müffen für die in jedem Kreiſe gelegenen 
einzelnen Straſſenſtrecken die Rapporte abgeſondert an 
das Kreisamt, in deſſen Gebiethe ſich ſolche befinden, ein⸗ 
geſendet werden. 

ötens. Um den Poſtmeiſtern die Erſtattung dieſer 
Rapporte zu erleichtern, find die letzere in Druck zu le⸗ 
gen, und auf gedrucktem Papiere auszufertigen. Die 
Ober⸗Poſt⸗ Verwaltung hat dieſen Druck zu beſorgen, und 
die Poſtämter mit dem für ein Jahr erforderlichen Vor⸗ 
rath zu betheilen. Die damit verbundene Auslage iſt 
hieher auszuweiſen, und wird aus dem Straſſenfonde ver⸗ 
gütet werden. 

6tens. Die gegenwärtige Vorſchrift hat mit ıten 
July d. J. in Wirkſamkeit zu treten. 

Es iſt hiernach ſogleich die entſprechende Weiſung an 
die oben bezeichneten Poſtämter zu erlaſſen, und ihnen 
genaue Beobachtung mit dem Beiſatze einzubinden, daß 
falls fie, gegen ihren eigenen Vortheil, die ihnen aufer⸗ 
legte Pflicht vernachläſſigen, oder ſich unrichtige Angaben 
zu Schulden kommen laſſen ſollten, ſolches unnachſichtlich 
werde geahndet werden. 


(Zur Sig. F. Seite 84.) 
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Poſtaͤmtern wird die Führung ordentlich 
verlegter Paſſanten- Protokolle wieders 
holt in Erinnerung gebracht. 


Man ſieht ſich veranlaßt, durch die Oberpoſtverwaltung 
ſämmtlichen Poſtämtern die Präſidial⸗Verordnung vom 
ten Auguſt 1815 Zahl 2884. insbeſondere aber die da= 
rin ausgeſprochene Verpflichtung zur Führung ordentlich 
verlegter Paſſanten-Protokolle mit dem Beiſatze in Erin⸗ 
nerung zu bringen, daß jede Vernachlaſſigung dieſer Vor⸗ 
boni an dn Schuldtragenden unnachſichtlich geahndet wer⸗ 
en wird. 


Gubernial⸗Verordnung vom ꝛꝛten May 1826. Gub. 
Zahl 26548. 


69. 


Beſtimmung einer Taglia für die Rettung 
eines Menſchen aus dem Feuer. 


Mit allerhöchſter Entſchließung vom 7ten April d. J. 
haben Seine Majeftät zu bewilligen geruhet, daß die für 
die Rettung eines Menſchen mit eigener Lebensgefahr aus 
dem Waſſer, feſtgeſetzte Taglia auch demjenigen verab— 
folgt werde, welcher jemanden mit eigener Lebensgefahr 
aus dem Feuer rettet. Dabei ſeyen alle jene geſetzſichen 
Bedingungen und Vorſchriften zu beobachten, unter wels 
chen die Taglia für die Rettung aus dem Waſſer verab— 
folgt werden darf. 

Dieſe allerhochſte Entſchließung wird zu Folge hohen 
Hofkanzleydekrets vom 17ten vorigen Monats Zahl 10258 
mit Beziehung auf das Kreisſchreiben vom Zoten Novem- 
ber 1821 Zahl 62152 zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Gubernial⸗Kundmachung vom 17ten May 1826. Gub. 
Zahl 28266. 
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70. 

Reiſekoſten fuͤr Kreisbeamte aus Anlaß der 
Errichtung und Dotirung neuer Tri— 
vialſchulen werden aus dem Schulfon— 
de bewilliget. 


it Dekret der hohen Studienhofkommiſſion wurde die 
bisherige Uebung, nach welcher die Reiſeköſten für Kreis— 
beamte, im Falle wenn es ſich um Errichtung und Do— 
tirung neuer Trivialſchulen handelt, um die Errichtung 
derſelben zu erleichtern, und zu befördern, aus dem Schul— 
fonde beſtritten werden — genehmiget, und zugleich bes 
deutet, daß hingegen bei ſchon errichteten und beſtehen— 
den Schulen, wo es ſich bei den vorzunehmenden Kom— 
miſſionen bloß um Verbeſſerung der Lehrerdotazionen han⸗ 
delt, die Beſtreitung der Reiſeköſten aus dem Schulfonde 
nicht genehmiget werden könne, da hier die Konkurrenten 
ſchon beſtummt und anerkannt find, und der Schulfond 
bei feinen bekannten ſchwachen Kräften, dieſe neue Bela» 
ſtung, die ihm geſetzlich nicht obliegt, nicht übernehmen 
kann. 

Wovon die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaſt und Nach⸗ 
achtung auch zur Verſtändigung der Kreiskommiſſäre in 
die Kenntniß geſetzt werden, 

Gubernial- Verordnung vom zoten May 1826 Gub. 
Zahl 26922. 


7 
Beſtimmungen ruͤckſichtlich der Strafurthei⸗ 
le gegen Selbſtverſtuͤmmler. 


m den noch immer vorkommenden Fällen der Gelbft- 
verſtümmlung vorzubeugen, verordnete die hohe Hofkanz— 
ley mit Dekret vom 21ten April 1826 Zahl 10575. die 
in der, mit Verordnung vom 5ten April 1811. Zahl 
12967. bekannt gemachten hohen Weiſung vom ten 
März 1811 Zahl 5144. enthaltenen allerhoͤchſten Bes 


ſtimmung: nach welcher jeder Selbſtverſtümmler nach Voll⸗ 
ſtreckung der in den (. 161 und 162. des 2ten Theils 
des Strafgeſetzbuches bezeichneten Arreſtſtrafe an das Mi⸗ 
litär abzugeben, und zu derjenigen Dienſtleiſtung, wozu 
er noch tauglich iſt, und ſelbſt zu Militärſpitaldienſten mit 
gänzlichem Verluſte der Wohlthat einer Kapitulazion zu 
verwenden ſey, ſammtlichen politiſchen Behörden, welche 
zum Konſkripzions-und Rekrutirungsgeſchafte konkuriren 
abermals kund zu machen, und denſelben die genaue 
Vollziehung dieſer Vorſchrift zur Pflicht zu machen. 

Zur Erzielung der Ueberficht über die gegen Gelbft- 
verſtümmler erfließende Strafurtheile hat die hohe Hoflanz⸗ 
ley verordnet: 

tens. Wienach alle von den politiſchen Obrigkeiten 
nach dem $. 161. des 2ten Theils des Strafgeſetzbuches 
mit dem im $. 162. feſtgeſetzten Merkmale der Abſicht ſich 
dem Militärſtande zu entziehen, gefällten Strafurtheile, 
auch wenn ſie auf eine kürzere Zeit als auf einen Monat 
ſtrengen Arreſt ausfallen, dem k. Kreisamt zur Einſicht 


vorgelegt werden follen. 
ztend. Das k. Kreisamt aber mit dieſen Urtheilen 


nach Vorſchrift der Jö. 400 und 401. des 2ten Theils des 
Strafgeſetzbuches vorzugehen, zugleich aber, wenn das 
Kreisamt die Urtheile der Unterbehörden zur Vollziehung 
zurückſendet, jedes mahl das betreffende Werbbezirkskomman⸗ 
do von dem Inhalte des Urtheils zu dem Ende zu unters 
richten habe, damit daſſelbe 

a) vorläufig wiſſe, daß nach Ablauf der Strafzeit von 
der Obrigkeit der Sträfling zum Militär werde ab» 
gegeben werden, und damit. 

b) nach fruchtlos verlaufener Zeit dem Kreisamte zur 
weitern Einleitung die weitere Anzeige gemacht wer⸗ 
den könne. 

Ferner hat die hohe Hofkanzley im Einverſtändniſſe 
mit dem k k. Hofkriegsrathe beſchloſſen, daß auch die der 
Selbſtverſtümmlung beinzichtigten, jedoch ab instantia 
losgeſprochenen Konſkribirten ſogleich nach erfolgten rich⸗ 
terlichen Spruche zum Militär geſtellt werden, und zu 


de 


verordnen befunden, daß die Urtheile über ſolche Indibi⸗ 
duen ebenfalls dem k. Kreisamte zu der oben angedeu— 
teten Abſicht vorgelegt werden ſollen. 

Die Entlaſſung derley Individuen auf eine Wirth— 
ſchaft, oder auf ein Gewerb wird nur aus beſonders 
wichtigen Umſtänden ſtatt finden, und die dießfälligen 
Verhandlungen find allemahl der Entſcheidung der Hof— 
behörden vorzulegen. 

Wovon die k. Kreisämter zu Darnachachtung und 
Verſtändigung der politiſchen Obrigkeiten mit dem Auf— 
trag in die Kenntniß geſetzt werden, letzteren zu bedeuten, 
daß fie den in ihrem Solde befindlichen ärztlichen Indi— 
viduen, jede Mitwirkung bei Verſuchen zur Selbſtverſtümm⸗ 
lung bei Verluſt ihres Dienſtes, und unter Vorhaltung 
der im Geſetze gegen Theilnehmer beſtehenden Strafen 
zu berbiethen, die von den Gemeinden mit Beiträgen betheil— 
ten Aerzte und Wundärzte aber bei Entdeckung einer 
Theilnahme mit dem Verluſte ihrer Beſoldung zu ahn— 
den haben- 

Gubernial-Verordnung vom 2oten May 1826. Gub. 
Zahl 30408. 


72. 

Zum unterthaͤnigen Wirthſchaftsbetriebe er— 
forderliches Getraide, Holz, Futter, 
Geraͤthe und Vieh darf in Exekuzions— 
faͤllen nicht abgeſondert in die Exekuzion 
gezogen, ſondern nur mit dem unbeweg— 
lichen Gute zugleich gepfaͤndet, geſchaͤtzt 
und verſteigert werden. 

us Anlaß einer gegen Unterthanen zur Berichtigung 
der gegen ſie eingeklagten und zuerkannten Forderung von 
einer Gerichtsbehörde verwilligten Exekuzion, iſt von der 

Oberſten Juſtizſtelle in Folge des herabgelangten hohen 

Hofkanzleydekrets vom igten April d. J. Zahl 10955. 

nachſtehende Belehrung ertheilet worden. 


Da das auf einem nnbeweglichen Gute befindliche 
Getraide, Holz, Futter, Geräthe und Vieh, infoferne 
daſſelbe zur Fortſetzung des ordentlichen Wirthſchaftsbe⸗ 
triebes erforderlich iſt, nach den J. 294 und 296. des 
bürgerlichen Geſetzbuches als eine unbewegliche Sache und 
als Zugehoͤr, mithin als Beſtandtheile des Gutes ſelbſt 
zu betrachten iſt, dergleichen Gegenſtände nicht abgeſon⸗ 
dert in die Exekuzion gezogen, und nach den für Fahr⸗ 
niſſe ertheilten Vorſchriften behandelt, ſondern nur mit 
dem unbeweglichen Gute, wozu ſie gehören, zugleich und 
nach den für unbewegliches Vermögen geldenden Geſetzen 
gepfändet, gefchätzt, und verſteigert werden können. 

Hievon werben die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und 
Darnachachtung in die Kenntniß geſetzt. 

Gubernial- Dekret vom 24ten May 1826. Gub. 
Zahl 27642. 
75. 


Impfpreiſe werden allgemein in Konvenzi⸗ 
ons-Muͤnze verabfolgt. 


it hohen Hofkanzleydekrete vom zoten v. M. Zahl 
10555. wurde bedeutet, daß Seine Majeftät mit aller⸗ 
höchſter Entſchließung vom roten April I J. zu bewilli⸗ 
gen geruhet haben, daß die Impfpreiſe allgemein in Kon⸗ 
venziong » Minze verabfolgt werden. 

Von welcher allerhöchſten Entſchließung die k. Kreis⸗ 
Ämter zur Wiſſenſchaft und weiteren Bekanntmachung an 
die Impfärzte zur Aufmunterung derſelben mit dem Be— 
deuten in die Kenntniß geſetzt werden, daß man ſich, nach⸗ 
dem die Impfprämien ſchon ſeit dem Jahre 1820 in Fol⸗ 
ge hohen Hofkanzleydekrets vom roten Auguſt 1820 Zahl 
22086. in Konvenziond- Münze gezahlt werden, und 
dieſe Zahlung in Folge des Eingangserwähnten hohen De— 
krets auch für die Zukunft Statt haben wird, — nunmehr 
von den Impfärzten die gröſtmöglichſte Thaͤtigkeit verſpre⸗ 
che, welche ihnen ernſtlich anzuempfehlen iſt. 

Gubernial-Verordnung vom ıten Juny 1826. Gub. 
Zahl 30075. 
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74. 
Aufſtellung einer Provinzial⸗Kommiſſion 
fur die Operazionen des ſtabillen Kataſter. 


Seine Majeſtät haben mit allergnädigſter Entſchließung 
vom 22ten Hornung el J. die Aufſtellung einer Provinz 
zial⸗Kommiſſion für die Operazionen des ſtabilen Kata⸗ 
ſters in Galizien und in der Bukowina zu beſtimmen ges 
ruhet. 
Dieſe allerhöchſte Anordnung wird mit dem Beiſatze 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß dieſe neu errich— 
tete Probinzial-Kommiſſion in Lemberg vom 15ten l. M. 
unter dem Namen einer k. k. Grundſteuer-Regulirungs⸗ 
Provinzial ⸗Komniſſion in den Königreichen Galizien und 
Lodomerien, dann der Bukowina, in Wirkſamkeit treten 
werde. 

Gubernial-Kundmachung vom Sten Juny 1826. Gub. 

Zahl 54167. 


75. 
Klagen gegen Pfarrer wegen Verletzung der 
Beichtgeheimniſſe, find nicht zur politi= 
ſchen Unterſuchung geeignet. 


s hat ſich der Fall ergeben, daß bei der Unterſuchung 
über Disziplinar-Vergehen eines Pfarrers auch in die 
Klagen wegen Verletzung des Beichtgeheimniſſes einge 
drungen wurde, was als ein rein Disziplinar-Gegenſtand 
zu einer politiſchen Unterſuchung gar nicht geeignet, ſon— 
dern der biſchöflichen Jurisdikzion allein vorbehalten iſt, 
und wegen der bedenklichen Folgen mit der größten Um» 
ſicht, und mit möglichſter Vermeidung jedes Aufſehens 
behandelt werden muß. 

Man findet ſich demnach veranlaßt, den k. Kreisäm⸗ 
tern zur genauſten Nachachtung in vorkommenden Fällen 
zu erinnern, alle derley Anſchuldigungen über Verletzung 
des Beichlgeheimniſſes den betreffenden Ordinariaten zur 


unmittelbaren Verhandlung ganz abgefondert zu über- 
laſſen, und ſich von allen Erhebungen oder dießfälliger 
Einvernehmung der Partheyen ſtreng zu enthalten. 


Gubernialdekret vom dten Junius 1826. Gub. Zahl 
27068. 


. 

Erneuerung der Vorſchriften nach welchen 
keine Militär= Perfon ohne Erlaubniß 
der kompetenten Militaͤr-Behoͤrde ge⸗ 
traut werden darf. 


a wiederholt mehrere Fälle von Trauungen der Mili⸗ 
tär⸗Perſonen durch die Zivil-Geiſtlichkeit ohne beigebrach⸗ 
ter Erlaubniß der kompetenten Militär-Behörden borge⸗ 
kommen ſind, und es bei der Wichtigkeit des Ehevertrags 
überaus viel daran liegt, daß derley Trauungen die un⸗ 
gültige Ehe zu Folge haben, nicht weiter ſtatt finden; ſo 
findet das k. k. Landesgubernium hiemit zu erklären, daß 
von nun an jede Ortsobrigkeit, die durch unbefugte Aus- 
ſtellung von Heurathskonſenſen zu ſolchen geſetzwidrigen 
Trauungen Anlaß giebt, und jeder Seelſorger, ohne lin» 
terſchied der Religion, der eine derley geſetzwidrige Trau— 
ung vornimmt, hiefür im Geiſte des J. 78. des allgemei⸗ 
nen buͤrgerlichen Geſetzbuches mit ſchweren Strafen geahn⸗ 
det werden wird. 

Damit ſich aber in derley Fällen Niemand mit der 
Unkenntniß der dießfalls beſtehenden Vorſchriften entſchul⸗ 
digen könne, und in der Abſicht deren genaueſte Hand 
habung zu ſichern, findet die Landesſtelle die dießfalls 
beſtehenden Geſetze und Vorſchriften abermalen zur allge 
meinen Kenntniß bringen zu laſſen. 

Dem zu Folge wird verordnet: 

tens. Wie bereits mit Kreisſchreiben vom ıa4ten - 
Oktober 1808. $. 5. feftgefegt wurde, darf ohne beigebrach⸗ 
te ſchriftliche Heurathsbewilligung der betreffenden Militär» 
Behörde keine Militär »Perfon, fie mag von der Militia 
vaga oder stabili ſeyn getrauet werben. 
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Diefe Bewilligung wird ertheilt: 

a) Bei den Regimentern und Corps für 
ſämmtliche Individuen vom Oberſtlieutenant ab- 
wärts, von den Regiments- und Corps » Inhabern 
oder von den Regiments- und Corps-Commandan⸗ 
ten ſoweit den letztern dazu die Befugniß von den 
Regiments-Inhabern verliehen worden iſt. 

b) Bei den General⸗Quartiermeiſterſtaab 
für alle dahin gehörige Individuen von dem Gene— 
ralquartiermeiſter. 

c) Für die Regiments- und Corps-Commandanten 
für alle weder zum Generalquartiermeiſterſtaab ge⸗ 
börige, noch in einem Negimente oder Corps die— 
nende Individuen, fuͤr die in Penſionsſtand ver— 
festen, oder mit Beibehaltung des Militär-Cha⸗ 
rakteurs ausgetretenen Staabs⸗ und Oberoffiziere, 
für die Patental⸗Reſervazions⸗ oder beurlaubten 
Invaliden, von dem General-Commando. 
atens. Keine Obrigkeit darf irgend einen der Milis 

tär⸗ Jurisdiktion unterſtehenden Individuen eine Heu— 
rauthslizenz ertheilen, und zwar ohne Unterſchied, ob 
ein derley Individuum in der aktiven Dienſtleiſtung ſteht 
oder nicht. 

Jede Ausſtellung derley unbefugter Heurathslizenzen 
wird nach Beſchaffenheit der Umſtände und der Perſonen, 
an den Schuldtragenden mit emdfindlichen Geldſtrafen 
oder Arreſt geahndet werden. 

tens. Jeder Seelſorger, oder ſonſt zur Vollziehung 
der Trauung geſetzlich berechtigter, wird verpflichtet in je— 
dem vorkommenden Falle, wo er eine Trauung vorzu— 
nehmen hat, ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen, ob 
nicht eines der Brautleute der Militär-Jurisdikzion uns 
terſtehe, zu dieſem Ende die Brautleute jederzeit hierüber 
genau zu befragen, und im Bewährungsfalle die Traus 
ung ſo lange zu verweigern, bis der betreffende Theil 
den Heurathslonſens von der kompetenten Militär-Behörde 
beibringt. 

Jeder Seelſorger der dieſe Vorſicht unterläßt und eine 
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Militär⸗Perſon ohne erwirkte geſetzliche Heurathsbewilli⸗ 
gung trauet, unterliegt der im 9. 78. des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches ausgeſprochenen ſchweren Ahn— 
dung. 

Hiernach haben die k. Kreisämter ſämmtlichen Do⸗ 
minien zu ihrer Nachachtung das Erforderiiche zu erlaſſen. 


ee Verordnung vom 9. Junv 1826. Gub. Zabl 
32 . 


N 

Vize⸗Staatsbuchhalters-Witwen wird die 

fataftermäffige Penſion mit 350 fl. be⸗ 
williget. 


Mit hohem Hoſkammerdekrete ddo. roten v. M. Zahl 
18454— 1927. wurde eröffnet, daß Seine Majeftät durch 
eine unterm 2ten May l. J. herabgelangte allerhöchſte 
Entſchließung für die Witwen der Vize-Staatsbuchhalter 
bei den Provinzial⸗Staatsbuchhaltungen die karaktermäſ⸗ 
ſige Penſion auf jährliche Drei Hundert Fünfzig Gulden 
Convenzions-Münze zu beſtimmen geruhet. 
Die Provinzial» Staats Buchhaltung wird hievon 
zur Wiſſenſchaft in die Kenntniß geſetzt. 
Gubernial-Verordnung vom gten Juny 1826. Gub. 
Zahl 55246. 


78. 
Wie ſich bei Dienſtesentlaſſungen der Ma⸗ 
giſtratsbeamten zu benehmen ſey. 


eine Majeſtät haben in Beziehung auf die Form, un⸗ 
ter welcher die vorſchriftsmäſſige Berathung über Ent⸗ 
laſſungen von Magiſtratsbeamten zwiſchen den politiſchen 
Länderſtellen und den Appellazionsgerichten zu geſchehen 
hat, durch a. h. Entſchließung vom riten April l. J. zu 
verordnen geruhet, daß bei jenen Magiſtratsbeamten, 
welche gemeinſchaftlich von der politiſchen Landesſtelle 
und der Appellazion angeſtellt oder beſtättiget werden, ſo 


2 * 


wie auch bei jenen, welche ſowohl im politiſchen als Ju⸗ 
ſtizgeſchäften Dienſte leiſten, auch eine beiderſeitige Gres 
nial= Berarhung einzutretten, bei den Magiſtratsbeamten 
aber welche blos politiſche Dienſte leiſten, oder in deren 
Ernennung oder Beſtättigung die Appellazion keinen Ein— 
fluß nimmt, die Berathung über Dienſtentlaſſungen bei 
der politiſchen Landesſtelle mit Zuziehung zweyer Juſtiz— 
räthe zu geſchehen habe. 

Gubernjal-Erledigung vom toten Juny 182b. Gub. 

Zahl 30075. 


79 · 

Pfarrgemeinden ſollen durch ihre Dominien 
zur reihenweiſen Abholung des Seel— 
ſorgers zur Ertheilung des Religions- 
unterrichts aufgefordert werden. 


Da nach der bereits eingeführten Gottesdienſtordnung 
ſämmtliche Seelſorger verpflichtet werden, den katecheti⸗ 
ſchen Unterricht nicht nur an der Mutterkirche, ſondern 
auch reihenweiſe in den zur Pfarre gehörigen Ortſchaften 
zu ertheilen, und an vielen Orten bereits die Gewohn— 
beit beſtehet, daß von der die Reihe treffenden Gemeinde, 
zu deren Beßten dieſer Religionsunterricht ertheilet wird, 
um den Priefter zu deſſen Dahinkommen, und Rückkunft 
eine Gelegenheit geſchickt, oder gegen Schüttung einiges 
Futtergetreides von den Pfarrgemeinden nach einen frey— 
willigen Uebereinkommen von dem Seelſorger mit eige— 
nen Pferden dieſe Excursion gemacht wird, ſo iſt mit 
hohen Hofkanzleydekret vom raten v. M. die Weiſung 
anhergelangt, dieſe bei vielen Pfarrgemeinden bereits be— 
ſtehende Gewohnheit durch Einwirkung der politiſchen 
Obrigkeit als eine ſehr billige und zu begünſtigende Sache 
allmählig zur allgemeinen Uebung zu leiten. 


In Berückſichtigung, daß durch Erlangung eines 
gründlichen Religionsunterrichts von Jugend an, die 
Unterthanen zum wahren Gehorſam gegen die göttlichen 
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und landesfurſtlichen Geſetze geleitet werden, und von 
wohl unterrichteten Chriſten auch die Obrigkeiten folg⸗ 
ſame Unterthanen gewärtigen können, und nur in die⸗ 
ſem Wege den der bürgerlichen Geſellſchaft ſchädlichen 
Verbrechen vorgebeugt werden kann, wird den k Kreis— 
ämtern aufgetragen, unter Darſtellung dieſer Anſichten 
ſämmtliche Pfarrgemeinden durch ihre Dominien zur be— 
reitwilligen Leiſtung dieſer Fuhren an ihre Seelſorger 
um fo mehr auffordern zu laſſen, da durch eine voll 
ſtändige Erlernung der Religionspflichten auch ihr zeit⸗ 
liches Wohl befördert wird. 

Sollten einige Gemeinden der Stellung der Fuhren 
in natura die Verabreichung einiger Futterkörner nach 
dem Verhältniß der eingepfarrten Gemeinden, und der— 
ſelbe im Verlaufe des Jahres treffenden Fuhren nach 
einer mit dem Pfarrer zu treffenden gütlichen Ueber 
einkommen vorziehen, ſo haben die Kreisämter hiebei 
mitzuwirken. 

Gubernial-Verordnung vom abten Juny 1826. Gub. 
Zahl 32900. 


80, 


Gemeinden follen bei ausgebrochenen Epi- 
demien oder Viehſeuchen die Fuhr fuͤr 
das Sanitaͤts-Individuum unentgelt— 
lich leiſten. 


Nach der beſtehenden den k. Kreisämtern ſchon unter 
dem 15ten Juny 1781 Zahl 2720. und auch unter dem 
29ten März 1807 Zahl 21255. bekannt gemachten Bora 
ſchrift, haben die Gemeinden bei ausgebrochenen Epi— 
demien, oder unter deren Nutzvieh entſtandenen Seuche, 
die Fuhr für das dahin zuſendende Sanitäts-Individuum 
unentgeltlich zu leiſten. 

Um dieſen Grundſatz von welchen öſters bisher 
ordnungswidrig abgegangen wurde, in allen Fällen mit 
Rückſicht auf den Zweck einer ſolchen Abſendung, und 
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auf beſondere eintrettende Verhältniße in Vollzug zu 
ſetzen, hat 

1. Bei jeder dem k. Kreisamte vorkommenden An⸗ 
zeige über eine Epidemie, oder über eine Viehſeuche, 
der Kreisamtsvorſteher zugleich durch den rückkehrenden 
Bothen mit Rückſicht auf die Gegenwart des Kreisphy⸗ 
ſikus, oder des Kreiswundarztes, oder eines anderen im 
Kreisorte befindlichen Sanitäts-Individuums, und unter 
Rückſprache mit demſelben den Tag und die Tageszeit 
mit Hinſicht auf die Entfernung des betroffenen Orts, 
mittelſt des betreffenden Dominiums bei der Gemeinde 
zu beſtimmen, an welchem Tag die Fuhr (nähmlich die 
normalmäſſige Anzahl von Pſerden mit oder ohne Wa— 
gen), im Kreisamt zu erſcheinen hat, und die Ankunft 
bei den beſtimmten Sanitäts-Individuen zu melden iſt. 
Wenn die Fuhr an der beſtimmten Zeit nicht erſcheint, 
fo iſt auf Koften der betreffenden Gemeinde dem Sani— 
täts⸗Individuum die Vorſpann anzuweiſen, dieſe Ans 
weiſung wird auch dann Statt haben, wenn die Ge— 
meinde ſelbſt lieber die Auslage ſür die bezahlte Vorſpann 
leiſten, als die Fuhr ſtellen will. 

2. Für die weiteren Beſuche hat der Arzt oder 
Wundarzt bei den letzten Beſuch den Tag und die Tags— 
zeit durch den Ortsvorſtand zu beſtimmen, wann die 
Fuhr um denſelben wieder abgeſendet werden, und an— 
kommen ſoll, die Unterlaſſung dieſer Beſtellung, und die 
daraus hervorgebende Benützung der gezahlten Vorſpann 
fällt anſonſt dem Arzt oder Wundarzt zur Laſt. 

Hinderniſſe in der Fortſetzung dieſer Beſuche muͤſſen 
von dem betreffenden Sanitäts-Individuum zur gehö— 
rigen Zeit dem k. Kreisamte bekannt gemacht werden, 
damit dasſelbe ſowohl wegen Behandlung der Kranken, 
als auch wegen der Beſtimmung eines anderen und die 
Beſorgung der Fuhr das Weitere verfügen könne. 

3. Iſt von dem k. Kreisamt wegen Avoweſenheit 
der Sanitäts- Individuen, oder wegen derſelben Erkran— 
kung oder Verwendung in andern Sanitätsangelegenhei⸗ 
ten ein anderes Sanitäts-Individuum außer dem Kreiſe 


biezu zu verwenden, fo ift dieß Individuum mit Rück⸗ 
ſicht auf die Entfernung des Wohnortes deſſelben von 
dem mit der Ep demie oder der Viehſeuche befallenen 
Ort fürzuwählen, Lemſelben der Auftrag ungeſäumt zus 
zumitteln, und das betreffende Dominium in die Kennt⸗ 
niß des Gewählten und feines Wohnortes zu ſetzen, da— 
mit die Gemeinde für denſelben wegen Abſendung der 
Fuhr das Nöthige verſügen könne. 

In ſolchen Fallen iſt ſtets beſonders darauf zu ſehen, 
damit den Kranken die Hülſe fo ſchnell als möglich gelei⸗ 
ſtet, und überhaupt wo möglich immer das nächſt woh⸗ 
nende taugliche Sanitäts-Individuum fürgewählt, folg⸗ 
lich vermieden werde, daß die ſo weit geſchickt, und das 
Kreisfanitätsperfonale in weiter Entfernung ohne gegrüns 
deter Urſache mit größeren Zeitverluſt und Auslagen, 
verwendet werde. Auch dieſes Sanitäts-Individuum iſt 
berechtiget, die Vorſpann in feinem Wohnorte auf Koſten 
der Gemeinde zu nehmen, wenn ſelbe die Abſendung 
der Fuhr unterläßt. 

4. Um aber aller Willkührlichkeit und Verſpätung 
auszuweichen, iſt das Nichtkommen der Fuhr an hiczu 
beſtimmten Tage dem Kreisamtsvorſteher im Kreisamt, 
der Ortsobrigkeit im Wohnorte des außer dem Kreisorte 
wohnenden beauftragten Individuums zu melden, und 
von demfelben die Vorſpanns-Anweiſung zu erwarten. 

Dringende Fälle, welche bei Epidemien und Vieh⸗ 
ſeuchen ſeltner ſind, geſtatten die Abſendung des Arztes 
oder Wundarztes mittelſt der Vorſpann ohne die Fuhr 
von der Gemeinde abzuwarten. 

5: Die Benützung der Vorſpann in dieſen Fällen, 
wird nur dann paſſirt werden, wenn in dem Dominikal⸗ 
Zeugniß ausdrücklich beſtättiget iſt, daß die Gemeinde die 
Fuhr nicht ſandte oder ſenden wollte, oder wenn das k. 
Kreisamt in der Beſtättigungsklauſel des Neiſepartikulare 
beſtättiget hat, daß ſelbes die Benützung der Vorſpann 
wegen Dringlichkeit des Gegenſtandes, oder Verwendung 
des Partikularlegers in einem andern Amtsgeſchäfte an 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1826. G 


dem betreffenden Tag als nothwendig erachtet, und ange⸗ 
ordnet hat. 

6. Da dort, wo Bezirksärzte oder Bezirkswund⸗ 
ärzte beſtehen, die Dominien und Ortsobrigkeiten ſeines 
Bezirkes in ſolchen Fällen wegen Zeiterſparniß ſich unmit⸗ 
telbar an denſelben zu wenden haben, ſo iſt durch den 
rückkehrenden Bothen die Fuhr gleichfalls von den betreſ⸗ 
fenden Bezirksarzt oder Wundarzt zu beſtellen, und auch 
dieſe haben nur in den oben angezeigten Fällen und un 
ter den angeordneten Beweiſen oder Beſtättigungen von 
der Ortsobrigkeit, wo ſelbe wohnt die bezahlte Vorſpann 
zu benützen und zu verrechnen. 

7. Die Steuerbezirksobrigkeiten haben in Hinkunft 
den Betrag der wegen Epidemien und Viehſeuchen aufge⸗ 
laufenen Kuhrköſten, nämlich die Vorſpannsauslagen, 
wenn die Gemeinde die Fuhr für das abzuſendende Sa⸗ 
nitätsindividuum zu dieſem Zwecke nicht ſtellte, oder ſtel⸗ 
len wollte, von den Gemeinden, welches mit einer Epi⸗ 
demie befallen war, oder deſſen Nutzbieh mit einer Seu⸗ 
che befallen war, in Folge der derſelben zukommenden 
Aufträge nach der von der k. Staatsbuchhaltung geſchehe⸗ 
nen Repartizion beizutreiben, und an die k. Kreiskaſſe 
abzuführen. 

Die k. Kreisämter haben daher dieſen hierortigen Bes 
ſchluß den Dominien zur eigenen Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung; ſo wie zur Belehrung der Gemeinden, auch 
den öffentlichen und Privat - Sanitätsindividum zur ge⸗ 
nauen Befolgung bekannt zu machen. 

Gubernial-Verordnung vom zoten Juny 1826 Gub. 
Zahl 33480. 


81. 
Wie ſich bei Streitigkeiten uͤber Urbarial⸗ 
Praͤſtazionen und Richtigſtellung der In— 
ventarien zu benehmen ſey. 


u Folge hohen Hofkanzley Dekrets vom Zten d. M. 
Zahl 12582. hat zwar die Wirkſamkeit der in dem Direk⸗ 


tiven vom Jahre 1819 zur Ausführung des mit der Eir- 
kular⸗Verordnung vom ıten May 1819 beſtimmten Grund⸗ 
ſteuer⸗Proviſoriums gegen unrichtige Urbarial- und Zehent⸗ 
bekenntniße vorgeſehenen Sankzion einſtweilen noch aus 
geſetzt zu bleiben, jedoch werden die Kreisämter angewie⸗ 
fen, bei Streitigkeiten über Urbarial-Praſtazionen und bei 
der Richtigſtellung der Inventarien, immer die in Folge 
jener Direktiven von den Dominien eingereichten Urbarialbe— 
kenntniße zur Hand zu nehmen, dieſelben mit der befte- 
henden Uebung, mit der angeſprochenen Leiſtung, und 
mit dem im Laufe der Verhandlung vorkommenden In— 
ventarien zu vergleichen, ſich über die Urſachen der 
allenfälligen Unterſchiede die Aufklärung zu verſchaffen, 
und wenn es ſich finden ſollte, daß einem Dominium 
ein oder andere Urbarialbezüge zugefprochen werden müß⸗ 
ten, die in den Urbarialbekenntnißen vom Jahre 1820 
gar nicht oder nicht vollſtändig aufgeführt wären, darauf 
zu dringen, daß ſolche nachträglich vorkommende Bezüge 
auch nachträglich in die Faſſion gebracht werden, um in 
die Steuer einbezogen zu werden. Es verſteht ſich jedoch 
von ſelbſt, daß die Berichtigung ſolcher unvollſtändiger 
Faſſionen zwar ſogleich in dem Erkenntniße anzuordnen 
iſt, daß aber die Berichtigung ſelbſt erſt dann vor ſich 
zu gehen hat, wenn das Erkenntniß rechtskräftig gewor⸗ 
den ſeyn wird. 

Es müffen daher dergleichen Erkenntniße in gehöriger 
Evidenz gehalten werden. Auch find in Rekursfällen 
immer die Faſſtonen vom Jahre 1820, fie mögen mit 
dem Erkenntniße übereinſtimmen oder abweichen, der Bes 
hörde, von welcher über den Rekurs zu entfcheiden iſt, 
zu unterlegen. 

Hiernach haben ſich die Kreisämter in derley vor⸗ 
kommenden Fällen bis aufs Weitere genau zu benehmen, 
und zum Behufe der angeordneten Evidenzhaltung die 
angemeſſene Vorkehrung zu treffen. 


Gubernial⸗Verordnung vom 27ten Juny 1826. Gub⸗ 
Zahl, 8455. 


G 2 
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82. 

Privatlehrer zur Ertheilung des Religions— 
unterrichts unterliegen ruͤckſichtlich der 
Beurtheilung ihrer Faͤhigkeit dem biſchoͤf⸗ 
lichen Ordinariate. 


it Dekret der hohen Studienhofkommiſſion vom 27ten 
May 1826 Zahl 2511—478. wurde aus Anlaß eines 
ſpezifiſchen Falles anher bedeutet, daß die durch die a. h. 
Entſchließung vom 2ten April 1822, laut der den k. 
Direktoraten unterm 5 ten May 1822 Zahl 24269. bes 
kannt gegebenen Verordnung der hohen Studienhofkom— 
miſſion vom 15ten April 1822 Zahl 2375. ausdrücklich 
angeordnet iſt, daß das mit dem Religionsunterrichte 
beauftragte Lehrperſonale in Rückſicht dieſes Unterrichtes 
den biſchöflichen Ordinariaten untergeordnet ſey, und daß 
dieſen die unmittelbare Aufficht über den Religionsun⸗ 
terricht obliegt; ſo unterſteht es keinem Zweifel, daß die 
Beurtheilung: ob der Privatlehrer eines Privatſtudierenden 
zur Ertheilung des Religionsunterrichtes für fahig zu 
halten ſey, nicht dem Studiendirektor, oder ſonſtigen 
Vorſteher der Lehranſtalt, ſondern dem biſchöflichen Or— 
dinariate zukommt. Es darf demnach kein Privatſtudie⸗ 
render zu der Prüfung aus dem Religionsunterrichte 
zugelaſſen werden, deſſen Privatlehrer im benannten Fache 
nicht von dem Ordinariate zur Ertheilung eines ſolchen 
Unterrichtes geeignet erklärt worden iſt. 


Ferner hat die hohe Studienhofkommiſſion anher 
bedeutet, daß da die beſtehenden Vorſchriften keine be» 
ſtimmte Weiſung enthalten, auf welche Art ſich die Stu— 
diendirektoren davon zu überzeugen haben, ob ein Indi— 
duum als zur Ertheilung des Privatunterrichtes geeignet 
anzufehen iſt, es dem eigenen Ermeſſen der Ordinariate 
überlaſſen bleiben müſſe, auf welche Art fie ſich die Uebers 
zeugung hinſichtlich eines Privatlehrers für den Religions- 
unterricht verſchaffen, und ob ſie hiezu nur Prieſter an⸗ 
wendbar finden wollen. 
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Schluͤßlich bemerkt die hohe Studienhof⸗Kommiſ⸗ 
fion, daß es eine irrige Vorausſetzung wäre, der Stu⸗ 
diendirektor ſey bemuͤſſiget, jeden zur Ertheilung des 
Pribatunterrichtes in den philoſophiſchen Studienzwei— 
gen für fähig zu halten, welcher den philoſophiſchen 
Studienkurs mit gutem Fortgange zurückgelegt hat, und 
daß es überhaupt bei dieſem Fache nicht bloß auf das 
Beibringen der Religionswahrheiten, ſondern auch auf 
die Bildung des moraliſchen Eharakters ankomme. 

Wovon die k. Direktorate zur Wiſſenſchaft, Dar— 
nachachtung und Verſtändigung der Profeſſoren in Kennt- 
niß gefegt werden. 

Gubernial-Verordnung vom 28ten Juny 1826. Gub. 
Zahl 36232. 


85. 
Geſetzwidrige Judenehen ſollen nicht zuge— 
laſſen werden. 


Nach den ton den Kreisämtern der k. Provinzials 
Staats » Buchhaltung gelieferten Daten ſollen im Mi⸗ 
litär⸗Jahre 1825 in ganz Galizien und der Bukowina 
zuſammen genommen nicht mehr als 137 Judenpaare, 
getraut worden ſeyn. 

Ein ſolches Mißherhältniß zwiſchen der Zahl der 
zur Kenntniß der Kreisämter gelangten Trauungen, 
und der jüdiſchen Bevölkerung, läßt auf die über 
wiegende Mehrzahl jener Judenehen ſchließen, die 
120 den Kreisämtern nicht beſtättigt, ſomit ungültig 
ſind. 
Es wird den k. Kreisämtern nicht entgehen, wie 
nothwendig es ſey, den aus der Ungiltigkeit ſo vieler 
Judenehen hervorgehenden Sittenverderbniſſe, und der 
unabſehbaren Verwirrung in den bürgerlichen Verhält— 
niſſen der in dieſen ungiltigen Ehen erzeugten Kinder 
Schranken zu ſetzen. 

Die k. Kreisämter haben ſonach die unterſtehenden 
Magiſtrate Obrigkeiten, Judengemeindevorſtände, Ra⸗ 
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biner und Neligionsweiſer dringend aufzufordern, daß 
ſie der Schließung ſolcher ungiltigen Ehen durch die 
ihnen zu Gebothe ſtehenden Mittel entgegen arbeiten, 
und insbeſonders diejenigen Ehewerber, welche nicht in 
der Möglichkeit waren, ſich den deutſchen Schulunter— 
richt eigen zu machen, und ſomit die Bedingniß zu 
erfüllen, von welcher das Geſetz die kreisämtliche Ein⸗ 
willigung abhängig macht, zu, beſtimmen, daß fie um 
die Dispens ordnungsmaſſig bei der Landesſtelle ans 
ſuchen. 

Auch iſt auf die Entdeckung und geſetzmaͤſſige 
Ahndung der außer der in geſetzwidriger Ehe lebenden 
Juden, ſowohl von den Magiſtraten und Ortsobrig— 
keiten, als von den Kreisämtern ein beſonderes Au— 
genmerk zu richten. 

Man wird die Thätigkeit der Kreisämter in die⸗ 
ſem Zweige feines Wirkens aus dem im nächſten Vers 
waltungsjahre der k Provinzials Staats- Buchhaltung 
überfendeten Ausweiſe der Judentrauungen beurtheilen. 

Gubernial⸗Verordnung vom 28ten Juny 1826. Gub. 

Zahl 38788. 

84. 

Zeugniße uͤber das von Regularklerikern 
hinterlegte beſchraͤnktere philoſophiſche 
Studien, haben bei ihrem Austritte aus 
den Kloͤſtern zur Aufnahme in die hoͤ⸗ 
heren Studien keine Guͤltigkeit. 


a die Erfahrung lehrt, daß mehrere Regularkleriker 
nach vollendeter Philoſopie die Ordenskloſter verlaſſen, 
hat man bei der hohen Behörde die Entſcheidung an— 
geſucht, ob die dieſen Klerikern in Folge der mit hohem 
Hofkanzleydekret vom gten Dezember 1825 Zahl 75596. 
ihnen zugeſtandenen Begünſtigung, über das beſchränk— 
tere philoſophiſche Studium ausgeſtellten Beugniffe auch 
zum Eintritt in die höheren Studien der Rechte und 
der. Medizin oder der Theologie gültig ſeyn ſollen. 
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Nach dem hierüber herabgelangten hoben Studien⸗ 
Hofkommiſſionsdekrete vom 27ten b. M. find die hier⸗ 
ortigen Anträge durchaus genehmiget worden, wornach 
die über das hinterlegte beſchränktere philoſophifche 
Studium dieſen Klerikern ausgeſtellten Zeugniſſe bei 
deren Austritt aus den Klöftern zur Aufnahme in die 
höheren Studien keine Gültigkeit haben, ſondern daß 
ſelbe zuvor die ganze Philoſophie an einer öffentlichen 
aun ek vorſchriftmäſſig zu hinterlegen verpflichtet 


nd. 

In diefer Hinſicht wird auch den k. Studiendirek⸗ 
toraten ſämmtlicher hierländiger öffentlichen philoſo⸗ 
phiſcher Lehranſtalten aufgetragen, bei Ausſtellung der 
Zeugniſſe ausdrücklich zu bemerken, daß dieſe Regularz 
kleriker dieſe Prüfungen nur nach der beſchränkteren 
Art abgelegt haben, und zur Aufnahme in eine öffent⸗ 
liche höhere Lehranſtalt nicht gültig ſeyen. 

Guͤbernial⸗Dekret vom 2gten Suny 1826. Gub. Zahl 
57055. 


85. 
Herabſetzung des Ausgangszolls fuͤr die 
185 Floretſeide und Seidenabfaͤlle aller 

rt. 


Die k k. allgemeine Hofkammer hat einverſtändlich 
mit der k. k. vereinten Hofkanzley beſchloſſen, den Aus— 
gangszoll für die rohe Floretſeide, und die Seidenab— 
fälle aller Art, auf die Hälfte feines dermaligen Be— 
trages herabzuſetzen, wornach alſo der Ausgangszoll 
dieſer Artikel für die Zukunft in 3 fl. 14 kr. (Drey 
Gulden vierzehn Kreutzer) für den Wiener ⸗Centner be— 
ſtehen wird. 

Welches in Folge hohen Hofkammerpräſidial⸗De⸗ 
krets vom ıgten d. M. Zahl 1975. mit dem Beiſatze 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, daß die Wirk 
ſamkeit dieſer neuen Zollbeſtimmung mit dem Tage, 
wo die Verſtändigung den Zollämtern, welche zur Zoll⸗ 
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behandlung dieſer Gegenſtände berufeu find, zukommen 
wird, zu beginnen habe. 


Gubernial⸗ ng vom Zoten Juny 1826. Bub. 
Zahl 59846. 


86. 


Auslaͤndiſche Lotterie-Looſe werden ver- 
bothen. 


Um die Wirkſamkeit der Lottogeſetze bei der Betretung 
ausländiſcher Lotterie-Looſe künftighin gegen mögliche 
Einwürfe zu ſichern, bat die bohe Hofkammer mit Des 
fret bom ten Juny l. J. Zahl 21656. bedeutet, daß 
der Beſitz oder die Inhabung eines ſolchen Loofes vom 
Tage der Bekanntmachung dieſer Verordnung an, unter 
der in den 5. . 24. und 25. des allerhöchſten Lotto⸗ 
patents dom 18ten März 18138, auf die Theilnahme 
an auswärtigen Lotterien geſetzten Strafe verboihen 
ſey, und daß demnach die Partheyen, denen Loofe zu 
ausländiſchen Lotterien zukommen, ſolche, um ſich vor 
allen nachtheiligen Folgen zu verwahren, ſogleich zu 
verrichten, oder der politiſchen Obrigkeit (von welcher 
fie an das vorgeſetzte Kreisamt zur Vertilgung eingeſen⸗ 
det werden ſollen), zu übergeben haben. 

Wovon die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und 
allgemeinen Kundmachung in die Kenntniß geſetzt wer» 
den. 

Gubernial-Verordnung von aten July 1826. Gub. 
Zahl 39819. 
87. 


Wie ſich nach dem Ableben akatholiſcher 
Superintendenten mit dem Superinten⸗ 
dal- Archiv zu benehmen ſey. 


Um fünftig allen Anſtänden und Mißgriffen zu be⸗— 
gegnen, welche ſich nach dem Tode der akathaliſchen 
Superintendenten in Beziehung auf das denſelben an⸗ 
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vertraute Superintendental⸗Archib ereignen könnten, 
iſt mit hohen Hofkanzleydekret dom 1. Juni l J. 3.15108. 
als Norm feſtzuſetzen beſunden worden, daß gleich nach 
dem Ableben eines Superintendenten, das ihm anver— 
traute Archib von den Vorſtehern der Gemeinde, an 
welcher er als Prediger ſtand, unter Beſchluß gelegt, 
und verſiegelt, und der betreffende Senior hievon un« 
gefäumt unterrichtet und eingeladen werde, das gedachte 
Archiv auch mit dem Senioratsſiegel zu belegen, bis 
das Conſiſtorium über die Uebernahme von Seite des 
proviſoriſchen Superintendenturs⸗Verweſens das Erfor⸗ 
derliche anordnet. 

Das k. Kreisamt hat den Vorſtehern der hieſigen 
akatholiſchen Gemeinde unter Verſtändigung der Su— 
perintendentur dieſe hohe Anordnung zur genauen Date 
nachachtung bekannt zu machen. 

Gubernial⸗Dekret vom böten Juli 1826. Gub. Zahl 
37966. 
88. 


In wie ferne eine Veraͤnderung der Ge— 
fchlecht8 = oder Familien Namen bewil= 
liget werden darf. 


us Anlaß der zur Sprache gekommenen Frage: ob, 
in wie ferne die Umänderung der Familiennahmen ges 
ſtattet werden dürfe, haben Seine Majeftät durch aller 
höchſte Entſchließung vom ten d M. anzuordnen gerus 
het, daß eine Veränderung des Geſchlechts- Namens 
nur beim Uebertritte zur chriſtlichen Religion, oder bei 
Adelsverleihungen, und im letztern Falle auch nur mit 
ausdrücklicher allerhöchſter Bewilligung, und unter den 
erforderlichen Vorſichten ſtatt finden darf. Sollte außer 
dieſen beiden Fallen eine Veränderung des Geſchlechts— 
namens angeſucht werden, fo behalten ſich Seine Ma- 
jeſtät die Entſcheidung ſolcher Geſuche in beſonders 
rückſichtswürdigen Fällen allerhöchſt Selbſt vor. 

. 1 vom bten Julius 1826. Bub. 

Za 


— N 


89. 


Was bei Geſuchen der Pfarrer um Tax— 
und Stempelvormerkung in Rechtsſtrei⸗ 
tigkeiten zu beobachten ſey. 


ie hohe Hofkammer hat mit Dekret vom 7ten v. M. 
Zahl 20894. anher bedeutet, daß bei vorkommenden 
Geſuchen der Pfarrer in Galizien um Bewilligung der 
Tax und Stempelvormerkung in ihren Nechtsſtreitig⸗ 
keiten vor allem der Umſtand genau zu unterſcheiden 
ſey, ob dieſe Rechtsſtreitigkeiten die Geltendmachung 
künftiger bleibender Rechte der Pfarrer ſelbſt, oder blos 
die Behauptung perſönlicher Rechte des jeweiligen Pfar- 
ters zum Gegenftande haben. 

Im erſten Falle iſt zu Folge des bezogenen Hof— 
rammerdekrets, die Tax- und Stempelvormerkung für 
den möglichen Fall der Behauptung des Prozeſſes auch 
dann zu bewilligen, wenn die Einkünfte der Pfarreyen 
ſelbſt die Congrua jährlicher 300 fl. überſteigen 

Wenn es ſich aber blos um die Behauptung per« 
ſönlicher Rechte des jeweiligen Pfarres handelt, fo ift 
in dieſem Falle zur Führung des Rechtsſtreites die Vor 
merkung der Gerichtsgebühren um fo minder zu bewilli— 
gen, als ein ſicheres und beſtimmtes Einkommen von 
300 fl. beſonders auf dem Lande nicht mehr ſo gering 
iſt, um hinſichtlich der Taxentrichtung für arm angeſe⸗ 
hen werden zu können, zu dem durch die gänzliche Tax⸗ 
freyheit nur die Streitſucht angereitzt, und leicht in 
dem Grade vermehrt werden würde, daß oft auch die 
nichtigſten und ungegründeften Rechtsanſprüche würden 
geltend gemacht werden wollen, wozu endlich noch kömmt, 
daß dieſe Taxvormerkung bei einem beſtimmten Eins 
kommen von 300 fl. auch den Beamten nicht zu Theil 
wird. 

Welche hohe Verfügung der Kammerprokuratur im 
Nachhange des hierämtlichen Erlaſſes vom 24ten Jänner 
I. J. Zahl 75628. zur Wiſfenſchaft mit dem Beifatze 
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bekannt gemacht wird, daß fie hiedurch der unterm 
ıgten Dezember 1794 Zahl 52496. blos in Beziehung 
auf g. k. Pfarrer ergangene Gubernial⸗Erlaß feine 
nähere Berichtigung erhalte. 


Gubernial-Verordnung vom loten Julius 1826. Gub. 
Zahl 38475. 


90. 

Der Schluß des Studienjahres an der Wie- 
ner proteſtantiſch-theologiſchen Lehr- 
anſtalt hat kuͤnftig mit letzten Juny je⸗ 
den Jahrs einzutretten, und deſſen Wie 


dereröffuung mit erſten September zu 
beginnen. 


aut hohen Studienhofkommiſſionsdekrets vom 2.ften 
Juny 1826 Zahl 5072. haben Seine Majeſtät mit a. h. 
Entſchließung vom z7ten Jänner l. J. zu verordnen 
geruhet, daß an der k. k. proteſtantiſch⸗ theologifchen 
Lehranſtalt zu Wien, künftig der Schluß des Studien 
jahres jederzeit mit dem letzten Juny einzutretten, und 
deſſen Wiedereröffnung mit dem erſten September zu 
geſchehen habe. 


Um dieſe allerhöchſte Anordnung ſo geſchwind als 
möglich, ohne das laufende Schuljahr zum Nachtheile 
der Studien zu ſchnell abzuſchließen in Vollzug zu 
ſetzen, hat die hohe Studienhofkommiſſion den Auſtrag 
der akatholiſchen Conſiſtorien, das laufende Schuljahr 
in der Mitte Auguſts zu ſchließen und das kommende 
Schuljahr 18 26—27 mit ıten Oktober l. J. anzufan⸗ 
gen und mit letzten Juny 1827 zu enden, ſodann ader, 
und fortan jedes Schuljahr nach der a. h. Anordnung 
vom 27 ten Jänner I. J. mit ıten September anzufan⸗ 
gen, und mit letztem Juny zu ſchließen, genehmigt. 


Wovon die Superintendentur zu ihrer Wiſſenſchaft 
mit dem Bemerken in die Kenntniß geſetzt wird, daß 
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man die Kundmachung dieſer allerhöchſten Verfuͤgung 

mittelſt der Lemberger Zeitung unter Einem veranlaßt. 

Gubernial⸗Verordnung vom loten July 1826. Gub. 
Zahl 41414. 


91. 

Behandlung derjenigen, welche zur Erhe— 
bung laufender Steuern aufgeſtellt ſind, 
erhobene Steuergelder vorenthalten, 
oder ſich zueignen, ſo wie derjenigen, 
welche hieran Theil nehmen. 


Se. Majeſtät haben mit allerhöchſten Entſchließung 
vom ıoten Juny d. J. zu befehlen geruhet, daß die⸗ 
jenigen, welche zur Erhebung laufender Steuern aufge— 
ſtellt ſind, und in Empfang genommene Steuergelder 
vorenthalten, oder ſich zueignen, ſo wie diejenigen, wel⸗ 
che hieran Theil nehmen, nach den $$. 161, 162, 165 
und 166 des I. Theils des Strafgeſetzbuches oder in fo 
ferne die vorenthaltenen, oder ſich zugeeigneten Gelder 
den Betrag bon 5 fl. nicht erreichen ſollten, nach dem 
d. 211. des II. Theils des Strafgeſetzbuches zu behan— 
deln, und zu beſtrafen ſeyen, dieſe Vorſchrift aber, nur 
für die nach erfolgter Kundmachung derſelben eintreten» 
den Fälle zu gelten habe. 

Dieſe allerhöchſte mittels hohen Hofkanzley⸗Dekre— 
tes vom 20 v. M. d. J. Zahl 1451— 945 anher eröffe 
nete Entſchließung, wird hiemit mit dem Beyſatze zur 
Kenntniß gebracht, daß durch dieſe Vorſchrift, die für 
die erwähnten Uibertretungen beftandenen Strafbeſtim⸗ 
mungen außer Kraft geſetzt werden. 

Gubernial⸗-Kundmachung vom 28. July 1826. Gub. 
Zahl 41419. 
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92. 

Verpflegung der Kavallerie-Exekuzionsmann— 

ſchaft in jenen Orten, wo weder ein 

Magazin, noch eine Subarrendirungs— 
Vorſorge beſteht. 


amit in den Fallen, wo wegen Unzulänglichkeit oder 
zu weiter Entfernung der Infanterie - Körper, die von 
den politiſchen Behörden abverlangte Exekuzion mittelſt 
Kavallerie gegeben werden muß, die Verpflegung des 
mit feinem Pferde einrückenden Kavalleriſten dem Exe— 
quirten nicht zur Laſt falle, hat der k. k. Hofkriegsrath 
den General» Kommanden bereits die Weiſung ertheilt, 
daß, wenn in jenen Fällen, wo im Orte der Exekuzi— 
ons⸗Aufſtellung weder ein Magazin noch eine Subar— 
rendirungs⸗Vorſorge beſteht, die Fourage für die Pferde 
der auf Erekuzion abgefandten Kavallerie-Mannſchaft 
von den Gemeinden ſubminiſtrirt, und die Vergütung dies 
ſer Subminiſtrirung nach der beſtehenden von dem k. 
k. Hofkriegsrathe unterm 7ten Februar 1824 an alle 
General, Kommanden erlaſſenen Normal » Borfchrift ge⸗ 
leiſtet werden fol. 

Hievon werden die k. k. Kreisämter in Folge 
hohen Hofkanzleydekrets vom 27. Juny 1826 Zahl 16520 
zur Wiſſenſchaft und weitern Verfügung in die Kennt 
niß geſetzt werden. 

Gubernial-Verordnung vom 21ten July 1826. Gub. 

Zahl 42625. 


95. 
Vorſchrift über das Verfahren bei Anftels 
lung der Beamten. 


Um zu verhindern, daß ein in Kriminal-⸗Unterſuchung 
geſtandenes und nicht für unſchuldig befundenes Indi- 
viduum zu k. k. Staatsdienſten zugelaſſen, oder ein 
wegen Verbrechen oder ſonſtiger Vergehungen entlaſſe⸗ 
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ner Beamte wieder angeſtellt werde, haben Seine Ma⸗ 
jeſtät mit allerhöchſter Entſchlieſſung aus Laxenburg vom 
zten Juny d. J. zu befehlen geruht: 

itens. Die ſchon beſtehende allgemeine Vorſchrift, 
daß kein wegen Verbrechen, Vergehen oder Vernachläſ— 
figung feines Dienſtes entſetzter Beamte ohne ausdrück— 
licher Bewilligung Sr. Majeſtät in Staatsdienſte wieder 
aufgenommen werden dürfe, muͤſſe auf das genaueſte 
befolgt werden, und jede Behörde ſey für die unabweich— 
liche Beobachtung derſelben ſtrenge verantwortlich. 

2tens. Die oben angeführte Verordnung werde 
dahin ausgedehnt, daß nicht nur entlaſſene Beamte, 
ſondern auch Individuen, welche noch nie angeftellt wa— 
ren, wenn fie jemals in einer Kriminal-Unterſuchung 
geſtanden, und in derſelben nicht für unſchuldig erklärt 
worden ſind, zu Staatsdienſten ohne Genehmigung Sr. 
Majeſtät nicht zugelaſſen werden dürfen. 

5tens. Es ſey um dieſe Abficht zu erreichen, eine 
unerläßliche verantwortliche Pflicht jeder Behörde, der 
die Verleihung eines Dienftplages zuſteht, über das aus« 
zuwählende Individuum die genaueſten Erhebungen ein— 
zuleiten, und insbefondere zu dieſem Ende die ums 
ſtändlichſten Nachweiſungen über deſſen frühern ganzen 
Lebenslauf in der Art ſich vorlegen zu laſſen, daß darin 
keine Zeitperiode überſprungen, und die volle Ueberzeu— 
gung von dem ganzen frühern Betragen dieſes Indivi⸗ 
duums geliefert werde. 

Atens. Obſchon bei ſorgfältiger Beobachtung die— 
ſer Anordnungen es nicht leicht möglich ſeyn wird, daß 
ein feines Dienſtes entſetzter Beamte, oder ein nie in 
Dienſten geſtandenes und eines Verbrechens ſchuldig 
gewordenes Individuum in Anſtellung kommen möchte, 
fo ſey doch, wenn es gleichwohl jemanden dieſer Art ges 
lingen ſollte, ſich in die Staatsdienſte einzuſchleichen, 
feine dießfällige Ernennung dergeſtalt als nichtig anzu— 
ſehen, daß derſelbe von dem Augenblicke, wo nach ſei⸗ 
ner erfolgten Anſtellung die frühere Entlaſſung oder 
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Kriminal⸗Schuld entdeckt werden ſollte, ohneweiters 
und unnachſichtlich wieder zu entlaſſen komme. 

Dieſe allerhöchſte mit hohen Hoftammerdekret vom 
21. Juny 1826 bekannt gegebene Entſchließung wird 
demnach hiemit mit dem Beiſatze zur allgemeinen Kennt« 
niß gebracht, daß 

a) Jeder noch nicht angeſtellte, welcher in einen öf— 
fentlichen Dienſt, in was immer für einer Kathes 
gorie aufgenommen zu werden wünſcht, verpflich⸗ 
tet ſey, ſich über feine bisherige Beſchaftigung, Ver⸗ 
wendung und Moralität während feines frühern 
ganzen Lebenslaufes ohne irgend eine Unterbre— 
chung glaubwürdig um ſo ſicherer auszuweiſen, als 
widrigenfalls jedes in dieſer Art nicht gehörig und 
vollſtändig inſtruirtes Geſuch dem Bittſteller plat⸗ 
terdings zuruͤckgeſtellt werden wurde. 

b) Daß ſolche Individuen, welche bereits früher an⸗ 
geſtellt und entlaſſen worden ſind, oder welche 
noch nie angeſtellt waren, aber jemals in einer 
Kriminal-⸗Unterſuchung geftanden, und in derfels 
ben nicht für unſchuldig erklärt worden find, wenn 
ſelbe in Staatsdienſte aufgenommen werden wol« 
len, bevor ſich ſelbe um irgend eine Anſtellung in 
Kompetenz ſetzen, verpflichtet ſind, um ihre Auf⸗ 
nahme in Staatsdienſte vorläufig mittelſt der be⸗ 
treffenden Behörde, bei der fie angeſtellt zu wer— 
den wünſchen, zur Einholung Sr. Majeſtät aller⸗ 
höchſten Entſcheidung einzuſchreiten, und die Grün⸗ 
de, auf die fie ihr Geſuch ſtützen, gehörig zu er— 
weiſen, wornach derlei Individuen erſt dann um 
irgend eine öffentliche Bedienſtung ſich in Konw 
petenz zu ſetzen berechtigt ſeyn werden, wenn Sr. 
k. k. Majeſtät deren Befähigung zur Aufnahme in 
Staatsdienſte bewilliget haben werden. 

c) Daß die im vorhergehenden Abſatze bemerkten 
Individuen, wenn fie ohne der Vorſchrift deſſel— 
ben genüge zu leiſten, irgend eine Anſtellung er— 
ſchleichen ſollten, im Entdeckungsfalle unnachſicht⸗ 


lich in der von Sr: Majeftät vorgeſchriebenen Art 
behandelt, ſohin des erſchliechenen Dienſtes ohne 
weiters werden entſetzt werden. 
Gubernial⸗- Kundmachung vom 21. July 1826. Gub. 
Zahl 43295. 


94. 
Barmherzigen Orden wird die Erbfaͤhigkeit 
auf unbeſtimmte Zeit eingeraͤumt. 


Es hat ſich bei einer Verhandlung ergeben, daß die 
der Landesſtelle unterm 16ten Auguſt 1805 3. 16672. 
bekannt gegebene, und auch in der politifhen Geſetz— 
ſammlung Band 25, Seite 104. befindliche, von Sei— 
ner Mageftät auf unbeſtimmte Zeit dem barmherzigen 
Orden allergnädigſt eingeräumte Erbfähigkeit in der 
Juſtizgeſesſammlung vom Jahre 1805 unter Nr 745. 
Seite 65. des betreffenden Bandes irrig auf 20 Jahre 
beſchränkt worden iſt. 

Jedem bereits die k. k. Oberſte Juſtizſtelle unterm 
16ten v. M. Zahl 5598. ſämmtliche Appellazionsge⸗ 
richte von dieſem Verſehen in Kenntniß geſetzt hat, vers 
fügt man ein Aehnliches an die Landesſtelle zur Ent— 
fernung jeder künftigen Beirrung. 


Gubernial⸗Erledigung vom 24ten July 1826. Gub. Zahl 
44323. 


95. 

Pfarrgenoſſen, die ſich weigern in ſeelſor— 
gerlichen Angelegenheiten bei ihrem 
Pfarrer zu erſcheinen, ſollen durch die 
Ortsobrigkeit hiezu verhalten werden. 


E, iſt Seiner Majeſtät angezeigt worden, daß manche 
Dfarrgenoffen ſich weigern dei ihrem Pfarrer zu erſchei⸗ 
nen, wenn fie von ihm in ſeelſorglichen Angelegenhei⸗ 
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ten vorgerufen werden. Seine Majeſtät haben daher 
mit allerhöchſtem Kabinetsſchreiben vom gten Ju— 
ny 1826 zu befehlen geruhet, daß in ſolchen Fällen 
die Pfarrgenoſſen auf jedesmaliges Begehren des Geel- 
ſorgers durch die Ortsobrigkeit zu verhalten ſind, ſich 
bei demſelben zu ſtellen. 

Wovon die k. Kreisämter in Folge hohen Hofkanz⸗ 
leydekrets vom ıBten v. M. Zahl 17149. mit dem 
Auftrag verſtändigt werden, ſämmtliche Dominien und 
Magiſträte anzuweiſen, daß dieſelben auf jedesmaliges 
Anſuchen des Seelſorgers einen ſolchen widerſpänſtigen 
Pfarrgenoſſen gehörig zu ſtellen haben. 

Gubernial-Verordnung vom 25ten July 1826. Bub. 

Zahl 41410. 


96. 
Fruͤhzeitig oder todtgeborne Kinder ſollen 


am Kirchhof auf einem abgeſonderten 
Orte begraben werden. 


Es herrſcht bei dem gemeinen Volke an manchen Or- 
ten der Wahn, daß frühzeitig oder todtgeborne Kinder 
nicht in den gewöhnlichen Leichenhöfen begraben werden 
ſollen, daher fie folche meiſtens heimlich an andern Dre 
ten verſcharren. 

Die Ordinariate haben das Volk über dieſen Irr— 
thum mittelft der Seelſorger zu belehren, indem Kinder 
die ohne die heilige Taufe empfangen zu haben, fter- 
ben auch am Kirchhofe auf einem abgeſonderten Orte 
begraben werden follen, und ſelbe zugleich aufmerkſam 
machen zu laſſen, daß bei ſolchen Verheimlichungen die 
Strafen des J. 94. und 95. des IIten Theils vom 
Strafgeſetzbuche eintreten müßten, daher ſich jeder vor 
Nachtheil zu huͤthen habe. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 25. Julv 1826. Gub. Zahl 
42473. 


Prov. Geſehſ. von Galizien 1826. 


— 114 — 


97. 

Blutsverwandte in auf- und abſteigender 
Linie, Geſchwiſterkinder, oder in der 
Seitenlinie noch naͤhere verwandte, oder 
in einem dieſer Grade verſchwaͤgerte Per- 
ſonen dürfen bei derſelben Gerichtsbehoͤr— 
de nicht angeſtellt werden. 


Die k. Kreisämter erhalten in der Anlage die er⸗ 
forderliche Anzahl von Exemplarien des zu Folge hohen 
Hofdekrets der k. k. Oberſten Juſtizſtelle vom gten v. M. 
d. J. Zahl 5571 — 227. von dem hierortigen k. k. Ap⸗ 
pellazions⸗Gerichte erlaſſenen Kreisſchreibens, daß Bluts⸗ 
verwandte in auf- und abſteigender Linie, Geſchwiſterkin⸗ 
der, oder in der Seitenlinie noch näher verwandte, oder in 
einem dieſer Grade verſchwaͤgerte Perſonen bei ein und 
derſelden Gerichtsbehörde nicht angeſtellt werden ſollenz 
ſammt einer Abſchrift des obigen Hofdekrets zu Wiſſen⸗ 
ſchaft und weitern Kundmachung. 


Huberniaz Wrarduung vom 2öten July 1826. Gub. Zahl 
45127. 


* 
An das k. k. galiziſche Appellazionsgericht. 
Lemberg Hofzahl 5571— 227. 


eine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſten Ent⸗ 
ſchließung vom 22ten Februar 1825. in Anſehung der 
bei landesfürſtlichen und nicht landesfuͤrſtlichen Juſtizbe⸗ 
hörden, mit einziger Ausnahme der Patrimonialgerichte 
der Dominien dienenden Beamten zu beſtimmen geru— 
het: daß kuͤnftighin Blutsverwandte in auf- und abſtei⸗ 
gender Linie, Geſchwiſterkinder, oder in der Seiten— 
linie noch näher verwandte, oder in einem dieſer Grade 
verſchwägerte Perſonen keine Anſtellung bei derſelben 
Gerichtsbehörde, fie mögen beſoldet oder unbeſoldet, 
oder bon was immer fuͤr einer Kathegorie ſeyn zu er» 


halten haben, weßwegen jeder Dienſtwerber in feinem 
Geſuche genau anzugeben verpflichtet wird, ob und in 
welchem Grade er mit einem oder dem andern Beamten 
desjenigen Gerichtes, bei welchem er eine Anſtellung 
nachſucht, verwandt oder verſchwägert ſey. Beamte, 
welche dieſe Anzeige in ihrem Geſuche zu machen un⸗ 
terlaſſen ſollten, werden unnachſichtlich und ohne Un« 
terſchied, ob ſie über ihr Geſuch die verlangte Anſtel⸗ 
lung erhalten haben, oder in ihrer vorigen geblieben 
ſind, mit dem Verluſte ihres Dienſtes beſtraft werden. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung hat das k. k. Ap⸗ 
pellazionsgericht auf gewöhnliche Art durch den Druck 
bekannt zu machen. 

Uebrigens aber wird demſelben zum fünftigen Bes 
nehmen und zur Belehrung der Unterbehörden noch 
weiter bedeutet. 

ıtens. Dieſe Vorſchrift erſtreckt ſich auf ſämmtli⸗ 
che Angeſtellte derſelben Behörde, ohne Rückſicht auf 
ihre Dienſteigenſchaſt oder Beſoldung. 

2tens. Ueber die bereits beſtehenden Verwand⸗ 
ſchaftsverhältniſſe, des am Kathstiſche angeſtellten Pers 
ſonales ſind, wo dieſes nicht ſchon geſehen iſt, die ge— 
eigneten Anträge zur allerhöchſten Entſchließung vorzu— 
legen, die Verwandſchaftsverhältniſſe der übrigen Ange 
ſtellten ſind nach Thunlichkeit durch Ueberſetzung und 
Beförderung zu beheben, wobei jedoch kein Verdienſtli— 
cherer, oder bei gleichen Eigenſchaften und Verdienſten 
in gleicher Kathegorie oder gleichem Range länger Die⸗ 
nender leiden ſoll. 

ötens. Das Appellazionsgericht hat in Zukunft 
bei ſtrenger Verantwortlichkeit Niemanden bei einer Ju— 
ſtizbehörde anzuſtellen, welcher mit einem bei der näm⸗ 
lichen Stelle bereits dienenden Beamten in einem ſol— 
chen Verwandſchafts⸗ oder Schwägerſchaftsverhältniſſe 
ſteht, und wenn es Dienſtbeſetzungsgeſuche und Vor⸗ 
ſchläge an die oberſte Juſtizſtelle einbegleitet, daſſelbe 
genau zu bemerken. 

atens. Den Vorſtehern der Juſtizbehörden wird 
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zur Pflicht gemacht, neu entſtehende durch obige aller⸗ 
böchfte Entſchließung als unzuläſſig erkannte Verwand⸗ 
ſchafts⸗ oder Schwägerſchaftsverhältniſſe ſogleich dem 
betreffenden Oberbehörden zur gehörigen Abhülfe anzu— 
zeigen. 

Welches dem Appellazionsgerichte zur Darnachach— 
tung bedeutet wird. Plenciz. mp. Per Imperato- 
rem. Ex supremo Justitiae Consilio. Wien, am 
gten Juny 1826. C G. v. Gärtner mp. 


Ad Poſtzahl 97. 
Blutsverwandte in auf- und abſteigender 
Linie, Geſchwiſterkinder, oder in der 
Seitenlinie noch naͤher verwandte, oder 
in einem dieſer Grade verſchwaͤgerte Per— 
ſonen dürfen bei derſelben Gerichtsbe⸗ 
hoͤrde nicht angeſtellt werden. 


Se. k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchlif⸗ 
fung dom 221en Februar 1823 in Anſehung der bei 
landesfürſtlichen und nicht landesfürſtlichen Juſtizbehör⸗ 
den, mit einziger Ausnahme der Patrimonialgerichte 
der Dominien, dienenden Beamten zu beſtimmen ge— 
ruhet: 

Daß künftighin Blutsberwandte in auf» und ab» 
ſteigender Linie, Geſchwiſterkinder, oder in der Sei— 
tenlinie noch näher verwandte, oder in einem dieſer 
Grade verſchmägerte Perſonen keine Anſtellung bei der— 
ſelben Gerichtsbehörde, ſie mögen beſoldet oder unbe— 
ſoldet, oder von was immer für einer Kathegorie ſeyn, 
erhalten haben, weßwegen jeder Dienſtwerber in fei— 
nem Geſuche genau anzugeben verpflichtet wird, od und 
in welchem Grade er mit einem oder dem andern Be⸗ 
amten desjenigen Gerichtes, bei welchem er eine An- 
ſtellung nachſucht, verwandt, oder verſchwägert ſey. 
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Beamte welche dieſe Anzeige in ihrem Geſuche zu ma— 
chen unterlaſſen ſollten, werden unnachſichtlich und ohne 
Unterſchied, ob fie über ihr Geſuch die verlangte An⸗ 
ſtellung erhalten haben, oder in ihrer vorigen geblieben 
find, mit dem Verluſte ihres Dienſtes beſtraft werden. 
Dieſe allerhöchſte Eniſchließung wird hiemit in Fol⸗ 
ge höchſten Hofdekretes der k. k. oberſten Juſtizſtelle 
vom oten Juny 1826 Hofzahl 3571 — 227. zur allge⸗ 
9955 Wiſſenſchaft und Darnachachtung bekaunt ges 
macht. 
Gubernial⸗ Kundmachung vom 25ten July 1826. Gub. 
Zahl 43127. 


98. 


Erneuerung der Vorſchriften zur Verhuͤtung 
muthwilliger Beſchaͤdigungen an Straf: 
ſen, Bruͤcken oder Baͤumen. 


Die noch immer vorkommenden Anzeigen der Strafe 
ſenbaubehörden über die häufigen Beſchädigungen der 
Straſſen, und der im Zuge derſelben gepflanzten Bäu— 
me laſſen folgern, daß die zur Verhütung der muthwil— 
ligen Beſchädigungen der Straſſen ergangenen Vor— 
ſchriften von den Ortsobrigkeiten gar nicht befolgt, und 
von den Kreisämtern nicht gehörig gehandhabt werden. 

Den Kreisämtern wird demnach mit Bezug auf das 
hierortige Dekret vom ten Juny b. J. Zahl 2875. 
aufgetragen, den Dominien und Magiſträten die be— 
reits mit Gubernial-Erläßen vom roten März 1804 
und ı5ten März 812 Zahl 9855 und 89:5. erneuer» 
ten Kreisſchreiben vom sten September 1787 und 15. 
Sepiember 1798, fo wie die im Grunde hohen Höf- 
kanzlepdekrets vom Iten Juny 1825 Zahl 11600 er» 
floſſene hierortige Vorſchriſt ddo. 27ten Juny 1825. 
Nro. 35864. mit dem Zuſatz neuerdings in Erinnerung 
zu bringen, daß ſte dieſe Vorſchriſten um ſo genauer 
zu befolgen haben, als in jedem Falle, wo erwieſen 


— 118 — 


werden ſollte, daß jene Ortsobrigkeit, welche unterlaſſen 
hätte, gegen den muthwilligen Verletzer der Straſſe⸗ 
Brücken oder Bäume, den fie entweder ſelbſt entdeckt, 
oder den ihr der Straſſenbaubeamte angezeigt hat — 
das Amt zu handeln, und ihn der geſetzlichen Strafe 
zu unterziehen, mit einer angemeſſenen Strafe ſelbſt 
belegt werden müßte. 

Eben fo wird den k. Kreisämtern die Ueberwa⸗ 
chung ber Befolgung dieſer Vorſchriften und die genaue 
Handhabung derſelben zur beſonderen Pflicht gemacht. 


Gubernial-Verordnung vom 27ten July 1820. Gub. 
Zahl 45352. 


99. 
E d.i ce t sus 


en Regium in Regnis Galiciae et Lodo- 
meriae Judieium Nobilium Leopoliense medio 
hujus edicti notum reddit; quod in consequen- 
tiam altissimi decreti aulici ddo. 4ta Novem- 
bris 1803 relate ad anterius Decretum altissi- 
mum ddo. 27. Septembris 1785. editum emana- 
ti, nulli usui inservientia C. R. hujus Fori No- 
bilium acta civilia a Nro. actorum 5001 ad Nm. 
6500 et fundationalia a Nro. actorum 517. ad 
Nrum 2000 ad anihilandum sint destinata, quod- 
ve indices alphabetici eorundem actorum et do- 
cumentorum consoripti exiterint, qui una cum 
repertoriis et confectis consignationibus ad no- 
titiam eorum, quorum interest, fine inspecti- 
onis in officio Registraturae C. R. hujus fori 
Nobilium reperiuntur, eum-in finem, ut par- 
tes in iisdem indicibus specificatae, aut eorum 
haeredes, quae sua scripta vel documenta sibi 
restitui optarent, in termino uniusanni 
et unius diei, a die 22. Maii 1826. 
computando, necessaria legitimatione in- 
structae, ad praefatum gremialis Registraturae 
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Officium eatenus eo certius semet in assisten- 
tia Advocati hic C. R. Fori Nobilium stallum a- 
gendi habentis, qui competentiam partis se in- 
sinuantis Contestari posset insinuent, Suaque 
scripta et documenta erga reversales per ipsas 
partes illarumque patronos subsignandas levent, 
quosecus lapso hoc termino, omnia haec scrip- 
ta consignata, et adelusae documentorum co- 
piae, retentis nihilominus in actis originalibus, 
abolientur. 
Georgius Lib. Bar. ab Oechsner. 
Josephus de Pressen. 
Ignatius Com. de Los 
Ex Consilio C. R. Fori Nobilium, 
Leopoli die 19. Aprilis 1826. 
Zacharias de Bostan Jakubo wic. 
@ubernial»s Kundmachung vom 28. July 1826. @ub. 
Zahl 44042. 


100. 
Baumgartners Naturlehre wird als Lehr⸗ 
buch eingefuͤhrt. 


n Beziehung auf die hierortige Verordnung vom 
igten Oktober 1825 Zahl 5955 1. werden die k. Direk- 
torate zur weiteren Verſtändigung an den betreffenden 
Profeſſor in Folge Dekretes der hohen Studienhofkom⸗ 
miffion vom 24ten Juny I. J. Zahl 2764. in Kennt« 
niß geſetzt, daß vom Profeſſor Baumgartners Raturlehre 
eine zweite, veränderte, und dem beſtehenden Lehr— 
plane noch mehr angemeſſene Auflage im J. J. und in 
demſelben Verlage, wie die erſte in einem einzigen Ban⸗ 
de erſchienen; deren Ladenpreis, welcher nirgends über⸗ 
ſchritten werden darf, auf Vier Gulden Konbenzions⸗ 
Münze feſtgeſetzt worden, und deren ſich in Zukunft bis 
auf anderweitige Beſtimmung als Lehrbuch zu bedie⸗ 
nen iſt. 

Gubernial⸗ Verordnung vom zoten July 1826. Guß. 

Zahl 44652. 
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101. 


Landesfuͤrſtliche Beamten oder Diener wel— 
che eine Penſion oder Provifion ab ae- 
rario beziehen, muͤſſen wenn ſie bei einer 
ſtaͤdtiſchen oder Fonds verwaltung eine 
Anſtellung erhalten — auf den Genuß 
der Aerarial-Penſion oder Proviſion 
Verzicht leiſten. 


Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein probifionirtes 
Individuum in ſtädtiſchen Dienft getreten, und wäh— 
rend dieſer Dienſtleiſtung die Aerarialproviſion unges 
bührlich fortbezogen hat. 

Aus dieſem Anlaße werden die k. Kreisämter in 
Folge h. Hofkammerdekrets vom 16. Juny 1826 Zahl 
5558 583. die mit dem gedruckten Kreisſchreiben vom 
27ten April 1787 bekannt gegebenen Normalvorſchrift, 
wonach jene landesfürſtlichen Beamten und Diener, 
welche eine Penſion oder Proviſion ab aerario bezie⸗ 
hen, wenn fie bei einer ftädtifchen oder Fondsverwal— 
tung, eine Anſtellung erhalten auf den Genuß der äta— 
rial Penſion oder Probiſion, Verzicht zu leiſten, und 
nur im Genuße derſelben zurückzutreten haben, wenn 
fie auch nach der neuen Dienſtleiſtung wieder dienftuns 
fähig werden, und ihnen in Anſehung dieſes neuen 
Amtes gar keine oder nur eine geringere als die früher 
ab aerario genoffene Penſion oder Probiſion zu Theil 
werden würde, hiermit zu genaueſten Oarnachachtung 
in Erinnerung gebracht, und denſelben zugleich aufge— 
tragen, dieſe allerhöchfte Beſtimmung auch bei allen or⸗ 
ganiſtrten und nicht organtſirten Magiſträten der Mus 
nizipal» und landesfuͤrſtlichen Städte zur genauen Dar— 
nachachtung wiederholt kund zu machen; und ſelben zu 
bedeuten, mittelſt des k. Kreisamtes anher die Anzeige 
zu dem Ende zu erſtatten damit wegen Einſtellung 
des von dieſem Indibiduum vom Aerarium bezogenen 
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Penſtion oder Proviſion das Erforderliche veranlaßt 
werde. 

Eine ahnliche Anzeige iſt auch für den Fall zu ers 
ſtatten, wenn ein derley Individuum nach feiner An⸗ 
ſtellung im ſtätiſchen Dienſte wieder Dienſtunfähig wer— 
den, und ihm in Anſehung dieſes neuen Amtes gar 
keine, oder nur eine geringere als die früher ab aera- 
rio genoſſene Penſion oder Provifion zu Theil werden 
ſollte, damit demſelben vom Tage ſeiner eingeſtellten 
ſtädtiſchen Beſoldung oder Löhnung im erſtern Fall die 
ganze früher vom Aerarium genoſſene Penſion oder Pro— 
viſton wieder flüßig gemacht, im letztern Falle aber 
dasjenige, um was er von der Stadt gegen deſſen vor 
dem ab aerario genoſſene Penſion oder Proviſion we— 
niger erhält, zur Ergänzung ſeiner ganzen vor dem ab 
aerario genoſſenen Gebühr, flüſſig gemacht werde 

Gubernial-Verordnung vom ten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl. 45746. 


102% 
Subarendatoren follen gegen bloße Inte⸗ 
rimsſcheine keine Natural- und Service- 
Artikeln verabfolgen. 


Es iſt der Fall vorgekommen, daß ein Subarrenda— 
tor, gegen Interims-Scheine die Naturalien an die 
betreffende Truppe verabreicht, nachträglich aber der 
Truppen» Konımendant, die Haupt-Quittungen, an 
ein, dieſe Interims-Quittungen ohne Vollmacht des 
Subarrendators, produzirt habendes Individuum, aus⸗ 
gefertiget habe, welches zur Erhebung diefer Haupt— 
Quittung, von Seite des Subarrendators gar nicht er— 
mächtiget war. 

Zur Vorbeugung diefer Unzufömmlichleit, hat das 
k. k. General-Militär-Kommando ſämmtlichen Trup— 
penabtheilungen, erinnert, daß bei ſtrengſter Verant- 
wortung, keine Natural und Service» Faffung, gegen 
Interimsſcheine von den Subarrendatoren bewirkt, ſon⸗ 


dern für jede einzelne Faſſung, die nach der Vorſchrift 
ausgefertigte, gehörig koramiſirte, und von dem, die 
Faſſung bewirkenden Ober» Offizier, paraphirte Quit— 
tung, dem Subarendator, gleich an der Stelle zum 
Eintrag in das, bei der monatlichen Abrechnung mit 
dem betreffenden Verpflegs⸗Magazin mit dem betreffen- 
den Verpflegs⸗ Magazin von dem Subarendator zu ber» 
faſſende Verzeichniß, überhändiget werde, weil die Sub⸗ 
arrendatoren nur gegen derley, nach aller Förmlichkeit, 
ausgefertigte Faſſungs⸗ Quittungen, zur Abgabe der 
betreffenden Natural» und Service-Artikeln, verpflich« 
tet, und nur gegen derley legale Quittungen, ohne 
erſt eine Haupt- Quittung darüber einzuhollen, die 
Bezahlung anzuſprechen berechtiget ſind. 

Die k. Kreisämter haben daher unter Verſtändi⸗ 
gung deſſen, bekannt zu machen, daß kein Subarren⸗ 
dator ſich herbeilaſſe, auf Interims⸗ Scheine Natural» 
oder Service⸗Abgaben zu bewirken, indem anſonſt je⸗ 
der derſelben, die hieraus entſpringenden nachtheiligen 
Folgen, nur ſich ſelbſt zuzuſchreiben haben wird, da 
auch in jedem Pachtkontrakt ausdrücklich ſtipulirt iſt, 
daß nur legale Quittungen angenommen werden dürfen. 

Gubernial⸗ Dekret vom 2ten Auguſt 1826. Gub. Zahl 
47545. 


103. 


Mit Lehrfaͤhigkeits- und Moralitaͤtszeug⸗ 
niſſen verſehenen iſraelitiſchen Privatleh⸗ 
ren wird geftattet, iſraelitiſchen Kindern 
Unterricht zu geben, dürfen aber chriftlis 
che Kinder weder in lebenden Sprachen 
noch in den gewoͤhnlichen Elementarge⸗ 
genſtaͤnden unterrichten. 


Seine Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom Sten Jänner l. J. über ben Unterricht iſtaeliti⸗ 


— 125 — 


ien folgende Srundfäge zu genehmigen 
eruhet: 

a tens. Iſraelitiſchen Pribatlehrern, wenn ſte ſich 
mit dem erforderlichen Lehrfähigkeitszeugniße, und über 
eine untadelhafte Moralität ausweiſen, wird geftattet, 
iſtaelitiſche Kinder in allen Lrhrgegenſtänden, aus welchen 
ſie ſelbſt geprüft ſind, privat und nur einzeln in den 
Wohnungen der Aeltern, nach den allgemeinen beſte⸗ 
henden Vorſchriften zu unterrichten. 

ztens. Es wird aber iſraelitiſchen Privatlehrern 
nicht geſtattet, chriſtliche Kinder weder in den leben⸗ 
den Sprachen, noch in den gewöhnlichen Elementarlehr⸗ 
gegenſtänden zu unterrichten. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird zu Folge De⸗ 
krets der hohen Studienhofkommiſſion vom ı5ten Jaͤn⸗ 
ner l. J. Zahl 526. den k. Kreisamtern zur Darnach⸗ 
achtung bekannt gemacht. 

Insbeſondere iſt vermög Dekrets der hohen Stu⸗ 
dienhof⸗Kommiſſion vom 15ten v. M. Zahl 3513. ge⸗ 
nau darauf zu ſehen, daß 

itens. Kein iſraelitiſcher Privatlehrer Unterricht 
ertheile, ohne durch ein pädagogiſches Lehrfähigkeits⸗ 
Zeugniß und durch eine gute Moralität ſich dazu zu 
eignen, und auszuweiſen. 

Diefes Geſetz iſt allgemein, und es kann daher in 
keinem Falle zu Gunſten der iſtaelitiſchen Privatlehrer 
davon eine Ausnahme gemacht werden. 

ztens. An allen Hauptſchulen, wo ein Präparan⸗ 
den » Unterricht, gegeben wird, konnen und follen auch 
die iſraelitiſchen Schulpräparanden und Privatlehrer dies 
ſen Unterricht hören und benützen, wie dieſes in den 
übrigen Provinzen üblich iſt. 

Wornach die Judengemeind „Vorfteher und Rabi⸗ 
ner anzuweiſen find. 


Gubernial⸗Verordnung vom aten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 46652. 
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104. 
Behandlung der Milzſeuche unter den Pfer⸗ 
den und Rindvieh. 
8 der vorausgegangenen ſelten unterbrochenen trocknen 


und heißen Witterung liegt der vorzüglichſte Grund der 
Milzſeuche unter den Pferden und dem Rindvieh, die 
ſich nun allenthalben zeiget. 

Dieſe Seuche gehört unter jene, welche ſich felten 
ſchnell, ſondern allmählich in den Körpern der Thiere 
entwickelt, gewöhnlich das ſtärkſte und jüngſte Vieh er⸗ 
greift, und ſelbes oft ſchnell und unverhoft tödter, dieſe 
Krankheit läßt ſich beforgen, wenn nach einer geraumen 
Zeit vor dem wirklichen Ausbruche ſich ein ſeltenes und 
trockenes Miſten einſtellt, wenn bei dem thieriſchen Zittern 
Schaudern ſich, nach dem ſie mit kaltem Waſſer getränkt 
werden, einſtellt, ein heftiger Pulsfchlag bemerkt wird, 
indeſſen der Schlag des Herzens ſelbſt kaum fühlbar iſt, 
wenn das Thier matt und beſonders deſſen Hintertheil 
in der Bewegung hin und her wankt, und demnach ſich 
ſelten niederlegt, wenn deſſen Freßluſt vermindert iſt, 
der Miſt trocken, weniger und klein geballt, der Urin 
braun und weniger abgeht, daß Maul und die Haut 
heiß anzufühlen ſind, auch manchmal ſich Geſchwülſte am 
Kopf, Hals, an der Vorderbruſt am Bauche, und an den 
Gliedmaßen ſich zeigen, dann ſind die Thiere mit dem 
Milzbrand ſchon in einem mindern oder höhern Grad 
ergriffen. 

Die Mittel gegen dieſes Uebel, deſſen Urſachen, in 
der Erſchöpfung der Thiere durch die Hitze auf der Hut⸗ 
weide im Mangel an frifchen Waſſer oder im Genuß mit 
ſchlechtem und faulem Waſſer, in dem Mangel an Schat— 
ten auf den Weiden, ſelbſt in unreinen und warmen 
Ställen, welche noch oft von faulenden Pfützen umgeben 
ſind, daß Salz, welches ihnen mit dem Futter, oder 
mit einem Mehltrank vermiſcht, oder zum Labe gegeben 
wird, das Tränken mit friſchem Brunnwaſſer, das Schwim⸗ 
men, oder wo dieß nicht ſeyn kann, das Begießen und 
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Waſchen der Thiere mit kaltem Waſſer, die Reinigung 
und Luftung der Ställe, welche nicht mit dem Nuspieh 
überfüllt ſeyn müſſen, und endlich die Fürſorge, daß 
das Vieh an heißen Tagen nicht auf den Hutweiden ohne 
Schatten der Mittagshitze ausgeſetzt werde. 

Iſt das Uebel ſchon unter einer Heerde ausgebro— 
chen, ſo ſehe man vorzüglich auf die Ab onderuug der 
kranken Stücke von den Geſunden, man reiche denſelben 
weiches und naſſes Kleyenfutter, Mehltränke mit viel 
Salz. Wo friſches gutes Futter mangelt, wird Häcker⸗ 
ling von guten Heu abgebrüht, und mit Salz vermiſchet, 
kühl gegeben, wobei ſich überbaupt auf die Weiſung be— 
ruffen wird, welche in dem Unterricht über Viehſeuchen 
die mit Kreisſchreiben vom ı4ten September 1811 Zahl 
52847. bekannt gemacht, und bei allen k. k. Kreisämtern 
von den Dominien zu erhalten iſt, enthalten iſt. 

Die in den letzteren Wochen in ganz Galizien ſich 
ereigneten Regengüſſe und Ueberſchwemmungen, ſetzen 
das Nutzvieh beſonders in niedern und überſchwemmten 
Gegenden neuen Krankheitsurſachen aus, die die übers 
ſchwemmten Hutweiden, worauf ſelbes getrieben wird, 
und das verdorbene ſauere Heu, womit ſelbes über den 
Winter genährt wird, der Geſundheit deffelben ſehr nach- 
theilig wird, und das Vieh zu Krankheiten, beſonders 
das Hornvieh, Pferde und Schaafe mit dem Egelſchaben 
befallen macht, die ſich über den Winter in ihren Einge⸗ 
weiden befonders in der Leber entwickeln, und oft ganze 
Heerden tödten, es iſt daher nothwendig und räͤthlich, 
daß ſolche Hutweiden vermieden, und dem Nutzvieh ver» 
dorbenes ſaueres Heu nicht gereichet werde. 

Gubernial⸗Kundmachung vom sten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 48951. 
a 108, 
Ausſchreibung der Erb= Perfonal = Klaffen- 
und Erwerbſteuer für das Jahr 1827. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhochſtem Kabinets⸗ 
ſchreiben vom 29ten May d. J. zu verordnen geruhet, 
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daß die Erbſteuer, die Klaſſenſteuer, die Perſonalſteuer 
und die Erwerbſteuer, ſo wie diefelbe in dem laufenden 
Jahre 1826 entrichtet wurde, auch für das künftige Jahr 
1827 ausgeſchrieben werde. 

Dieſe allerhöchſte Entſchlieſſung wird demnach in 
Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 26ten v. M. Zahl 
18806. zur Wiſſenſchaft und Nachachtung allgemein be⸗ 
kannt gemacht. 

Gubernial⸗- Kundmachung vom roten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 48865. 


106. 
Erbſteuerpflichtigen Partheyen wird geſtat⸗ 
tet auch größere Erbſteuerbetraͤge von 
offentlichen Kreditspapieren nach dem 
Kurſe die dieſe Kreditspapiere am To⸗ 
destage des Erblaſſers halten, in Kon⸗ 
ventions-Muͤnze zu berichtigen. 


Laut hohen Hofkanzleydekrete ddto. ı3ten July l. J. 
Zahl 19406. iſt die hohe Hofkanzley mit dem k. k. Fi⸗ 
nanzminiſterium übereingekommen, daß den erbſteuerpflich⸗ 
tigen Partheyen zu geſtatten ſey, auch größere Erbſteuer⸗ 
beträge von öffentlichen Kreditspapieren, deren Berichti⸗ 
gung in derſelben Gattung von Kreditspapieren möglich 
wäre, wenn es die Parthey vorzieht, nach dem Kurſe 
den dieſe Kreditspapiere am Todestage des Erblaſſers hat⸗ 
ten, in Konventions⸗Münze zu berichtigen, gleichwie 
dieſes durch das Hoſdekret ddto. gten May 1825 Zahl 
15110. Gub. Zahl 29255. bereits geſtattet iſt, wenn ſich 
die Erbſteuerquote von Obligationen, wegen deren Uns 
theilbarkeit mit einer Obligation nicht ausgleichen läßt. 
Wovon die k. Kreisämter im Nachtrage zur bieror- 
tigen Verordnung ddto. 12ten Juny 1825 Zahl 29255. 
zur Darnachachtung bei vorkommenden Fällen in die 
Kenntniß geſetzt werden. 
Gubernial⸗Verordnung vom 17ten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 47725. 


107, 


Ernennung Sr. Durchlaucht des wirklichen 
geheimen Raths, Kaͤmmerers, und bis— 
herigen Gubernial = Bizepräfidenten Aus 
guſt Longin Fuͤrſten von Lobkowicz, 
Herzogs von Raudniz, zum Landes- 
Gouverneur in den Koͤnigreichen Gali— 
zien und Lodomerien. 


eine k. k. Majeſtät haben Sich laut hohen Hofkanzley⸗ 
dekrets vom Aten Auguſt d. J. Zahl 22225 — 1520 aller⸗ 
gnädigſt beſtimmt gefunden, den Herrn Gubernial-Vize⸗ 
präſidenten Auguſt Longin Fürſten von Lobkowicz Herzog 
zu Naudniz, zum Beweiſe der allerhöchſten Zufriedenheit 
mit der demſelben anbertrauten Geſchäftsleiſtung, zum 
wirklichen Landes ⸗ Gouverneur in den Königreichen Gali⸗ 
zien und Lodomerien zu ernennen. 


Das dießfalls herabgelangte allerhöchſte Reſkript iſt 
folgenden Inhalts: 


Franz der Erſte, von Gottes Gnaden Kaiſer 
von Defterreih, König von Hungarn, Böhmen, 
der Lombardey und Venedig, Galizien und Lo⸗ 
domerien und Illyrien, Erzherzog zu Oeſter⸗ 
reich ꝛc. de. 


Hochgeborne, Hoch und Wohlgeborne, Wohlgeborne, 
Edle, Ehrſame, liebe Getreue! 

Entbiethen allen und jeden Unſeren getreuen Inn⸗ 
wohnen und Unterthanen Unſerer Königreiche Galizien 
und Lodomerien, was Würde, Standes, Amtes ſie ſind, 
Unſere k. k. Gnade, und geben denſelben zu vernehmen, 
wasmaſſen Wir den Hochgebornen, Unſeren wirklichen 
geheimen Rath, Kämmerer, und dermaligen Vizepräſt⸗ 
denten des galiziſchen Guberniums, auch lieben Getreuen 
Auguſt Longin Fürſten von Lobkowicz, aus dem in ſeine 
Perſon geſetzten Vertrauen, im gnaͤdigſten Anbetrachte 
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ſeiner Uns bekannten rühmlichen Eigenſchaften, Einſicht, 
Geſchicklichkeit und Integrität, auch durch mehrere Jahre 
geleiſteten Dienſte, und dadurch ſich beigelegten Kennt— 
niſſe, zu Unſerem Gouverneur in Unſeren Königreichen 
Galizien und Lodomerien gnädigſt ernannt haben. 

Wir befehlen demnach allen und jeden obbeſagten 
Innwohnern und Unterthanen hiemit gnädigſt, daß fie 
gedachtem Fürſten Auguſt Longin von Lobkowicz als 
Unſerem galiziſchen Gouverneur allen ſchuldigen Gehor— 
ſam und Reſpekt erweiſen, demſelben in Vollziehung 
Unſerer höchſten Befehle, dann feinen Amtsvberordnungen 
nichts im Wege legen, noch daran hinderlich feyen, viel— 
mehr zu ihm in ihren Angelegenheiten ihre Zuflucht 
nehmen, deſſen Amtsſchutz und Hilfe ſuchen, überhaupt 
denſelben als Unſeren Gouverneur in Unſeren Königrei⸗ 
chen Galizien und Lodomerien aller Gebühr nach ehren, 
halten und achten, auch ſo und nicht anders thun ſollen, 
dei Vermeidung Unſeren ſchweren Strafe und Ungnade. 

Hieran geſchieht Unſer gnädigſter Wille und Mei⸗ 
nung, und Wir verbleiben anbei mit kaiſerlicher konig⸗ 
licher und landesfürſtlicher Gnade Euch wohlgewogen. 

So geſchehen in Unſerer kaiſerlichen Haupt- und 
Reſidenzſtadt Wien, den vierten Monatstag Auguſt, im 
ein tauſend acht hundert ſechs und zwanzigſten, Unſerer 
Reiche im fünf und dreyßigſten Jahre. 

Franz. 

Franz Graf von Saur au, 
Oberſter Kanzler. 
Johann Nep. Freyherr von Geislern. 
Nach Seiner k. k. Majeſtät 
höchſt eigenem Befehle. 
Karl von Widmann. 

Dieſes wird in Folge des im Eingange bezogenen 
hohen Hoſkanzleydekrets zur allgemeinen Wiſſenſchaft und 
genauſten Darnachachtung hiemit bekannt gemacht. 

Gubernial-Kundmachung vom ı9ten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 51775. 
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108. 


Erhoͤhung der Wegmauthgebuͤhr fuͤr die, 
von Domaratz nach Ulanice fuͤhrende 
Straßenſtrecke, von 2 auf 5 Meilen in 
der Stazion Domaratz. 


it dem hohen Hofkammerdekrete vom Aten Auguſt 
1826 Zahl 31198 — 1455. iſt die Erhöhung der Weg⸗ 
mauthgebühr für die, von Domaratz nach Ulanice 
führende Straßenſtrecke, von zwei auf drey Meilen in 
der Stazion Domaratz in dem Sanoker Kreiſe ange⸗ 
ordnet worden. 

Was mit dem Beiſatze zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht wird, daß die Wegmauthgebühr in dem genann⸗ 
ten Orte vom ıten Oktober 1826 nach den Grundſätzen 
der Kreisſchreiben vom ıdten Juny 1821 Zahl 51269. 
und vom 7ten März 1825 Zahl 11370. werde eingeho⸗ 
ben werden. 

Gubernial-Kundmachung vom zoten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 50864. 


109. 

Die Vorſchrift hinſichtlich des Verfahrens bei 
Anſtellung der Staatsbeamten, iſt auch 
bei Anſtellung von ſtaͤndiſchen, ſtaͤdti⸗ 
ſchen und Fondsbeamten genau zu be— 
obachten. 


Mi Kreisſchreiben vom 21ten July 1826 3. 45295. 
wurden die Kundmachung bekannt gemacht, welche auf 
allerhöchſten Befehl in der Abſicht erlaſſen wurden, um 
zu verhindern, daß ein in Kriminal-Unterſuchung ger 
ſtandenes und nicht für unſchuldig befundenes Indivi⸗ 
duum, zu k. k. Staatsdienſten zugelaſſen, oder ein 
wegen Verbrechen oder ſonſtiger Vergehungen entlaſſener 
Beamte wieder angeſtellt werde. 


Prov. Geſehſe von Galizien 1826. J 
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Da die Verordnungen, wegen der Wiederanſtellung 
und Behandlung entlaſſener Staatsbeamten gleichfalls die 
unbedingte Anwendung auf die ſtändiſchen, ſtädtiſchen 
und Fondsbeamten haben, fo wird in Folge hohen Hof— 
kanzleydekrets vom 26ten July d. J. 3 19650-1646. 
hiemit erklärt, und zur allgemeinen Darnachachtung bes 
kannt gemacht, daß ſämmtliche in dem Eingangs bezo— 
genen Kreisſchreiben enthaltenen Vorſchriften auch bei 
Anſtellung der ſtändiſchen, ſtädtiſchen und Fondsbeam— 
ten, auf das genaueſte in Anwendung zu bringen ſeyen. 

Gubernial-Kundmachung vom zaten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 49205. 


110. 


Behandlung der Studierenden mit nach⸗ 
theiligen Fortgangs- oder Sittenklaſſen. 


Um jedem Zweifel zu begegnen, in welchem Sinne die 
in dem allerhöchſten Kabinetsſchreiben vom 7ten April 
1804 gegründete Vorſchrift, welche mit Hofdekrete vom 
1iten deſſelben Monates 3. 6124 1100. kund gemacht 
wurde, zu nehmen iſt; und um zu bewirken, daß bei 
dieſer Sache ſich an allen Lehranſtalten gleichſörmig be⸗ 
nommen werde, werden in Gemäßheit der hierüber her— 
abgelangten allerhöchſten Entſchließung vom &ten Juni 
l. J. folgende beſtimmte Vorſchriften zur genaueſten Date 
nachachtung ſeſtgeſetzt: 

itens. Schüler, welche in der zweiten Humani⸗ 
tätsklaſſe, als der letzten Klaſſe des Gymnaſialſtudium, 
gleich viel ob im erſten oder zweiten Semeſter, eine 
dritte Fortgangsklaſſe aus irgend einem Gegenſtande; 
oder aus der Religionslehre nicht wenigſtens die erſte 
Fortgangsklaſſe; oder in dem ſittlichen Betragen eine 
nachtheilige Note (die zweite oder dritte Klaſſe) erhalten 
haben, ſind in den philoſophiſchen Studienkurs nicht 
aufzunehmen. 

ztens. Wer in dem philofophiſchen Studienkurſe, 
entweder im erſten oder zweiten Semeſter, nicht wenig⸗ 
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ſtens die erſte Klaſſe aus der Religionswiſſenſchaft erhal⸗ 
ten hat, darf weder in den höhern Jahrgang desſelben 
Studienkurſes, noch in eines der höhern Fakultätsſtu⸗ 
dien vorrücken. 

stens. Eine im zweiten Semeſter des Schuljahres 
erhaltene nachtheilige Sittenklaſſe, nähmlich die Note, 
daß das ſittliche Betragen den Diseiplinarvorſchriften mins 
der gemäß war, hat bei den Studierenden der philofo- 
phiſchen Studien die Wirkung, daß ein ſolcher Studie⸗ 
rende im nächſtfolgenden Schuljahre weder an derſelben 
noch an einer andern Lehranſtalt als öffentlich Studir⸗ 
render, weder in die philoſophiſchen noch in eines der 
höhern Studien auſgenommen wird. Eine bloß im erſten 
Semeſter erhaltene nachtheilige Sittenkalkul kann zwar in 
den Katalogen, Studienzeugniſſen und in dem Abſolu⸗ 
torium nicht mehr abgeändert werden; wird aber durch 
das beſſere Betragen im zweiten Semeſter in ihren übri⸗ 
gen Wirkungen für gültig angeſehen. 

gtens. Derjenige Studierende der philoſophiſchen 
Studien, welcher nicht nur ſelbſt unſittlich iſt, ſondern der 
auch andere Studierende zur Unſittlichkeit verleitet, und 
mithin eine nachtheilige Sittennote erhalten müßte, wird 
alſogleich nicht nur an der Lehranſtalt, wo er ſtudiert, 
ſondern auch von allen öffentlichen Lehranſtalten ausge⸗ 
ſchloſſen, und deßhalb der Landesſtelle, zur weitern Ein⸗ 
leitung der Kundmachung der Ausſchließung an die übri⸗ 
gen Lehranſtalten, angezeigt. 

tens. Zur Handhabung der vorſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten iſt es nöthig, daß Studierende, welche zur Erwirkung 
der Aufnahme an einer Studienanſtalt, Studienzeugniſſe 
bloß von einem früheren als von dem nächſtvorhergehen⸗ 
den Schuljahre vorlegen, jederzeit verhalten werden, fich 
auszuweiſen, wo, und wie ſie die Zwiſchenzeit nach der an⸗ 
gegebenen Unterbrechung ihres Studienlaufes zubrachten, 
und daß ſich die Ueber⸗zeugung verſchaft werde, ſie ſeyen 
nicht etwa in dem Zwiſchenjahre an einer andern Lehranſtalt 
wegen Sittenloſigkeit ausgeſchloſſen, oder mit einer ſchlech⸗ 
ken Sittenklaſſe beſtraft worden. a 

2 
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Da ferner hervorgekommen iſt, daß in Abſehen auf 
die Wirkung einer dritten Fortgangsklaſſe mancherley Miß⸗ 
verſtändniß über den Sinn der dießfalls beſtehenden Vor⸗ 
ſchriſten obwaltet, ſo wird 

6tens. noch beigefügt, daß hierüber, mit Ausnah⸗ 
me des mediziniſchen Studium, für welches eine befon- 
dere Weiſung beſteht, ſich für alle Lehranſtalten und Stu⸗ 
dienzweige lediglich an folgende, in den bisherigen Vor» 
ſchriften liegenden Grundſätze zu halten iſt: 

tens. Wer in irgend einem Obligatlehrgegenſtan⸗ 
de, ſey es im erſten oder zweiten Semeſter, die dritte 
Fortgangsklaſſe erhalten, und nicht durch Wiederhohlung 
der Prüfung verbeſſert hat, darf weder in einen höhern 
Jahrgang, noch in eine höhere Studienabtheilung vor- 
rücken. 

ztens. Ein ſolcher Schüler oder Studierende darf 
nur dann zur bloßen Wiederhohlung der mißlungenen 
Prüfung zugelaffen werden, wenn er die dritte Fortgangs⸗ 
klaſſe im erſten Semeſter, und bei der Prüfung aus dem⸗ 
ſelben Lehrgegenſtande im zweiten Semeſter eine beſſere 
Fortgangsklaſſe erhalten hätte; oder wenn er im zweiten 
Semeſter erwieſener Maſſen nur durch Krankheit, oder 
ähnliche unverſchuldete Urſachen, zu welche aber Schwäche 
des Talents nicht zu rechnen iſt, an der erforderlichen 
Vorbereitung gehindert worden wäre. In allen übrigen 
Fällen und in der Regel kann einem Schüler oder Stu— 
dierenden, welcher in eine dritte Fortgangsklaſſe verfallen 
iſt, nichs Mehreres, als die Wiederhohlung des ganzen 
Jahrganges geſtattet, und es muß derſelbe, wenn er auch 
noch bei der Wiederhohlung des ganzen Jahrganges in 
eine dritte Fortgangsklaſſe verfallen wäre, von den Stu— 
dien ganz abgewieſen werden. (Vorſchrift über die 
Prüfungen vom 7. September 1784 f. VIII.) 

ztens. In der philoſophiſchen Studienabtheilung 
kann der Studiendirektor, in Gemäßheit der mit Studien⸗ 
Hofkommiſſions⸗Dekrete vom 25ten Juni 1813 Zahl 
1511—88 kundgemachten allerhöchſten Entſchließung ei⸗ 
nem Schüler, welcher auch nur in einem der Hauptlehr⸗ 
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gegenſtande, nämlich in der Religionswiſſenſchaft, Philo⸗ 
ſophie, Mathematik, oder Phyſik, die dritte Fortgangs⸗ 
klaſſe erhalten hat, nicht bloß die Wiederhohlung der Prü⸗ 
fung, ſondern ſelbſt auch die Wiederhohlung des ganzen 
Jahrganges ſchlechterdings verſagen, was bei allen ſolchen 
Schülern zu geſchehen hat, deren ſonſtige Fortgangs-Ver⸗ 
wendungs⸗ oder Sittenklaſſen nicht vortheilhaft find, oder 
wo dem Schüler nach deſſen äußern Umſtänden die Fort⸗ 
ſetzung der Studien nicht nöthig, ſondern vielmehr räth— 
lich iſt, daß er ſich einem andern Berufe zuwende. 
Uebrigens haben die Vorſteher der Lehranſtalten dieſe 
Porſchriften den Studierenden, fo weit fie jede Abtheilung 
derſelben betreffen, ſowohl jetzt, als jedes Jahr bei der an- 
geordneten Republizirung der Disziplinar- und Rormal⸗ 
Verordnungen zu deren Warnung gehörig kundzumachen. 


Gubernial-Kundmachung vom 25ten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 52566, 


111. 


Abſtellung des Sklaven⸗Handels, und der 
Mißhandlung der Sklaven. 


Um den Handel mit Sklaven, beſonders in fo weit er 
von k. k. Unterthanen oder vermittelſt k. k. öſterreichiſcher 
Schiffe betrieben werden könnte, möglichſt hindan zu hal⸗ 
ten, und die Sklaven vor Mißhandlungen zu ſchützen, ha⸗ 
ben Seine k. k. Majeſtät in Uebereinſtimmung mit den 
bereits geltenden oſterreichiſchen Geſetzen, namentlich 
mit dem $. 16. des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, 
welcher anordnet, daß jeder Menſch vermöge der ihm an- 
gebornen, ſchon durch die Vernunft einleuchtenden Rech— 
te, als eine Perſon zu betrachten ſey, und daher die 
Sklaverey, fo wie die Ausübung einer fi hierauf bezie— 
henden Macht in den k. k. Staaten nichte geſtattet werde, 
dann mit dem . 78. 1. Theils des Strafgeſetzes, welcher 
jede Verhinderung des Gebrauches der perſönlichen Frey⸗ 
heit für das Verbrechen der öffenrlichen Gewaltthatigkeit 


erklärt, durch allerhöchſte Entſchließung vom 25ten Juny 
1826 näher zu beſtimmen undzu verordnen geruhet: 
§. 1. 

Jeder Sklave wird in dem Augenblicke frey, da er 
das k. k. Gebiet oder auch nur ein öſterreichiſches Schiff 
betritt. Eben ſo erlangt jeder Sklave auch im Auslande 
feine Freyheit in dem Augenblicke, welchem ‚er unter was 
immer für einem Titel an einen k. k. öſterreichiſchen Un⸗ 
terthan als Sklave überlaſſen wird. 


8. 

Ein öſterreichiſcher Unterthan, welcher einen an ſich 
gebrachten Sklaven an dem Gebrauche ſeiner perſönlichen 
Freyheit hindert, oder im Inn⸗ oder Auslande als Skla⸗ 
ven wieder weiter veräußert, und jeder öſterreichiſche 
Schiffskapitän, welcher auch nur die Verfrachtung eines 
oder mehrerer Sklaven übernimmt, oder einen auf das 
öſterreichiſche Schiff gekommenen Sklaven an dem Ges 
brauche der dadurch erlangten perſönlichen Freyheit hin⸗ 
dert, oder durch andere hindern läßt, begeht das Verbre⸗ 
chen der öffentlichen Gewaltthätigkeit und wird nach zh. 
78 und 79. I. Theils des Strafgeſetzes mit ſchweren Ker⸗ 
ker von 1 bis 5 Jahren beſtraft. Würde aber der Kapi⸗ 
tain eines öſterreichiſchen Schiffs oder ein anderer k. k. 
öſterreichiſcher Unterthan einen ſortgeſetzten Verkehr mit 
Sklaven treiben; ſo wird die ſchwere Kerkerſtrafe auf 10 
und unter beſonders erſchwerenden Umſtänden, bis auf 
20 Jahre ausgedehnt. 


§. 3. 

Da vermög des z. 4. I. Theils des Strafgeſetzes das 
Verbrechen aus der Bosheit des Thäters, und nicht aus 
der Beſchaffenheit desjenigen, an dem es verübt wird, 
hervorgeht; fo treffen denjenigen k. k. Unterthanen, wel⸗ 
cher auf eine andere in den öſterreichiſchen Strafgeſetzen 
für Verbrechen erklärte Art die körperliche Frepheit eines 
Sklaven wo immer verletzt, dieſelben Strafen; welcher 


der I. Theil des Strafgeſetzes für dergleichen Handlungen 
beſtimmt. 
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4. 


Geringere von einem öſterreichiſchen Unterthan an 
einem Sklaven verübte Mißhandlungen, werden in Ge- 
mäßheit des J. 175. II. Theils des Strafgeſetzes mit einer 
Geldſtrafe von 5 bis 100 fl., oder mit einer Arreſtſtrafe 
von 5 Tagen bis zu einem Monate geahndet. Bei öfteren 
Rückfällen, oder wenn die Art der Mißhandlung beſondere 
Härte verräth, iſt der Verhaft mit Faſten und enger Ein⸗ 
ſchließung zu verſchärfen. 

Gegenwärtige Vorſchriften find auch in Anſehung 
ſolcher Kriegsgefangenen anzuwenden, welche don dem 
Kriegführenden Theil, in deſſen Gewalt fie gerathen find, 
als Sklaven behandelt werden. 

Fremde, welche innerhalb den Gränzen der öſterrei⸗ 
chiſchen Staaten oder auf einem öſterreichiſchen Schiffe ſich 
gegen Sklaven des Verbrechens der öffentlichen Gewalt⸗ 
thätigkeit, oder anderer oben bezeichneter Verbrechen ſchul⸗ 
dig machen, verfallen zu Folge des in dem $. 31. J. 
Theils des öſterreichiſchen Strafgeſetzes ausgedrückten all- 
gemeinen Grundſatzes in dieſelben Strafen, wie die öſter⸗ 
reichiſchen Untertbanen. Solche Fremde hingegen, welche 
dergleichen Verbrechen im Auslande begangen haben, und 
in den k. k. Staaten betreten werden, ſind in Gemäßheit 
der 6. 55. und 34. I. Theils des Strafgeſetzes in Ver⸗ 
haft zu nehmen, und der Regierung des Staates, worin 
das Verbrechen begangen wurde, zur Auslieferung anzu⸗ 
biethen. Wird die Uebernahme verweigert; ſo iſt gegen 
ſolche Ausländer ganz nach den Vorſchriften des öſterrei— 
chiſchen Strafgeſetzes zu verfahren, und dem Strafurtheile 
jedesmal die Landesverweiſung nach überſtandener Strafe 
anzuhangen, Nur in dem Falle, wenn die Geſetze des 
Ortes, wo das Verbrechen begangen worden iſt, eine ge 
eingere Strafe deſſelben ausſprächen, als die öſterreichen 
Geſetze; iſt die Straſe nach den mildern Geſetzen zu be⸗ 
meſſen. 
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Dieſe allerhöchſten Beſtimmungen werden hiermit in 
Folge hohen Hofkanzleydekrets vom zten Auguſt 1826, 
Zahl 22012-1817. zur allgemeinen Wiſſenſchaft und 
Nachachtung bekannt gemacht. 

Gubernial- Kundmachung vom 26ten Auguſt 18 26. Gub. 
Zabl 49521. 


2712, 


Das Tabakperſonale foll feine Amtshand— 
lungen mit Beſcheidenheit und Red— 
lichkeit vornehmen, die Obrigkeiten aber 
haben demſelben allen erforderlichen Bei— 
ſtand zu leiſten. 


Das k. k. General⸗Militär⸗Commando hat mit Note 
vom 5ten l. M. Zahl 1542 einen Vorfall hieher ange⸗ 
zeigt, wornach ſich die Bewohner eines Dorfes der Revi⸗ 
ſion des Tabakaufſichtsperſonals, ungeachtet der beigehab⸗ 
ten Militär⸗Aſſiſtenz thätlich widerſetzten, wobei ein Ge⸗ 
meiner des Regiments Kaiſer-Huſaren bedeutend verwun⸗ 
det wurde; und erſuchte wegen Verhinderung ſolcher Vor⸗ 
fälle um die erforderliche Verfügung, indem daſſelbe nicht 
in der Lage ſey, die aller Orten des Landes von dem 
Tabak⸗Aufſichtsperſonale abverlangt werdenden Militär⸗ 
Aſſiſtenz-Commando in folder Starke beizugeben, daß 
ſolche ganzen Gemeinden gehörigen Widerſtand zu leiſten 
vermochten. 

Es liegt in dem Sinne des Tabakpatents bom ꝛ2ten 
April 1784. und insbeſondere in den . 9. 11. 12. 13. 
55. 41. desſelben, daß das Tabakaufſichtsperſonal ſeine 
Amtshandlungen mit aller Beſcheidenheit und Redlichkeit 
vornehmen, die Magiſträte, Güterbeſitzer, Obrigkeiten, 
Beamten Richter und Geſchworne aber demſelben hiebei 
allen erforderlichen Beiſtand leiſten ſollen. 

Das Tabakperſonal ift daher nur zur vorſchriſtsmäſ⸗ 
ſigen Amtshandlung beruffen, die Obrigkeiten ꝛc. hinge⸗ 
gen find verpflichtet, den Beiſtand in dem Maaße zu lei, 
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ſten, damit die Amtshandlung in der Ordnung gepflogen, 
und jede muchwillige Widerſetzlichkeit, Aufläufe, Miß⸗ 
handlungen, und Verwundungen beſeitiget werden koͤnnen. 


Die k. Kreisämter werden mit Bezug auf das Kreis- 
ſchreiben vom 16ten Juny 1825. Zahl 50 154. angewie⸗ 
fen, die Magiſträte und Dominten hiernach in geeigneten 
Wege zu belehren, und denſelben die genaue Befolgung 
des Tabakpatents bei ſonſtiger Beſtrafung nach dem 35. 
d. einzubinden. 


Da übrigens hie und da wohl auch ein oder das 
andere Tabakaufſichts-Individuum, durch vorſchriftswi⸗ 
driges Benehmen, Erpreſſungen und Willkührlichkeiten 
manche Ortsbewohner zu Erzeſſen und ordnungswidrigen 
Anftritten verleiten mag, fo wird den Kreisämtern aufs 
getragen, das Tabakaufſichtsperſonal im und außer dem 
Dienſte ſtrenge zu überwachen, dasſelbe bei ſtrafbaren 
Handlungen oder Unterlaffungen zur Verantwortung zu 
ziehen, und falls die Beſtrafung nicht in dem kreisämtli⸗ 
chen Wirkungskreiſe läge, daß Ergebniß hieher zur wei⸗ 
tern Verfügung, unter Vorlegung der Akten, anzuzeigen, 
ohnehin iſt bereits die Verfügung getroffen worden, daß 
den Herrn Kreisamtsvorſtehern dasjenige Tabakauſſichts⸗ 
perſonal nach ſeinem Namen, Karakter und Standort be⸗ 
kannt gemacht werde, wovon die Herrn Kreisamtsvorſte⸗ 
her mit dem Erlaſſe des k. k. Landespräſidium vom 1g. 
April 1826 Zahl 2670. verſtändigt wurden. 

Gubernial⸗ Verordnung vom 27ten Auguſt 1826. Buß. 
Zahl 50534. 


113. 


Erlaͤuterung des §. 241. des Strafgeſetzbu⸗ 
ches uͤber ſchwere Polizeyuͤbertretungen, 
daß gegen dieſe Vergehen keine Ahn— 
dung in öffentlicher Hinſicht nothwen— 
dig ſey, es daher dem Beleidigten jeder= 
zeit frey ſtehe, auf die ihm zugeſproche- 
ne Genugthuung Verzicht zu leiſten. 


Mi hohem Hofkanzleydekret vom roten I. M. Zahl 
22560— 1545. iſt folgende Vorſchrift herabgelangt: Da 
bei den im $. 241. ausgedrückten ſchweren Polizeyübertre⸗ 
tungen die Beſtrafung ausdrücklich an die Bedingniß ge⸗ 
bunden iſt, daß der Beleidigte ſolche verlangt, fo ergebe 
ſich hieraus: daß gegen dieſe Vergehen, keine Ahndung in 
öffentlicher Hinſicht, ſondern daß die Strafe bloß zur 
Privatgenugthuung zu verhängen nothwendig ge⸗ 
funden wurde. 


In dieſer Tendenz ſtehe es dem Beleidigten jederzeit 
ſrey, auf die ihm zugeſprochene Genugthuung Verzicht 
zu leiſten, ſo lange die Strafe noch nicht vollzogen iſt. 


Dieſe hohe Weiſung, durch welche das den Kreisam⸗ 
tern unterm 15ten März 1816 Zahl 10844. dekannt ge⸗ 
machte hohe Hofkanzleydekret vom 15ten Hornung 1816 
Zahl 2575. außer Kraft geſetzt wird, hat demſelben zur 
Richtſchnur in künftigen vorkommenden Fällen zu dienen, 
und iſt den unterſtehenden Magiſträten und Ortsobrigkei⸗ 
ten zur gleichmäſſigen Beobachtung kund zu machen. 


Gubernial⸗Verordnung vom Zoten Auguſt 1826. Gub. 
Zahl 52562. 


114. 

Beſtimmung der Strafe fuͤr den Fall, wenn 
von den in dem §. 55. des Zollpatents 
unter Lit. E. bezeichneten Verſendungen, 
bei der zollämtlichen Reviſion gegen die 
ſchriftliche Erklaͤrung, weniger an Waa— 
ren vorgefunden werden ſollte. 


Seine Majeftät haben mittelft allerhöchſter Entſchließung 
vom 22ten Juli l. J. zu beſtimmen geruht, daß in dem 
Falle, als bei den in dem $. 55. des Zollpatents vom 
Jahre 1788 unter Lit. E. bezeichneten Verſendungen der 
in dem h. 49. deffelben Patents aufgeführten Waare in⸗ 
ner Landes, bei der zollamtlichen Reviſion gegen die 
ſchriftliche Erklärung oder auch gegen die etwa ſchon aus⸗ 
geſtellte rothe Conſumo-Freybollete weniger vorgefunden 
werden ſollte, die Strafe der Entrichtung des doppelten 
Betrages des Zolles für den zuviel angegebenen Theil ein⸗ 
zutreten habe. 

Dieſe allerhöchſte Entſchließung wird hiemit zu Folge 
hohen Hofkammerdekrets vom ıten Auguſt 1826 Zahl 
30675—2218 zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Gubernial-Kundmachung vom ıten Sept. 1826. Gub. 
Zahl 54186. 


115. 


Mit welchen Daten Armuthszeugniſſe duͤrf⸗ 
tiger Partheyen zur Erwirkung der Vor⸗ 
merkung oder Nachſicht der Gerichts 
koſten verſehen ſeyn muͤſſen. 

u Folge Kreisſchreibens vom Iten Jänner 1788. P. 
G. S. Nro. III. iſt die k. k. Ladesſtelle berechtiget, der 
dürftigen Partheyen die Vormerkung und ſelbſt die Nach⸗ 
ſicht der Gerichtsgebühren zu bewilligen, und als dürftige 
Partheyen wurden b. 1. jene bezeichnet, welche durch ein 


obrigkeitliches Zeugniß, oder auf eine andere glaubwürdige 
Art eine ſolche Armuth erweiſen, daß ſie außer der un⸗ 
entbehrlichen Lebensbedürfniſſen ſonſt nichts beſitzen. 

Indeſſen hat die hohe Hofkammer aus Anlaß eines 
ſolchen pfarrlichen vom Dominio beſtättigten Armuths— 
zeugniſſes mittelſt Erlaſſes vom 2ten Auguſt 1826. H. 3. 
29768. bemerkt, daß auf daſſelbe aus dem Grunde keine 
Rückſicht genommen werden könne, weil darin die Armuth 
der Parthey in zu allgemeinen Ausdrücken beſtättiget wor— 
den, und in dem Falle- wenn ſolches zur Begründung 
des Anſpruchs auf die Taxvormerkung zureichend angeſe⸗ 
hen würde, mit Grunde zu beſorgen wäre, daß bald alle 
Armuthszeugniſſe zur Erreichung deſſelben Zwecks auf 
gleiche Art verfaßt würden, und es ſonach lediglich auf 
die willkührliche Angabe der Partheyen oder Zeugnißaus⸗ 
ſteller ankäme, was und wie viel fie zur Beſtreitung der 
nothwendigſten Lebensbedürfniſſe erforderlich erachten. 

Insbeſondere iſt zu bemerken, daß zu Folge hohen 
Hofkammerdekrete vom 18ten Juli 1820 H. 3. 28674. 
gten Auguſt 1820 H. 3. 50795. und gten November 
1825 H. 3. 42108. zur Erwirkung der Nachſicht ſowohl 
als auch der bloßen Vormerkung der Tax-Stempel- und 
Poſtportogebühren die gänzliche Armuth und die Erwerbs⸗ 
unfähigkeit gehörig nachgewieſen werden müſſe. 

Um nun jedem Nachtheile der Fonde zu begegnen, 
müſſen die Armuthszeugniße, welche zur Erwirkung der 
Vormerkung oder Nachſicht der Gebühren beigebracht wer» 
den, jedesmal mit der möglichſten Genauigkeit und Ba 
ſtimmtheit verfaſſet, und nach ihren Angaben zur Erlan— 
gung der vollen Ueberzeugung von der Armuth und 
Erwerbsunfähigkeit der Parthey geeignet ſeyn. Zu dieſem 
Behufe haben künſtighin die zur Erwirkung der Vormer— 
kung oder Nachſicht der Gerichtsgebühren beizubringenden, 
von den Pfarrern ausgeſtellten, und von den Ortsobrig⸗ 
keiten beſtättigten Armuthszeugniße folgende Daten zu 
enthalten: 

2) Ob und was für ein unbewegliches und beweg⸗ 
liches (Capitalien) Vermögen die Parthey befige, und 
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welchen jährlichen Ertrag ihr das eine oder das an« 

dere Vermögen abwerfe. 

b) Ob und was für ein Gewerbe die Parthey bes 
treibe, welchen Ertrag dasſelbe jährlich abwerfe, oder 
warum die Parthey kein Gewerbe betreibe, oder aus 
welchen Urſachen dieſelbe Erwerbsunfähig ſey. 

o) Ob und wie viel Kinder oder Angehörige die Par⸗ 
they zu erhalten habe, wobei das Alter der Kinder 
und der Charakter der Angehörigen anzufegen iſt. 

d) Wie viel jährlich zur Deckung der unentbehrlichſten 
Lebensbedürfniſſe der Parthey fammt Kindern oder 
Angehörigen erforderlich ſey, und woher die Parthey 
das Erforderliche beziehe. 

e) Ob die Parthey früher ein bedeutendes, die unent⸗ 
behrlichſten Lebensbedürfniſſe überſteigendes Vermö⸗ 
gen beſaß, und wann, dann auf welche Art ſie dieſes 
Vermögen verloren habe. 

Rur nach einem, dieſe Daten enthaltenden Zeugniſſe 
wird man beurtheilen können, ob die Parthey die ohne— 
hin nicht bedeutenden, und nur von Zeit zu Zeit in 
kleinen Beträgen vorſallenden Gebühren zu berichtigen 
im Stande ſey, oder nicht. 

Uebrigens ſoll die Vormerkung noch vor Beginn des 
Prozeſſes angeſucht werden, würde ſie aber im Zuge des 
Prozeſſes angeſucht, fo kann dieſelbe zu Folge Hofkammer⸗ 
dekrets vom 26ten Oktober 1825. H. Zahl 59036. nur 
beſonders in rückſichtswürdigen Fällen, und nur bezüglich 
auf die weiters laufenden Gebühren bewilliget werden. 
Auch iſt erforderlich, daß die Advokaten rückſichtlich jener 
Prozeſſe, für welche bereits die Vormerkung bewilliget 
wurde, wenn ſie den Ausgang derſelben dem k. k. Gericht 
anzeigen, und zugleich hierin um die Löſchung der vor— 
gemerkten Gebühren bitten werden, dieſer Anzeige von 
nun an ein Zeugniß nach der oben vorgezeichneten Um— 
ſtändlichkeit, indem die bisher beigebrachten Zeugniſſe die 
obigen Daten nicht enthalten, beiſchlieſſen, widrigenfalls 
man dieſen im Wege der k. k. Gerichte hieher gelangen— 
den Geſuchen zu willfahren außer Stande wäre. 


— 142 — 


Hievon hat die k. Kammerprokuratur unverzüglich 
ſowohl die hieſigen als auch die Advokaten bei den andern 
Landrechten mittelſt der fubftituirten Fiskalämter in die 
Kenntniß zu ſetzen, und das es geſchehen ſey, binnen 8 
Tagen hieher anzuzeigen. 

Die Ueberwachung dieſes Termins wird dem Herrn 
Amtsvorſteher zur beſondern Pflicht gemacht. 

Weben ge Dekret vom 7ten Sept. 1826. Gub. Zahl 
0482. 


116. 
Renumerazionen der Magiſtratsbeamten fuͤr 
eingehobene Aerarialſteuern haben in die 
ſtaͤdtiſchen Kaſſen einzuflieſſen. 


s find Fälle vorgekommen, daß Beamte der Magi⸗ 
ſträte und Stadtkaſſen, die für die Einhebung der Aera⸗ 
rialſteuer den Steuerbezirksobrigkeiten bewilligten Renu⸗ 
merazions⸗Perzente, ſich aneignen. 

Zur Abhaltung eines ferneren Unfugs dieſer Art, wird 
den k. Kreisämtern zur Verſtändigung der Magiſträte und 
Stadtkämmereyen bedeutet, daß dieſe Remunerazions⸗ 
Perzente nicht den einzelnen ſtädtiſchen Individuen, welche 
ſich mit der Steuereinhebung vermög ihrer Dienftpfliche 
befaffen muͤſſen, gebühren, fondern in die Stadtkaſſen 
einzufließen haben; daß daher ſolche von den Stadtkaſſen 
nur gegen, von dem Stadtkaſſier und Kontrollor im Nas 
men der Stadtkaſſe ausgeſtellte, vom Magiſtratsvorſteher 
beſtättigte, und vom Kreisamtsvorſteher coramiſirte Quit⸗ 
tungen, aus der Kreiskaſſe erhoben werden duͤrfen, und 
für die Stadtkaſſe ordnungsmäſſig in Empfang genommen 
werden müſſen. 

Wo bisher derley Unfüge im einzelnen vorkommen, 
hat man ſtets die betreffenden Individuen die ſich dieſe 
Perzente zueigneten, zum Erſatz derſelben verhalten; da 
jedoch ſehr wahrſcheinlich mehrere Fälle dieſer Art, bisher 
unentdeckt geblieben ſind, und man einerſeits eben ſo we⸗ 
nig zugeben kann, daß den Stadtkaſſen dasjenige, was 


ihnen zufließen ſoll, entzogen werde, und anderſeits die 
Gerechtigkeit erfordert, daß alle die ſich dieſen Unfug er⸗ 
laubten gleich behandelt werden; ſo haben die k. Kreis⸗ 
ämter, gleich nach Erhalt bieſer Verordnung ſich von der 
Kreiskaſſe ausweiſen zu laſſen, wie viel jede Stadt ſeit 
der, den Steuerbezirksobrigkeiten zugeſtandenen Einhe⸗ 
bung dieſer Renumerazions-Perzente, hieran, unter 
welchem Datum und Journal Artikel erhoben habe? 

Dieſe von der Kreiskaſſe für jede rechnungspflichtige 
Stadt einzeln zu verfaffenden Ausweiſe, hat das Kreisamt 
dem betreffenden Kreis- und Bezirkskommiſſär mit dem 
Auftrage zuzuſtellen, daß er ſich bei der Stadtkaſſe Üüder- 
zeuge, unter welchem Journal Artikel dieſe Beträge dort 
in Empfang erſcheinen, ſolche Poſtenweiſe einſetze, falls 
ſie ſich aber nicht vorfinden gleich erhebe, und unterſuche, 
wer den Erſatz zu leiſten habe. 

Das Kreisamt wird ſonach hierüber erkennen, den 
Erfag eintreiben, oder nach Umſtänden wenigſtens ſicher⸗ 
ſtellen; und für jede Stadt einzeln und abgefondert, das 
Veranlaßte mit Anſchluß der Akten gleich anher anzeigen, 
um hiernach auch bei der Staatsbuchhaltung dieſe Erſätze 
in Vormerkung nehmen laſſen zu können. 

Bis Ende Dezember d. J. müßen alle dieſe Einga⸗ 
ben, anher vorgelegt ſeyn, und es wird dieſer Termin 
nur in der Abſicht ſo weit hinausgeſetzt, damit die Kreis⸗ 
kommiſſäre Gelegenheit finden, dieſe Erhebung ohne often 
der Stadtkaſſen, und ohne ihrem eigenen Nachtheil aus 
Anlaß anderer Dienſtreiſen pflegen zu können. 

Gubernial⸗Verordnung vom ten Sept. 1926. Gub. 
Zahl 51261. 


15 — 
Modalitaten zur Verrechnung der Kirchen: 
einkuͤnfte von Seite der Pfarrſpiritua⸗ 
lien-Adminiſtratoren. 


Dee hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom 25ten Fe 
bruar 1826 Zahl 4548. einige Punkte der hierortigen 


Verordnung vom ıdten Juni 1825 Zahl 30957. mit 
welcher eine ſtrengere Kontrolle bei Verrechnung der Kir— 
cheneinkünfte von Seite der Pfarrſpiritualien-Admini⸗ 
ſtratoren eingeführt worden iſt, aus Anlaß der von dem 
bieftgen erzbiſchöflichen, dann dem Przemysler biſchöfli⸗ 
chen Conſiſtorium, dagegen vorgebrachten Vorſtellung ab⸗ 
zuandern befunden, und angeordnet, daß zur Vereinfa⸗ 
chung des Geſchäfts und Vermeidung von Schreibereyen 
ein Maximum zur Aufrechnung für die Kirchenbedürf⸗ 
niſſe bewilliget werden ſoll. 

Auf dem Grunde diefes hohen Dekrets werden mit 
Rückſicht auf die übrigen nicht angefochtenen Beſtimmun⸗ 
gen der Vorſchrift vom 14ten Juni 1825 für die Pfarr⸗ 
ſpiritualien⸗Adminiſtratoren zum Behufe der Verrech— 
nung der Kircheneinkünſte folgende Modalitäten als Norm 
feſtgeſetzt. 

1.) Muß die Rechnung genau nach dem mit der 
Verordnung vom 2ten Jänner 1807 Zahl 47059. hin⸗ 
ausgegebenen Formulare gelegt werden. 

2.) Werden die Pfarrſpiritualien-Adminiſtratoren 
von der einzelnen Verrechnung der Kirchenbedürfniſſe an 
Oehl, Wachs, Oblaten, Weihrauch, das Reinigen und 
Ausbeffern der Kirchenwäſche enthoben, und denſelben zur 
Anſchaffung dieſer Erforderniſſe ein Betrag von Sieben⸗ 
zig ſechs Gulden achtzehn Kreutzer für jedes Jahr aus 
dem Religionsfonde, dann der Ertrag der Stolizebühren 
und Opferſtockgelder bewilliget, den Betrag mit 76 fl. 
18 kr. hat das k. Kreisamt in vierteljährigen Raten ges 
gen vom betroffenen Dechante foramifirte Quittung, bei 
der Kreiskaſſe zu Handen der Pfarrſpiritualien-Admini⸗ 
ſtratoren anzuweiſen. Zur Erzielung einer Ueberſicht des 
Einkommens der Pfarrer muß der Rechnung jedoch ein 
Verzeichniß der Getrauten und Begrabenen beigelegt, in 
denſelben die geſetzliche Stollgebühr, ſo wie die Zahl 
jener, die unentgeltlich begraben wurden, angefetzt werden. 

5.) Bei Verrechnung der Intereſſen von den Kir- 
chenkapitalien muß in der Rechnung der Schuldner und 
die Hypothek, dann die Zeitperiode, für welche die In⸗ 
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tereſſenzahlung zu gelten hat, genau angegeben, der 
Ausdruck »für das Kahr« aber ganz vermieden wer⸗ 
den, weil bei den verſchiedenartigen Jahresepochen, nach 
welchen die Kapitalsintereſſen fällig ſind, hiedurch die 
wirkliche Zahlungsepoche nicht gehörig beſtimmt wird. 

4.) Duͤrfen die Pfarrfpiritualien » Adminiftratoren 
auf die Anſchaffung von Kirchenwäſche, Meßgewänden 
keinen Betrag verrechnen, wenn die Norhivendigkeit zur 
Anſchaffung neuer Kirchenwäſche oder Meßgewänder ein⸗ 
tritt, hat der Pfarrſpirituale ſich bei Zeiten deßhalb durch 
den betreffenden Dechant an das Kreisamt oder den 
Kirchenpatron zu wenden. 

5.) Für die Bewirthung von Geiſtlichen bei Ab» 
läßen und andern Feſten, dürfen keine Beträge in Aufe 
rechnung gebracht werden. 

6.) Den Bothen zur Vertragung der Kurrenden 
darf kein höherer, als der vom Kreisamte ſeinen Bothen 
gezahlt werdende Lohn erfolgt, und verrechnet werden. 
In der Verrechnung ſind bloß die Zahl der Bothen und 
die Meilenentfernung anzuſetzen. 

7.) Außer einigen Büchern ordinäres Papier dürfen 
die Pfarrſpiritualien⸗Adminiſtratoren kein anderes Schreib⸗ 
materiale verrechnen, wenn die Nothwendigkeit der Ver⸗ 
legung neuer Matrikeln eintritt, können dieſelben zwar 
don den Pfarrſpiritualien-Adminiſtratoren angekauft wer⸗ 
den, die umgängliche Nothwendigkeit muß jedoch durch 
ein Zeugniß des Dechants nachgewieſen werden, ohne 
welche der verrechnete, wenn gleich mit Quittungen be⸗ 
legte Betrag nicht angenommen werden wird. 

8) In der Rechnung dürfen jene Beträge, welche 
etwa das Kirchenperſonale, oder andere Partheyen baar, 
zu empfangen, jedoch noch zu Guten haben, nicht als 
bezahlt in Aufrechnung gebracht, ſondern fie müffen blos 
in einer der Kolonen als noch rückſtändig angegeben, und 
die Zeit, für welche ſie eigentlich gehören, beſtimmt aus⸗ 
gedruckt werden. 

9.) Nachdem die Kooperatoren die ausgeſchriebenen 
Erbſteuer⸗Equivalentbeträge für die Zeit ihres wirklichen 


Prob. Geſetzſ. von Galizien 1896. K 
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Beſtandes aus eigenen Mitteln zu bezahlen haben, ſo 
Darf hiefuͤr nichts in Aufrechnung gebracht werden. 

10.) Iſt der betroffene Dechant verbunden, die 
Rechnungs des Pfarrſpirituals vor ihrer Einſendung ge» 
nau durchzugehen, ſich von der Richtigkeit der Ausgabe 
zu uͤberzeugen, und wenn kein Anſtand obwaltet, dieſe 
Rechnung ſo wie ihre Beläge zu koramiſiren. 

11.) Dieſe Rechnung wird vom k. Kreisamt der 
Landesſtelle vorgelegt, welches von der Einſendung ſich 
zu überzeugen hat, ob die Beſtimmungen dieſer Ver⸗ 
ordnung genau erfüllt wurden. 


Welches den k. Kreisämtern zur genauen Darnach⸗ 
achtung mit dem Beiſatze bekannt gegeben wird, daß 
durch dieſe Verfügung die frühere Vorſchrift vom 14ten 
Juni 1825 Zahl 30967. außer Wirkung geſetzt wird. 

Qubernial » Defret vom gten Sept. 2826. Gub. 
Zahl 50444. 


118. 


Privatſtudierende haben ſich zu Anfang des 
Schuljahres bei dem Vorſteher der Lehr⸗ 
anſtalt, wo fie die Prüfung zu machen 
wuͤnſchen, zu melden; und diejenigen, 
durch welche ſie ſich die Studien eigen 
machen wollen, anzuzeigen. 


Die k. Kreisämter haben ſogleich mittelſt Umlaufſchrei⸗ 
ben bekannt zu machen, daß die Privarftudierenden ſich 
gleich zu Anfange des Schuljahres bei dem Vorſteher 
der betreffenden Lehranſtalt, wo ſie die Prüfung zu ma⸗ 
chen wünſchen, zu melden, und diejenigen, durch deren 
Hilfe als Privatlehrer ſie die Studien ſich eigen machen 
wollen, demſelben, diejenigen aber bei welchen ſie in 
der Religionslehre unterrichtet werden wollen, dem be⸗ 
treffenden Drdinariate, zur Gutheißung namhaft zu mas 
chen, überhaupt aber ſich nach den befiehenden Vor⸗ 
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ſchriſten zu richten haben, widrigenfalls ſie zu den Pruͤ⸗ 
fungen nicht werden zugelaſſen werden. 
. Verordnung vom 9. Sept. 1826. Gub. Zapf 
1236. 


119. 
Wird Judengefaͤllspaͤchtern die Führung des 
k. k. Wappens oder Adlers unterſagt. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom öten Juli 1826. 
Zahl 19025—1111 bedeutet, daß den Pächtern der Zus 
dengefälle die Führung des k. k. Wappens oder Adlers 
durchaus unterſagt werde. 

Doch bleibt es dieſen Gefällspächtern unbenommen, 
ihr Privatſiegel mit einer das Gefäll bezeichnenden Ue⸗ 
berſchrift zu berſehen. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom 28ten Sept. 1826. Gub. 
Zahl 44859. 


120. 
Einführung der Steuer-Anlags-Scheine. 


s ift ſchon öfters die Klage laut geworden, daß es den 
hierländigen Grundobrigkeiten an einem ſichern und leich⸗ 
ten Mittel fehle, ſich in der Evidenz der größtentheils 
unter ihre Verantwortung geſtellten Steuerauflage, ihrer 
Zahlungsraten und der Rückſtände zu erhalten, wodurch 
fie nicht felten den ſchödlichen Folgen der Unbehilflichkeit, 
oder gar des böſen Willens ihrer mit dieſem Geſchäſte 
beauftragten Beamten ausgeſetzt ſind. 

Um dieſem Uebelſtande abzuhelfen, und auch ſonſt 
im Steuerweſen dieſer Provinz eine beſſere Kontrolle zu 
erzwecken, hat die hohe k. k. Hofkanzley mit Dekret vom 
ıten d. M. Zahl 2279 den hierortigen Antrag, wegen 
Einführung der anderwärts mit Nutzen beſtehenden Steuer⸗ 
Anlagsſcheine genehmigt. 

Welches mit dem Beifage allgemein bekannt gemacht 
wird, daß dieſe Maaßregel nach den in den beigefügten 
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Anhange zuſammengefaßten Modalitäten ſchon mit dem. 
Eintritte des nachſten Verwaltungsjahres 1827 werde in 
Ausführung gebracht werden. 
Gubernial⸗Kundmachung vom 14. Sept. 1820. Gub. 
Zahl 57541. 


Ai 
An. an g 


zu dem Kreisſchreiben vom 14ten Septem⸗ 
ber 1826 Zahl 57341 — wegen Einfuͤh⸗ 
rung der Steueranlagsſcheine. 


J. Gegenſtand der Anlagsſcheine. 


Die Ankagsſcheine werden bei folgenden Steuergattungen 
eingeführt. 

itens. Bei der Grundſteuer, und zwar in Galizien 
nach Steuerbezirks⸗Obrigkeiten, in der Bukowina aber 
abgefondert ſür Dominien und Gemeinden. 

ztens. Bei der Urbarial- und Zehendſteuer für je⸗ 
den bei der Kreiskaſſe mit dieſer Steuerſchuldigkeit vorge⸗ 
merkten Urbarial» und Zehendberechtigten in Galizien. 

ZItens. Bei der Gebäudeſteuer ohne Unterſchied, 
zwiſchen der bisher nur in Lemberg und Brody beſtehen⸗ 
den Hauszinsſteuer, und der in allen übrigen Ortſchaften 
in Galizien und in der Bukowina regulirten Häuſer⸗Klaſ⸗ 
ſifikazionsſteuer, nach Steuerbezirksobrigkeiten. 

Atens. Bei der Klaſſenſteuer nach Dominien in Ga» 
lizien und in der Bukowina, mit Ausnahme der Stadt 
Lemberg, wo die Kontribuenten ihre Steuerſchul digkeit un⸗ 
mittelbar an die Kreiskaſſe zahlen. 

Stens. Bei der Perſonalſteuer in der nämlichen Art 
wie ad 4. bei der Klaſſenſteuer, und insbeſondere mit 
Ausnahme der Stadt Lemberg, wo dieſe Steuer von den 
Beſchreibungs⸗Kommiſſären nach Stadtbezirken eingeſam⸗ 
melt, und in Concreto an die Kreiskaſſe abgeführt wird. 
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otens. Bei der chriſtlichen und jüdiſchen Erwerbſteuer 
nach Dominien. 

ztend. Bei der Judenergänzungsſteuer, nach Ge⸗ 
meinden in Galizien und in der Bukowina. 8 

Ausgenommen von dieſer Maßregel ſind: a) die 
Erbſteuer; und b) die Trankſteuer. 

Dagegen unterliegen derſelben, die noch beſtehenden 
Provinzial» Fonds - Beiträge und der Ständiſche Dome⸗ 
ftifal - Fonds » Beitrag. 

II. Form der Steueranlagsſcheine. 


Die Anlagsſcheine find in zwei Haupt Rubriken 
eingetheilt: »Schuldigkeit und Abſtattung.« a 

In die erſte Rubrik wird die ganzjährige Schuldig⸗ 
keit mit Buchſtaben, und in die ihr beigefügte Geldkolone 
mit Ziffern hineingeſchrieben. 

In den Anlagsſcheinen über die Grund» und Ge 
bäudeſteuer wird jedoch vorerſt ſpezifiſch ausgeworfen, was 
von der auf den ganzen Steuerbezirk vorgeſchriebenen 
Schuldigkeit auf das Dominium, welches die Steuerbe⸗ 
zirksobrigkeit bildet dann auf jedes der ihm etwa zugetheil⸗ 
ten Dominien, und fo auch auf jede dahin gehörige Ge⸗ 
meinde entfällt. 

Darunter werden die Zahlungsraten und zwar in 
der Art beigeſetzt, daß die Parthey beſtimmt den Zeitpunkt 
entnehme, mit welchem jede Rate fällig wird. 

Unter dieſem Anſatze der Steuerſchuldigkeit und der 
Raten kommt dann die Ausfertigungsklauſel der Behörde. 

In der Regel werden die Anlagsſcheine von dem 
Landesgubernium ausgeſtellt, wie es bisher ohnehin bei 
den Nebenſteuern mit den Anweiſungszetteln, Kaſſa⸗Aſ⸗ 
ſignazionen, Nachtragsbögen, und insbeſondere mit den 
Erwerbſteuerſcheinen der Fall iſt. 

Die Ausfüllung der Anlagsſcheine geſchieht jedoch bei 
der Prob. Staatsbuchhaltung. 

Bei jedesmaliger Vorſchreibung der Steuer- und Pros 
vinzial⸗Fondsbeiträge wird daher die Buchhaltung zu⸗ 
gleich die diesfalls für Steuer ⸗ Bezirksobrigkeiten, Domi⸗ 
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nien, Gemeinden oder einzelne Steuerpflichtige ausge⸗ 
fertigten Anlagsſcheine dem Landesgubernium vorlegen, 
um ſie mittelſt der Kreisämter gleich mit der Vorſchreibung 
der Auflage den Partheyen hinausgeben zu können. 

Zwar wird die Erwerbſteuerſchuldigkeit auf 5 Jahre 
vorgeſchrieben: dieſes ſteht jedoch nicht entgegen, daß die 
Prov. Staatsbuchhahung immer nach Ablauf des erſten 
und des zweiten Jahres des Trienniums, die nach Do⸗ 
minien ausgefertigten Anlagsſcheine über die für das näch- 
ſte Jahr entfallenden diesfalligen Steuerſchuldigkeiten bei 
Zeiten vorlege. 

Die Regel, daß die Anlagsſcheine von dem Landes- 
Gubernium ausgefertigt werden, erleidet nur hinſichtlich 
der Klaſſen⸗ und Perſonalſteuer eine Ausnahme. 

An andern Steuern dürfen die Kreiskaſſen keine Zah⸗ 
lungen annehmen, bis nicht die Vorſchreibung von dem 
Landesgubernium erfolgt iſt. . 

In Anſehung der Klaffen » und Perſon alſteuer aber 
haben die Kreisämter die von den Ortsobrigkeiten einge⸗ 
fammelten und eingeſendeten Klaſſenſteuerfaſſionen, dann 
die von ihnen vorgelegten Perſonalſteuer⸗Beſchreibungen 
zu prüfen und zu verifiziren, die nach dieſer Prüfung 
und Verifikazion entfallenden Steuerſchuldigkeiten gleich 
unmittelbar bei der Kreiskaſſe vorzuſchreiben, und die 
Partheyen zur Zahlung anzuweiſen, ſodann die diesfalli⸗ 
gen Operate mit der Anzeige des Ziffers dieſer Vorſchrei⸗ 
bungen vorzulegen. 

Der Grund iſt: damit die Entrichtung dieſer Steuer⸗ 
gattungen, derer definitive Vorſchreibung nicht immer vor 
dem geſetlichen Termine der Zahlung zu Stande kommen 
kann, nicht im Mindeſten aufgehalten werde. 

Ueber die auf dieſe Art vorgeſchriebenen Schuldig⸗ 
keiten an Klaſſen⸗ und Perſonalſteuer bleibt alſo die Aus- 
ſtellung der Anlagsſcheine den Kreisämtern überlaſſen. 

Von dem Landesgubernium werden bei dieſen Steu⸗ 
ern nur über die im Wege der Rektifikazion etwa erhoͤhe⸗ 
ten Schuldigk eiten, Steueranlagsnachtragsſcheine ausge⸗ 
fertigt werden, von denen weiter unten die Rede iſt. 


Die zweite Hauptrubrik des Anlangsſcheines iſt für 
die Beftättigungen der Kreiskaſſe über die an der in der 
erſten Rubrik angeſetzten Steuerſchuldigkeit geſchehenen Zap 
lungen beſtimmt. 

In dieſelbe wird daher bei der Kreiskaſſe der Tag der 
Zahlung und der Journalartikel, dann der bezahlte Be⸗ 
trag mit Buchſtaben hineingeſchrieben, und der letzere zu⸗ 
gleich in der beigefügten Geldkolone mit Ziffern ausge⸗ 
worfen. ; 

Bei Steuergattungen und Fondsbeiträgen, welche 
nicht mit einem Male für das ganze Jahr zu zahlen ſind, 
muß in dieſer Beſtättigung auch die Rate, für welche die 
Zahlung geſchieht, angemerkt werden. Auch wird zur noch 
gröſſerer Erleichterung der Steuerbezirksobrigkeiten in der 
innern Kontrolle gegen ihre Steuereinhebungsbeamte, auf 
den Grund- und Gebäudeſteuer-Anlagsſcheinen in der 
Rubrik der Abſtattung außer der Rate, für welche die 
Zahlung geleiſtet wird, auch dasjenige ſpezifiſch auszu⸗ 
drücken ſeyn, was hievon auf die in der erſten Rubrik be⸗ 
nannten einzelnen Dominien und Gemeinden entfalle. 

Die Anlagsſcheine werden aus gedruckten Bögen be⸗ 
ſtehen. 

Die Auflage, die Aufbewahrung dieſer Druckva⸗ 
piere, und die Betheilung der Kreisämter damit, har die 
Prob. Staatsbuchhaltung zu beſorgen. 

Zur Erleichterung und Vereinfachung der Mas 
nipulazion werden die Exemplare wie das 
(B. 1.) mitfolgende Muſter zeigt, in der Art ge» (3. 1.) 
druckt ſeyn, daß fie nach Einſchreibung des Noth⸗ 
wendigen, für jede Gattung der Steuer » und 
Fondsbeiträge, für jeden Kreis, für jede Steuer⸗ 
bezirksobrigkeit, Gemeinde, ꝛc. ꝛc. und ſowohl zu 
urſprünglichen Anlagsſcheinen als auch zu Nach⸗ 
trags ⸗ und Erſatzſcheinen gebraucht werden können. 


III. Steueranlagsnachtragsſcheine. 


Dieſe ſind nothwendig, wenn die vorgeſchriebene 
Steuerſchuldigkeit im Laufe des Jahres vermehrt wird, 
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welches zwar bei der Grund ⸗Gebäude⸗Urbarial⸗ dann 
Juden ⸗Ergänzungsſteuer fehr ſelten, allenfalls im Wege 
der Nachbeſſerung der Rechnungsfehler; bei der Klaſſen⸗ 
und Perſonalſteuer jedoch häufig im Wege der Ratifika⸗ 
zion der Faſſionen und der Beſchreibungs-Operate, ge— 
wöhnlich aber bei der Erwerbſteuer wegen des von halb 
zu halb Jahr auszuweiſenden Zuwachſes der Gewerbs⸗ 
leute Statt findet. 

Wegen Verminderung der Steuerſchuldigkeit, fie mö⸗ 
ge aus was immer fuͤr einem Titel erfolgen, wird weder 
an der Rubrik „Schuldigkeit« in den urſprünglich ausge⸗ 
ſtellten Anlagſcheinen Etwas geändert, noch ein Nach⸗ 
tragsſchein hinausgegeben. 

Jede Abſchreibung an der Steuer wird von der 
Kreiskaſſe wie es vorgeſchrieben iſt, in den betreffenden 
Einnahms⸗ und Ausgabs-Journalien mittelſt Durchfüh⸗ 
rung bewirkt, und auf dem Anlagſcheine in der Rubrik 
»Abſtattung« unter Berufung der Verordnung, mit wel⸗ 
cher dieſer Steuerabfall bewilligt wird, als Zahlung ange⸗ 
ſetzt und beſtättigt. 

Ein ſolcher Anlags⸗Nachtragsſchein iſt dem urſprüng⸗ 
lichen Anlagsſcheine beizuheften, und über die Enden der 
durchgezogenen Fäden das kreisämtliche Siegel aufzudrücken, 
weßhalb die betroffenen Partheyen immer anzuweiſen ſeyn 
werden, bei der nächſten Steuerabſuhr fi) beim Kreis⸗ 
ame diesfalls zu melden. 


IV. Steuererſatzſcheine. 


In Anſehung der Erwerbsſteuer beſteht die Vor⸗ 
ſchriſt, daß die Parthey, die den Erwerbſteuerſchein ver. 
liert, ſich um ein Dupplikat zu bewerben, und dafür, 
wenn nicht beſondere Umſtände hinreichende Entſchuldi⸗ 
gung gewähren, den vierten Theil der auf ein Jahr be> 
meſſenen Steuer zu entrichten habe. 

Eine ähnliche Maßregel iſt bei Anlagsſcheinen über⸗ 
haupt nothwendig. 

Da ohne Steuer Anlagsſchein keine Steuer⸗ 
zahlung angenommen werden darf, ſo iſt die Parthey, 
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der er auf was immer für eine Art abhanden kommt, 
verpflichtet, bei dem Kreisamte um Ausfertigung eines 
Supplementarſcheins, eigentlich eines Steueranlags⸗Erſatz⸗ 
ſcheines einzukommen. 

Das Kreisamt hat daher dieſe Anlags⸗Erſatzſcheine 
im Einvernehmen mit der Kreiskaſſe, die hiebei die etwa 
ſchon geſchehenen Zahlungen ihrerſeits zu beſtättigen ha⸗ 
ben wird, ohne Anſtand auszufertigen. 

Wären ſchon mehrere Einzahlungen geſchehen, fo 
genügt es ſolche zu ſpezifiziren, und blos unter der letz⸗ 
ten die Beſtättigung durch Unterſchriften der Kreiskafſa⸗ 
oberbeamten beizuſetzen. 

Der Verluſt des Anlagsſcheines ſchützt vor den exe⸗ 
kutiviſchen Maaßregeln nicht. 

So wie es demnach einerfeits im Intereſſe der Par- 
theyen liegt, um Ueberkommung der Anlags-Erfagfcheine 
ſich bei Zeiten zu bewerben, ſo iſt es auch andererſeits 
die Pflicht des Kreisamtes, die diesfälligen Eingaben ohne 
mindeſten Verzug zu erledigen. 

Ueber einen jeden Fall der Ausfertigung ſolcher An⸗ 
lagserſatzſcheine hat das Kreisamt die Anzeige an das Lan⸗ 
desgubernium zu erſtatten, um das hierauf geſetzte Pö⸗ 
nale, welches hiemit im Allgemeinen auf Vier Gulden 
Eonv. Münze geſetzt wird, in Vorſchreibung bringen lafe 
ſen zu können. 

Alle Gattungen der Anlagsſcheine ſind übrigens ſtem⸗ 
pelſrey. 


V. Einfluß der Steueranlagsſcheine auf 
die Kaſſamanipulazion. 


Die auf den Anlagsſcheinen in der Rubrik der Ab⸗ 
ſtattung von der Kreiskaſſe angeſetzten Beſtättigungen ſind 
förmliche Abquittirungen. 

In Anſehung derjenigen Steuern und Fondsbeiträge, 
für welche Anlangsſcheine heimit eingeführt werden, hat 
es von den bisherigen gedruckten Ausſchnittsquittungen 
und den korrellativen Juxten abzukommen. 


Zum Belag der Empfänge für die Kreiskaſſe hat die 
zahlende Parthey, ſey es Steuerbezirksobrigkeit, Domi⸗ 
nium, Gemeinde oder einzelner Kontribuent, einen Ge⸗ 
genſchein beizubringen, in welchem nicht nur die zur Ab⸗ 
fuhr gebrachte Summe, ſondern auch jeder einzelne Be⸗ 
trag aufzuführen iſt, welcher hieran, in klingender Münze 
in Banknoten, im Kupſergelde und mittelſt Quittung 
Über die Steuer ⸗Einhebungsperzenten⸗Remunerazion 
getilgt wird. 

In die Gegenſcheine über die Zahlungen an Grunds 
und Gebäudeſteuer muß noch außerdem die Spezififazion 
aufgenommen werden, was von der eingezahlten Sum⸗ 
me auf die den Steuerbezirk bildenden einzelnen Domi⸗ 
nien und Gemeinden entfalle. 

Es liegt der zahlenden Parthey ob, den Gegenſchein 
ſchon ganz ſertig und mit der gehörigen Unterſchrift, und 
ihrem Siegel verfehen, zu der Kreiskaſſe zu bringen. 
Zur Erleichterung der Kontribuenten, und zur Erzielung 
der Gleichförmigkeit im Geſchäfte, werden alle Gegen⸗ 
ſcheine gedruckt ſeyn, und die Exemplare davon den Steu⸗ 
erbezirksobrigkeiten, Dominien, Gemeinden und Par- 
theyen von den Kreisamtern gleich bei der Uebermittlung 
der Anlagsſcheine in einer angemeſſenen Anzahl, nach den 
Anlagsſcheinen überſchrieben, hinausgegeben werden. 

Ueber die Vertheilung diefer Eremplare, mit welchen 
die Kreisämter ebenfalls von der Prov. Staatsbuchhaltung 
nach Maß des Bedarfs werden verſehen werden, iſt eine 
genaue Vermerkung zu ſühren. 

Die Gegenſcheine find, ehe der Kaffier hierüber die 
Zahlung annimmt, von dem Kontrollor zu beſtättigen, d. 
i. zu chiſriren. 

Rach geſchehener Zahlungsannahme, dann Eintra⸗ 
gung und Fertigung des Anlagsſcheines durch den Kaſſier, 
hat der Kontrollor die Vergleichung dieſes mit dem Ge⸗ 
genſcheine und ſeine weitere Amtshandlung zu pflegen. 

Uebrigens verſteht ſich: 

zhädaß die von den Partheyen ausgefertigten Gegen⸗ 
ſcheine vom Kreisamte entweder durch den Amtsvor⸗ 
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17 3. 2. 
Jahr 1827. 


Kreis Jaslo. 


Grundſteuer⸗Anlagsſchein 


Schuldigkeit. 


Dot» ro. 


Fuͤr das Dominium Sobniow 
s die Gemeinde detto 
= das Dominium Laski . 
= die Gemeinde dito. » 


Zuſammen 


Sage Sechshundert fünf 
zig Gulden 50» kr. K. M. 


Zahlbar in 4 quartaligen Raten, 
wovon die erſte bis Ende Jänner, 
die zweite bis Ende April, die drit⸗ 
te bis Ende July, und die dierte 
bis Ende Oktober 1827 fällig iſt. 


Vom k. k. galiziſchen Landes: 
gubernio. 


Lemberg den 28. November 1826. 
N. N. Gub. Sekretär. 

| 

| 


(Zur Sig. K. Seite 154.) 


für die Steuer⸗Bezirksobrigkeit Sobniow. 
a —4 


In Kons 
venzions⸗ 
Münze. 


In Kon⸗ 
Laut denzions⸗ 
Abſtattung. Jour. Münze 
Artikel. 


Den 28. Dezember 1826. 48 
Sage: einhundert ſechzig zwei 
Gulden 422 kr. K. M. für das ite 
Quartal der und zwar: 
für das Dominium Sobniow 68fl. 
34 kr. 
-die Gemeinde Sohne 49 fl. 
2.4 kr. 
„das Dominium Laski ro fl. 
54 kr. 
die Gemeinde Laski 34 fl. 403 kr. 
N. N. Kreiskaſſier. 
N. N. Kreiskontrollor. 
Coram me 
N. N. Kreishauptmann. 


Den 26. April 1827 
Mittels des mit Verordnung dtto. 
3. — dem Dominium Sobniow 
bewilligten Nachlaſſes im Wege 
der Reclamazion gegen den Wald⸗ 
ertrag; Sage: ſechzig acht Gulden 
34 kr. K. M. für das 2te Quar- 


tal 1827. 
N. R. Kreiskaſſier. 
N. N. Kontrollor. 


212 68 54 


Coram me. 


N. R. Kreishauptmann. 


F uürtragg + | 


02 


In Kon⸗ 


Laut jons⸗ 
eee e Journ. benzion 
Artikel W 

—ññ — 

— 

— . — . . _ 17 


Uibertrag 


Den 5ten May 1827 a 


Sage: neunzig vier Gulden 83 kr. für das ate Quartal 1827 
und zwar: 


Für die Gemeinde Sobniow . an 9 fl. A 
„ das Dominium Laski re 
„die Gemeinde dito. . 34 404 ⸗ 

N. N. Kreiskaſſier. 


N. N. Kontrollor. 
Coram me 


N. N. Kreiskommiſſaär. 


Den 5ten Auguft 1827 7 
Sage: ein hundert ſechzig zwei Gulden 422 kr. für das Ste 
Quartal 1827, und zwar: 
Für das Dominium Sobniow . , kr, 
„die Gemeinde dttoo 49 24a kr. 
„ das Dominium Rai lui 10 Bis 
„ die Gemeinde dtto. 34 40 
N. N. Kreiskaſſier. 
R. N. Kreiskontrollor. 
Coram me 
N. N. Kreishauptmann. 
Den dten Oktober 
Sage: ein hundert ſechszig zwei Gulden 42 à kr. K. M. für das 
4te Quartal 1827, und zwar: 
Zur das Dominium Sobnlow 63 fl. 34 kr. 
„ die Gemeinde dtto 4% ne AU 26 b. 
„das Dominium Laski . ee ee 
e die Gemeinde - dtto . . e 402 » 


sufommen . -» 
Sage: ſechs hundert fünfzig Gulden 50 kr. K. M. 


N. N. Kreiskaſſier. 
N. N. Kreiskontrollor. 
Coram me 


N. N. Kreishauptmann. 


Ad 3. 2. 8 
Jahr 1827. Kreis Jasto. 


Perſonal⸗Steuer⸗Anlagsſchein. 


Fuͤr das Dominium Sobniow. 


In Kon⸗ Laut In Kon⸗ 
g 2 x benzions⸗ benzions⸗ 
i Schuldigkeit. Münze A bſtattung. Jour. Münze. 
3 Artikel: 


fl. | | 2 fl. | 1 


30 
i Von SobniowWW 
! 
! 


Sage: drey hundert vierzig 
Gulden 30 kr. K. M. Zah lbar in 
einer Rate bis Ende April „827. 


Diey hundert vierzig Gulden 
30 kr. K. M. 


N. N. Kreiskaſſier. 


Den ı6ten May 1827. 24 340 
N. N. Kontrollor. 


Vom k. k. Kreisamt. 
Jasto am 10. Jänner. 


Coram me 
N. N. Kreishauptmann. N. N. Kreishauptmann. 


| | 
| | A 


Ad Z. 2. 


Jahr 1827. 


Kreis Lemberg. 


Judenergänzung⸗Steuer⸗ Anlagsſchein. 


Für die Gemeinde Lemberg. 


Schuldigkeit 


Doft +» Neo, 


Für Lemberg im Ganzen 
Sage: fünf Tauſend drei Hun⸗ 
dert ſechzig drei Gulden 74 kr. 
Zahlbar in 4 Quartalsraten, 
wobon die erſte bis Ende Jänner, 
die zweite bis Ende April, die drit⸗ 
te bis Ende July, und die vierte 
bis Ende Oktober 1827 fällig wird. 


Vom k. k. gal. Landesguber⸗ 
nium. 


Lemberg am 


N. N. Gub. Sekretär.“ 


m m 


In Kon 


benzions⸗ 


Münze 


= N. Kreishauptmann. 


In Kom 
venzions⸗ 


A b ſtattung Münze 


fl. m 
Den zoten Dezember 1826 . 
Ein Tauſend drei Hundert und 
vierzig Gulden 47 kr. in Conv. 
Münze für das erſte Quartal 1827. 


N. N. Kreiskaſſier- 
N. N. Kontaollor. 


Coram me 


Den ı2ten Hornung 1827. 

Ein Tauſend drei hundert vier⸗ 
zig Gulden 463 kr. in Konv. Münze 
für das 2te Quartal 1827. 


N. N. Kreiskaſſier. 
N. R. Kontrollor. 


Coram me 


N. N. Kreiskommiſſär. 
u. f. w. 


Ad 3. 2. 
Jahr 1827. Kreis Jasto. 


Klaſſenſteuer⸗Anlags⸗Nachtragsſchein. 


Für das Dominium Sobniow. 


InKon⸗ 
venzions⸗ 


26- Hach 


Schuldigkeit Abſtattung 


Artikel 


1 v. Dulski Sof. Grundherr 4 30 
2 Kepalski Michael Guts⸗ Pächter 1 415 
Zuſammen 5 145 
Sage fünf Gulden 45 kr. Konv. 
Münze. 


Vom k. k. galiz. Landesguber⸗ 
nium. 


Lemberg am 26. April 1827. 
N. N. Gub. Sekretär. 


Ad 3. 2. 
Jahr 1827. Kreis Jaslo. 


„ 


Klaſſen⸗Steuer⸗Anlagsſchein. 


Für das Dominium Sobniow. 


— InKon⸗ 

2 venzions⸗ 

3 Schuldigkeit Münze Abſtattung 
8 


Dulski Joſephl Grundherr - 
Kepalski Michael Gutspächter 
Damski Johann Mandatar. 
Lewickt Martin Oekonom 
Bilinski Joſeph Förſter 


Zuſammen 


Den öten May 182777 
„Zehn Gulden 74 kr. Konven⸗ 
Münze auf die erſte Nate. 
N. N. Kreis⸗Kaſſier. 


N. N. Kontrolle 


nn um “ 
% D 


Sage: Zwanzig Gulden ı4Fr. 
Konv. Münze. 


Zahlbar in zwei Naten, wo⸗ 
von die erſte bis Ende April, die 
zweite bis Ende July 1827 fallig 
wird. 


Coram me 


N. N. Kreishauptmann. 


Vom k. k. Kreisamt. 


Jasto am ı5ten Dezember 1827. 
N. N. Keishauptmann. 


Ad 3. 1. 
Jahr 1827. 


Kreis Jasto. 


Juden⸗Erwerbſteuer⸗Anlagsſchein. 


Fuͤr das Dominium Czudec. 


Schuldigkeit 


renne 


. 


Für I 
Sage: Deißig Gulden 20 kr. 
Konb. Münzer. 
Zahlbar in zwei Raten, wovon 
die erſte bis Ende Dezember 1826, 
die zweite bis Ende Juny 1827 
fällig wird. 
Lemberg den 


N. N. Gub. Sekretär. 


Vom k. k. galiz. Landesgubernium. 


| In Kon⸗ 


i In Kon⸗ 
benzions⸗ Laut venzions⸗ 
Münze Abſtattung Jour. Münze 

Artikel 

fl L. ir. 
30 Den 26. Jänner 1827. | 54 15 

Fünfzchn Gulden Konv. Münze 

auf dit ite Rate. 

N. N. Kreiskaſſier. 

N. R. Kontrollor. 

Coram me 
N. N. Kreiskonmiſſär. 

— 

Den 7: Juni 1827 38 15 20 


Fünfzehn Gulden 20 kr. Konb. 
Münze auf die zte Rate 


im Ganzen 


Sage Dreißig Gulden 20 kr. 


Konv. Münze 


N. N. Kreiskaſſtet. 
N. N. Kontrollor. 


Coram me 


N. N. Kreishauptmann. 


Ad 3. 2. 


Jahr 1827. | Kreis Jasto. 
Grundſteuer⸗Anlags⸗Erſatzſchein. 


Fuͤr die Steuerbezirks⸗ Obrigkeit Sobniow. 
In Kon⸗ 


benziont⸗ 


Schuldigkeit. Munz 


In Kon⸗ 
Laut venzions⸗ 
Jour. Münze. 


Artikel: 


A bſtattung. 


Doft» Nro. 


— ——— ͤ — — 


Für das Dominium Sobniow 
Für die Gemeinde Sobniow 
Für das Dominium Las ki 
— die Gemelnde Laski . 


Zuſammen 


15 den 424 kr. Konv. Münze für das 

52 »te Quartal 1827. und zwar: 

Fur das Dominium Sobniow 65fl. 
54H kr. 

— die Gemeinde Sobniow 4g fl. 
24% kr. 


S 


Sage: Sechshundert fünfzig 
Sulden Konv. Münze. 


Den 28. Dezember 1826. 48 162 42 
59 Ein Hundert ſechzig zwei Gul⸗ 7 
| — das Dominium Laski 1ofl. 
e f ' 54 kr. 
Zahlbar in 4 quartaligen Ra⸗ A a ; N 
ten, wovon die erſte bis Ende Jän⸗ 15 N r 
5 die zweite bis Ende April, | en 
ie dritte bis Ende July, und die Den ı6ten Apri 212 3 
| biete bis Ende Dftober 1827 fü. | mittelſt des 3 m: do.. "Au 
9 I. 8 a für das Domi- 
> nium Sobniow im Wege der Ne- 
Vom k. k. Kreisamt. 5 klamazion gegen den Waldertrag 
Jaso am 4. May 1627. bewilligten Nachlaſſes. 
- Sechzig acht Gulden] 34 kr. 
N. N. Kreishauptmann. Kon. Münze für das ꝛte Quar- 
tal 1827. 
N. N. Kreiskaſſter. 
N. N. Kontrollor. 
| Coram me 
| | N. N. Kreishauptmann. 
| | 
| 1 9 


——— 
fl. im 
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ſteher ſelbſt, oder durch den don ihm hiezu deſtimm⸗ 

ten Beamten koramiſirt ſeyn muͤſſen, welches aus 

nicht nur bei den auf den Anlagsſcheinen von der 

Kreiskaſſe angeſetzten Abſtattungs⸗Beſcheinigungen, 

ſondern auch bei den unter die Zahlungsarten gehö⸗ 

renden Steuereinhebungsperzenten⸗Remunerazions⸗ 

Quittungen Platz zu greifen hat. 

b) Daß in keinem Anlagsſcheine für ein beſtimmtes 
Jahr die unberichtigten Struerreſte des vorhergegan⸗ 
genen zu übertragen, und die Zahlungen ſolcher 
Reſte immer in den betreſſenden ſrühern Anlags⸗ 
ſcheinen zu quittiren ſeyen, endlich 

c) daß bei allen in das Militär⸗Jahr 1827 übergehen. 
den Rückſtände des Jahres 1826 und der früheren 
Jahre noch die bisherigen Juxten und Quittungen 
beizubehalten ſeyen. 

In dem weitern Anſchluße (3. 2.) folgen ei» (3. 2.) 
nige nach den voranſtehenden Beſtimmungen bei⸗ 
ſpielweiſe ausgefüllten Entwürfe von Anlagsſchei⸗ 
nen mit. 


Lemberg am 14ten September 1826. 
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121. 


Jagden dürfen an Sonn- und Feyertagen 
nicht gehalten werden. 


Nach einer hierorts vorgekommenen Anzeige, ſoll der 
Unfug noch immer Statt finden, daß an Sonn- und 
Feyertagen Jagden gehalten werden. 


Da dieſes vermög hohen Hofkanzleydekrets vom 27. 
Anguſt 1812 Zahl 1520). auf allerhöchſten Befehl Sei» 
ner Majeſtät verbothen iſt, ſo wird den k. Kreisämtern 
in Folge hierortiger Weiſung vom zten Oktober 182 
Zahl 33585. bedeutet, den beſtehenden Verboth durch 
eine allgemeine Bekanntmachung zu erneuern, hierauf 
eine ſtrenge Aufmerkfamkeit zu richten, und jede vor⸗ 
kommende Uebertretung angemeſſen zu ahnden. 


Gubernal⸗ Verordnung vom 1bten Sept. 1826. Gub. 
Zahl 54127. 


122. 
Beſtrafung des Spieles Biribis. 


Die hohe Hofkammer hat mit Erlaß vom gten Auguſt 
I. J. Zahl 51769 - 2225. folgendes anher bedeutet: 


»Da nach $. 30. des Lotto- Patents vom ıdten 
März 1815 das ſogenannte Biribis ein Lottoſpiel, bei 
welchem mit Würfeln, mit auf einer Tafel angebrachten 
Zahlen oder Figuren, entweder Waaren, Präzioſen und 
Effekten, oder beſtimmte Geldbeträge ausgeſpielt werden, 
ausdrücklich unter einer Geldſtrafe von 50 Dukaten zu 
4 Gulden 30 kr. oder 225 fl. unterſagt ift, fo wird dieſe 
Patents-Vorſchrift mit dem Beiſatze in Erinnerung ge» 
«bracht, daß ſämmtliche Ortsobrigkeiten, auf deren genaue 
Befolgung zu wachen haben— 
Gubernial⸗ Send machung vom 17. Sept. 1826. Gub. 
Zahl 53520, 
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125. 


Eltern und Geſchwiſter wirklicher Beſitzer 
von Bauernwirthſchaften wenn ſie keine 
Handwerker find, find von der Perſo— 
nalſteuer befreit. 


ie hohe Hofkanzley, hat mit Dekret ddto. zoten Juli 
I. J. Zahl 20178. im Einverſtändniſſe mit dem k. k. Fi⸗ 
nanzminiſterium zu beſtimmen befunden, daß die Eltern 
und Geſchwiſtern wirklicher Beſitzer von Bauernwirthſchaf⸗ 
ten, zu deren Familie fie gehören, wenn ſte keine Hand⸗ 
werker ſind, jedoch nur in den Dörfern, und auf dem 
flachen Lande, gleich den Innleuten, nach dem 5. 1g. 
b) des allerhöchſten Klaſſen » und Perfonalfteuer» Patents, 
von der Perſonalſteuer frey zu laſſen ſeyen. 

Wovon die k. Kreisämter zur eigenen Nachachtung 
und zur Belehrung der Dominien in Keantniß geſetzt 
werden. 

Gubernial⸗ Verordnung von 18ten Sept. 1826. Gub. 
Zahl 51257. 


124» 
Errichtung einer Weg- und Bruͤckenmauth. 


Mi hohem Hofkammmerdekrete vom 25ten Auguſt 1826 
Zahl 54599 — 1560 iſt die Errichtung der Wegmauth für 
zwei Meilen, und der Bruͤckenmauth nach dem Tariffe der 
daitten Klaſſe zu Neumarkt Sandecer Kreiſes angeordnet 
worden. 

Was hiemit zur allgemeinen Kenntniß mit dem Bei⸗ 
ſatze gebracht wird, daß dieſe Weg- und Bruͤckenmauth⸗ 
ſtazion vom ıten November l. J. in Wirkſamkeit treten, 
und mit dieſem Tage die Einhebung der dießfälligen Mauth 
gebühren nach den Grundfäßen des Kreisſchreibens vom 
ı5ten Juny 1821 Zahl 51269. und vom 7ten März 
1825 Zahl 11570. beginnen werde. 

Gubernial-Kundmachung vom z2ten Sept. 1826. Gub. 
Zahl 56821. 
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125. 


Anhang zur Subarrendirungs-Inſtrukzion, 
daß Ortsgemeinden zur Subminiſtrirung 
für garniſonirende Truppen gar nie, für 
marſchierende aber hoͤchſtens bei unvor⸗ 
hergeſehenen größeren Truppenmaͤrſchen 
verhalten werden duͤrfen. 


eine k. k. Majeſtät geruhten wiederholt zu befehlen, 
daß eine Ortsgemeinde zur Subminiſtrirung für garniſo⸗ 
nirende Truppen gar nie, fuͤr die marſchierenden aber nur 
höchſtens bei unvorhergeſehenen größeren Truppen Mär⸗ 
ſchen verhalten werden dürfe, wenn nähmlich der Stand 
der marſchierenden Truppen gröſſer als jener iſt, deſſen 
Verpflegung der Subarendator zu übernehmen ſich erklär⸗ 
te, zur Anſtoſſung eines neuen Subarendirungskontrakts 
aber, oder zur Einleitung des Handeinkaufs durch Mili⸗ 
tärbeamte die Zeit zu kurz iſt 
Die Subminiſtrirung darf hiernach jedenfalls nur 
in dem geſetzlichen Wege, und für die Dauer unausweich⸗ 
licher Nothwendigkeit, nähmlich bis der ſogleich einzulei⸗ 
tende Ankauf der nöthigen Naturalien, oder ein Subaren⸗ 
dirungskontrakt erzielt iſt, in Anſpruch genommen wer⸗ 
den, und es iſt unter Verantwortung der einwirkenden 
politiſchen und militäriſchen Behörden dafür zu ſorgen, 
daß ſolchen Gemeinden für die fubminiftrirten Naturalien 
die Vergütung in der zur Zeit der Subminiſtrirung beſtan⸗ 
denen Lokalpreiſe ſo ſchnell als möglich geleiſtet werde. 
Dabei wird zur Berichtigung des Begriffes der Subs 
miniſtrirung beſonders erinnert, daß wenn einzelne Sub⸗ 
arrendatoren, oder Obrigkeiten oder Gemeinden in Folge 
einer freyen Uebereinkunft mit den Militärbehörden ſich 
dazu verſtehen, in beſonders eintretenden Bedarfsfällen 
die Abgabe der Verpflegsartikel im laufendem Marktpreiſe, 
und gegen volle Vergütung aller Nebenauslagen zu bes 
ſorgen, dieß keine Subminiſtrirung, ſondern eine auf 
Kechnung des Militärs geſchehender Handeinkauf ſey, dann 
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in allen dieſen Fällen fehle das, der Subminifteirung 
allein eigene Merkmal der zwangsweiſen Abgabe. 

Dieſe allerhochſte Entſcheidung hat in Folge hohen 
Hofkanzleydekrets vom 24ten Auguſt J. J. Zahl 2515 . 
als Anfang zur Subarrendirungs⸗Inſtrukzion zu gelten, 
und iſt ſich hiernach genau zu benehmen 

Gubernial-Verordnung vom adten Sept. 2826 Gub. 
Zahl 55427. 


126. 


Seme k. k. apoſtollce Majeftät haben durch alerböchſte 
Entſchließung vom Aten Februar 1826, und Hofdekret 
vom loten Februar 1826 zu befehlen geruhet, daß fünfs 
tig im Bukowiner Kreiſe wie in den übrigen Theilen Ga» 
Itziens, die Kriminal- von der Zivil⸗Juſtizverwaltung 
getrennt werde, und an die Stelle des bisher vereinigten 
Bukowiner Landrechtes und zualeich Kriminal« Gerichtes, 
zwei abgeſonderte Gerichte treten ſollen; und zwar, für 
die Kriminalgeſchäfte des ganzen Bukowiner Kreiſes, ein 
k. k. Kriminalgericht in Ezernowitz, und für die Zivilge⸗ 
ſchäſte der Adelichen im ganzen Bukowiner Kreife, und 
der Nichtadelichen im Ezernowetzer Diſtrikte, ein k. k. Stadt⸗ 
und Landrecht in Czernowitz. 

Da nunmehr auch durch allerh. Entſchließung vom 
abten Auguſt 1826 der allgemeine Beſetzungsvorſchlag 
für dieſe beiden abgeſonderten Gerichtsſtellen erledigt wurde; 
ſo hat das k. k. galiziſche Appellationsgericht den 16ten 
Oktober 1826 zum Abfonderungs » Tage obbenannter zwei 
Gerichtsbehörden feſtzuſetzen befunden; welche von dieſem 
Tage ihre Amtswirkſamkeit beginnen, und an die Stelle 
des bisher beſtandenen nun aufgehobenen Bukowiner Land⸗ 
rechtes treten werden. 

Welches anmit zur allgemeinen Kenntniß gebracht 
wird. 

Gubernial-Kundmachung vom 25ten Sept. 1826. Gub. 
Zahl 58507. 
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Beſtimmung der — — und Tage, an wel⸗ 
chen Tanzmuſiken und andere Luſtbar⸗ 
keiten nicht Statt haben duͤrfen. 


Mit dem hohen Hofkanzleydekret vom 24. v. M. Zahl 
2435). iſt mit Berufung auf die allerhöchſte Entſchließung 
Sr. Majeſtät vom ıgten v. M. in Abſicht auf Ort, Zeit 
und Dauer der Luſtbarkeiten Folgendes verordnet worden: 

tens. Bälle mit Masken oder Redouten dürfen in 
der Regel nur in der Reſidenz und in den Prov. Haupt- 
ſtädten, und nur vom Tage nach den heiligen drei Kö⸗ 
nigen bis einſchließig dem Faſchingsdienſtage, und nur 
ausnahmsweiſe und mit befonderer Erlaubniß, welche vom 
Fall zu Fall bei dem k. k. Landespräſtdium anzuſuchen 
iſt, in einer oder der andern großen Stadt, an einem 
oder dem andern Tage außer jener Zeit Statt finden. 

otens. Tanzmuſiken und Schauſpiele find unters 
fagt, vom 22ten bis einſchließlich 25ten Dezember, am 
Aſchermittwoche, vom Palmſonntage bis einſchließlich den 
Oſterſonntag, am Pfingſtſonntage, am Frohnleichnahms⸗ 
tage, an den Feſten Mariä⸗ Verkündigung und Mariä⸗ 
Geburt. 

ztens. Tanzmuſiken, ſowohl öffentliche als Privat⸗ 
Bälle werden unterfagt in der ganzen Adventzeit und in 
den darauf folgenden Tagen bis einſchließlich drei Könige, 
in der ganzen Faſtenzeit und in der darauf folgenden 
Woche bis einſchließlich den erſten Sonntag nach Oſtern, 
an allen kirchlichen Faſttägen, und an allen Freytägen 
und Samſtägen des ganzen Jahres. 

ütens. Tanzmuſiken und Schauſpiele dürfen nur 
eine Stunde nach geendigtem nachmittägigen Gottes- 
dienſte beginnen, jene duͤrfen an den Vorabenden der 
Freytage, der Faſttage und der gebotenen Feyertage nicht 
über 12 Uhr Mitternacht dauern Wie lange ſich ihre 
Dauer außer dieſen Tagen erſtrecken dürfe, wird von der 
betreffenden Obrigkeit beſonders beſtimmt, und in dem 
hierzu ausgefertigten Erlaubnißſcheine ausgedrückt. 
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Stens. In der Stadt Lemberg iſt in allen Fällen, 
wo öffentliche oder Privatbälle und Tanzmuſiken abgehal— 
ten werden wollen, die Bewilligung dazu vorläufig bei 
der Polizey ⸗Direkzion einzuhohlen. 

In Anſehung der Verſchließung der Theater wegen 
Hoftrauer bleibt es bei den bisherigen Vorſchriſten. 

Diefes wird zur genaueſten Nachachtung hiermit öf⸗ 
ſentlich kund gemacht. 

Gubernial-Kundmachung vom abten Sept. 1826. Gub. 
Zahl 59564. 


128. 


Erneuerung des aöten S. des Patents we— 
gen Behandlung der Schuͤblinge. 


(an entnimmt aus den einlangenden Geſchäftsproto⸗ 
kollen, daß die Fälle, wo Schüblinge vom Schube ent⸗ 
weichen, ſich häufig ereignen. Wenn dieſes ſchon bei inn⸗ 
ländiſchen Unterthanen für die öffentliche Sicherheit ge⸗ 
fährlich iſt, und zu Nachforſchungen und Verhandlungen 
Anlaß giebt, welche durch pflichtmäſſige Aufmerkſamkeit, 
und durch Handhabung der vorgeſchriebenen Strenge ge= 
gen die Schüblinge vermieden worden wären, ſo iſt dieſes 
bei Ausländern, welche über die Gränze geſchafft werden 
ſollen, doppelt bedenklich, da dem gemeinen Weſen im 
noch verſtärkterem Grade daran liegt, ſich ſolcher müßigen 
verwahrloſten und gefährlichen Menſchen entledigen. 

Jüngſt hat ſich der Fall ergeben, daß ein wegen 
Diebſtahl zu einjährigem ſchweren Kerker, und nach über⸗ 
ſtandener Strafzeit zur Abſchiebung in das Ausland ver- 
urtheilter Verbrecher vom Schube entwichen, nach Lem⸗ 
berg zurückgekehrt, und nun wieder Diebſtahls wegen zu 
zweijährigem ſchweren Kerker verurtheilt iſt. 

Fälle dieſer Art muͤſſen die Aufmerkſamkeit der zu 
Handhabung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit un» 
mittelbar berufenen Behörden und Aemter um fo drin» 
gender in Anſpruch nehmen, da nicht zugegeben werden 
darf, daß die Kerker der Strafgerichte mit Verbrechern 


Prov. Geſehb. von Galizien 1826. L 
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aus dem Auslande angefühlt, und für dieſelben gleichſam 
eine Verſorgungsanſtalt werden. 


Man findet daher den k. Kreisämtern aufzutragen, 
den Dominien das Patent vom dten November 1786 
namentlich aber den $. 23. des dritten Abſchnitts deſſelben 
mit dem Bedeuten zu republiziren, daß die Beſtimmun⸗ 
gen deſſelben zwar gegen jeden Schübling, insbeſondere 
aber gegen Ausländer, welche wegen begangener Verbre⸗ 
chen über die Gränze zu ſchaffen ſind, in ihrer vollen 
Strenge in Anwendung gebracht, und davon unter kei⸗ 
nem Vorwande abgewichen werde. Es iſt Sache der k. 
Kreisämter darauf zu ſehen, daß die in dem bezogenen 
Patente enthaltenen Vorſchriſten in der Ausübung ſtrenge 
gehandhabt, und Vernachläſſigungen in einer die öffent⸗ 
liche Sicherheit ſo unmittelbar berührenden Angelegenheit 
in jedem vorkommenden Falle nachdrücklichſt geahndet wer⸗ 
den. Dabei bleibt es den k. Kreisämtern unbenommem 
in Fällen, wo es ſich um Abſchiebung abgeurtheilter Ver⸗ 
drecher nach ausgeſtandener Strafzeit in das Ausland 
handelt, dieſelbe durch Beigebung einer verläßlichen Be⸗ 
gleitung an das nächſte Kreisamt, oder bis an die Lan⸗ 
desgränze zu bewirken, und hat ſolches auf Anſuchen des 
Strafgerichtes immer zu geſchehen. 
rn Verordnung vom 27. Sept. 1826. Bub. Zahl 
0758. 


— 


129. 


In den monatlichen Marktpreis⸗Tabellen 
muͤſſen die Preiſe der Feilſchaften in 
Conventions-Muͤnze verrechnet und an⸗ 
geſetzt werden. Dießfaͤlliges Formulare. 


Im Grunde des herabgelangten hohen Hofkanzley⸗ 

deftets vom Aten d. M. Zahl 25220. ſollen die mo⸗ 

natliche Marktpreiſe vom ten Jänner 1827 nach 
/i anruhenden / Formular ausgewieſen werden. 


N. N. 


— 
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N. N. beſtandenen Durchſchnittspreiſe der nachſtehenden Körnergattungen, 


mehrerer Nahrungsartikel und einigen ſtaatswirthſchaftlichen Notizen. 
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Nachdem jedoch noch ein großer Vorrath von den na 
dem beſtehenden Formular gedruckten Marktpreistabellen 
ſich vorfindet, fo iſt es zweckmaͤſſig, daß dieſer alte Bor. 
rath vergriffen werde, nur hat das Kreisamt zur Ausglei⸗ 
chung des zwiſchen dieſen beiden Formularien beſtehenden 
Unterſchiedes vom ıten Jänner 1827 an, die in dem alten 
Formular enthaltene Rubrique (Cours der E. S.) einge⸗ 
hen zu laſſen, dagegen auf derſelben Stelle die beiden in 
dem neuen Formulare eröfneten, in dem alten Formulare 
aber nicht enthaltenen Rubriquen für Mais und Reis zu 
eröffnen, auch von eben dieſem Tage an die Preiſe ſämmt⸗ 
licher Artikel nach der Conventions⸗Münze zu berechnen. 

1 vom doten Sept. 1826. Gub. Zahl 
9477. 
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130 


Juͤdiſche Meiſter dürfen keine chriſtliche Ge⸗ 
ſellen und Lehrjungen halten. 


Hinſichtlich der Arbeit chriſtlicher Geſellen und Lehr⸗ 
jungen für jüdiſche Meifter, wird den Kreisämtern in 
Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 14ten d. M. Zahl 
25556. zur Darnachbenehmung bedeutet, daß den jüdi⸗ 
ſchen Meiſtern nicht verbothen werden könne, fich bei chriſt— 
lichen Geſellen, die nicht bei den Meiſtern, ſondern in 
andern und zwar chriſtlichen Häufern wohnen, die Arbeit 
ſtückweiſe zu beſtellen, daß aber die Haltung chriſtlicher 
Geſellen und Lehrjungen in den Wohnungen jüdifcher 
Meiſter nicht zuläſſig ſey, weil dieſe Individuen als Dienſt⸗ 
leute zu betrachten ſind, und den Juden durch das Kreis⸗ 
ſchreiben vom 18ten Februar 1805 verbothen iſt, chriſtli⸗ 
che Dienſtbothen zu halten. 

Hiernach ſind auch ſämmtliche Ortsobrigkeiten zu ver⸗ 
ſtändigen, und zur allgemeinen Bekanntmachung anzu⸗ 
weiſen. 

Gubernial⸗ Verordnung vom Zoten Sept. 1826. Gub. 
Zahl 60647. 


131. 


Vorſchrift wegen Abnahme des Eides von 
Mahomedanern. 


Mit höchſtem Hofdekrete vom 26ten Auguſt 1826. H. 
3. 4790. wird die Vorſchrift des Hofdekrets vom gten 
May 1806 Nro. 765. der Juſtiz⸗Geſetzſammlung über 
die Eide der Mahomedaner außer Kraſt geſetzt, und dage⸗ 
gen zu Folge allerhöchfter Entſchließung vom 14ten Fe⸗ 
bruar 1826 Folgendes angeordnet: 

Wenn Perſonen, die der mahomedaniſchen Religion 
zugethan find, als Partheyen bey öſterreichiſchen Gerichts⸗ 
behörden einen Eid ablegen ſollen, ſo hat ihnen der Rich⸗ 
ter vor Allem die Wichtigkeit dieſer Handlung, die Allwiſ⸗ 
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ſenheit Gottes, bei dem fie den Eid ſchwören ſollen, und 
die Strafen des falſchen Eides zu Gemüth zu führen. 
Hierauf werden die Umftände, welche zu beſchwören find, 
dem Schwörenden in der ihm bekannten Sprache von 
Wort zu Wort vorgeſagt, und derſelbe wird, nachdem 
er ſie laut und vernehmlich nachgeſprochen hat, befragt: 
»Schwörſt du bei Gott?« Der Schwörende ant— 
wortet: Jemin Ederim lich ſchwöre) und ſetzt eine der 
folgenden Formeln, oder auch alle drei zugleich hinzu: 
Billahi Taala (bei Gott dem Allerhöchſten) oder Wal- 
lahi (bei Gott) oder Bismillahi (im Namen Gottes) 
Zur Verſtärkung des Eides kann der Schwörende noch 
eine oder die andere Eigenſchaft Gottes, wie z. B. des 
Barmherzigen, der Erbarmers beifügen, und fagen: 
B millahi Errahman Errahim (im Namen Got⸗ 
tes des Barmherzigen, des Erbarmers). Zur Gültig⸗ 
keit des Eides iſt es aber hinreichend, eine der obigen 
Formeln, nämlich Bismillabi. Billahi Taala oder 
Wallahi auszuſprechen. Der Schwörende kann, wenn 
das Gericht mit einem Eremplar des Korans verſehen iſt, 
angewieſen werden, während der Ablegung des Eides die 
rechte Hand auf dasſelbe zu legen. Dieſer Gebrauch des 
Korans iſt aber zur Gültigkeit des Eides nicht weſentlich 
nothwendig. Für keinen Fall darf dem Schwörenden ge⸗ 
ſtattet werden, bei der Ablegung des Eides den Zeigefin- 
ger der einen Hand in die Höhe zu halten. 

Nach eben dieſen Vorſchriſten iſt auch von Zeugen 
mahomedaniſcher Religion der Eid aufzunehmen. Dieſer 
wird eine allgemeine Betheuerung, daß fie die reine Wahr- 
heit ausſagen werden oder ausgeſagt haben (Erſteres in 
bürgerlichen Rechtsſachen, Letzteres in Kriminal-Angele⸗ 
genheiten), vorgehalten, und wenn fie Diefelbe nachgeſpro⸗ 
chen haben, die Frage: »Schwörſt du bei Gott?« 
an fie geſtellt. Im Uebrigen find in Anſehung des Zeu« 
gen « Verhörs die allgemeinen Vorſchriſten der Gerichts 
ordnung und des Strafgefetzbuchs zu beobachten. 

Welche hoͤchſte Vorſchrift hiemit zur Wiſſenſchaft und 
Darnachachtung allgemein kund gemacht wird. 

Bub. Kund. vom Sten Oft. 1826. Bub. Zahl 60721. 
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132. 


Neu angeſtellte Lehrer und Profeſſoren ſind 
durch die drei erſten Jahre ihrer Anſtel⸗ 
lung nicht als ſtabil zu betrachten. 


eine k. k. Majeſtät haben unterm gten v. M. nach⸗ 
ſtehendes a. h. Handſchreiben zu erlaſſen geruhet: 
e von nun an bet landesfürftlichen Lehranſtalten 
Meiner Monarchie als Lehrer und Profeſſoren neu anges 
ſtellt werdende Individuen find durch 5 Jahre vom Tage 
ihrer Anſtellung angerechnet, nicht als ſtabil zu betrachten, 
fie ſollen zwar den, denen ihnen anvertrauten Lehräm⸗ 
tern anklebenden vollen Genuß an Geld und anderen 
Emolumenten erhalten, muͤſſen ſich jedoch in der er⸗ 
wähnten Periode gefallen laſſen, wenn fie in der Aus⸗ 
übung ihres Amtes, und in ihrem übrigen Benehmen 
den in fie geſetzten Erwartungen, oder überhaupt nicht 
entſprechen ſollten, ohne weiters vom Amte entfernt zu 
werden, ohne dafür eine Abfertigung oder Penſton zu 
erhalten, wenn ſelbe hingegen durch dieſe drei Jahre ſolche 
Beweiſe ihrer Brauchbarkeit, und ihres guten Benehmens 
in jeder Hinſicht an den Tag legen, daß man ihre Anſtel⸗ 
lung mit voller Beruhigung als definitiv erklären kann, 
dann ſind dieſelben als ſtabil zu erklären, und find ihnen 
auch die drei im proviſoriſchen Zuſtande zugebrachten, 
Dienſtjahre ebenſo anzurechnen, als wenn ſie ſelbe in der 
effektiven Dienſtleiſtung zugebracht hätten. 

Den k. Direktoraten wird dieſe allerhöchſte Entſchließung 
in Folge hohen Studienhofkommiſſtonsdekretes vom 18ten 
September J. J. Zahl 4412. mit der Weiſung bekannt ge⸗ 
macht, hinſichtlich eines jeden von nun im Lehrfache an⸗ 
geſtellt werdenden, demſelben unterſtehenden Individuums 
nach Verlauf dreier Jahre von ſeiner Anſtellung gutächt⸗ 
lichen Bericht über die definitive Erklärung, oder über die 
Entſernung deſſelben hieher zu erſtatten. 


Gubernial⸗Verordnung vom Aten Okt. 1626. Gub. Zapt 
60860. 
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455. 

Erlaͤuterung, daß es in dem Kreisſchreiben 
vom 18. July l. J. Zahl 41419. ſtatt 
laufende — landesfuͤrſtliche 
Steuern heißen ſolle. 


n dem Kreisſchreiben vom 18ten July l. J. Zahl 4141. 
wegen Behandlung derjenigen, welche zur Einhebung lan⸗ 
desfürſtlicher Steuern aufgeſtellt find, und die in Empfang 
genommenen Steuergelder vorenthalten, oder ſich zueig⸗ 
nen, ſo wie auch derjenigen, welche hieran Theil neh⸗ 
men, iſt der Druckfehler unterlaufen, daß ſtatt dem Worte 
»landesfürſtliche, laufende« Steuern geſetzt 
worden fey ; welches daher zur öffentlichen Kenntniß mit 
dem Beiſatze gebracht wird — daß es in dem oben be⸗ 
zohenen Kreisſchreiben nicht laufende, ſondern landesfürſt⸗ 
liche Steuern heißen ſolle. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom Sten Okt. 4826. Gub. 

Zahl 55289. 


134. 


Ueber Lehrzweige, welche in einem halben 
Jahr beendigt werden, darf auch ſo⸗ 
gleich die Semeſtral-Pruͤfung abgehal⸗ 
ten werden. 


eine Majeſtät haben mit allerhöchſten Entſchließung 
vom 26ten Auguſt d. J. den Antrag der Studienhofkom⸗ 
miſſion zu genehmigen geruht, daß über jene Lehrzweige, 
welche in einem halben Jahre beendiget werden, auch fo- 
gleich die Semeſtral⸗ Prüfung abgehalten werden dürfe. 
Von welcher allerhöchſten Entſchließung die Direkto⸗ 
rate im Nachhange zu dem hierortigen Erlaſſe vom 26ten 
März l. J. Zahl 17595. zur Wiſſenſchaft und Nachach⸗ 
tung verſtändigt werden. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 7ten Oktober 1826. Gub. 
Zahl 60315. 
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135. 


Seelſorger werden zur Ertheilung des Ele— 
mentar = Unterrichts dort, wo keine 
Volksſchulen beſtehen, aufgemuntert 
und zur fleißigen Abhaltung der fonntä= 
gigen Chriſtenlehre angewieſen. 


it hohem Studienhofkommiſſonsdekret vom ıgten Aus 
guft J J. Zahl 3896. iſt in Abſicht auf das galiziſche 
Volksſchulweſen folgende allerhöchſte Entſchließung vom 
Iten Auguſt d. J. herabgelangt. 

»Bei gegenwärtigen Umſtänden, wo die Grundos 
» brigkeiten ſowohl als die Unterthanen nicht leicht neue 
»Laſten von was immer für Art auf ſich nehmen kön⸗ 
„nen, iſt in dieſer Sache dergeſtalt vorzugehen, daß fie 
»nicht allein zu nichts gezwungen, ſondern nicht einmahl 
» durch einen indirekten Zwang von was immer für einer 
> Art zu etwas hierwegen verhalten werden. « 

In Gemäßheit dieſer allerhöchſten Entſchließung wird 
den k. Kreisämtern aufgetragen mit aller Schonung bei 
der Erhaltung und Beförderung des Elementarſchulunter⸗ 
richtes vorzugehen, und da beſonders bei den gegenwärti⸗ 
gen Zeitverhältniſſen die Erbauung von Schulhäuſern 
großen Schwierigkeiten unterliegt, ſo werden unter Einem 
die Eonſiſtorien zu Folge des obbezogenen Dekrets der ho» 
hen Studienhofkommiſſion aufgefordert, die Seelſorger zur 
Ertheilung des Elementarunterrichtes, dort wo keine Volks⸗ 
ſchulen beſtehen, aufzumuntern, wie dieſes in Steyer— 
mark, in Tyrol, Illyrien häufig geſchieht, wo für dieſen 
Geiſtlichen nach dem Maße ihrer Bemühungen eine ans 
gemeſſene Renumerazion aus dem Schulfonde von Zeit 
zu Zeit bewilliget wird. 

Durch dieſen Schulunterricht von Seiten des Kurat« 
klerus werden eigene Schulhäuſer und Lehrer-Dotazionen 


erſparrt, und dennoch wird der Zweck der nothwendigſten 
Volksbildung erreicht. 
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Da es endlich ſo ſchwer hält, dermahlen die Ele⸗ 
mentarſchulen, und den Volksunterricht nach Würdigkeit 
in Galizien zu befördern, ſo werden unter einem die Kon⸗ 
ſiſtorien aufmerkſam gemacht um ſo genauer auf fleißige 
Abhaltung der ſonntäglichen Chriſtenlehren zu ſehen, da— 
mit die Jugend in denſelben ſich eine hinreichende Kennt⸗ 
niß der nothwendigſten Religions- Wahrheiten verfchaffe 
und zur Tugend und Frömmigkeit angeleitet werde. 

Wovon die k. k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung verſtändiget werden. 

Gubernial-Verordnung vom 7ten Oktober 1826. Gub. 
Zahl 60518. 
156 


Regulirung der Weg- und Bruͤckenmauth⸗ 
Stazionen auf der Warſchauer Kom- 
merziaſtraße. 


ufolge hohen Hofkammerdekrets vom 16ten September 
l. J. Zahl 57507 1704 werden die dermal auf der Wars 
ſchauer Kommerzialſtraſſe beſtehenden Wegmauthſtazionen 
zu Zolkiew, Dobroſzyn und Rawa eingehen, und an 
ihre Stelle vier neue Wegmauthſtazionen, und zwar zu 
Kulikow, Wola Wyſocka, dann bei dem Biſzkower Wirths⸗ 
bauſe, jede von zwei Meilen, und zu Lubycza von drei 
Meilen errichtet, fo wie auch die in Rawa befindliche Brüc⸗ 
tenmauth, mit der Wegmauth beim Biſzkower Wirths⸗ 
bauſe vereinigt werden. 

Dieſe neue Regulirung der vorhenannten Mauthſta⸗ 
zionen wird mit ıten Dezember 1626 in Wirkſamkeit 
reten. 

f Gubernial-Kundmachung vom 7ten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 60865. 


197. 
Beſtimmung der Quartierskompetenz für 
die fortifikatoriſchen Mauermeiſter. 


Demſelben wird zur Nachachtung bedeutet, daß die Mi⸗ 
märfortiſikatoriſchen Meiſter in der Regel in den aͤrarial 


Gebäuden bequartirt werden follen; in denjenigen Fallen 
aber, wo fie dieſes Unterkommen nicht finden, mithin in 
Privathäuſern bequartiert werden muͤſſen, einem Fortifi⸗ 
katoriſchen Maurermeiſter ein Zimmer, eine Kammer, und 
eine Küche gebuͤhre. 
Gubernial⸗Dekret vom Bten Okt. 1826. Gub. Zahl 
57938. 


138. 


Unteroffiziere und Gemeine haben ihre Ge⸗ 
ſuche um Civilanſtellungen bei ihren vor⸗ 
ſtehenden Regiments⸗ oder Bataillons⸗ 
Commanden einzureichen. 


Es hat ſich ſchon häufig der Fall ergeben, daß Unterof- 
fiziere und Gemeine welche noch in der aktiven Dienft- 
leiſtung ſich befinden, bei einer Eivilbehörde ſich unmit⸗ 
telbar um Erlangung einer Civil» Anftellung verwendet 
haben, und es hat ſich zugleich auch häufig gezeiget, daß 
dieſelben entweder auf ihre Entlaſſung noch keinen Ans 
ſpruch zu machen hatten, oder wegen ſchlechter Conduit 
keiner Berückſichtignng würdig waren. 

Da dieſe direkte Verwendung der Militär⸗Individuen 
an die Civilbehörden nicht nur den Dienſtvorſchriſten zu⸗ 
wider iſt, ſondern auch zweckloſe Schreibereyen und Be⸗ 
helligungen veranlaßt; fo hat das k. k. General⸗Militär⸗ 
Kommando nach deſſen Eröffnung vom 15ten v. M. den 
hierländigen Truppenabtheilungen aufgetragen, den un⸗ 
terhabenden Unteroffiziers und Mannſchaft nachdrücklichſt 
zu unterſagen, ihre dießfällige Geſuche außer dem vorge⸗ 
ſchriebenen Dienſtwege unmittelbar bei den betreffenden Ei⸗ 
vilſtellen einzureichen. 

Die k. Kreisämter werden hievon zur Wiffenfchaft mit 
dem bedeuten in die Kenntniß geſetzt, daß derley daſelbſt 
von Militär ⸗Individuen unmittelbar überreicht werdende 
Anſtellungsgeſuche ohne aller weiteren Berückſichtigung je— 
derzeit platterdings zurückzuweiſen, und derlei Bittſteller 


an ibe vorſtehendes Regiments⸗ oder Bataillons - Com. 
mando anzuweiſen ſeyen, deren letztern Pflicht es iſt, 
die Wünſche ihrer Untergebenen, in fo ferne fie billig und 
zuläſſig befunden werden, im vorgeſchriebenen Dienſtwege 
weiter vorzutragen. 
@utesniet = Defret vom zoten Oktober 1826. Gub. Zahl 
1779. 


159. 
Einführung der Leſebuͤcher des Regierungs⸗ 
raths Leonhard in den Volksſchulen. 


Mit hohem Studienhofkommiſſtonsdekret vom 18ten Au⸗ 
guſt 1. J. Zahl 596g. iſt über den Antrag wegen Ein» 
führung der drei dom Regierungsrathe Leonhard verfaß⸗ 
ten Leſebücher in den Volksſchulen ſolgende allerhöchſte 
Entſchließung vom loten Auguſt d. J. anher gelangt: 

»Die beiliegenden verbefferten Lefebücher find nun 
» allgemein in Meinen deutſchen Staaten vorzuſchreiben.« 

»Bei dem Abdruck iſt die Einleitung zu treffen, daß 
»in jedem Leſebuche mehrere Bögen mit verſchiedenen zum 
„Gebrauche der Schüler geeignete Schriftarten abgedruckt 
» werden, und iſt dafür zu ſorgen, damit diefe Bücher 
» möglichft wohlfeil hintangegeben werden, und will Ich, 
» daß bei jeder neuen Auflage auf die etwa inzwiſchen 
» einlaufenden gegründeten Bemerkungen die gehörige Rück- 
»ficht genommen werde. « 

Von dieſer allerhöchſten Entſchließung werden die 
Conſiſtorien mit dem Bemerken in die Kenntniß geſetzt, 
daß ſobald der Druck dieſer Lefebücher in der Wiener 
Schulbücher⸗Verſchleiß⸗Anſtalt vollendet feyn wird — 
dieſer Landesſtelle einige Exemplare derſelben werden mit— 
getheilt werden, um davon den Nachdruck in Gemäßheit 
der politiſchen Schulverfafjung Abſchnitt XVI. $. 3. für 
dieſe Provinz veranſtalten zu laſſen. 

Wäre es nothwendig, daß das Leſebuch für die Ilte 
Klaſſe der Landſchulen in die Razionalſprache überſetzt wer⸗ 
de, ſo haben die Conſiſtorien deßhalb ſeiner Zeit einen ei⸗ 
genen Antrag anher zu erſtatten. 


Uibrigens werden die Conſiſtorien aufgefordert, ihre 
etwaigen Bemerkungen zur Verbeſſerung dieſer neuen 
Leſebücher anher vorzulegen, um in Gemäßheit der aller⸗ 
höchſten Entſchließung bei der jedesmaligen neuen Auflage 
derſelben, davon den erforderlichen Gebrauch machen zu 
können, damit dieſe Bücher eine immer größere Vollkom⸗ 
menheit erhalten. 

Gubernial⸗Verordnung vom sıten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 59479. 


140. 


Romane und bloße Unterhaltungsſchriften, 
ſo wie das Conſervationslexicon (in aus— 
laͤndiſchen Auflagen) duͤrfen oͤffentliche 
Bibliotheken an die ſtudierende Jugend 
nicht verabfolgen. 


Weser die allerhöchſten Ortes unterlegten Berichte über 
den Zuſtand der Univerſitäts- und Lyzealbiblioteken im 
Schuljahre 1824 haben Seine k. k. Majeſtät mit allerhöch⸗ 
ſten Entſchließung vom 25ten July d. J. zu befehlen ge⸗ 
ruhet, es ſey an alle Univerſitäts-Lyzeal- und öffentli⸗ 
che Stadtbiblioteken, die Anordnung zu erlaſſen, daß Ro⸗ 
mane, und bloße Unterhaltungsſchriften an die ſtudie— 
rende Jugend niemals verabfolgt werden, und daß dieſes 
Verboth der Verabfolgung an die leſende Jugend, ſich auch 
auf das Converſationslexicon (in den ausländiſchen Aufs 
lagen) zu erſtrecken habe. 

Wovon die k. Direktorate zu Wiſſenſchaſt und Dar, 
nachachtung in vorkommenden Fällen in Kenntniß geſetz. 
werden. 

Gubernial⸗Verordnung vom ı2ten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 58411. 
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141, 
Erneuerung der Vorſchrift wegen Coramiſi⸗ 
195 der militärifchen Faſſungs-Quit⸗ 
ungen. 


Der Umſtand, daß ſeit einigen Jahren verfälſchte Fafs 
ſungsquittungen über Leiſtungen an das Militär haͤufiger 
vorgekommen ſind, haben die hohen Hofbehörden veran⸗ 
laßt, die ſeit dem Jahre 1782 beſtehende Vorſchriften, wo⸗ 
durch ſowohl das k. k. Aerar, als auch die in vielen Or- 
ten dieſe Faſſungen abgebenden Gemeinden oder Private 
gegen derley Unfugsnachtheile geſichert wird, in Erinne⸗ 
rung zu bringen. 

Nach dieſer ſoll von Seite der Gemeinden oder Pri⸗ 
vaten auf eine derlei Faſſungsquittung keine Abgabe ge⸗ 
ſchehen, wenn ſolche nicht nebſt der Unterſchrift des Com⸗ 
mandanten der Abtheilung oder des Commando, für wel⸗ 
ches die Raturalgebühr gehört, auch von den kriegskom⸗ 
miſſariatiſchen Beamten, oder wenn ein ſolcher nicht im 
Orte beſteht, von dem Auditor des Regiments, oder wo 
auch dieſer nicht im Orte iſt, von dem angeſtellten Ver⸗ 
pflegsbeamten ſowohl rückſichtlich der Gebührs⸗ als der 
Fertigungs⸗- Nichtigkeit beftättiget iſt. 

In den abſeitigen Quartiers⸗ und Marſch⸗Stazio⸗ 
nen, wo keiner dieſer dreierlei Beamten ſich befindet, ſoll 
dieſe Beſtättigung in ſo ferne die Quittung die Gebühr 
der in dem Orte ſtabil bequartierten Truppen betrifft, 
bloß in Beziehung auf die Aechtheit der Fertigung des 
Commandanten der Truppe, und wenn die Faſſungs⸗ 
quittungen für einen durchmarſchierenden Truppenkörper 
oder Commando geſchieht, in Beziehung auf die Ueber- 
einſtimmung der quittirten mit der in der Marſchroute 
angewieſenen Gebühr, von dem Ortsborſteher, oder von 
dem eigens aufgeſtellten Provinzial⸗Marſch⸗ oder Sta⸗ 
zionskommiſſär durch ſeine beizufügende Coramiſtrung 
gegeben werden. 

Für dieſe Beſtättigung in letzterer Beziehung iſt je⸗ 
der Commendant einer marſchierenden Truppenabthei⸗ 
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lung, und ſo auch jede einzeln reiſende Parthey ange⸗ 
wieſen, ihre Marſchroute der Ortsobrigkeit zur Einſicht 
und Protokollirung zu übergeben, wornach die Ortsobrig⸗ 
keit oder der Stazions⸗Kommiſſär in das Marſchrouten⸗ 
protokoll den Namen und die Charge des Commendan⸗ 
ten der marſchierenden Truppe, ſeines Regiments, die 
Anzahl von Mann und Pferd, dann der Brod- und 
Fourage⸗ Portionen, fo wie der benöthigten Vorſpann 
an angeſchirten Pferden, und zwey⸗ oder vierſpännigen 
Wägen einzutragen hat, und nur gegründet auf dieſes 
Protokoll ſoll die Coramiſirung der Faſſungsquittung volle 
zogen werden. 

Dieſe Vorſchriften haben insbeſonders die Pächter 
der Verpflegung (Subarrendatoren) welche auch durch ein 
eigenes Kontraktsbedingniß hiezu angewieſen find, für ihre 
Sicherheit zu beobachten. 

In Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 18ten v. M. 
Zahl 26510. wird den Kreisämtern aufgetragen, die 
Kundmachung dieſer Vorſchriften zu erneuern. 


Gubernial⸗Verordnung vom ꝛꝛten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 62006. 


142. 


Die Vertheilung der Praͤmien fuͤr Pferd⸗ 
und Hornviehzucht fuͤr den Sandezer 
Kreis wird kuͤnftig alljaͤhrig am 2aten 
Juny zu Alt-Sandez Statt finden. 


Es wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß künftig⸗ 
hin die Vertheilung der Prämien für Pferd» und Horn⸗ 
viehzucht für den Sandezer Kreis alljährig am 22ten 
Juny in Alt⸗Sandez Statt finden werde. 


Gubernial⸗Kundmachung vom 17ten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 56052. 


s 143. 


Von hungariſchen Gymnaſien kommende 
Schuͤler muͤſſen einer ordentlichen Pruͤ⸗ 
fung unterzogen werden. — Schuͤler 
welche nicht alle vorgeſchriebene Gegen⸗ 
ſtaͤnde erlernen, ſind in Schulen nicht 
zu dulden. — Pivatlehrern, die ſich 
nicht fuͤr den ganzen grammatiſchen oder 
humaniſtiſchen Lehrkurs geeignet erwie⸗ 
ſen haben, darf kein Lehrfaͤhigkeitsde⸗ 
kret ertheilt werden. 


De hohe Studienhofkommiſſion hat über die Pruͤfungs⸗ 
Ausweiſe des erſten Semeſters des Schuljahres 1826. 
mit Dekret vom ızten September 1. J. Zahl 4564. zu 
den mit hierortigen Erlaſſe vom 7ten Auguſt I. J Zahl 
44591. gemachten Bemerkungen noch folgende beizuſetzen 
befunden. 

In den Katalogen fehlt bei der Ueberſicht das Sum⸗ 
marium der Klaſſifikazions⸗Noten in den verſchiedenen 
e welches die Zahl der Schüler auswei⸗ 
ſen ſoll. 

Da der Gymnaſtal⸗Lehrplan in Ungarn in mehre⸗ 
ren Stücken von dem hierländigen abweicht, ſo ſeyen in 
vorkommenden Fällen, die von ungariſchen Gymnaſien 
kommenden Schüler vor der Aufnahme, einer ordentli⸗ 
chen Prüfung zu unterziehen, und in jene Klaſſe zu 
verſetzen, für welche ſie geeignet befunden werden. 

Schüler welche nicht alle vorgeſchriebenen Gegen⸗ 
ſtände erlernen, und deren es an dieſen Gymnaſtum 
mehrere gibt, ſind in den Schulen nicht zu dulden. 

Da ferner einem Gymnaſium der Fall vorgekommen 
iſt, daß ein Privat⸗Lehrer nur für die unteren Gram⸗ 
matikal⸗Klaſſen lehrfähig erklärt wurde, und die philoſo⸗ 
phiſche Studien nicht dollendet hat, übrigens die Ver⸗ 
ordnung ohnehin beſteht, daß die öffentlichen ſowohl als 
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die Privat» Lehrer, die philoſophiſchen Studien zuruͤck 
gelegt haben follen, fo iſt dem Präſekten zu bedeuten, 
daß keinem Privatlehrer, ein Lehrfähigkeitsdekret zu 
ertheilen iſt, der ſich nicht fuͤr den ganzen grammati⸗ 
ſchen oder humaniſtiſchen Lehrkurs geeignet erwieſen hat. 
Gubernial⸗-Verordnung vom 17ten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 61582. 


144. 


Oeſterreichiſche Unterthanen duͤrfen eine An⸗ 
ſtellung als diplomatifche Agenten frem= 
der Staaten nicht annehmen. 


Seine Majeſtät haben in Erwägung der Kollifionen, 
in welche allerhöchſt dero Unterthanen in Bezug auf 
die Erfüllung der Unterthanspflichten durch ihre Aner⸗ 
kennung als diplomatiſche Agenten fremder Staaten bei 
dem allerhöchſten Hofe unausweichlich kommen, Sich 
zu dem Beſchluſſe beſtimmt geſehen, von nun an keinen 
allerhöchft ihrer Unterthanen mehr die Erlaubniß zu ers 
theilen, von Seite fremder Regierung eine diplomatiſche 
Anſtellung ſolcher Art, wie fie in dem Artikel I. der 
XVII. Beilage der Wiener Kongreßakte bezeichnet, und 
klaſſifizirt iſt, annehmen zu dürfen. 

Dieſe allerhöchſte Willensmeinung, welche nicht zu⸗ 
ruck zu wirken hat, wird hiemit zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß gebracht. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom 18ten Oktob. 1826. Gub. 
Zahl 58767. 


. 5 


Nachtraͤgliche Erlaͤuterungen der Vorſchrift 
in Bezug auf die Pruͤfung der Kon— 
zeptskandidaten. 


Die hohen Hofkanzleydekrete vom ıöten Map 1824 
3. 8785 — 402. und 15ten May 1824 3. 15676— 932. 


in Bezug auf die Prüfung der Konzeptspraktikanten und 
Konzeptskandidaten ſind den k. Kreisämtern ſeiner Zeit 
bekannt gegeben worden. 

Im Nachhange der dießfälligen Erläſſe werden : 
denſelben die weitern dießfalls herabgelangten 4 Er⸗ 
läuterungen zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung 
mitgetheilt. 

Gubernial⸗Verordnung vom 2oten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 63829. 


Is 


+ | 
Hofkanzleydekret vom igten Auguſt 1824. 
Zahl 24885 1689. 


ie mit dem Hofkanzleydekrete vom 15ten May d. 
J. Zahl 15678. angeordnete Prüfung der Konzepts, 
kandidaten hat ganz die nähmliche zu ſeyn, wie fie früs 
her mit Hofkanzleydekret vom ı6ten März 1819 Zahl 
8785 402. für die Konzeptspraktikanten vorgeſchrie⸗ 
ben wurde. Wer demnach in Folge des Hofkanzleyde⸗ 
krets vom 15ten May d. J. die von Seiner Majıkät 
anbefohlene Prüfung ausgeſtanden hat, und gut bes 
ſtanden iſt, iſt ohne weitere Prüfung zur Erlangung 
wirklicher Dienftpläge bereits geeignet. 


Hofkanzleydekret vom 27ten Jaͤnner 1825. 
Zahl 2954 — 158. 


achdem die Prüfung, welche mit dem Hofdekrete vom 
ı6ten März 1819 Zahl 8785-402. für die Konzepts⸗ 
praktikanten vorgeſchrieben war, vermög der, der Lan⸗ 
desſtelle am 15ten May 1824 Zahl 15678 — 95 eröff- 
neten allerhöchſten Entſchließung ſchon von dem Konzepts⸗ 
kandidaten abzulegen iſt, und nur diejenigen, welche in 
dieſer Prüfung beſtehen, als Konzeptspraktikanten an⸗ 
zuſtellen, und in Eid und Pflicht zu nehmen find; fo 
hat es bei den in Folge dieſer letzterwähnten allerhöch⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1820. M 
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ſten Entſchließung geprüften Kandidaten von der im 7. 
Abſatze des Hofdekrets vom 16ten März 1819. ange⸗ 
ordnet geweſenen Ausfertigung eigener Dekrete über das 
Reſultat der Prüfung abzukommen, und es iſt nur in 
dem Anſtellungsdekrete eines geprüften Kandidaten ans 
zumerken, daß er in der Prüfung zu dieſer Anſtellung 
geeignet befunden worden ſey. 

Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß das Maaß 
ber Eignung des Geprüften zu einer Kreiskommiſſärs- 
und Konzepiftenftelle in dem Berathungsprotokoll über 
das Prüſungsoperat anzumerken, und ſich bei Vorſchlä⸗ 
gen zur Beſetzung ſolcher Stellen gegenwärtig zu hal⸗ 
ten iſt. 


8 vom 28ten July 1826. 
Zahl 11108—751. 


Aus Gelegenheit der von einer Landesſtelle gemachten 
Anfrage, ob es nicht von dem Ausſpruche in dem Bera⸗ 
thungsprotokolle über die Prüfung der politiſchen Kon⸗ 
zeptskandidaten abzukommen habe, daß ein die Prüfung 
beftandener Konzeptskandidat zu einer Kreiskommiſſärs⸗ 
oder Konzipiſtenſtelle geeignet erſcheinen? hat die Hof⸗ 
kanzley wahrgenommen, daß von einigen Länderſtellen 
ein Kandidat blos zu einer Kreiskommiſſärs⸗, ein ande⸗ 
rer nur zu einer Konzipiſtenſtelle ſchon in voraus geeignet 
erklärt werde. 

Dieſe Uebung ſcheint dloß auf einer unrichtigen 
Auslegung des Hofdekrets vom 16ten März 1819 Nro. 
5785. zu beruhen. 

In dieſem Hofdekrete heißt es allerdings § 7. wird 
der Geprüfte fähig beſunden, fo wird ihm das Dekret 
blos mit den Ausdrücken zu einer Kreiskommiſſärs⸗ oder 
Konzipiſtenſtelle fähig, oder vorzüglich fähig, ertheilt. 

Es war jedoch nicht der Sinn, daß ein Kandidat 
nur zu einer Kreiskommiſſärs⸗, ein anderer nur zu 
einer Konzipiſtenſtelle ſchon in Voraus geeignet erklärt 
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werde, ſondern der Sinn dieſes $. ging vielmehr dahin, 
daß Konzeptspraktikanten, welche in der Regel entweder 
zu Kreiskommiſſären oder zu Konzipiſten befördert zu 
werden pflegen, wenn ſelbe in der Prüfung gut be— 
ſtehen, zu Erlangung einer Kreiskommiſſärs⸗ oder Kon⸗ 
zipiſtenſtelle geeignet erklärt werden, je nachdem bei 
ihrer Beförderung gerade eine dieſer Stellen zu beſetzen 
ift, und nicht bei dem einen oder andern beſondere Ver⸗ 
haltniſſe eintretten, welche jedoch nur als Ausnahmen 
anzuſehen ſind, und welche, wenn ſte nicht von der phyſi⸗ 
ſchen, ſondern von der geiſtigen Fähigkeit des Individuums 
entſpringen, nur durch eine fortgeſetztere Beobachtung 
ſich wahrnehmen laſſen. 

Der Unterſchied, welcher bisher aus den Refultaten 
der Prüfung für die Tauglichkeit zu einer Kreiskom⸗ 
miſſärs⸗ oder zu einer Konzipiſtenſtelle gemacht worden 
iſt, hat ſonach künftig aufzuhören, und es iſt jener Kon⸗ 
zeptskandidat, welcher bei der Prüfung genugſame Bes 
weife feiner Geſetzktenntniß, und der Anwendung derfel« 
ben an den Tag legt, zu Erlangung ſowohl von Konzi⸗ 
piſten⸗ als auch von Kreiskommiſſärſtellen geeignet an⸗ 
zuſehen. 


A 
Hofkanzleydekret vom eiten September 
1826. Zahl 26291-1589. 


Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein Konzeptsprakti⸗ 
kant einer Kammerprokuratur ſich zur Prüfung für eine 
Konzipiſten⸗ oder Kreiskommiſſärsſtelle gemeldet hat. 
Da nun nach dem Sinne der am röten May 1824 
Zahl 136578 952 allen Landesſtellen bekunat gemach⸗ 
ten allerhöchſten Entſchlieſſung einer ſolchen Prüfung die 
Verwendung bei der Landesſtelle vorauszugehen hat; 
ſo wird hiemit folgendes vorgeſchrieben. 
tens, Nur jenen Konzeptspraktikanten der Kam 
merprokuratur iſt der Uebertritt zur W zu zuge⸗ 
2 
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ſtatten, die eine vorzügliche Anempfehlung ihrer Fähig⸗ 
keit, Verwendung und Moralität für ſich haben, und 
die zugleich erklären, daß fie zur Prüfung bereits vot⸗ 
bereitet find. 

ztens. Hat ein ſolcher Bewerber ſich vorläufig noch 
durch drei Monate dei der Landesſtelle zu verwenden, 
bevor er zur Prüfung über feine Eignung zum Konzi⸗ 
piſten oder Kreiskommiſſär zugelaſſen wird. 

Stens. Sollte er nach Verlauf dieſer Zeit die Prü⸗ 
fung nicht ablegen, oder in derſelben nicht beſtehen, ſo 
ift er ohne Verſtattung eines weitern Termins, oder ei⸗ 
ner nochmaligen Prüfung zu feiner vorigen Dienftesftelle 
zurückzuweiſen. 

Atens. Beſtehet er aber in der Prüfung und ver⸗ 
langt zum Konzeptspraktikanten bei der Landesſtelle oder 
bei einem Kreisamt ernannt zu werden, ſo kann er das 
Adjutum, welches er etwa als Konzeptspraktikant 25 
Kammerprokuratur bezog, nicht beibehalten. 

stens. Sollten endlich bei anderen Behörden ver⸗ 
wendete Konzeptspraktikanten oder Auskultanten ſich der 
Prüfung für eine Konzipiſten⸗ oder Kreiskommiſſärsſtelle 
unterziehen wollen, fo müßten fie vorläufig ihren bishe⸗ 
rigen Plätzen entfagen, und bei der Landesſtelle als Kon⸗ 
zeptskandidaten mit Beobachtung der Vorſchrift vom 
ı5ten May 1824. eintretten. 

Jedoch würde ihnen ihre frühere Dienftleiftung ein« 
gerechnet werden, wenn ſie unmittelbar aus derſelben 
zur Landesſtelle übertretten. 


1 - 146, g 
Wie Ach in Fällen zu benehmen eg wo 
Mauthpaͤchter mit Berichtigung fällige 
Pachtraten zurückbleiben. Eu 


Mit hohem Hofkammerdekret vom a5ten Julp l. J. 
Zahl 21594 — 1007: wurde eroſſnet, daß unter einem 
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die hierländige Zollgefällen⸗Adminiſtrazion beauftragt 
werde, die ihr unterſtehenden Bezirksmauthämter anzu. 
weiſen, in dem Falle, als ein Mauthpächter mit der 
Berichtigung einer fälligen Pachtzinsrate in dem feſtge⸗ 
ſetzten Termin zurückbleiben ſollte, immer hievon ohne 
den geringſten Verzug auf der Stelle bei ſonſt eigener 
Haftung und Verantwortung die Anzeige an das betref— 
fende Kreisamt zu machen, und dasſelbe wegen deren 
Sicherſtellung und Einbringung in den Gränzen des 
politiſchen Wirkungskreiſes zu erſuchen. 

Damit nun in derley Fallen immer gleichmäſſig vor⸗ 
gegangen werde, wird den k. Kreisämtern nachſtehendes 
als Leitfaden mitgegeben. 

Der rote $. der gedruckten Pachtbedingniſſe lautet: 

»Bei nicht genauer Erfüllung dieſer Bedingniſſe 
» ſoll dem verpachtenden Aerarium das Necht zuftehen, 
» entweder den Pächter zur Erfüllung des Kontrakts zu 
» verhalten, oder den Kontrakt auf deſſen Gefahr und 
»Unköſten neuerdings feil zu biethen, und von ihm 
»die Differenz des neuen Beſtbothes, zu feinem Pacht- 
»ſchillinge, mittelſt der von ihm erlangten Kauzion, 
»und falls ſelbe nicht hinreicht, mittelſt ſeines ſonſtigen 
» Vermögens hereinzubringen. Bei einem ſich ergeben⸗ 
» den beſſeren Anbothe aber dieſer blos dem Aerarium 
»zum Vortheile gereichen, und zufallen ſolle. « 

Ferners lautet der Schlußabſatz des zıten Punktes 
des Pachwertrages, alſo: 

Uebrigens ſtehet es den politiſchen und ſonſtigen, 
mit der Sorge für die Erfüllung des Kontrakts beauf⸗ 
tragten Behörden frey, alle jene Maaßregeln zu ergrei— 
fen, die zur unaufgehaltenen Erfüllung des Kontrakts 
fuͤhren, wogegen aber auch den Kontrahenten der 
Rechtsweg für alle Anſprüche, die er aus dem Kontrakte 
machen zu können glaubt, offen ſtehen ſoll. 

Wenn daher das Kreisamt von Seite der Bezirks- 
ämter um die Mitwirkung angegangen wird; ſo hat 
daſſelbe unaufgehalten und ſchleunigſt zur Sicherſtel. 
jung des Aerars alles das einzuleiten, was die beſte⸗ 
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henden Vorſchriften in derley Fällen gegen Pächter an⸗ 
derer Aerarial⸗Gefälle vorzeichnen, mit der einzigen Ab⸗ 
änderung, daß die für andere Geſälle vorgeſchriebene und 
übliche Außerachtſetzung des Pächters hier nur ausnahms⸗ 
weiſe einzutreten habe, weil in ſolchen Fällen ein eige- 
ner kauzionsfähiger Beamter angeſtellt werden müßte, 
und der Pächter, dann Anlaß zu verwikelten Nech— 
nungsprozeſſen bekäme. 

Im Allgemeinen wird daher den k. Kreisämtern 
angedeutet, in ſolchen vorkommenden Fällen die Lizie 
tazion auf Gefahr und Unkoſten des Pächters zur neuer— 
lichen Verpachtung auf das Schleunigſte abzuhalten, fo» 
lange aber dieſelbe nicht abgehalten iſt, dem Pächter 
bei dem Gefälle zu belaſſen, damit er aber die Gefälls⸗ 
gelder nicht ſür ſich mittlerweile verwenden könne, und 
dadurch der Dedungsfond der Aerartalforderung nicht 
geſchmälert werde, fo iſt dem Pächter auf feine Unko⸗ 
ſten ein verläßlicher Sequeſter beizugeben, welcher die 
Mitſperre der eingegangenen Gelder im engſten Sinne 
und die Ueberwachung der richtigen ſonſtigen Manipulis 
rung zu beſorgen haben wird. Auch iſt darauf zu ſehen, 
daß die eingegangenen Gelder von 8 zu 8 Tägen an 
die Kreiskaſſe ad Depositum abgeführt werden. 

Uebrigens verſtehet es ſich von ſelbſt, daß wenn der 
Pächter bei dem Gefälle nicht bleiben wollte, das Kreis- 
amt dann unter eigener Verantwortung die Aufſtellung 
eines gewöhnlichen Sequeſters, und alle jene Maaßre⸗ 
geln einzuleiten hatte, welche einerſeits am Kuͤrzeſten 
zum Zwecke führen, andererſeits auf keinen Fall von 
dem Pächter im Wege Rechtens angefochten werden 
könnten. 

Uebrigens iſt von je der getroffenen Verfügung ſtets 
das betreffende Wegmauthbezirksamt in die Kennt- 
niß zu ſetzen. 

Gubernial⸗ Dekret vom zıten Okt. 1826. Gub. Zahl 
64275. 
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147. 
Abſtellung der Tabakſchwaͤrzungen. 


Die Einſchwärzung des Tabaks beginnt, zum Nach. 
theil des Staatsſchatzes, und der galiziſchen Tabakkul⸗ 
ter ſehr überhand zu nehmen. 

Nach dem Durchſchnitte der Militärjahre 1800, 1801, 
1802 betrug der Kontraband⸗ Tabak jahrlich nur 217 
Pfund; das Kriegsjahr 1809 war beſonders verderblich; 
der Kontraband⸗Tabak ſtieg nach dem Durchſchnitte der 
Jahre 1810 1811 jährlich bereits auf 1879 Pfund. 
Diͤe in Folge des Hofkanzleydekrets vom 18ten Ju⸗ 
ny 1812 erfloſſene hierortige Eirkular⸗Verordnung vom 
10ten July 1812 Zahl 25474. hatte nicht den gewünſch⸗ 
ien Erfolg, indem die Einſchwärzung nach und nach dere 
maßen zunahm, daß der Kontraband » Tabak nach dem 
Durchſchnitte der Jahre 1825, 1824, 1825 jährlich den 
Betrag pr. 32069 Pfund erreichte, und in dem laufen⸗ 
den Militär- Jahre 1826 ſchon in den erſten 10 Mo⸗ 
naten bis Ende Auguſt auf den Betrag pr. 36261 Pf. 


ſtieg. 

Bedeutende Schwärzer Rotten dringen zwar haupt— 
ſaͤchlich aus Ungarn, aber auch aus dem angränzenden 
Auslande, felbft bis in die inneren Kreiſe Galiziens vor. 

Die k. Kreisämter werden daher angewieſen, 
ſämmtlichen Ortsobrigkeiten ſtrengſtens aufzutragen, 
gegen die Schwärzer gemäß den d. 12. 33. des 
Tabakpatents bom 22ten April 1784 und der obi⸗ 
gen hier abſchriftlich beiliegen Eirkular Verordnung .|' 
gemeinſchaftlich mit den Tabak und Zollbehörden 
thätigſt zu wirken. 

Die ſtrenge Ueberwachung des genauen Beſolges 
wird den k. Kreisämtern empfohlen 

Uebrigens find den Herrn Kreisborſtehern in Bolge 
der Verfügung des k. k. Landespräſtdiums vom ıgten 
April 1826 Zahl 2670. ſämmtliche Aufſichts⸗Indibi⸗ 
duum nach ihrem Namen, Dienſtkarakter, und Stand⸗ 
orte bekannt; ſollte nun eine andere Stellung der ge— 


genwärtigen Stazionen zweckmäſſiger, und gegen das 

Eindringen der Schwärzer wirkſamer ſeyn, ſo erwartet 

man von dem Dienſteifer der Herrn Kreisvorſteher, 

daß dieſe Stellung ſogleich werde verfüget werden. 
Eine Abfchrift der in Folge dieſer Verordnung er⸗ 

laſſenen kreisämtlichen Verfügung iſt binnen 14 Tägen 

hieher vorzulegen. 

Gubernial⸗Verordnung vom zıten Okt. 1826. Gub. 

Zahl 64800. 

5 . 

Gubernial- Verordnung vom ıoten July 
1812 Zahl 25474. 


it dem Hofkanzleydekrete vom 18ten Juny I. J. 
Zahl 8915. wurde bedeutet, nach einer Eröffnung der 
Tabak- und Giegelgefälls » Direfzion nehmen die Tas 
bakſchwärzungen aus Illyrien und Ungarn in die an⸗ 
gränzenden Provinzen der öſterreichiſchen Monarchie im 
höchſten Grade überhand. 

In der Gegend, wo Ungarn, Galizien und Schle⸗ 
ſien aneinander gränzen, werden dieſe Schwärzungen 
ſogar von bewaffneten Rotten von 150 dis 200 Mann 
unternommen, und zu Schönſtein in Steuermark gieng 
die Kühnheit der Schwärzer ſoweit, daß eine Rotte von 
beiläufig 18 bewaffneten Männern den in dem dortigen 
Kriminal Arreſte verhafteten Tabakſchwärzer und Mör⸗ 
der Namens Lorenz Mlaker mit Androhung des Todes 
bei allenfälligen Widerſtand, mittelſt Zerſchlagung der 
Schlöſſer gewaltthätig befreiten. 

Da derlei nicht bloß dem Tabakgefälle, ſondern 
auch der öffentlichen Sicherheit überhaupt gefährliche 
Rotten vorzüglich in ihrer Entſtehung gehindert werden 
müſſen, fo haben die k. Kreisämter ſämmlichen Orte“ 
obrigkeiten auf das Strengſte aufzutragen, gegen die 
Schwärzer mit Tabak- und Lokalbehörden gemeinſchaft⸗ 
lich mitzuwirken, zu welchem Ende den letztern nöthi⸗ 
gen Falls die erforderliche Militär Affiſtenz ſogleich zu» 
zuweiſen iſt. 
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148, 0 


Erneuertes Deſerteurs-Auslieferungs⸗Kar⸗ 
tel zwiſchen Oeſterreich und Sardinien. 


Wir Franz ꝛc. ꝛc. | 


Die zwiſchen Uns und Seiner Majeſtät dem Könige 
von Sardinien glücklich beſtehenden Freundſchaſts⸗Ver⸗ 
hältniſſe und das mwechfelfeitige Beſtreben, durch alle 
Mittel zum Vortheile der beiderfeitigen Staaten beizu⸗ 
tragen, haben Uns und den König von Sardinien be⸗ 
ſtimint, den wegen gegenſeitiger Auslieferung der Des 
ſerteure unter dem 17. May 1817 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trag, deſſen Dauer mit 17. May 1822. abgelauſen 
war, welcher aber nach dem getroffenen Uebereinkom⸗ 
men ſeither ununterbrochen fort beobachtet worden iſt, 
nun förmlich zu erneuern, und mit jenen Zuſätzen zu 
vermehren, welche durch die Erfahrung zur Vervollſtän⸗ 
digung der Vortheile desſelben für nöthig anerkannt 
worden ſind 

In Folge deſſen ſind zwiſchen Unſerem und dem 
Bevollmächtigten Seiner Majeſtät des Königs von Sars 
dinien nachfolgende Punkte verabredet und förmlich un⸗ 
terzeichnet worden. 


J. Artikel. 

Alle Cibil⸗ und Miltär⸗ Behörden, beſonders aber 
die den Gränzen zunächſt befindlichen Militär⸗Komman⸗ 
danten beider Staaten ſollen angewieſen werden, mit 
der forgfältigften Aufmerkſamkeit darüber zu wachen, daß 
kein Deſerteur von den reſpektiven Armeen die Grän— 
zen überſchreiten, noch in den Staaten der anderen 
kontrahirenden Macht Schutz und Zuflucht finden könne. 

Sobald ihnen von den Behörden der benachbarten 
Macht die Anzeige eines Deſerzions-Falles zukommt, 
ſollen ſie gehalten ſeyn, einer ſolchen Aufforderung in 
der kürzeſten Zeit zu entſprechen, und die Behörden, 
welche ſich an fie gewendet haben, don den zur Auf- 
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findung des Deſerteurs getroffenen Verfügungen zu 
verſtändigen. 


II. Artikel. 


Dieſem zu Folge ſollen alle Militär⸗Perſonen, ohne 
Ausnahme, ſey es von der Infanterie, Eavallerie, dem 
Fuhrweſen oder irgend einem andern Militär Zweige 
der öſterreichiſchen oder Sardiniſchen Armee, welche das 
Gebiet der anderen Macht betreten würde, ohne mit 
einem Paſſe oder einer Marſch⸗ Route in guter und ge⸗ 
böriger Form verſehen zu ſeyn, auf der Stelle ange— 
halten, und mit allem, was fie an Waffen, Monti⸗ 
rungs⸗ Stücken, Bagage, Pferden ꝛc. mit ſich genom⸗ 
men hatten, auch dann ausgeliefert werden, wenn der⸗ 
gleichen Oeſerteure noch nicht reklamirt worden wären. 
ö Zu dieſem Ende ſoll dem Commandanten des der 
Gränze zunächſt befindlichen Militär⸗Poſtens binnen 
24 Stunden, oder ſo bald es nur immer geſchehen 
kann, von der Anhaltung des Deſerteurs, mit Ber 
zeichnung des Negimentes, von welchem er entwichen 
iſt, des Tages ſeiner Anhaltung und der Gegenſtände, 
welche er bei ſich gehabt, die Anzeige gemacht werden, 
damit dieſer Commandant ein Detachement zur Ueber— 
nahme des Deſerteurs an die Gränze abſchicken, und 
zugleich, nach den Beſtimmungen des IX. Artikels, 
die Koſten, welche dieſer während der Haft für feine eis 
gene Verpflegung und den Unterhalt der allenfalls mit« 
genommenen Pferde verurſacht haben dürfte, ſammt 
der im VI. Artikel feftgefegten Belohnung oder Taglia 
berichtigen könne. 

Wäre das angehaltene Individuum auch von der 
Armee eines anderen Souverains entwichen, mit wel— 
chem gleichfalls ein Cartel beſtehet, ſo foll es jener 
Armee, von welcher er zuletzt defertirt iſt, zurück ges 
ſtellt werden. 

Hinſichtlich der entwichenen Offiziere der beiderſei— 
tigen Armeen iſt ſich noch ferner nach den dießfalls 
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zwiſchen den kontrahirenden Mächten verabredeten bes 
fonderen Beſtimmungen zu benehmen. 


III. Artikel. 


Sollte es einem Deſerteur ungeachtet aller Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln gelingen, die Wachſamkeit der Gränz⸗ 
behörden, entweder durch Verkleidung, falſche Paſſe 
oder auf andere Art, zu hintergehen und ſich in das 
Gebiet der anderen Macht einzuſchleichen, oder in de» 
ren Armee, ohne Unterſchied, ob bei einem Nazionale 
oder fremden Regimente, enrolliren zu laſſen; ſo ſoll 
er nichts deſto weniger, von dem Augenblicke, wo er 
entdeckt wird, dem Commandanten der Armee, von 
welcher er entwichen iſt, und ſelbſt dann ausgeliefert 
werden, wenn er auch ſchon längere Zeit im Lande an⸗ 


ſäſſig wäre. 
IV. Artikel. 


Von dieſer Zurückſtellung ſind ausgenommen: die 
Deſerteure, welche geborne Unterthanen jener der kon— 
trahirenden Mächte wären, auf deren Gebiet ſte ſich 
geflüchtet haben, weil ſie durch Entweichung aus dem 
fremden Dienſte in die Staaten ihres rechtmäſſigen 
Landesherren zuruͤck kehren. Die Zurückſtellung foll 
ſich in dieſem Falle nur auf die Waffen, Pferde, Mon⸗ 
tirungs⸗Stücke und andere Gegenſtände erſtrecken, wel⸗ 
che ein ſolcher Deſerteur mit ſich genommen hätte. 

Beſagte Ausnahme erſtrecket ſich aber nicht auf 
jene Deſerteure, welche in den Staaten der einen der 
hohen kontrahirenden Mächte geboren, nach geſetzmäſſig 
erworbener Einbürgerung in den Staaten der anderen, 
von der Armee dieſer letzteren entwichen wären. Ein 
ſolcher Deſerteur, wenn er im Lande, wo er geboren 
ift, angehalten wird, ſoll nichts deſto weniger ohne An⸗ 
ſtand ausgelieſert werden. 

V. Artikel. 

Ein jeder Deferteur, welches auch feine Eigen— 

ſchaft ſeyn mag, erhält zu ſeiner Verpflegung täglich 
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eine Brotporzion und 25 Centimes, das Pferd aber eine 
gewöhnliche Ration, deren Vergütung, nach den laufen- 
den Marktpreifen des Ortes, wo der Deſerteur in Ver⸗ 
wahrung gehalten wurde, zu geſchehen hat. 


VI. Artikel. 


Jenen, welche einen Deſerteur anzeigen oder ein⸗ 
bringen, wird eine Belohnung, (Taglia) und zwar von 
acht Gulden oder zwanzig Franken in kurſtrender Münze 
für einen Mann zu Fuß, und von zwölf Gulden oder 
dreyßig Franken für einen Cavalleriſten mit dem Pferde, 
zugeſtanden. e * 
VII. Artikel. 


Falls ein Deſerteur in dem Lande, wohin er ſich 
geflüchtet, ein Verbrechen begangen hätte, welches eine 
mindere Strafe als jene der Verurtheilung zur öffentli⸗ 
chen Arbeit nach ſich zöge, ſo ſoll er ohne Aufenthalt 
zurück geſtellt, jedoch zugleich bei feiner Auslieferung ein 
species facti oder anderer legaler Akt zur Beftätigung 
des von ihm begangenen Verbrechens, mit Angabe aller 
erſchwerenden oder mildernden Umſtände, übergeben wer: 
den, damit er von den Gerichten der Macht, an welche 
er ausgeliefert worden, nach den Geſetzen des Landes, 
wo er das Verbrechen begangen hat, beſtraft werden 
könne; zu dieſem Ende ſoll ſich auch in vorerwähntem 
Akten⸗ Stücke die Strafe angezeigt finden, welche eben 
die Geſetze über jene Gattung von Verbrechen verhängen. 

Wenn aber die Strafe, in welche der Deſerteur durch 
das in dem Lande, wohin er ſich geflüchtet, begangene 
Verbrechen verfallen iſt, in Verurtheilung zu öffenlicher 
Arbeit beſtünde, oder noch von ſchwererem Grade wäre; 
fo hat die Auslieferung erſt nach überſtandener Strafe 


zu geſchehen. 
VIII. Arti fel. 


Jedes Detachement, welches zum Nachſetzen eines 
Deſerteurs abgeſchickt wird, hat auf der Gränze anzuhalten 
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und nur einen, mit einem Paſſe verſehenen Mann bis 
zum nächſten Orte abzufertigen, um daſelbſt den Defer⸗ 
teur von den Ortsbehörden zu reklamiren. 


l. 


Die gegenſeitigen Militär⸗Commandanten an den 
Gränzen haben jedesmal über Ort, Tag und Stunde 
der Uebergabe der Deſerteure das Einverſtändniß zu pfle⸗ 
gen, und die hierzu erforderlichen Truppen⸗Detachements 
an den beſtimmten Ort abzuordnen. 

Der Commandant, welcher die Uebergabe des De— 
ſerteurs bewerkſtelliget, iſt gehalten, dem Commandanten, 
welcher denſelben reklamirt hat, eine Quittung über die 
richtige Bezahlung der Taglia und fonftigen durch den De⸗ 
ſerteur verurſachten Koſten auszuſtellen. 

Der Commandant, welcher den Deſerteur übernimmt, 
hat dem Commandanten, welcher ihn ausliefert, bei der 
Uebergabe desſelben, gegen Quittung dieſes Letzteren, den 
Betrag der Taglia und ſonſtigen, durch den Deſerteur 
verurſachten Koſten, in Gemäßheit der Stipulazionen der 
Artikel II. und V. des gegenwartigen Cartels zu vergü⸗ 
ten, und dagegen den Ausweis über dieſe Koſten, ſo wie 
die species facti und die anderen den Deſerteur betref⸗ 
fenden Akten zu übernehmen; indem er ſeiner Seits ei⸗ 
nen Empfangsſchein über den Deſerteur, ſo wie über 
alle ihm übergebenen Akten auszuſtellen haben wird. 


X. Artikel. 


Dieſelben Beſtimmungen haben auch in Anſehung 
der Dienſtleute der Offiziere des einen Staates, welche 
auf dem Gebiete des anderen betreten würden, jedoch 
bloß in Folge einer voraus gegangenen Reklamazion zu 
gelten, und ſollen dieſelben ſofort angehalten, und nach 
Anordnung des II. Artikels, ausgeliefert werden. 


XI. Artikel. 
Jeder Offizier der einen Armee, welcher einen Sol: 
daten der anderen, ſey es durch Lift oder Gewalt zur 
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Deſerzion verleitet, ſoll mit zweimonatlichen Arreſte be⸗ 
ſtraft werden. 


AD -ATTTTEL. 


Jedes andere Individuum foll in einem ähnlichen 
Falle mit einmonatlichem Gefängniß oder mit einer Geld- 
buße von fünfzig Franken beſtraft werden, es wäre denn, 
daß erſchwerende Umſtände des Vergehens eine Verſchär⸗ 
ſung der Strafe begründen. 


ene 


Allen Unterthanen der kontrahirenden Mäche iſt un⸗ 
terfagt, den Deſerteuren von den Truppen des anderen 
Staates irgend etwas von Kleidungs- oder Ausrüſtungs⸗ 
ſtücken was immer für einer Art, Pferde, Waffen ꝛc. ab- 
zukaufen. Allenthalben, wo man dergleichen Effekten fin» 
det, ſind ſie als geſtohlenes Gut anzuſehen, und dem 
Regimente, welchem der Deferteur angehöret, zurück zu 
ſtellen. Derjenige, welcher ſich eine Uebertrettung dieſes 
Verbotes erlaubt, ſoll überdieß mit einer Geldſtrafe von 
fünf und zwanzig Franken delegt werden, ſobald bewieſen 
wird, es ſey ihm entweder durch die Natur des gekauften 
Stückes, oder auch auf andere Art bewußt geweſen, daß 
es ein geſtohlenes Gut ſey. 


r e er 


Alle rückſichtlich der Auslieferung der gebenſeitigen 
Deſerteure ſeſtgeſetzten Beſtimmungen werden durch ges 
genwärtigen Artikel ausdrücklich auf die widerſpänſtigen 
Militärpflichtigen beider Staaten ausgedehnt, und, ſoweit 
fie auf dieſe letzteren anwendbar ſind, in Kraft geſetzt. 

Zu dieſem Ende ſollen folgende Maßregeln getroffen 
werden: 

a) Die Unterthanen der einen der beiden kontrahirenden 
Mächte, welche an der Gränze der anderen ohne 
vorſchriftmäſſigen Paß oder legale Bewilligung er⸗ 
ſcheinen, und beſonders jene, welche den Verdacht 
erregen konnten, ſich der militärifchen Aushebung ent⸗ 
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ziehen zu wollen, ſollen als Landſtreicher angeſehen, 
und als ſolche von der Gränze zurückgewieſen wer⸗ 
den, ohne daß jedoch dadurch weder der gewöhnliche 
Verkehr zwiſchen den Einwohnern der an der Gränze 
gelegenen Orte, ſo wie ſelber nach den in beiden 
Staaten geltenden Vorſchriften wirklich beſtehet, oder 
mit beiderſeitigem Einverſtändniſſe in der Zukunft 
feſtgeſetzt werden könnte, noch der jahrlich Statt fin⸗ 
dende Uebergang der Feldarbeiter aus einem Gebiete 
in das andere ein Hinderniß erleide. 

b) Jene Unterthanen der einen der beiden kontrahiren⸗ 
den Mächte, welche ſich in den Staaten der anderen 
mit vorſchriſtmaſſigen Päffen oder legaler Bewilli⸗ 
gung aufhalten, und welche zur Militär - Dienftlei- 
ſtung in was immer für einer Waffe, Branche oder 
Eigenſchaft berufen würden, ſollen in ihr Vaterland 
zurück geſendet werden, ſobald deren Reklamirung in 
gehöriger Form erſolgt ſeyn wird. 

c) Die Unterthanen der einen Macht, welche ſich nicht 
auf eine genügende Art über die Befreyung von der 
Militär⸗ Pflicht in ihrem Vaterlande ausweifen kön⸗ 
nen, ſollen zu keiner Art Militär » Dienftleiftung in 
den Staaten der anderen Macht angeworben werden. 


XV. Artikel. 


Gegenwärtige Convention wird acht Tage nach ihrer 
Kundmachung in Kraft und Vollzug treten, und auch 
weiterhin von fünf zu fünf Jahren in Kraft bleiben, ohne 
daß nach Verlauf dieſer Frift eine ausdrückliche Erneue⸗ 
rung derſelben von Nöthen wäre, bis nicht von einer der 
beiden kontrahirenden Mächte eine Gegenerklärung erfolgt. 

Sie ſollen im ganzen Umſange beider Staaten kund 
gemacht werden, und die beiden erlauchten Monarchen 
verpflichten Sich ausdrücklich, den betreffenden Behörden 
die nöthigen Behelfe ertheilen zu laſſen, damit den Re⸗ 
klamationen, welche Kraſt dieſer Convention Statt haben 
dürfte, baldmöglichſt Folge gegeben werde, und ſowohl 
die Behörden, welche ſich hierin eine Nachläſſigkeit zu 


Schulden kommen ließen, als auch die Unterthanen mit 
den ihrem Vergehen angemeſſenen Strafen zu belegen, 
welche ſich der Verbergung oder Beförderung der Flucht 
der nicht mit regelmäßigen Paſſen verſehenen oder bereits 
reklamirten Individuen der anderen Nazion ſchuldig mas 
chen ſollten. 

Nachdem wir nun dieſen Beſtimmungen durchaus 
Unſere Genehmigung ertheilen, und dieſelben, mittelſt gegen⸗ 
wärtigen allenthalben kund zu machenden Ediktes, zur 
Kenntniß Unſerer Unterthanen bringen, damit ſie ſich ge⸗ 
nau darnach achten können; befehlen wir zugleich allen 
Unſeren Civil- und Militär: Beamten und anderen Bor» 
geſetzten, darauf zu halten, damit daſſelbe in Gemäßheit 
der Beſtimmung des XV. Artikels nach ſeinem ganzen 
Umfange und Inhalte genau befolget und vollzogen werde. 


Gegeben in Unſerer Haupt- und Reſidenzſtadt Wien, 
am 27 ten Februar, im Jahre des Heils ein tauſend acht 
hundert ſechs und zwanzig, Unſerer Regierung im fünf 
und dreyßigſten Jahre. 


Franz. 
(L. S.) 
Friedrich Kaver Prinz zu Ho⸗ 
henzollern⸗ Hechingen, 


General der Cavallerie und Hofkriegs⸗ 
raths > Prafident. 
a Joſeph Freyherr von 
Stipſicz, 
General der Cavalleri und Hofkriegsraths⸗ 
Vice ⸗Präſident. 
Nach Selner k. k. apoſt. Majeſtät 
höchſt eigenem Befehle. 
Gaſpar Lehmann. 


Gubernial⸗ Kundmachung vom 25. Okt. 1826. Gub 
Zahl 66238. | 
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149. 
Umſetzung des Unterrichtsgeldes an der Lem⸗ 
berger Univerſitaͤt und den beiden Gym⸗ 
naſien in Metallmuͤnze. 


u Folge Studienhoffommiffionsdefret8 vom 25ten Jän⸗ 
ner J. J. Zahl 4499. iſt mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 15ten September d. J. die Umſetzung des Untere 
richtsgeldes an der Lemberger k. k. Univerfität und den 
beiden Lemberger Gymnaſten auf Metallmünze derge⸗ 
ſtalt feſtgeſetzt worden, daß die Gymnaſialſchüler nur acht, 
die Philoſophen nur zwölf, die Juriſten nur zwanzig Gul⸗ 
den Metallmünze zu entrichten haben, und es den Schü⸗ 
lern freygelaſſen werde, dieſes Unterrichtsgeld in Metall⸗ 
Münze oder in Einlösſcheinen, nach dem Kurſe zu 250 
zu entrichten. 

Welche allerhöchſte Willensmeinung mit dem Beiſatze 
zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, daß die Einhe⸗ 
bung des Unterrichtsgeldes in der obangedeuteten Art, mit 
dem gegenwärtigen Schuljahre beginnen werde. 

Gubernial⸗- Kundmachung vom 24ten Okt. 2826. Gub. 

Zahl 61765 


150. 


Ueberſetzung des Tyniecer Bisthums nach 
Tarnow. 
In Folge der allerhöchſten Entſchließung Seiner Maje⸗ 
ſtät, und der mit hohen Hofkanzleydekret vom Aten l. M. 
herabgelangten päbſtlichen Bulle, wird das in Tynier ger 
ſtiftete Bisthum nach Tarnow übertragen. 
Wovon die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft in Kennt 
niß geſetzt werden. 
Gubernial-Verordnung vom 27ten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 65547. 


Prov. Geſetz. von Galizien 1826, N 
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151. 
Behandlung der zur Waffenuͤbung nicht 
eingeruͤckten Urlauber. 


ei der heurigen Waffenübung haben ſich wiederholte 
haufige Fälle ergeben, daß die einberuffenen Urlauber 
nicht eingerückt ſind. 

Um dieſen Unſug künftig zu beſeitigen, hat das k. k. 
General » Militär » Commando eingeleitet, daß derley Urs 
lauber nachträglich einzuberufen, im Fall ihrer Dienſttaug⸗ 
lichkeit, und in ſo ferne ſie ſich über die Urſachen ihres 
Ausbleibens zur Waffenübung nicht zu rechtfertigen ver⸗ 
mögen, nicht wieder zu beurlauben, ſondern im Stande 
zu behalten, und dagegen eine gleiche Anzahl anderer 
Mannſchaft mit Urlaub zu entlaſſen ſeyen. 

Jene davon, welche an ihrem Ausbleiben ſchuldlos 
befunden werden, ſollen übrigens durch 28 Tage nach⸗ 
träglich exerziret, und ſodann wieder mit Urlaub entlaſſen 
werden. 

Hievon werden die k. Kreisämter zur gehörigen Mit⸗ 
wirkung mit dem Beiſatze verſtändigt, dieſelben haben 
diefe Verfügung des k. k. General » Militär» Commando 
den Ortsobrigkeiten zu dem Ende bekannt zu machen, 
damit hievon die in ihren Bezirken befindlichen Urlauber 
in Kenntniß geſetzt werden, um ſich in Zukunft durch 
Nichterſcheinung auf die an ſie ergehenden Vorruffungen 
nicht einer gleichen Behandlung auszuſetzen. 

Gubernial-Verordnung von 28ten Okt. 1826. Bub. 
Zahl 67541. . N 
152. 

Die Stempelbefreyung der obrigkeitlichen 
Meldzettel, Entlaßſcheine und Inter⸗ 
zeſſionen wird auf den ganzen mit der 
Verhandlung eines derley Aktes verbun— 
denen Schriftwechſel ausgedehnt. 


ra) 
Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom 21ten Sep⸗ 
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tember l. J. Zahl 26772. anher bedeutet, daß die k. k. 
allgemeine Hofkammer in nachträglicher Beziehung auf die 
mit dem hohen Hofkanzleydekrete vom 11ten April v. J. 
Zahl 10925. bekannt gemachte Verordnung wegen Stem⸗ 
pelbefreyung der obrigkeitlichen Meldzettel, Entlaßſcheine 
und Interzeſſionen unterm Zoten Auguſt d. J. eröffnet 
habe, daß dieſe Stempelbefreyung auch auf den ganzen 
mit der Verhandlung eines ſolchen Aufnahms⸗ oder Ent⸗ 
laßaktes verbundenen Schriſtenwechfel auszudehnen ſey. 
Wovon die k. Kreisämter mit Bezug auf den hieror⸗ 
tigen Erlaß vom 7ten May 1825 Zahl 22171: mit wel⸗ 
chem, das bezogene hohe Hofkanzleydekret vom unten 
April 1825 Zahl 10925. kundgemacht worden iſt, mit 
dem Auſtrage in die Kenntniß geſetzt werden, ſich dieſer 
nachträglichen Erläuterung gemäß zu denehmen, und die 
unterſtehenden Obrigkeiten hievon zu verſtändigen. 
Gubernal⸗ Verordnung vom Siten Okt. 1886. Gub. 
Zahl 62003. 


155. 

Preußiſche Unterthanen, die obgleich in ei= 
nem Alter eingewandert ſind, wo ſie 
noch nicht militaͤrpflichtig waren, muͤſſen 
ausgeliefert werden. 


Ueber eine Anfrage, ob ein reklamirter preußiſcher Un⸗ 
terthan im Grunde der Convention vom 2oten Februar 
1819 Art. XV. auszuliefern ſey, wenn er in einem Als 
ter eingewandert iſt, wo er noch nicht Militärpflichtig ge⸗ 
weſen ſeyn konnte, iſt in Folge hohen Hofkanzleydekrete 
vom 25ten September l. J. Zahl 27196. entſchieden wor⸗ 
den, daß die Auslieferung eines ſolchen Unterthans keinem 
Anſtande unterliegen könne, weil in dem mit dem Kö⸗ 
nigreiche Preußen abgeſchloſſenen Deferteurs » Kartel kein 
Alter der Militärpflichtigkeit ausgedrückt ift, und überhaupt 
nicht das Alter, ſondern die bürgerliche Eigenſchaft des 


Unterthans die Militärpflichtigkeit desſelben begründet. 
N 2 
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Wovon bie k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung verſtändigt werden. 
Guͤbernial-Verordnung vom 3ıten Okt. 1826. Gub. 
Zahl 65585. 


184. 


Auflöfung der bisherigen Provinzialkommiſ⸗ 
ſion fuͤr die Regulirung des Grund⸗ 
ſteuer-Proviſoriums, und Errichtung 
einer eigenen Steuerregulirungs-Pro— 
vinzial-Kommiſſion. 


eine Majeſtät haben die Auflöfung der bisherigen 
Provinzial⸗Kommiſſon für die Negulirung des Grund⸗ 
ſteuer⸗Probiſoriums, und die Errichtung einer eigenen 
Steuerregulirungs - „Provinzial ⸗Kommiſſion, von der nicht 
nur die Gefchäfte des ſtabilen Kataſters, ſondern auch alle 
der nun aufgelöften Provinzialkommiſſion für das Grund⸗ 
ſteuer⸗Proviſorium bisher zugewieſenen Geſchäſte, nebſt 
den in Bezug auf das einzuführende Akzis-Syſtem vor⸗ 
kommenden Verhandlungen beſorgt werden ſollen, zu 
beſchlieſſen geruhet. 

Dieſe allerhöchfte Anordnung wird in Bezug auf das 
&ubernial = Kreisfihreiben vom Sten Juny d. J. Zahl 
34167, mit dem Beiſatze zur allgemeinen Kenntniß ge— 
bracht; daß zu dem Zeitpunkte, wann jene Kommiſſion 
aufgelöſt, und dieſe in Wirkſamkeit treten wird, der ite 
November 1826 feſtgeſetzt worden ſeye. 

Guͤbernial⸗- Kundmachung vom ıten Nov. 1826. Gub. 
Zahl 68680. . 


155, 


Wie fich bei Vermiethung ftädtifcher Haͤuſer, 
Wohnungen u. d. gl. ruͤckſichtlich der 
Kauzion zu benehmen ſey. 


ie in den Direktiven zur Verpachtung der ſtädtiſchen 
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Realitäten im III. Abſchnitt $. 10. Litt. C. enthaltene Vor⸗ 
ſchrift, daß bei Verpachtung ſtädtiſcher Realitäten eine den 
ganzjährigen Pachtſchilling gleich lautende Kauzion gelegt 
werden ſoll; hat zu der Beobachtung Anlaß gegeben: daß 
hiedurch die Vermiethung einzelner Häuſer, Wohnungen 
Gewölben und dergleichen ſehr erſchwert, und Pachtluſti— 
ge ſelbſt verſcheucht werden. 

Die hohe Hofkanzley hat daher mit Dekret vom Öten 
July l. J. Zahl 19024. zu bewilligen geruhet, daß bei 
den Verpachtungen der erwähnten Gattung, von der 
Forderung eines ganzjährigen Miethzinſes als Kauzion 
unter der Bedingung abgegangen werden dürfe, daß: 

a) ein halbjähriger Miethzins gleich bei Approbirung des 
Kontraktes, und Einfuhrung in das Pachtobjekt; 

b) die folgenden Miethzinſe aber ſtets zwei Monate vor 
den ſonſt gewöhnlichen Zahlungsterminen berichtiget 
werden; 

c) daß jedoch in jenen beſonderen Fällen, wo dieß un⸗ 
umgänglich nothwendig befunden wird; eine den 
Umſtänden angemeſſene Kauzion de non deterio- 
randis aedificiis zu ſtipuliren ſey. 

Die k. Kreisämter haben dieſe hohe Entſchließung 
ſämmtlichen dortkreiſtgen Magiſträten und Kämmereyen, 
welche vermiethbare Häuſer oder Hausbeſtandtheile beſitzen, 
bekannt zu machen, und ſelbe anzuweiſen, daß ſie bei 
den nächſt eintrettenden Verpachtungen, derſelben genau 
zu erwägen haben, ob die Nothwendigkeit einer Kauzion 
eintrette oder nicht, wornach fodann jedesmal vorläufig 
der gehörig begründete Antrag hieher zu machen ſeyn 


wird. 
Gubernial-Verordnung vom Aten Nov. 165 b. Gub. 


Zahl 68752. 
156. 


Eriftenz = Eruitung der Mannſchaft von den 
aufgeloͤſten Militaͤrkoͤrpern. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 12. v. M. Zahl 
28770, iſt anher bedeutet worden, daß das Geſchäft der 
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Eriftenz » Eruirung, welches auf ſämmtliche aufgelöfte Re⸗ 
gimenter, Bataillions und Korps, dann Transportsſam- 
melhäuſer Bezug hat, von der Eentral-Erläuterungs⸗ 
Kommiſſion an die Hofkriegsbuchhaltung übergangen ſey. 
Welches hiemit zu dem Ende bekannt gemacht wird, 
damit ſich in derley Eriftenz » Eruirungsangelegenheiten 
künftig an das galiziſche k. k. General⸗Kommando zum 
Behuf der weitern Rückſprache mit der Hofkriegsbuchhal⸗ 
tung verwendet werde. 
Guderian vom öten Nov. 1826. Gub. 
Zahl 6 * 


Wie ſich bei Sopegung der Anſpruͤche auf 
Praͤmien fuͤr Obſtbaumpflanzungen zu 
benehmen ſey. 


a man wahrgenommen hat, daß die Kreisämter die 
Erhebungen in Abſicht auf die wegen Obſtbaumzucht zu 
ertheilende Belohnung nicht gleichförmig pflegen, fo wird 
demſelben ein tabellariſcher Zuſammenſatz in den ſämmt⸗ 
lichen mit der hierortigen Verordnung vom 14ten July 
1822 Zahl 54127. geforderten Bedingniſſe enthalten find, 
mit der Weiſung zugeftellt hiernach ıfı dieſe Erhebung 
zu pflegen. ıfı 

Was in jede der Nubriken einzutragen kömmt, macht 
die Aufſchrift erſichtlich, bloß bei der Rubrik Anmerkung 
findet man zu bemerken, daß hier ſowohl der Zeitpunkt 
innerhalb welchen die Pflanzung geſchehen, als auch jener 
innerhalb welchen die Obſtbäume zur Fruchttragung ge⸗ 
langten anzumerken, die Lage des Gartens zu beſchrei— 
ben, die Art der Behandlung der Obſtbäume, ob näm⸗ 
lich dieſelben in einer geregelten Ordnung und gehörigen 
Entfernung von einander geſetzt ſind, ſomit auf für die 
Zukunft ein Gedeihen verſprechen, überhaupt ob ſchon ein 
höherer Grad der Kultur erzilt wurde zu bemerken, und 
das Gutachten, ob dem Prämienwerber die Belohnung 
zukomme oder nicht beizufügen ſey. 


ıfı 
Ueberſicht und Würdigung. 
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Würdigung. 
dung der Obſtbaͤumenzucht geſetzlich beſtimmten Praͤmien eingeſchritten Rob: 
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Diefer die Stelle des Protokolls vertrettende Zuſammen⸗ 
ſatz ift, von ſammtlichen Kommiſſionsgliedern als dem Kreis. 
kommiſſär, dem Ortspfarrer dem Dominifal » Reprefentan« 
ten, den Ortsvorſtand und denen zur Verhandlung bei⸗ 
gezogenen älteſten Gemeind⸗Glieder zu unterfertigen. 


Gee Verordnung vom 7. Nov. 1826. Gub Zahl 
418. 


158. 


Erneuerung des Verboths, wornach allen 
verwaltenden und verrechnenden Milis 
taͤr⸗Behoͤrden unterſagt iſt, Anleihen 
an baarem Gelde oder Naturalien anzu— 
nehmen. 


In Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 25ten Obtober 
l. J. Zahl 29545, wird die beiliegende, vom k. k. 
Hofkriegsrathe unterm 24. September l. J. Zahl 4284, 
an fämmtliche General⸗Kommanden erlaſſene Cirkular⸗ 
Verordnung: womit der allgemeine Verboth erneuert wird, 
wornach allen verwaltenden und verrechnenden Militär⸗ 
Behörden unterſagt iſt, Anleihen an daarem Gelde oder 
Naturalien für Rechnung des Aerars von Privaten auf⸗ 
zunehmen, zur allgemeinen genaueften Nachachtung hie⸗ 
mit kund gemacht. 


Gubernial⸗Kundmachung vom gten Nov. 1826. Gub. 
Zahl 69355. 


«it 
Verordnung 


des k. k. Hofkriegsrathes an ſaͤmmtliche Mi⸗ 
litaͤr-General-Kommanden, das Ge— 
nie= Hauptamt, Artillerie⸗Hauptzeug⸗ 
amt, Truppen = Korps - Kommando in 
Neapel, Marine » Dberfommando, Fe⸗ 
ftungs = Kommando in Mainz, an den 
General = Duartiermeifterfiab und an 
das allgemeine Militaͤr-Appellazions⸗ 
Gericht. 


Womit der allgemeine Verboth erneuert wird, 
wornach allen verwaltenden und verrech⸗ 
nenden Militaͤr⸗Behoͤrden unterſagt iſt, 
Anleihen an baaren Geldern oder Na— 
turalien fuͤr Rechnung des Aerars von 
Privaten aufzunehmen. 


ie Hofkriegsbuchhaltung hat angezeigt; fie habe aus 
den ihr zugekommenen Rechnungen der Militär⸗Verpflegs⸗ 
Magazine der vergangenen Jahre wahrgenommen, daß 
Magazins ⸗Nechnungsführer in öfteren Fällen, wo wegen 
Unzuläßlichkeit des Kaſſa⸗Verlages die kurrenten Ausla⸗ 
gen nicht beſtritten werden konnten, ohne Vorwiſſen und 
Genehmigung der betreffenden Generalkommanden, Gel- 
der von Privaten auf Rechnung des Aerars entlehnt 
haben 

Da der Verboth allgemein für alle verwaltenden und 
verrechnenden Civil- und Militär⸗Behörden beſteht, bei 
Unzulänglichkeit der Kaſſa⸗Baarſchaft, zur Beſtreitung der 
vorkommenden Auslagen, wenn fie auch noch fo drin⸗ 
gend wären, Darlehen von Privat-Partheyen aufzuneh⸗ 
men, oder aus eigenem Vermögen der ihrer Verwaltung 


anvertrauten Aerarial⸗Kaſſe⸗Vorſchüſſe zu leiſten; fo muß 
auch dieſer Grundſatz bei den Militär Verpflegs⸗Magazi⸗ 
nen, ſo wie überhaupt bei allen Militär⸗Verwaltungs⸗ 
und Verrechnungs⸗Unterbehörden, um ſo ſtrenger gehand⸗ 
habt werden, als eine Abweichung von dieſer Vorſchrift 
ſich aus mehreren Rückſichten als bedenklich darſtellet. 

Bei der in ruhigen Friedenzeiten und unter gewöhn⸗ 
lichen Umſtänden beſtehenden Fürſorge, daß alle Militär⸗ 
Kaſſen für ihre zugewieſenen Bedürfniffe ſtets mit einem 
angemeſſenen Verlagsvorſprunge bedeckt werden, kann oh⸗ 
nehin eine Verlegenheit an den erſorderlichen Geldmitteln 
nicht eintreten; ſelbſt in dem Falle, wenn durch einen zu 
fälligen Aufenthalt die Geld⸗Rimeſſen um eine, höchſtens 
zwei Wochen ſpäter einlangen, (welche Fälle überhaupt 
nur hoͤchſt ſelten vorkommen können), kann ſich doch in 
der vorgeſchriebenen monatlichen Richtigkeitspflege deßhalb 
keine Störung oder Hemmung ergeben, weil die von 
dem vorausgegangenen Monate erübrigten Kaſſa⸗Vorräthe 
jeden Falls zur Beſtreitung der kleineren, täglich oder 
wöchentlich vorkommenden kleinen Perfonal- und Arbeits⸗ 
Lohnzahlungen hinreichen; die mit den Militär-Verwal⸗ 
tungen und Verrechnungen in vertragsmäßigem Verkehre 
ſtehenden Partheyen aber für ihre, nach der Abrechnung 
entfallende, größere Forderungsgebühr einſtweilen mit 
den, von den verwaltenden und verrechnenden Individuen 
ausgefertigten und zur geſetzlichen Gültigkeit ſtets von dem 
Kontrollor dieſer Verrechnung mitgeſertigt ſeyn müſſenden 
Schuldſcheinen verſichert werden können und ſollen. 

So wie nun unter den vorangeführten Umſtänden 
jede Entlehnung an baaren Geldern von Privaten aus» 
drücklich und unbedingt verboten bleibt, fo erſtreckt ſich 
auch dieſes Verbot auf alle Gelder » Entlehnungen von 
anderen ärariſchen Kaſſen, oder Kreis-, Comitats⸗, Dele⸗ 
gazions⸗ oder Herrſchafts⸗Aemtern und auf alle Entleh⸗ 
nung an Naturalien und Materialien bei Privaten, oder 
bei anderen Staatsämtern. 

Nur für die nngariſchen Provinzen und für Sieben⸗ 
bürgen ſind, im Einvernehmen mit den beiden Hofkanz⸗ 
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leyen, ausnahmsweiſe für zwei Fälle folgende, vorgehen⸗ 
des Verboth aufrecht erhaltende Abhülfen geſtattet wor⸗ 
den; wenn nämlich durch Brand oder Ueberſchwem⸗ 
mungen eines Quartierortes und der daſelbſt geſammelten 
Vorräthe, oder durch plätzliche Militär ⸗Dislokazions⸗ 
Aenderungen ein Mangel an den ordentlichen Fürſorgen 
und Vorbereitungen entſteht. 

Nur in dieſen ausgenommenen Fällen haben die be⸗ 
treffenden Militär » Behörden, und darnach auch die Mi⸗ 
lität » Magazins » Verwaltungen der letztbenannten Pro⸗ 
vinzen, in einem von dem Militär » Kommandanten des 
Ortes, von dem Magazins⸗Kontrollor und Nechnungs⸗ 
führer gefertigten Anſuchen, von den Comitaten, oder 
wenn der Sitz desſelben nicht im Orte, dann auch die 
ſchnelle Communication mit dieſer Behörde gehindert wäre, 
von den nachſten Herrſchaftsämtern oder auch Magiſtraten 
die einſtweilige Aushülfe an den Bedürfniſſen, bis das 
General⸗Kommando mit der Landesſtelle die neuen Ein⸗ 
leitungen getroffen hat, eben ſo anzuſuchen, wie für ähn⸗ 
liche, in Kriegszeiten eintretende plötzliche Erforderniſſe 
die gleiche Hülfe im Wege der Requifizion gegen Vergü⸗ 
tung der zu berechnenden Beköſtigung ſtatuirt und vorge⸗ 
ſchrieben iſt. Auf einfeitige Zuſchriften des Verpflegs⸗ 
Magazins ⸗ Nechnungsführers oder Kontrollors und ohne 
ein derley Kommiſſtonal⸗Anſuchen werden und dürfen 
ſolche Vorſchußaushülſen nicht erfolgt werden. 

Es muß jedoch von einem jeden ſolchen Falle dem 
vorgeſetzten General⸗Kommando gleich auf der Stelle die 
Anzeige erſtattet werden. 

Damit aber auch für die auf dieſem Wege von den 
Landes ⸗ Autoritäten erlangten Hülfen, welche von den 
Militär⸗ und Comitats⸗ Behörden gegen beiderſeitig vor⸗ 
geſetzte Landesſtellen genau nachzuweiſen find, die gehörige 
Berichtigung ohne Verzug geleiſtet, und die vorgeſchrie⸗ 
bene Rechnungsrichtigkeit der verwaltenden Militär⸗Bran⸗ 
chen hergeſtellt werden könne, haben letztere über die em⸗ 
pfangenen baaren Gelder jedes Mahl eine auf die betref⸗ 
fende Kriegs⸗Kaſſe lautende Verlags⸗Quittung auszuſtel⸗ 
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len, gegen welche die den Vorſchuß leiſtende Comitats⸗ 
oder fonftige Landes- oder Kameralkaſſe den Rückerſatz an⸗ 
zuſprechen, und jedes Mahl gleich an der Stelle zu em⸗ 
pſangen hat; die Aushülfen an Naturalien und Materia⸗ 
lien aber find den Comitaten, oder herrſchaftlichen Aem⸗ 
tern, oder Magiſtraten auf die ſonſt gewöhnliche Art zu 
rezepiſſiren und unter Zulegung der einzuziehenden Ge⸗ 
genſcheine in der Rechnung interimal zu beempfangen, 
bis auch hierfuͤr die von den Länderſtellen auszumittelnde 
Vergütung in Geld geleiſtet, und ſonach die vollſtändige 
Rechnungsrichtigkeit hergeſtellt werden kann. 

In den Italieniſchen, in den Deutſchen Provinzen 
und in Galizien hat aber ſelbſt die vorangeführte Aus» 
nahme von dem hiermit erneuerten Verbothe aller Anlei⸗ 
hen nicht Statt zu finden, nachdem durch das Cirkular⸗ 
Reſkript A. Nro. 629. vom 7ten Februar 1824, im 
Einvernehmen mit der k. k. Hofkanzley, ſtatuirt iſt, daß 
und wie in Fällen, wo die Pächter zur Snbarrendirung 
nicht aufzubringen find, und auch die Abhülfe durch den 
Handeinkauf nicht möglich iſt, die Fürforge mittelſt der 
im Einvernehmen mit den Kreisämtern oder Delegazionen 
einzuleitenden Subminiſtrirung für die Zwiſchenzeit zu 
treffen ſey, bis die Sicherſtellung der Erforderniß in der 
ſyſtemiſirten Art erzielet werden kann. 

Das General- Kommando hat alſo hiernach die ge⸗ 
ſammten unterſtehenden Behörden zur künftigen genauen 
Nachachtung anzuweiſen, wobei demſelben übrigens eröff⸗ 
net wird, daß die gegenwärtige Vorſchrift auch den ſämmt⸗ 
lichen Hofkanzleyen mit dem Erſuchen und zu dem Ende 
bekannt gegeben worden iſt, damit einer Seits das erneu— 
erte Verboth, wornach es allen verwaltenden und ver⸗ 
rechnenden Militär - Behörden unterfagt iſt, Anleihen an 
baarem Gelde oder Naturalien für Rechnung des Aerars 
von Pribaten aufzunehmen, durch die betreffenden politi⸗ 
ſchen Behörden zur Verwahrung gegen jeden Nachtheil, 
der aus der Nichtrückweiſung ſolcher Anleihensanſprüche 
für Private oder Amtsbehörden entſtehen kann, mit eige⸗ 
nen Patenten publizirt, anderer Seits aber auch die Ev» 
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mitats⸗ und Jurisdikzions-Behörden in Ungarn und 
Siebenbürgen angewieſen werden, dem Militär die in 
dringenden Nothfällen erſorderlichen Hülfen, unter Beob⸗ 
achtung die dießfalls vorgeſchriebenen Sicherheitsmaßre⸗ 
geln, willfährig zu leiſten. 

Wien, den 24. September 1826. 


Friedrich Xaver Prinz zu Ho⸗ 
henzollern⸗ Hechingen, 
General der Eavallerie und Hoffriegs- 
raths⸗Präſident. 


Jofeph Freyherr von 
Stipſicz, 
General der Cavalleri und Hofkriegsraths⸗ 
Vice⸗Präſident. 


159. 
Bei Streitigkeiten zwiſchen Mauthpaͤchtern 
und Partheyen ſteht die Entſcheidung 
der Jollgefaͤllen-Verwaltung zu. 


aut hohen Hofkammerdekrets vom ı6ten Jänner 1822 
Zahl 2776. ſteht die Entſcheidung bei vorkommenden 
Streitigkeiten zwiſchen Mauthpächtern und Partheyen, über 
die beiderſeitigen Klagen bloß der Zollgefällen-Verwaltung 
zu, und da man wahrgenommen hat, daß einige Kreis- 
ämter ſich in derley Entſcheidungen eingelaſſen haben; ſo 
wird denſelben mit Bezug auf das vorerwähnte hohe Hof⸗ 
kammerdekret zur künftigen Darnachachtung mitgegeben, 
daß in allen derley Fällen das Kreisamt und die politiſche 
Obrigkeit nur in fo weit hierauf Einfluß zu nehmen ha⸗ 
de, als es die Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe er⸗ 
fordert, oder es ſich nach $. 9 des Vertrags um augen» 
dlicklichen Schutz des Paͤchters vor Beeinträchtigungen han⸗ 
delt, ohne jedoch in eine Entſcheidung der gegenſeitigen 
Klagen ſich einzulaſſen, mit welchen die Parthey an die 
kompetente Zollbehörde zu verweiſen ſind. 

Gubernial= Dekret vom roten Nov. 1826. Gub. Zahl 

66832. 


u u 


160. 


Das von dem Profeſſor Franz Fieker bear- 
beitete Werk unter dem Titel Chresto- 
mathia latina in usum auditorum philo- 
sophiae anni primi et secundi wird als 


Lehrbuch eingefuͤhrt. 


In Gemäßheit des bei Einführung des jetzigen Lehr⸗ 
Plans der philoſophiſchen Studien ausgedruckten Vorbe⸗ 
halts, ſpäterhin Chriſtomathie zu beſtimmen, deren ſich 
fuͤr das Lehrfach der lateiniſchen Philologie zu bedienen, und 
wie bei dem Gebrauche derſelben zu verfahren ſeyn werde, 
damit der Zweck dieſes Lehrfachs vollſtändig erreicht werde, 
wird in Folge hohen Studienhofkommiſſions⸗Dekrets vom 
14ten Oktober J. J. 4956. verordnet, daß ſich mit Anfang 
des 2ten Schulſemeſters hiezu, des von dem Profeſſor 
Franz Fieker, nach dem Swecke dieſes Lehrfaches bear⸗ 
deiteten, und in Wien bei Geiſtinger herausgegebenen 
Werkes, mit dem Titel, Chrestomathia latina in usum 
Auditorum philosophiae anni primi et secundi, zu 
bedienen ſey, deren Ladenpreis überall 2 fl. 20 kr. Metall⸗ 
Münze iſt Hiedurch wird es jedoch keinem Profeſſor 
benommen, falls derſelbe eine zweckmäſſiger gewählte 
Chreſtomathie zu Stande gebracht zu haben glaubt, das 
Manuſkript derſelben, unter Anzeige der beiläufigen Bo⸗ 
genzahl im Drucke, des Preiſes, und der Stärke der 
Auflage einzuſenden. 

In Abſehen auf den Gebrauch dieſer Chreſtomathie 
haben ſich die Profeſſoren des Fachs. 

itens. Dasjenige vor Augen zu halten, was über 
die Tendenz und Behandlungsart dieſes Lehrgegenſtandes 
in dem Lehrplane bemerkt ift, und wornach in der Vor» 
rede dieſer Chreſtomathie die entſprechenden methodiſchen 
Winke gegeben ſind. 

ztens. Insbeſondere iſt ſich zu hütten, daß nicht 
durch Beſchränkung des Unterrichtes auf das bloße Ueber⸗ 
fegen des lateiniſchen, oder durch lange hiſtoriſche Erlau⸗ 


terungen, der eigentliche Zweck dieſes Lehrfaches, nähm⸗ 

lich Erhaltung der Kenntniß, und Uibung auch im Spre⸗ 

chen des Lateins, verloren gehe. 

Fdtens. In jedem Semeſter muß ein hiſtoriſcher und 

ein Fee Theil dieſer Ehreftomathie behandelt 

werden. 
4tend. Der Unterricht iſt fo einzurichten, daß bins 
nen den 2 Jahren des philoſophiſchen Studium, die ganze 

Chreſtomathie durchgegangen werde, und der Studieren⸗ 

de im Stande ſey, den ganzen Inhalt des Werkes, fertig 

zu überſetzen, hinſichtlich der Sprache zu erläutern, und 
über die darin behandelten Gegenſtände lateiniſch zu ſpre⸗ 
chen, worauf bei den Prüfungen der Studien -Direkor 

genau zu wachen hat. 5 
ßtens. Von den für die lateiniſche Philologie be⸗ 

ſtimmten Lehrſtunden, iſt ein Theil, nach den allerhoͤch⸗ 

ſten genehmigten Beſtimmungen des Lehrplans, auch 
dazu zu verwenden, die Studierenden, beſonders jene 
welche ſich dem theologiſchen oder mediziniſchen Studium 
zu widmen gedenken, auch etwas im Griechiſchen, aber 
nur in ſoweit zu üben, daß die dießfalls, aus den Gym⸗ 
naſien mitgebrachte Kenntniß erhalten werde, weßhalb aber 
an der Benennung des Lehrſachs und der Rubriken in 
den Katalogen und Studien ⸗Zeugniſfen nichts geändert 
werden darf. 

Gubernial⸗Verordnung vom raten Nov., 1826 Gub. 

Zahl 67043. 
161. 

Zinſe fuͤr Quartiere der in Lemberg ſtazio⸗ 
nirten Militaͤrpartheyen werden beim 
Kriegszahlamte ausbezahlt, jene fuͤr die 
außer Lemberg befindlichen Militaͤrquar⸗ 
tiere werden bei den in jedem Kreisdislo⸗ 
zirten Regimentern und Truppenabthei⸗ 
lungen angewieſen. 


Von den — durch die k. k. Staatsbuchhaltung liquidir⸗ 
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ten ſeit ıten November 1825. gebührenden Militär⸗ 
Quartierzinſen werden blos jene im Orte Lemberg 
durch das k. k. Feldkriegszahlamt, dann die hierorts dis- 
locirten Regimentern und Abtheilungen ausbezahlt, welche 
für die Militärquartiere der zu Lemberg ſtazionirten Mi⸗ 
litärpartheyen gebühren. 

Zinſe für die außer Lemberg befindlichen Mili⸗ 
tärquartiere aber werden nicht hier, ſondern immer bei 
den — in jedem Kreiſe dislocirten Regimentern und Trup⸗ 
penabtheilungen den Quartierträgern zahlbar angewieſen. 

Dieſes haben die Kreisämter allgemein kundzuma— 
chen, weil ſich bereits mehrere Fälle ergeben haben, daß 
auswärtige Quartierträger ſich wegen Empſang des nicht 
hier, ſondern vorbeſagter maſſen bei den in den betreffen⸗ 
den Kreiſen dislocirten Regimentern und Truppenabthei⸗ 
lungen angewieſenen Zinſes nach Lemberg begeben, und 
ſich dadurch ganz vergebliche Reiſeköſten zugezogen haben. 

Gubernial Verordnung vom 18ten Nov. 1826 Gub. 
Zahl 71108. 
162. 


Die Hofverordnung, daß Unterthanen wel: 
che Holz zum Verkaufe verfrachten, ſich 
mit obrigkeitlichen Zertifikaten auswei⸗ 
ſen muͤſſen, wird außer Kraft geſetzt. 


Es hat ſich der Fall ergeben, das ein Dominium mit 
Berufung auf das im Z7ten Bande Seite 52 der politis 
ſchen Geſetze und Verordnungen Seiner jetzt regierenden 
Majeſtät abgedruckte Dekret der hohen Hofkanzley vom 
ıgten September 1811 zur Hintanhaltung der Holzdiebe⸗ 
reyen, die Einleitung getroffen hat, dieß die Unterthanen, 
welche Holz zum Verkaufe verfrachten, ſich mit obrigkeit⸗ 
lichen Certifikaten über Erwerbung und Rechtmäſſigkeit 
ihrer Ladung, bei Strafe der Einziehung und des Verfalls 
derſelben, ausweifen müßen. 

Dieſe Verfügung wurde zwar im Rekurswege von 
hieraus abgeſtellt, um jedoch zu vermeiden, daß ſie nicht 


in der nämlichen, oder in einer ähnlichen Art irgend wo 
anders in Ausübung trette, wird den k. Kreisämtern zu 
ihrem Nachverhalte bedeutet, daß das im Eingang bezo— 
gene hohe Hofkanzleydekret nicht nur nicht kundgemacht 
worden iſt, ſondern daß es auch von den darin enthal— 
tenen Beſtimmungen laut des nachgefolgten Hofkanzley⸗ 
dekres vom zoten Dezember 1812 Zahl 19296. im Grunde 
allerhöchſter Entſchließung Seiner Majeſtät einſtweilen wie⸗ 
er abgekommen ſey. 


Gubernial⸗ Verordnung vom ıdten Nov. 1826. Guß. 
Zahl. 62855. ; 


163. 
Fuͤr die Einführung der Pfarrer in die Tem⸗ 
poralien, werden denen Kreiskommiſſaͤ⸗ 
ren Reiſe und Zehrungskoſten bewilliget. 


nter den, mit hierortiger Verordnung vom 27ten Sep⸗ 
tember v. J. Zahl 54615. als stricte officiosa, durch 
die Kreiskommiſſäre ausſchließig, und ohne Diätenbezug, 
zu bewirkenden Amtshandlungen in geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten, iſt auch die Einführung der neu ernannten 
cpfründner in die Pfarrtemporalien, begriffen. 

Bei dem Umſtande jedoch, daß einerfeits die Einfüh⸗ 
rung des Pfarrers in die Temporalien nach der Andeu⸗ 
tung des hohen Hofkanzleydekrets vom 2gten März 1785, 
bis nun als kein offizioſer Gegenſtand behandelt, und die 
dießfälligen Reife und Zehrungskoſten von den neu inſta⸗ 
lirten Pfarrern getragen wurden, anderſeits den Religi⸗ 
onsfond von der Tragung der dießfalls in Aufrechnung 
kommenden Reifeköſten zu entheben, hat man ſich veran- 
laßt gefunden, die Einführung der Pfarrer in die Ten 
poralien von der Zahl der offizioſen Amtshandlungen aus⸗ 
zuſcheiden, und hiefür die entfallenden Reiſe und Zeh⸗ 
rungskoſten zu bewilligen. 

Hierbei wird jedoch den k. Kreisämtern bemerkt, daß 
zu Folge des denfelben mit hierortiger Verordnung vom 
ı4ten Auguſt 1812 Zahl 5890. bekannt gegebenen hohen 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1826. O 
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Hofkanzleydekrets vom zdten Jänner 1812. Zahl 722. 
die Einführung der Pfarrer bei Seelſorgerſtazionen, wo 
die Dotation in bloßen Geldeinkünften, es ſey aus Stif— 
tungskapitalien, oder aus dem Religionsfonde beſteht, 
nicht nöthig, bei jenen hingegen, wo zugleich Realdota⸗ 
zion beſteht, ſowohl für den Seelſorger, der die Pfarre 
antritt, als auch für die Erhaltung des Fundus instruc- 
tus, nothwendig, und ſogleich beim Antritte des Pfarrers 
mit genauer Durchgehung des Pfarrinventars vorzuneh— 
men ſey. 

Ferner gehört nach dem Wirkungskreiſe vom Jahre 
1800 nur die Einführung der Pfründner auf landesfürſt⸗ 
liche und Religionsfondspfründen zur Amtswirkfamteit 
des k. Kreisamts, und ſelbſt bei dieſen Pfründen, im Falle 
ſich das Dominium noch in den Händen des hohen Ae⸗ 
rars oder des Religionsfonds befindet, kann die dießfäl⸗ 
lige Amtshandlung an die nahe gelegenen Verwaltungen 
geleitet werden. 

Bei Pfarreyen privatae collationis hingegen ſteht 
nur in jenen Fällen den k. Kreisämtern die dießfällige 
Amtshandlung zu, bei welchen ſich noch keine, nach den 
neuen Direktiven rektifizirte Inventarien befinden, oder 
bei welchen wegen eines zwiſchen dem Patron und der 
Pfarre obwaltenden Streites, eine Schmälerung des Pfarr- 
oder Kirchenvermögens zu beſorgen wäre. 

Wo ſich jedoch bereits rektiftzirte Inventarien befin⸗ 
den, iſt die Einführung des Pfründners in die Tempo⸗ 
ralien dem Patronats-Dominium nach vorhergegange— 
ner Anweifung und Belehrung mit dem Beifage zu über« 
laſſen, daß ſelbes den dießfälligen Akt dem k. Kreisamte 
zur weitern Amtshandlung vorzulegen habe. 

Hiernach iſt ſich in Hinkunft genau zu benehmen, 
und die Handhabung dieſer Verordnung wird den k Kreis— 
ämtern unter perfönlicher Verantwortung der Amtsvor⸗ 

ſteher zur ſtrengſter Pflicht gemacht. 
Gubernial⸗Verordnung vom s7ten Nov. 1826. Gub. 
Zahl 66104. 


164, 

Bei Relizitazionen aͤrariſcher Objekte, wel⸗ 
che wegen Nichtzuhaltung der Vertrags— 
begingungen auf Gefahr ſaumſeliger 
Kontrahenten eingeleitet werden, darf 
nicht der urſpruͤngliche Fiskal- fondern, 
der letzte Erſtehungspreis zum Grunde 
gelegt werden. 


Da in jenen Fällen, wo wegen Nichtzuhaltung der 
Vertragsbedingungen auf Rechnung und Gefahr des 
ſaumſeligen Kontrahenten eine neue Verſteigerung einge. 
leitet wird, nicht das urſprüngliche Objekt — ſondern 
ſtrenge genommen der Vertrag der fahrläßigen Kontra« 
henten ausgebothen wird, ſo hat die hohe k. k. Hofkam⸗ 
mer, um möglichen Anſtänden zu begegnen mit Dekret 
vom Zoten September d. J. Nro. 20115 — 2015. anzu⸗ 
ordnen befunden, daß für die Zukunft den wegen Nicht⸗ 
zuhaltung der Vertragsbedingungen auf Rechnung und 
Gefahr ſaumſeliger Kontrahenten einzuleitenden Relizita⸗ 
zionen ärariariſcher Objekte nicht der urſprüngliche Fis⸗ 
kal ſondern der letzte Erſtehungspreis zum Grunde gelegt 
werden. 

Was den k. Kreisämtern zur Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung in vorkommenden Fallen ſolcher Relizitazio⸗ 
nen bedeutet wird. 

Gubernial⸗ Verordnung vom ziten Nov. 1626. Gub. 

Zahl 69129. 

165 


Bei Einſendung der Sterbtabellen, und 
Erbſteuerausweiſe wird Dominien und 
Magiſtraͤten die Portofreyheit bewilli⸗ 
get. 
it hohem Hofkammerdekret vom zoten Oktober 1826. 


Zahl 41458. wird den Magiſtraten und Dominien, auf 
ö D 2 
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dem Lande, bei Einſendung der Sterbtabellen, und Erb» 
ſteuer⸗Ausweiſe, an die ihnen vorgeſetzten Behörden die 
Portofreyheit gegen gehörige Journaliſirung bewilliget. 
Wovon die k. Kreisämter ſämmtliche Magiſtrate, und 
Dominien zu verſtändigen, und dieſelben zugleich anzu— 
weiſen haben, daß ſie, im Sinne der Hofverordnung 
bei Einſendung ſolcher Tabellen, und Ausweiſe auf der 
Addreſſe, ſtets den Beiſatz zu machen haben (in Erbſteu⸗ 
erſachen). 
Gubernial « Dekret vom 24ten Nov. 1826. Gub. 
Zahl 69350. 


166. 

Patrone und Dominien ſollen mit neuen 
Schulbaulichkeiten fo viel möglich ver: 
ſchont, und der Unterricht da, wo 
nicht ſchon Schulhaͤuſer beſtehen, in 
unentgeltlichen oder verzinslichen Woh⸗ 
nungen ertheilt werden. 


Die hohe Hofkanzley hat ſich an die hohe Studienhof⸗ 
kommiſſion, mit der Aufforderung verwendet, die Ein» 
leitung treffen zu wollen, daß unter den dermahligen Um⸗ 
ſtänden die Patrone und Dominien, ſo viel möglich mit 
neuen Schulbaulichkeiten verſchonet, und vielmehr ges 
trachtet werde, zu veranlaſſen, daß der Unterricht wo 
nicht ſchon Schulhäuſer beſtehen, in unentgeldlichen, oder 
auch verzinslichen Wohnungen vertheilt werde, um nicht 
den Schulunterricht, durch die ſehr fuͤhlbare Belaſtung 
der Patrone, Grundobrigkeiten, und Gemeinden gehäßig 
zu machen. 

Wovon die Kreisämter in Folge hohen Studienhof- 
kommiſſions⸗Dekrets vom 28ten Oktober l. J. Zahl 4986 
zur Wiſſenſchaſt und Darnachachtung in vorkommenden 
Fällen, verſtändiget werden. 


Guberntal⸗Dekret vom z4ten Nov. 1826. Gub. Zahl 
70447. 
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167. 

Der Beiſatz im allgemeinen gedruckten Brief⸗ 
poſttariffe „daß es Jedermann frey 
ſtehe, das Rezepiſſe ſelbſt zu ſchreiben, 
und ſich dadurch von der Zahlung der 
Rezepiſſengebühr zu befreyen“ wird 
außer Kraft geſetzt. 

Die Hochlöbliche k. k. Hofkammer hat beſchloſſen, es 

von dem in der Anmerkung des allgemeinen gedruckten 

Briefpoſttariffes enthaltenen Beiſatze: 

Es ſteht jedoch Jedermann frey das 
Rezepiſſe ſelbſt zu ſchreiben, und ſich da 
durch von der Zahlung der Rezepiſſen⸗Ge⸗ 
dühr zu befreyen; von nun an abkommen zu 
laſſen. 

Es iſt daher in Zukunft Jedermann verbunden ſo⸗ 
wohl bei der Auf- als Abgabe eines mit Rezepiſſe rekom⸗ 
mandirten Briefes das Rezepiſſe von Seite des Poſt— 
amtes anzunehmen, und dafür die vorſchriftmäßige Ge⸗ 
bühr mit 2 kr. C. M. zu entrichten. 

Welches im Grunde hohen Hofkammerdekrets vom 
arten Oktober I. J. Zahl 42598, hiemit zur allgemeinen 
Kenntniß und Nachachtung gebracht wird. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 24. Nov. 1826. Gub. 
Zahl 71828. 


168. 
Verbot der Einfuhr des Salzes aus Gali⸗ 
zien nach Schleſien und Maͤhren. 


ur Hintanhaltung der zum Nachtheile des mähriſch⸗ 
ſchleſiſchen Salzgefälls immer mehr überhandnehmenden 
Einſchleppungen des in Galizien erkauften Salzes nach 
Schleſien, und im weitern Zuge nach Mähren, hat die 
bohe Hofkammer unterm Sten July J. J. Zahl 26745. 
folgendes zu beſchließen befunden. 
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itens. Die Einfuhr des in Galizien erfauften Sal⸗ 
zes nach Schleſien und weiter nach Mähren zum eigenen 
Gebrauche, iſt nur in ſo weit geſtattet, als dieſelben den 
Betrag von fünf Wiener Pfunden nicht überſteigt. 
tens. Jede größere Quantität, welche in der Ein« 
fuhr aus Galizien betreten würde, iſt als zum unerlaub⸗ 
ten Verkehr beſtimmt anzuſehen, und zu behandeln. 
ztens. Eine Ueberlaſſung der zum eigenen Ge— 
brauche in oder unter den Betrage von fünf Wiener 
Pfunden aus Galizien eingebrachten Salzquantitäten an 
einen Anderen unter was immer für einem Titel, wird 
als ein verbotener Handel mit der Konfiskazion des betre⸗ 
tenen Salzes, oder wenn dieſes in Natur nicht mehr vor» 
handen wäre, mit Einforderung des nach den Lokal⸗Ma⸗ 
gazinspreiſen berechneten Werthes beſtraſt. 
Dieſe Beſtimmungen werden zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß und Nachachtung kund gemacht. 
Gubernial⸗ Kundmachung vom 25ten Nov. 1826. Gub. 
ö Zahl 68909. 


169. 

Das Verboth Auslaͤnder auf innlaͤndiſchen 
Lehranſtalten zuzulaſſen, findet keine 
Anwendung auf jene Individuen, die be— 
reits vor Kundmachung deſſelben or— 
dentlich aufgenommen worden ſind. 


uſolge allerhöchſter Entſchließung vom ꝛ2ten Oktober 
d. J. findet das beſtehende Verboth Ausländer auf inn⸗ 
ländiſchen Lehranſtalten zuzulaſſen, keine Anwendung auf 
jene Individuen, welche bereits vor Kundmachung 
deſſelben, bei einer innländiſchen Lehranſtalt ordentlich 
aufgenommen worden, und vermöge ihrer fittlihen und 
politiſchen Grundſätze unbedenklich ſind. 
Ein Schüler, der ſich in ſolchen Verhältniſſen befin⸗ 
det, bedarf daher zur Fortſetzung ſeiner Studien keiner 
beſondern Bewilligung, ſondern es gehört die Aufnahme 
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deſſelben als Schüler des laufenden Jahrganges lediglich 
in den Wirkungskreis der betreffenden Studiendirekzion. 
Hievon werden die k. Direktorate in Folge hohen 
Studienhofkommiſſions⸗Dekrets vom ‚ten d. M. Zahl 
5171—1278, mit Bezug auf das unterm ten Hornung 
d. J. Zahl 2492. ergangene gedrucke Kreisſchreiben — zur 
Darnachachtung in die Kenntniß gefetzt. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 2dten Nov. 1826. Gub. 
Zahl 73413. 


170. 
Die Verordnung in Abſicht auf die Beſei⸗ 
tigung der Nachtheile, welche wegen 
Kuͤrze der dreijaͤhrigen Verjaͤhrungs⸗ 
friſt bei jährlichen Abgaben, Renten 
oder Zinſungen für das Nerar entſtehen 
koͤnnen, hat auch auf die politiſchen 
Fonds- und ſtaͤdtiſche Verwaltung in 
Anwendung zu kommen. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 28ten Oktober l. J. 
Zahl 29760. iſt anher bedeutet worden, daß die Verord⸗ 
nung der k. k. allgemeinen Hofkammer vom 18ten Sep⸗ 
tember v. J. Zahl 25995 in Abſicht auf die Befeitigung 
der Nachtheile, welche wegen Kürze der dreyjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei jahrlichen Abgaben, Renten oder Zinfun- 
gen für das Aerar entſtehen könnten auch auf die politie 
ſchen Fonds und ſtädtiſche Verwaltung in Anwendung 
zu kommen habe. 

Zur weiteren Richtſchnur wird beigefügt, daß jeder 
einzelne Fall, wo wegen Eintritt der Verjährung den po⸗ 
litiſchen Fonds oder den ſtädtiſchen Renten ein Nachtheil 
erwachſen ſollte, zur Kenntniß der Hofkanzeley mit dem 
Gutachten zu bringen ſey, ob einem und welchem Be- 
amten die Urſache eines ſolchen Nachtheils zugerechnet 
und der Schadenerſatz von demſelben hereingebracht wer⸗ 
den könne. 
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Hievon werden die Kreisämter in Bezug auf die 
diesortige Eirkularverordnung vom zoten Dezember 1825 
Zahl 64387. zur genaueſten Darnachtung mit dem Be— 
deuten verſtändigt, daß alles dasjenige, was mit der erſt⸗ 
erwähnten Cirkularverordnung in Abſicht auf das höch— 
ſte Aerarium angeordnet wurde, auch rückſichtlich der po⸗ 
litiſchen Fonde, und der ſtädtiſchen Verwaltung zu be⸗ 
obachten ſey, und daß ſonach jeder Fall, wo aus Ver— 
ſchulden eines Beamtens wegen der eingetretenen Vers 
jährung einem politiſchen Fonde, oder einer ſtädtiſchen 
Verwaltung irgend ein Nachtheil zu gehen ſollte, zur 
diesortigen Kenntniß zu dem Ende gebracht werden müſſe, 
damit ſolcher anbefohlenermaſſen der höchſten Behörde 
angezeigt werde. 

Hievon haben die k. Kreisämter die unterſtehenden 
Magiſtrate zu ihrer genaueſten Darnachachtung, und da⸗ 
mit ſich die ſtädtiſchen Beamten vor Verantwortung und 
Erſatz zu bewahren wiſſen, zu verſtändigen. 

e Dekret vom 27ten Nov. 1826. Gub. Zahl 
72920. 


171. 

Abſtellung des Mißbrauches, Pferde in ihrer 
erſten Jugend einzuſpannen, auf der 
Weide zu knaͤbeln, und mit ausgemu— 
ſterten Aerarial-Beſchellern zu belegen. 


Obſchon aus früheren Jahren in Abſicht auf die Em- 
porhebung der hierländigen Pferdezucht, Belehrungen 
beftehen, macht man demungeachtet die unliebſame Er⸗ 
fahrung, daß ſolche noch immer nicht die gewünſchte 
Wirkung auf den hierländigen Landmann äußern; ſo 
beſteht faſt überall noch der höchſt ſchädliche Mißbrauch, 
die Pferde in ihrer erſten Jugend ſchon einzuſpannen 
auf der Weide zu knäbeln, und mit erfauften ausge« 
muſterten Aerarial- Beſchällern zu belegen, welche Un⸗ 
füge offenbar ein ſehr nachtheiliges und weſentliches Hin⸗ 
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derniß des Fortſchreitens der hierländigen Pferdezucht 
find; die k. k. Kreisämter haben daher mittelſt der Domi⸗ 
nien im geeigneten Wege dahin zu wirken, daß der hier⸗ 
ländige Unterthan vor den Folgen dieſer einleuchtend ſchäd⸗ 
lichen Vorgängen gewarnt, und davon ſo viel möglich 
abgehalten werde. 


Gubernial⸗-Verordnung vom 27ten Nov. 1826. Gub. 
Zahl 71313. 


27 

Die Vorſchrift hinſichtlich des bei Relizita⸗ 
zionen zum Grunde zu legenden Aus— 
rufspreiſes wird auch auf Relizitazionen 
von Lieferungen von Objekten des Oeko⸗ 
nomikums der Staͤnde, Staͤdte, Ge⸗ 
meinden und Wohlthaͤtigkeitsanſtalten 
ausgedehnt. 


5 5 hohe k. k. Hofkanzley hat mit Dekret vom gten 
J. M. Nro. 30756— 2891. verordnet, die von der k. k. 
allgemeinen Hofkammer untern Zoten September d. J. 
Zahl 20115 2013. anher erlaſſene, mit hierortigen Er⸗ 
laſſe vom 21.1. M. 3 69 129. bekannt gegebene Weiſung hin⸗ 
ſichtlich des bei einzuleitenden Relizitazionen ärarialiſcher 
Objekte zum Grunde zu legenden Ausrufspreiſes, auch 
in allen Fällen, wo Relizitazionen von Lieferungen von 
Objekten des Dekonomikums der Stände, Städte, Ge 
meinden und Wohlthätigkeitsanſtalten Statt finde, in 
Anwendung zu bringen. 

Wovon die Kreis ämter zur Wiſſenſchaft, und Dar⸗ 
nachachtung verſtändiget werden. 


Gubernialdekret vom agten Nov. 1826. Gub. Zahl 
74267. 
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175. 

Fuͤr die Fahrbarkeit der Zufuhrswege zu 
Steinbruͤchen und Schottergruben ha⸗ 
ben die Zufuhrskontrahenten der Deck— 
ſtoffe Sorge zu tragen. 


an hat beſchloſſen, daß die Zufuhrswege zu den von 
dem Streſſenfonde benützten Steinbrüchen und Schotter⸗ 
gruben nicht mehr vom Straſſenfonde unterhalten wer⸗ 
den ſollen, und es den Zufuhrskontrahenten der Deck— 
ſtoffe zu überlaſſen ſey, für die Fahrbarkeit dieſer Wege 
Sorge zu tragen, wovon die k. Kreisämter zu ihrer Wiſ⸗ 
fenſchaft und Darnachachtung mit dem Bedeuten in die 
Kenntniß geſetzt werden, daß unter einem die k. Straſ⸗ 
ſenbau⸗Direkzion die erforderliche Weiſung erhalte. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 1. Dez. 1826. Gub. Zahl 
71604. 


174. 
Die Poſtſtrecke zwiſchen Manaſterzyska und 
Nizniow wird auf ein und eine halbe 
Poſtſtazion erhoͤht. 


Die Poſtſtrecke zwiſchen Monaſterzyska und Nizniom 
in Galizien wird vom 1. Dez. d. J. angefangen, ſowohl 
für ärarial als Privatritte von 14 auf eine und eine halbe 
Poſtſtazion wegen des geſetzlichen Längenmaßes erhöht, 
und die Verreitungszeit für Eſtaffeten und für die Be- 
förderung der Briefpoften von zwei ein halb auf drei 
Stunden beſtimmt. 

Welches hiemit im Grunde hohen Hofkammerdekrets 
vom 24ten Oktober J. 3. Zahl 42185. zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht wird. 


Gubernial⸗ Kundmachung vom Zten Dez. 1826. Gub. 
Zahl 71253. 


175. 

Behandlung der in Zivildienſte uͤbertret⸗ 
tenden Militär Offiziere und Audito⸗ 
ren ruͤckſichtlich der Karakteurs und 
Karenztaxen. 


eine Majeſtät haben mit a. h. Entſchlißung vom 31. 
Oktober l. J. in Betreff der Tarbehandlung der in Zivil— 
dienſte übertrettenden Militär » Offiziere und Auditoren 
folgende Beſtimmungen feſtzuſetzen geruhet: 

itens. Die Karenztaxe iſt von den unmittelbar aus 
einer Militär » Dienftleiftung in Zivildienſte übertrettenden 
Offizieren nur von jenem Betrage zu entrichten, um 
welchen ihr Zivilgehalt die bezogene Dffiziers » Gage ohne 
Berückfichtigung der Nebenemolumente, überſteigt. 

ztens. In Anfehung der penfionirten Offizieren hat 
es bei den dießfalls beſtehenden Vorſchriften zu bewenden. 

ztens. Die Karakterstaxe haben ſowohl die aus der 
Militär⸗Dienſtleiſtung, als die aus dem Penſionsſtande 
Übertrettenden Offiziere nur in jenem Falle zu entrichten, 
wenn fie eine Zibilbedienſtung erlangen, mit welcher nach 
ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmung ein höherer Karak— 
ter verbunden iſt, als mit ihrer früheren Offiziers⸗Charge. 

Atens. Offiziere, welche quittirt haben, find, wenn 
fie auch den Dffiziers » Karakter beibehalten haben, bet 
ihrer Anſtellung im Civile, hinſichtlich der Tarbemeſſung, 
wie neu Angeſtellte aus dem Zivildienſte zu behandeln. 

Stens. Nach dieſen Vorſchriften find auch die Au 
ditoren bei Erlangung einer Zivilbedienſtung zu behan⸗ 
deln, und haben felbe, wenn fie zu Staabsauditore— 
«befördert werden, nur von dem Mehrbetrage des Gehaltn 
gegen jenen ihrer früheren Gage die Karenztaxe zu bes 
zahlen. 

Von dieſer mit hohem Dekrete der k. k. allgemeinen⸗ 
Hofkammer vom 13ten v. M. 3. 45167. bekannt gemach⸗ 
ten allerhöchſten Entſchließung wird demnach das General⸗ 
Taxramt zur künftigen Nachachtung verſtändigt. 

Gubermal⸗Dekret vom aten Dez. 1826. Gub. Zoßt 
74957. 


176, 


In Konkurs- und Verlaſſenſchaftsfaͤllen 
vorfindige Kreutzpartikeln und Reliquien 
muͤſſen an das Konſiſtorium oder den 
Ortsſeelſorger uͤbergeben worden. 


Mi: hohem Hofkammerdekret vom 16ten v. M. ift an» 
her eröffnet worden, daß mit allerhöchſter Entſchließung 
vom loten d. M. Se. Majeftät anzubeſehlen geruhet ha⸗ 
ben; daß, da Kreuzpartikeln, und Reliquien kein Gegen« 
ftand der Schätzung und Veräußerung ſeyn, deren Ver⸗ 
kauf ſowohl in⸗ als außer dem Verſteigerungswege, ſo 
wie auch deren Beſchlagnehmung in Konkurs- und Ver— 
laſſenſchaftsfällen, dann deren Uibertragung, an Akatho⸗ 
liken als Erben nicht geſtattet werde; daß daher in allen 
dieſen Fällen, wenn ſich Kreuzpartikeln, oder Reliquien 
in ſogenannten Reliquarien befinden, mit Zuziehung eis 
nes Kommiſſärs des katholiſchen Konſiſtoriums, wenn 
dieſes im Orte ſich befindet, ſonſt aber des akatholiſchen 
Orts⸗Seelſorgers die Kreuzpartikeln, oder Reliquien von 
der Faſſung zu trennen, und daß wenn dieſes unthunlich 
befunden werden ſollte, dieſelbe ſammt der Faſſung an 
das Konſiſtorium, oder den Ortsſeelſorger zu übertra⸗ 
gen ſey. 

Von welcher allerhöchſter Entſchließung die k. Kreis⸗ 
ämter zur Wiſſenſchaft mit dem Beifatz in Kenntniß ge⸗ 
fegt werden, daß hievon der geſammte Kuratklerus durch 
die betreffenden Konſiſtorien in Kenntniß geſetzt und zu⸗ 
gleich belehret werde, wie ſich die Ortsſeelſorger hiebei zu 
benehmen, und wie ſie über die übernommene heilige 
Sache zu verfuͤgen haben. 

Gubernial⸗ Verordnung vom sıten Dez. 1826. Buß. 
Zahl 75162. 


177. 
Aufhebung der Weg- und Bruͤckenmauth 
zu Markowa, Stanislawower Kreiſes. 


it hohem Hofkammerdekrete vom 4. Oktober I. J. 
Zahl 59895. iſt die in Markowa, Stanislawower Kreiſes 
beftandene Weg und Brückenmauth aufgehoben worden. 

Welches hiemit zur Kenntniß gebracht wird. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom ıdten Dez. 1826. Gub. 
Zahl 74101. 


178. 
Wenn der Wille eines Erblaſſers nichts ge⸗ 
ſetzwidriges enthaͤlt, muß derſelbe genau 
befolgt werden. 


n der Nebenlage wird der Kammerprokuratur und 
Buchhaltung eine Abfchrift des hohen Hofkanzley⸗ . 
dekrets vom 16ten November d. J. Zahl 52187—4251. 
daß ſalls der Wille eines Erblaſſers nichts geſetzwidriges 
enthalt, derſelbe genau zu defolgen ſey, zur Wiſſenſchaft 
und genaueſten Darnachachtung mitgetheilt. 

Gubernial⸗Verordnung vom 15. Dez. 1826. Gub. Zaßl 

74960. 


Ile 
Hofkanzleydekret vom 16ten November 1826 
Zahl 52187-4251. 


in Erblaſſer hat mit Teſtamente zu ſeinem Univerſal⸗ 
erben, minderjährige Nichten mit der Beſchränkung einge⸗ 
ſetzt, daß dieſe erſt nach Verlauf von 50 Jahren in den Genuß 
dieſer Erbſchaft zu treten haben, bis wohin die Einkünfte 
der letzteren zu eben ſo viel täglichen Meſſen, als dadurch 
bedeckt werden, zu verwenden ſind. 
Nachdem durch diefe Teſtamentsbeſtimmung beinahe 
jede Wahrſcheinlichkeit entfernt wurde, daß die Erben 
wirklich in den Genuß der Erbſchaft jemal treten, nach⸗ 


dem die Nichten 13 bis 18 Jahre alt find, und außer⸗ 
dem die letzteren nebſt ihrer Mutter in Armuth leben, 
ſo bemühten ſich die Erben von geiſtlichen und weltlichen 
Behörden die Abänderung obiger Stiftung dahin zu er⸗ 
wirken, daß von der Erbſchaft ein immerwährendes Ber 
nefizium für eine tägliche heilige Meſſe errichtet, der Reſt 
derſelben aber den Erben ſogleich eingeantwortet werde. 

Die Angelegenheit ift vor Sr. Majeftät gebracht 
worden, und Allerhöchſt dieſelben haben mit allerhöchſter 
Entſchließung vom ııten d. M. zu entſcheiden geruhet: 
„ daß, da der Wille des Erblaſſers nichts geſetzwidriges 
enthält, derſelbe genau zu befolgen ſey, und ſich dieſes 
die Behörden für ähnliche Fälle zur genauen Richtſchnur 
zu nehmen haben.“ 

In dieſer letztern Beziehung erhält ſomit die Lan⸗ 
desſtelle die Mittheilung von dem beſagten Falle, damit 
ſie ſich in vorkommenden Fällen nach der allerhöchſten 
Willensmeinung zu benehmen wiſſe. 


U 
179. 

Behandlung älterer Militaͤr-Forderungen 
aus den Jahren 1796 — 1798, über wel⸗ 
che die Dokumente mangeln und die 
Praͤſtanten nicht bekannt ſind. 


Seine Majeſtät haben über die Allerhöchſtdenſelben zur 
Entſcheidung vorgelegten Frage, ob bei jenen aus den 
Jahren 1796— 1798. ſich herleitenden Altern Militär⸗For⸗ 
derungen, über welche die Dokumente mangeln, und die 
Präſtanten nicht bekannt ſind, die Vergütungsbeträge von 
den Bezirksobrigkeiten für das Concretum des Bezirks in 
Anſpruch genommen werden dürfen? mit allerhoͤchſter 
Entſchlieſſung vom zıten des I. M. folgendes anzuordnen 
geruhet: 

»In fo fern derley Militär - Leiftungen entweder 
gus den Bezirks ober Gemeindkaſſen beſtritten, oder 
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im Wege von Verträgen, für den Bezirk oder die Ge⸗ 
» meinde in der Art erfüllt wurden, daß die Kontrahen⸗ 
» ten von dieſen Bezirken oder Gemeinden ihre Beftiedi⸗ 
» gung erhielten, oder noch an dieſelben anzufprechen ha« 
» ben, iſt die Gefammtheit des Bezirkes oder der Ges 
» meinde als Eigenthümer der Forderung zu betrachten, 
» und die Zahlung des für liquid erkannten Betrages aus 
dem Staatsſchatze zu leiſten. « 

»In ſo ferne aber bei den in der Frage ſtehenden 
»Leiſtungen die Bezirks und Gemeinde Verwaltungen 
» nur als Organe der Repartizion und Einhebung einge- 
» ſchritten find, bleibt das unmittelbare Verhältniß des 
» einzelnen Lieferungs⸗Präſtanten als Gläubigers zu dem 
» Staate als Schuldners unverrückt, und find dem Staate 
» in denjenigen Fällen, wo der Gläubiger oder fein Rechts- 
» nachfolger nicht ausfindig gemacht, oder von demſelben 
v ſein Recht nicht auf geſetzliche Art erwieſen werden kann, 
» die nach den Geſetzen zuſtehenden Rechte vorzubehalten.« 

Wovon die k. Kreisämter Folge hohen Hofkanzley⸗ 
dekrets vom 29ten November 1826. Zahl 33280, zur ei⸗ 
genen Richtſchnur in vorkommenden Fällen hiemit in die 
Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial⸗ Verordnung vom ıdten Dez. 1826. Gub. 
Zahl 78644. 


180. e 
Die Herabſetzung der Diäten um ein Fünf⸗ 
theil hat auch bei den Diäten der Pris 
vataͤrzte und Wundaͤrzte einzutreten. 


a Seine Majeſtät mit allerhöchſter Entſchließung vom 
ıten Auguſt 1825 allerhöchſt anzuordnen geruhet haben, 
daß ſämmtliche Diätenklaſſen um ein Fünftheil vom ıten 
November 1825 angefangen, herabzuſetzen ſeyen, ſo hat 
dieſe Herabſetzung nach dem hohen Hofkammerdekret vom 
agten Oktober d. J. Zahl 45700 487 4. auch bei den 
Diäten der Privatärzte und Wundärzte, welche für die 
erſteren mit 4 fl. M. M. für die letztern mit 2 fl. M. M. 
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bis zum Zeitpunkte der allerhöchſt angeordneten Herab⸗ 
ſetzung feſtgeſetzt waren, einzutreten. 

Den Privatärzten und Wundarzten find daher, wenn 
der Fall eintritt, daß ſie den beſtehenden Vorſchriften ge⸗ 
mäß mit Diäten betheilt werden ſollen, die um ein Fünfe 
theil herabgeſetzten Diäten, und zwar den Aerzten mit 
Drei Gulden 12 kr. C. M. den Wundärzten mit Einem 
Gulden 36 kr. Konvenzionse Münze zu erfolgen. 

Wovon das betreffende Sanitäts⸗Perſonale zu ver⸗ 
ſtändigen iſt. 

Gubernial-Verordnung vom abten Dez. 1826. Gub. 

Zahl 76184. 

181. 


Beſchraͤnkung der unverhaͤltniß ſich mehren 
den Zahl der Studierenden, dann Ein= 
führung des Unterrichtsgeldes an ſaͤmmt⸗ 
lichen Gymnaſien und philoſophiſchen 
Lehranſtalten. 


ach dem Inhalte des allerhoͤchſten Kabinets⸗Schreibens 
dom ı2ten April I. J. macht es die mit jedem Jahre 
zunehmende, ſowohl dem Bedarfe des Staates nicht an⸗ 
gemeſſene, als dem allgemeinen Beſten zuwider laufende 
Vermehrung der Studierenden, an den Studien-Anſtal⸗ 
ten der Monarchie und die Beforgniß, was endlich aus 
der übergroßen Menge der Studierenden in der Folge 
werden ſoll, nothwendig, fuͤrzudenken, und ernſtliche Raß⸗ 
regeln zu ergreifen, damit hierin ein angemeſſenes Ver⸗ 
hältniß hergeſtellt werde. 

In Gemäßheit der mit hohen Studienhofkommiſſt⸗ 
ons⸗ Dekrete vom Aten November 1826. Zahl 4448. er⸗ 
öffneten allerhöchſten Entſchließung vom ı ıten September 
J. J. welche über den hinſichtlich dieſes Gegenftandes cr» 
ſtatteten allerunterthänigſten Vortrag erfolgt iſt, werden 
folgende Verfügungen angeordnet, damit der unverhält⸗ 
nißmäſſig ſich mehrenden Zahl der Studierenden, gehö⸗ 
rige Schranken geſetzt werden. 
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I.) Die ſchon vorlängſt in den beſtehenden Studien⸗ 
vorſchriſten anbefohlene genaue und verläßliche Sichtung 
und Auswahl der Jünglinge, welche zu den Studien zu⸗ 
gelaſſen werden ſollen, muß mehr als es bisher geſchehen 
ift, geſichert werden. Zu dieſem Ende müffen 

itens. die Jünglinge, welche aus der Hauptſchule in 

die ite Grammatikalklaſſe übertretten, nebſt dem, daß 
don denſelben, die in den bishörigen Anordnungen vor⸗ 
geſchriebenen Ausweiſe gefordert werden, einer genauen 
Vorprüfung unterzogen werden, ob ſie die zu dem Ein⸗ 
tritte in die Gymnaſtal⸗ Studien nöthigen Vorkenntniße, 
und die zu den gelehrten Studien erforderliche Fähigkeit 
beſitzen. Dieſe Vorprüfung iſt von dem Grammatikalleh⸗ 
rer, und von dem Präfekten des Gymnaſtums, an wel⸗ 
ches der Jüngling überteitt, in den erſten Tagen des 
Schuljahrs vorzunehmen, und hat über die Zulaſſung 
des Juͤnglings zu entſcheiden. 

ztens. So wie durch die bereits beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, ein Minimum des Lebensalters beſtimmt iſt, 
unter welchem kein Jüngling in das Gymnaſtal⸗Studium 
aufgenommen werden darf, ſo iſt in Zukunft auch kein 
Jüngling mehr in die erſte Grammatikal⸗Klaſſe aufzu- 
nehmen, welcher das 14te Lebensalter uͤberſchritten hat. 

Stens. Die bereits beſtehende Vorſchrift, daß in 
keine Gymnaſtalklaſſe mehr als höchſtens 80 Schüler für 
ein Lehrzimmer aufgenommen werden ſollen, iſt buch⸗ 
ſtädlich in Vollzug zu fegen. 

Bei dem Andrange einer ſtärkeren Schülerzahl, hat 
lediglich die beffere Fortgangsklaſſe, in den früheren Schule 
zeugniſſen, und die erwieſene mehrere Fähigkeit des Jüng⸗ 
lings und wo ſich dieſe Beurtheilungsgründe gleich dar⸗ 
ſtellen, das Domizilium der Aeltern, oder deren Stelle 
vertreter dergeſtallt zu entſcheiden, daß, wo dieſes Domi⸗ 
zilium außerhalb des Ortes des Gymnaſiums, oder einem 
onderen Gymnaſtum bedeutend näher iſt, der die Auf⸗ 
nahme anfuchende Schüler abgewieſen wird. . 

Uibrigens wird durch dieſe Vorſchrift der Schülee 
nicht ſchlechterdings von dem Studieren zuruͤgeckwieſen, ſon⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1826. 2 


dern dem von einem Gymnaſium abgewiefenen Schüler, 
bleibt es noch immer frey, ein anderes minder zahlreiches 
Gymnaſium zu beziehen, oder nach der unten folgenden 
Vorſchrift, durch den Eintritt in eine Nebenklaſſe, für 
ſeinen Unterricht zu ſorgen. x 

4tens. Auch an den philoſophiſchen Studien » An» 
ftalten, durfen in Zukunft nirgends mehr Studierende, 
als in den hiezu beſtimmten Hörſale ordentlich Raum 
zum Sitzen haben, und auf keinen Fall für einen Hör⸗ 
ſal mehr als höchſtens 250 aufgenommen werden. Bei 
ſtärkerem Andrange iſt ſich in Anſehung der Beſtim⸗ 
mung, welche zugelaſſen werden ſollen, nach den nähm⸗ 
lichen Grundfägen zu benehmen, welche für die Gym⸗ 
naſialſchulen oben vorgeſchrieben werden. 

II.) Die in neuerer Zeit voruͤbergehenden Urfachen, 
wegen zu ſehr vermehrten gelehrten Bildungsanſtalten, 
und zu häufig eröffneten Wege zu den höhern Studien, 
ſollen allmählig auf die dem bleibenden Bedürfniſſe ent⸗ 
ſprechende Zahl herabgeſetzt werden, um hierüber eine 
fefte Richtſchnur zu haben, iſt dabei nach folgenden 
Grundſätzen zu verfahren. 

ıtend. Die Geſtattung des Privatſtudiums, muß 
nur auf ſolche Individuen befchränft werden, welche wirk⸗ 
lich im Stande find, die höheren Auslagen die ein or⸗ 
dentliches Privat-Studium erfordert, zu tragen. 

Es darf daher daſſelbe in Zukunft nirgends geſtattet 
ſeyn, wo es blos der Koſtenerleichterung wegen einge⸗ 
ſchlagen wird. 

. ztens. Fuͤr kein Gymnaſſum, welches in den deut 

ſchen Provinzen, außerhalb der Hauptſtädte derſelben, 
ſeit dem Jahre 1802 errichtet, oder wieder hergeſtellt wor⸗ 
den iſt, wird in der Regel irgend eine Unterſtützung, 
aus irgend einem öffentlichen Fonde zu verabfolgen ſeyen, 
wenn es nicht das einzige in dem Kreife iſt. 

ztens. Die Stiftung für eine Ordens⸗Gemeinde, 
welche einige Lehranſtalten zu beſorgen hat, wird nur 
dann als hinlänglich angeſehen werden, wenn dieſelbe zu» 
reicht, auf jede 10 Individuen, welche fuͤr die Beſorgung 
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der Lehranſtalten nöthig find, noch eines zu unterhal⸗ 
ten, welches noch in der Bildung begriffen, oder im Ru⸗ 
heſtande iſt. 

gtens. Für jene Jünglinge, welche bei Feſthaltung 
des allerhöchſten angeordneten Maximum der Schülerzahl, 
die für ein Gymnaſtal⸗Lehrzimmer aufgenommen wer⸗ 
den darf, mit dem Anſuchen um die Aufnahme, in die 
ordentliche Hauptklaſſe abgewieſen werden müffen, wird 
zwar die Errichtung einer Nebenklaffe geſtattet. Jedoch 
dürfen ſolche Nebenklaſſen, nur für die Grammatifal« 
klaſſen, aber ſchlechterdings nicht für die Humanitäts⸗ 
klaſſen beſtehen; fie müffen mit einem über dorſchrifts⸗ 
mäſſige Prüfung fähig erkannten Supplenten verſehen feyn, 
und in voller Verbindung mit dem Gymnaſtum, daher unter 
der Aufſicht der Präfekten bleiben. Die Koſten der Herſtel⸗ 
lung einer folchen Nebenklaſſe, muß den Aeltern der Schüler 
obliegen, welche an der Nebenklaſſe Theil nehmen. Nur 
wo in dem Schulgebäude ein Lokale disponibel iſt, kann 
dieſes zur Benützung für die Nebenklaſſe unentgeltlich 


überlaſſen werden. \ 
III. Die übermäſſige Erleichterung der Koſten des 


Studierens, welche aus vorübergehenden Urſachen in 
neuerer Zeit eingeführt, und an den meiſten Orten, bis 
zur gänzlichen Enthebung der Schüler von irgend einer 
Laſt für den Unterricht geſteigert worden iſt, muß der⸗ 
mahlen nach dem Aufhören jener Urſachen, wieder be⸗ 
feitiget werden. 

In dieſer Hinſicht, zugleich aber in der Abſicht, um 
die Unterrichtsgelder Stipendien für dürftige aber ausge⸗ 
zeichnete Studierende, auf einen dem Zwecke mehr ent⸗ 
ſprechenden Betrag ſetzen zu können, wurde 

ıtens. mit der durch hierortiges Kreisſchreiben vom 
aten Oktober l. J. Zahl 61765. kundgemachten aller- 
höchſten Entſchließung vom ı5ten September l. J. das 
Unterrichtsgeld an denjenigen Lehranſtalten, wo es bisher 
in W. W. gezahlt wurde, auf einen beſtimmten Betrag 
auf Konv. Münze umgeſetzt. 

ztens. Das in ſolcher Art für jede De feſtge⸗ 

2 
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ſetzte Unterrichtsgeld hat an allen Gymnaſten und philo⸗ 
ſophiſchen Lehranſtalten ohne Unterſchied, mit bloßer Aus⸗ 
nahme von Tyrol, Dalmazien und des Lombardiſch ver 
netianiſchen Königreiches, dann mit Ausnahme der bloßen 
Haus » Studien zu beſtehen. f 
Die k. k. Kreisämter werden von dieſem allerhöchſten 
angeordneten Verfügungen zur eigenen Wiſſenſchaft mit 
dem Bedeuten in Kenntniß geſetzt, daß dieſelben mit Aus- 
nahme des Unterrichtsgeldes welches ſchon für das lau⸗ 
fende Schuljahl entrichtet werden muß, mit dem nächſten 
Schuljahre in Ausführung gebracht werden. 
Gubernial-Dekret vom ıgten Dez. 4826. Gub. Zahl 
72695. 


Ad Poſtzahl 181. 
Einfuͤhrung des Unterrichtsgeldes an ſaͤmmt⸗ 
lichen Gymnaſien und philoſophiſchen 
Lehranſtalten. 


Alerhöchſt Seine Majeftät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchließung vom zıten September l. J. mittelſt hohen Stu⸗ 
dien⸗Hoſkommiſſions⸗Dekrets vom 4. November l. J. 3. 
4448 die Einführung des Unterrichtsgeldes an allen Gym⸗ 
naſien und philoſophiſchen Lehranſtalten, in dem für die 
zu Lemberg bereits beſtehenden Lehranſtalten feſtgeſetzten, 
mit bierortigem Kreisſchreiben vom 24ten Oktober l. J. 
Zahl 61765. kund gemachten Ausmaße, nämlich: für je⸗ 
den Gymnafial» Schüler pr. 8 fl. Konv. Münze, und für 
jeden Hörer der philoſophiſchen Studien pr. 12 fl. Konv. 
Münze jährlich, anzuordnen geruhet. 

Welches mit der Bemerkung zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß gebracht wird, daß die Entrichtung dieſes neu einge⸗ 
führten Unterrichtsgeldes, mit dem gegenwärtigen Schul⸗ 
jahre ihren Anfang zu nehmen hat. 
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182. 
Herabſetzung des Ausgangszolls fuͤr rohen 
und gehechelten Hanf. 


* 

Die hochlöbliche k. k. allgemeine Hofkammer hat nach 
gepflogener Rückſprache mit der k. ungariſchen Hofkanz— 
ley, um den Anbau und die Ausfuhr des Hanfs zu be— 
fordern, beſchloſſen: den gegenwärtigen Ausgangszoll für 
den rohen und gehechelten Hanf von ſechs und dreyßig 
Kreutzer, bis auf weitere Beſtimmung, auf achtzehn 
Kreutzer für den Centner Sporco herabzuſetzen. 

Welches im Grunde hohen Hofkammerdekretes vom 
ııten d. M. Zahl 45594. mit dem Bedeuten zur allge. 
meinen Kenntniß gebracht wird, daß die Wirkſamkeit dies 
ſes neuen Zolles von dem Tage der Kundmachung die⸗ 
fer hohen Entſchlieſſung zu beginnen hat. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom 2bten Dez. 4836. Gub. 
Zahl 74263. 
183. 
Errichtung eines ordentlichen oͤffentlichen 

Lehramtes der Comptabilitaͤts⸗ Wiſſen⸗ 

ſchaft an den Univerſitaͤten zu Prag und 


Lemberg. 

eine Majeftät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
dom zoten Oktober d. J. für die Uniperſttäten zu Prag 
und Lemberg ein ordentliches öffentliches Lehramt der 
Comptabilitäts-Wiſſenſchaft zu errichten, und zu dewilli⸗ 
gen geruht, daß für jedes dieſer Lehrämter, ein Gehalt 
jährlicher Ein Tauſend Zwey Hundert, Gulden Metall⸗ 
Münze, ohne Vorrückung in einen böheen Gehalt fpfte- 
miſirt werde. 

Zur Beſetzung dieſer Lehrämter, mit welchen die Ob⸗ 
liegenheit, täglich durch anderthalb Stunden Vorleſung 
zu halten verbunden iſt, wird der Konkurs auf den 27ten 
Hornung k. J. ausgeſchrieben 

Gubernial⸗Verordnung vom 27ten Dez. 1826. Gub. Zapf 
79973. 


* 
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184. 


Bei Wiederanſtellung der Quieszenten fin⸗ 
det die Verguͤtung der Ueberſiedlungs⸗ 
koſten nicht ſtatt. 


eine k. k. Majeftät haben laut hohen Hofkammerde⸗ 
krets vom igten November d. J. Nro. 45146-4500. 
mit allerhöchſter Entſchließung vom 5 1ten Oktober d. J. 
anzuordnen geruht, daß bei der Wiederanſtellung eines 
Quieszenten, eine Vergütung der Ueberſiedlungskoſten 
nicht Statt zu finden habe, jedoch dürfe in beſonders 
ruͤckſichtwuͤrdigen Fällen, und nur, wenn der Quieszent, 
wenn er angeſtellt geblieben wäre, nach den beſtehenden 
Vorſchriften in einen Ueberſtedlungsbeitrag erhalten hätte 
auf einen Beitrag zu den durch deſſen Wiederanſtellung 
veranlaßten Ueberſtedlungskoſten bei Seiner Majeftät ein⸗ 
geſchritten werden. 

ee vom »7ten Dez. 4626. Bub. Zahl 

0 . 


185. 


Verlegung des Debreciner Jahrmarkts auf 
den Zoten April. 


Laut der anher gelangten Eröffnung der königl. hunga⸗ 
riſchen Statthalterey vom 28ten November l. J. wird der 
in Debrecin ſonſt am Sanct » Georgi Tage, das ift am 
a4ten April abgehaltene Jahrmarkt, kommenden Jahr 1827 
an, auf den Zoten April verlegt. 
Gubernial⸗Kundmachung vom 28ten Dezemb. 1826. Gub. 
Zahl 80925. 
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Alphabetiſches 
Verze ichn i 
ber 


ß 


in der Probinzialgefepfammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1826. enthaltenen 


Verordnungen. 


A. 
Adeliche Richteramtstaxe zu deren Verech⸗ 
nung find Berlaffenfhaftsmaffen nach 
dem Kurſe zu 250 auf Konv. Muͤnz zu⸗ 
rückzufuͤhren 
— wegen Verbrechen verurtheilte; Er 
laͤuterung der §§. 23. und 446. des J. 
Theils des Strafgeſetzbuches in Bezug 
auf deren Entfegung von allen Vorzuͤgen 
Adelsſache. Aufnahme des Fürſten Heinrich 
Rohan Guemine und ſeiner eheleiblichen 
Nachkommen in den Fuͤrſtenſtand des Koͤ⸗ 
nigreichs Boͤhmen . 
Adler k. k. deſſen Führung wird Judenge⸗ 
faͤllspaͤchtern unterſagt f 
Adminiſtratoren der pfarrſpirttualien; Mo⸗ 
dalitaͤten zur Verrechnung der Kirchenein⸗ 
fünfte durch ſelbe a 5 3 
Aeltere Militaͤrforderungen aus den Jahren 
1796. 1798. über welche die Dokumente 


49 57 


20 28 


119 47 


117 143 


mangeln und die Praͤſtanten nicht bes 
kannt ſind deren Behandlung 5 

Aemter landes fuͤrſtliche ſollen gar nicht oder 
nicht klaſſenmaͤßig geſtempelte Urkunden 
der Siegelgefaͤllenadminiſtrazion anzeigen 
und den’ Partheyen ihre 2 
bekannt machen 

Aerarial⸗Steuern eingehobene, die dies⸗ 
faͤlligen Renumerazionen der Magiſtrats⸗ 
beamten haben in die ſtaͤdtiſchen Kaſſen 
einzufließen 8 

Aerarial⸗Beſcheller aus gemuſterte; die Be⸗ 
legung der Pferde mir ſelben wird abges 
ſtellt 0 

Aerariſche Objekte bei derer Relizitazionen 
muß der letzte Erſtehungspreis zum Grun⸗ 
de gelegt werden . 

Aerzte, die Herabſetzung der Diäten um ein 
Fünftheil hat auch bei den Diaͤten der 
Privataͤrzten und Wundaͤrzten einzutreten 

Agenten diplomatiſche fremder Staaten; als 
ſolche duͤrfen oͤſterreichiſche Untethanen 
keine Anſtellung annehmen 

Akatholiſche Glaubensgenoſſen werden zur 
Ehrerbiethung bei Vorübertragung des 
Hochwürdigſten angewieſen 

Akatholiſche Superintendenten wie ſich nach 
deren Ableben mit dem 1 
archiv zu benehmen ſey 7 

Akten alte landrechtliche zur Vertilgung ge⸗ 
eignete; Aufforderung der Partheyen zur 
Behebung der in ſelben befindlichen Ur⸗ 
kunden 

Altſandez Stadt wird zur Vertheilung der 
Pferde- und Hornviehzuchtpraͤmien für 
den Sandecer Kreis beſtimmt . . 

Alumnatikum, deſſen Abrechnung wird bei 


Seitz 


Zahl der 
Ver ord. 


179 222 


25 33 


119 124 


171 216 


164 211 


180 223 


144 176 


33 59 


87 104 


99 118 


142 174 


Berechnung des Erbſteueraͤquivalents der 
Geiſtlichkeit nicht geſtattet . . z 
Anhang zur Subarrendirungsinſtrukzion; 
daß Ortsgemeinden zur Subminiſtrirung 
für garniſonirende Truppen nie, für mars 
ſchierende hoͤchſtens dei unvorhergeſehenen 
größeren Truppenmaͤrſchen verhalten wer⸗ 
den dürfen 8 0 5 8 
Anlehen an baarem Gelde oder Naturalien 
wird denen verwaltenden und verrechnen⸗ 
den Militär » Behörden neuerdings unter⸗ 


ſagt @ 6 . 8 . . 
Anſprüche auf Prämien für Obſtbaumpflan⸗ 
zungen wie ſich dei deren Erdebung zu 
benthmen ſey . 5 1 x 
Anſtellung der Beamten diesfaͤlliges Ver. 
fahren . . . 5 . . 
— — der Staatsbeamten; die Vorſchrif 
hinſichtlich des dies faͤlligen Verfahrens iſt 


auch dei Anſtellungen von ſtaͤndiſchen, 


ſtaͤdtiſchen und Fondsbeamten zu betrach⸗ 
ten R ; r e 3 x 
— — als diplomatiſche Agenten fremder 
Staaten durfen oͤſterreichiſche unterthauen 
nicht annehmen P . 5 y 
— — beim Zivile haben Militär »Unter- 
offiziere und Gemeine bei ihren vorſtehen⸗ 
den Regiments oder Bataillons-Komman⸗ 
den einzureichen 85 A a e 
Apotheken dürfen die Apotheker ohne Be⸗ 
willigung der Landesſtelle nicht verkau⸗ 
fen oder an einen andern üͤberlaſſen 
Apothekers ⸗Witwen, die von felben aufs 
zuſtellenden Proviſors muͤſſen Ab mit ihren 
Diplomen und Übrigen wiſſenſchaftlichen 
und moraliſchen Zeugnißen ausweiſen 
Archiv wie ſich ruͤckſichtlich deſſelben nach dem 


ge dee 
erordn, 


Seite 


59 73 


125 158 


158 200 


157 198 


93 109 


109 129 


144 176 


138 170 


10 14 


10 14 


Ableben akatholiſcher Superintendenten zu 
benehmen fy . 2 0 : 
Armuths⸗ Zeugniffes deren gewiſſenhafte 
Austellung wird Pfarrern und Ortsobrig⸗ 
keiten und Judengemeindvorſtaͤnden ein⸗ 
ED e A Be 
— — Zeugniße duͤrftiger Partheyen zur 
Erwirkung der Vormerkung oder Nach— 
ſicht der Gerichtskoſten; mit welchen Das 
ten ſelbe verſehen ſeyn müſſen > ’ 
Auditoren in Zivildienſte Übertrettende de⸗ 
ren Behandlung rückſichtlich der Karak⸗ 
teurs⸗ und Karenztaxen 4 R R 


Ausfubrszoll deſſen Beſtimmung für Meer⸗ 
aale 

Ausgangszoll neuer für hunganriſchen Tabak 
wird beſtimmt . K 

— — deſſen Herabſetzung für die rohe 
Floretſeide und Seidenabfaͤlle aller Art 

— — deſſen Herabſetzung für rohen und 
ungehechelten Hanf . 

Ausgemuſterte Aerarial⸗ Beſcheller, die Ve⸗ 
legung der Pferde mit ſelben wird abge⸗ 


ſtellt 0 . . „ . . 
Ausländer auf inlaͤndiſchen Lehranſtalten 
aufzunehmen; dieß Verboth findet keine 
Anwendung auf die vor Kundmachung 
deſſelben aufgenommenen Individuen 
Ausländern wird der Beſuch inlaͤndiſcher 
Lehranſtalten unterſagt N 
Ausländifche Lotterieloſe werden verbothen 
Auslieferung; hiezu find auch jene preußi⸗ 
ſche Unterthanen geeignet die in einem Al⸗ 
ter eingewandert ſind, wo ſie noch nicht 
militaͤrpflichtig waren . 
Ausrufspreis bei Nelizitazionen rariſcher 


Seite 


Zahl der 
Verordn. 


87 104 


16 25 


113 139 


175 219 
29 36 
22 30 
85 103 


182 229 


171 216 


166 214 


21 29 
68 104 


153 195 


Objekte muß der letzte Erſtehungspreis 
zum Grunde gelegt werden 8 
Ausrufspreis bei Relizitazionen zum Grun⸗ 
de zu legenden, die dießfaͤllige Vorſchrift 
wird auf Lieferungen, Objekte des De= 
konomikums, der Staͤdte, Gemeinden 
und Wohlthaͤtigkeitsanſtalten ausgedehnt 


B. 


Barmherzige Schweſtern deren Inſtitute 
werden von der jaͤhrlichen Rechnungslage 
über die Verwaltung des eigenen Vers 
moͤgens enthoben . 

Barmherzigen Orden wird die Erbfahigkeit 
auf unbeſtimmte Zeit eingeraͤumt . q 

Bauern Wirthſchaften; Aeltern und Geſchwi⸗ 
ſter wirklicher Befiger derſelben, wenn fie 
keine Handwerker find, find von der Per⸗ 
ſonalſteuer befreht . B 

Bäume an Straffen, Erneuerung der Bor 
ſchrift gegen deren muthwillige Beſchaͤdi⸗ 


ung 4 9 8 5 r . 

Baumgärtners Naturlehre wird als . 
buch eingeführt . F 

Beamten bei den Dominien; von dem vor⸗ 
geſchriebenen Maßſtab »das Einkommen 
eines Juſtiziaͤrs, Oekonomen, Manda⸗ 
tars u. ſ. w. zwiſchen einem Maximum 
von ooo, und Minimum von 250 fl. 
zur Bemeſſung der Klaſſenſteuer anzu— 
nehmen! kommt es ab 


— — ſcaͤdilſche; wie ſich bei deren Dien⸗ 


ſtesentlaſſungen zu benehmen ſey . a 
— — oder Diener landesfürſtliche, welche 
eine Penſion oder Proviſion beziehen, 
muͤſſen, wenn ſie bei einer ſtaͤdtiſchen oder 


172 217 


2 


94 112 


123 137 


98 117 


100 119 


78 93 


Sondsverwaltung angeſtellt werden, auf 
die Aerarial-Penſion oder Provifion vers 


zichten . N . 8 
Beamten landesfürſtliche; Vorſchrift über 


das Verfahren bei Anſtellung derſelben 
— z die Vorſchrift hinſichtlich des Ver⸗ 
fahrens bei Anſtellung der Staatsbeam⸗ 
ten iſt auch bei Anſtellungen von ſtaͤndi⸗ 
ſchen, ſtaͤdtiſchen und Fondsbeamten zu 
beobachten f g 0 E . 
— Sache; bei gerichtlichen Unterſu⸗ 
chungen verwendeten hebraͤiſchen Dollmet⸗ 
ſchern wird Ein Gulden Konv. Muͤnz taͤg⸗ 
lich bewilliget . 5 

— — das penſionirten Se bei 
ihrer Anſtellung im Zivile zugeſtandene 
Mehrdrittheil wird nicht auf die blos mit 
Gnadengehalten betheilten ausgedehnt . 
— — Vize ⸗Staatsbuchhalters⸗Wit⸗ 
wen wird die 3 Penſton mit 
350 fl. bewilliget 

— — Bluts verwandte 7 Geſchwiſter⸗ 
kinder, dann in der Seitenlinie verwand⸗ 
te oder verſchwaͤgerte Perſonen dürfen bei 
derſelben Gerichtsbehoͤrde nicht angeſtellt 
werden. 

— — das Tabakaufſc teperſonale fol 
ſeine Amtshandlungen mit 
und Redlichkeit vornehmen 7 

— — Nachtraͤgliche Erläuterung wer 
gen Prüfung der Konzeptöfandidaten . 
— — Behandlung der in Zivildienſte 
uͤbertretenden Militaͤroffiziere und Audi⸗ 
toren rückſichtlich der Karakteurs⸗ und 
Karenztaxen 8 

— — die Herabfegung der Diäten um 
ein Zünftheil hat auf den bei den Diaͤten 


2 Seite 


Zahl der 
Verordn 


109 129 


13 19 


58 71 


77 93 


97 119 


112 136 


145 176 


175 219 


I der 
dn. 
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65 8 aa 
der Privatärzten und Wundaͤrzten einzu⸗ 
treten a 180 223 


Beamten -Sache; dei Wiederanſtellung der 
Quieszenten findet die Vergütung der Ues 
berſiedlungskoſten nicht Statt . 184 230 

Behörden welche die Klaſſenſteuerfuͤrſchrei⸗ 
bungen zu veranlaſſen haben, follen bei 
bedenklichen Faſſionen auf die ſpezifiſche 
Nachweiſung des Einkommens dringen 42 49 

— — militaͤriſcheu verwaltenden oder vers 
rechnenden wird jedes Anleihen an baa⸗ 
rem Gelde oder Naturalien unterſagt 158 200 

Beichtgeheimniße; Klagen gegen Pfarrer 
wegen deren Verletzung gehören nicht zur 
politiſchen Unterfuchung 9 . . 75 90 

Belzec (nach) wird das Lubpezaer Komerzial⸗ 
zollamt uͤberſetzt 0 d 2 . 32 39 

Beſchaͤdigungen fremden Eigenthums find 
nach dem F. 74. des Strafgeſetzbuches 
uͤber Verbrechen zu beſtrafen, weun auch 
der Schaden nicht über 25 fl. beträgt 62 74 

— — muthwillige an Straſſen, Brücken 
oder Bäume, Erneuerung des diesfaͤlligen 
Verboths. 2 h . * 98 117 

Beſcheinigungen über Straſſenarbeiten 
und Erforderniſſen muͤſſen mit der Mit⸗ 
fertigung des Wegmeiſters verſehen feyn 38 44 

eſcheller arariſche ausgemuſterte; die Be⸗ 
legung der Pferde mit ſelben wird abge⸗ 
ſtellt 5 . d 8 . 171 216 

Beſchwerden der Unterthanen, wo die Ver⸗ 

jährung eintritt; wie dabei fuͤrzugehen. 30 37 
eurlaubte zur Waffenuͤbung nicht einge- 
rückte, deren Behandlung . . 151 194 

Bibliotheken oͤffentliche dürfen keine Roma⸗ 
ne oder bloße Unterhaltungsſchriften noch 
das Konſervazionslerikon (in auslaͤndi⸗ 


ſcher Auflage) an die ſtudierende Jugend 
verabfolgen 8 

Bier zum Nachfüllen (Fülbier) deffen Ber 
freyung von ſtaͤdtiſchen Getraͤnkerzeugungs⸗ 
und Verzehrungsaufſchlag wird auf die 
einheimiſchen Biererzeuger in Landſtaͤdten 
ausgedehnt € 3 

— — Erzeugungs methoden neue, in wie 
ferne die Ausuͤbung der hierauf verlie⸗ 
henen Privilegien in den propinazionsbe⸗ 
rechtigten Provinzen geſtattet werden fönne 

Biribis Spiel; für rg wird die Strafe 
beſtimmt . 

Biſchoͤfliche Ordinariate; denſelben unter⸗ 
liegen die zur Erthellung des Religions- 
unterrichts aufgenommenen Privatlehrer 
ruͤckſichtlich der Beurtheilung ihrer Faͤhig⸗ 


keiten . 
Bisthum in Spniec; deffen eberfegung nach 
Tarnow 


Blutsverwandte dürfen bei einer bud vn 
ſelben Gerichtsbehoͤrde nicht angeſtellt wer» 
den 7 4 - 

Böhmifher Fürſtenſtand; Aufnahme des 
Fuͤrſten Heinrich von Rohan Guemine 
feiner drei Söhne der Prinzen Karl, Vils 
tor und Ludwig, dann ſeiner eheleiblichen 
Nachkommen in ſelben B 

Bojana ſtampier Poſtſtrecke nach Tihuze 
wird auf eine und ein Viertel Poſt her⸗ 
abgeſezz . 

Brandwein Erzeugungs methoden neue, in 
wie ferne die Ausübung der hierauf ver— 
liehenen Privilegien in den propinazions⸗ 
berechtigten Provinzen geſtaltet werden 
koͤnne P 

Briefpoſt⸗ nn allgemeiner; der in ſel⸗ 


S Sele 
S8 
140 172 
55 41 
1 1 
122 156 
82 100 
150 193 
79 94 
20 28 
26 34 
1 1 


den enthaltene Beſitz, daß es Jedermann 

frey ſtehe, das Rezepiſſe ſelbſt zu ſchrei— 

ben, und ſich von der Zahlung der Res 

zepiſßengebühr zu befreien wird l . 

geſetzt 167 213 
Bruͤcken; Erneuerung der Vorſchrift gegen 

deren mulhwillige Beſchaͤdigung 28 117 
Srüdenmautd; deren Errichtung zu Zaryte 61 74 


— deren Errichtung zu Neumark 124 187 
Bruͤckenmauthſtazionen = KRegulirung auf 

der Warſchauer Kommerzialſtraſſe 13 19 
Bruͤckenmauth zu Markowa, deren Aufhe⸗ 

bung 177 221 


Bruͤnnen öffentliche deren Herſtelung und 
Erhaltung beſonders in den von Militaͤr 


bequartirten Stazionen . 65 76 
Bukowiner Kriminal deren Trennung von 
der Zivil- Juſtitzverwaltung 2 126 159 
C. 


Cartel erneuertes zur Auslieferung der De⸗ 
n n Oeſterreich und Sardi⸗ 


148 185 
a wie Im: rückſichtlich derfelben Nen 
Vermiethung ſtaͤdtiſcher Haͤuſer, Wohnun— 
gen, Gewoͤlber und dergleichen zu beneh- 
men ſey 155 196 
Cavallerie-erckazionemannſchaft; deren Ver⸗ 
pflegung in jenen Orten, wo weder ein a 
Magazin noch eine Subarrendirung$vor- 
ſorge beſteht : 92 109 


Chrestomathia latina in usum iter Ain 
philosophiae anni primi et secundi 
vom Profeſſor Franz Fieker bearbeitete, 
wird als Lehrbuch eingeführt 2 160 206 
Chriſtenlehre fonntägige , zu deren 115 


gen Abhaltung werden Seelſorger ange⸗ 
wieſen 8 

Chriſtliche Kinder dürfen von jüdiſchen pri 
vatlehrern weder in lebenden Sprachen 
noch in Elementargegeuſtaͤndeu unterrich⸗ 
tet werden 

— — Geſellen un Lehrjunge dürfen die 
juͤdiſchen Meiſter nicht halten ‘ 

Comptabilitaͤts⸗Wiſſenſchaft; Errichtung dis 
nes ordentlichen oͤffentlichen Lehramtes an 
den Univerſitaͤten zu Prag und Lemberg 

Concurs » Fälle, in ſelben vorfindige Kreutz⸗ 
partikel und Reliquien ſollen an das Kon⸗ 
ſiſtorium oder an den Seelſorger abgege⸗ 
ben werden 2 

Conſeriptions⸗ Revision; dievon find die 
Pfarrer jederzeit zu benachrichtigen > 

Contumaz ämtliches Perſonale; Beſtimmung 
der Quartierskompetenz fuͤr felbes . 

Conventions » Münze; in felber werden die 
Impfpreiſe allgemein verabfolgt . 3 

Converſationslexicon (in auslaͤndiſcher 
Auflage) duͤrfen oͤffentliche Bibliotheken 
au die findierende Jugend nicht verab⸗ 
folgen f 

Coramiſirung der militäriſchen Faſſungs⸗ 
quittungen; dießfaͤllige Vorſchrift . 


D. 


Debreciner Jahrmarkt wird auf den Zoten 
April verlegt. . . . 
Deſerteurs⸗ Auslieferungsfartel erneuertes 
„zwiſchen Oeſterreich und Sardinien . 
Diäten werden Kreisfommiffären bei Einfuͤh⸗ 
rung der Pfarrer in die Temporalien be⸗ 
williget . . 6 8 . 


73 89 


140 172 


141 173 


185 230 
148 185 


163 209 


Diäten deren Herabſetzung um ein Füͤnftheil 
hat auch bei den Diäten der Privatärzten 
Hund Wundaͤrzten einzutreten 2 . 
Diener landesfürſtliche, welche eine Penfion 
oder Proviſton beziehen, muͤſſen, wenn 

fie bei einer ſtaͤdtiſchen oder Fonds verwal⸗ 
tung angeſtellt werden, auf die Aerariale 


penfion oder Proviſton verzichten 107 120 


Dienſtesentlaſſungen der Magiſtratsbeam⸗ 
ten wie ſich hiebei zu benehmen ſey A 
Diplomatiſche Agenten fremder Staaten; 
als ſolche dürfen oͤſterreichiſche untertha⸗ 
nen keine Anſtellung annehmen . 8 
Dollmetſchern hebraͤiſchen wird bei gericht⸗ 
lichen Uuterfuhungen Ein Gulden Konv. 
Münze täglich bewilligen 3 . 
Domaradzer Straſſenſtrecke nach Ulanice 
führende, Erhoͤhuug der Wegmauthgebühr 
bminien wird die Eintreibung der gericht⸗ 
lichen Taxpoſtporto und Stempelgebüh⸗ 
ren zur Pflicht gemacht = 0 3 
wird bei Einfendung der Sterbta= 
bellen und Erbſteuerausweife die Porto⸗ 
freyheit bewilliget h 5 . . 
— — hoben die Auslagen bei Rekruten⸗ 
ſtellungen zu tragen . 5 . . 
— — haben bei Todesfaͤllen der Militaͤr⸗ 
perſonen zwar ihr Amt zu handeln, von 
Verfaſſung eines Inventars aber ſich bis 
auf Anſuchen der kompetenten Behoͤrden 
zu enthalten . 8 5 . 
Dominien ſollen die Pfarrgemeinden zur reis 
heweiſen Abholung des Seelſorgers zur 
Ertbeilung des Religionsunterrichts aufs 
fordern. . > 5 . 2 
— —  folfen mit neuen Schulbaulichkeiten 
möglichſt verfhont werden. a 
Prob. Geſebſ. v. Galizien 1825. Q 


= 


78 83 


144 176 


13 19 


108 129 


16 25 


165 211 


52 59 


64 76 


79 94 


166 2˙˙2 


Dominikal-Beamten, von den vorgeſchrie⸗ 
benen Maßſtab, » daß Einkommen eines 
Juſtiziaͤrs-Ekonomen, Madatars zwiſchen 
einem Maximum von 1000 und Miui⸗ 
mum von. 250 fl. zur Bemeſſung der 
Klaſſenſteuer anzunehmen « kommt es ab 

— — Repraͤſentanten follen bei Schulsi- 
ſitazionen erſcheinen R 

Dotazionsgruͤnde der Schullehrer in Anfes 
hung der von felben zu entrichtenden 
Grundſteuer haben die naͤmlichen Grund— 
ſaͤtze zu gelten, welche wegen Entrichtung 
derſelben durch die W feſt⸗ 
geſetzt fi „nd K 

Dreißigſtaͤmter hungariſche follen Fuhr⸗ 
Handelsleute und Reiſende nicht umge⸗ 


hen 8 8 N * 8 
Duͤrftige Partheyen; mit welchen Daten 
deren Armuthszeugniſſe zur Erwirkung der 
Vormerkung oder Nachſicht der Gerichts⸗ 
koſten verſehen ſeyn müffen . a 


E. 


Ehen jüdiſche geſetzwidrige ſollen nicht zuge⸗ 
laſſen werden . 

Eid, Vorſchrift wegen deſſen Abnahme von 
Mahomedanern 

Eigenthum fremdes, deſſen N 
find nach dem $. 74. des Strafgefegbus 
ches uͤber Verbrechen zu beſtrafen, wenn 
auch der Schaden nicht über 25 fl. be⸗ 
trägt 

Eitpoftfabrt; deren Einführung von Wien 
über Brünn nach Lemberg und zurück 

Einfuhrszoll; deſſen Beſtimmung für Meer⸗ 
aale x N = = . 


47 54 


115 139 


83 101 
131 164 


62 74 
28 35 
29 36 


Einfuhrsverboth des galiziſchen Salzes 
nach Schleſten und Mähren 5 . 
Eingangs Sollfäge Beiſtimmung für Zucker 
Zuckermehl und Weintraubenfyrup 2 
Einziehung heimfaͤlliger Güter; Beſtimmung 
des diesfaͤlligen Verfahrens. 5 8 
Ekonomen von dem vorgeſchriebenen Maß⸗ 
ſtab deren Einkommen zwiſchen einem 
Maximum von 1000 und Minimum von 
250 fl. zur Bemeſſung der Klaſſenſteuer 
anzunehmen kommt es ab 8 2 
Elementar-Beſchaͤdigungen; Erläuterung 
der Grundfaͤtze zu diesfaͤlligen Steuer⸗ 
uachlaͤſſen 


— — Squlen; Vorſchrift wegen Beiſchaf⸗ 
fung und Vertheilung der Praͤmien an 
ſelben 8 8 F 2 . . 

— — Unterricht, zu deſſen Ertheilung in 


jenen Orten wo keine Volksſchulen beſte⸗ 
hen, werden die Seelſorger aufgefordert 
Eltern wirklicher Beſitzer von Bauernwirth— 
ſchaften, wenn ſie keine Handwerker ſind, 
find von der Perfonalſteuer defreyt 4 
Entlaſſungen der Magiſtratsbeamten vom 
Dienſte, wie hiebei fürzugeben fey 7 
Entlaßſcheine obrigkeitliche, deren Stem⸗ 
pelbefreyung wird auf den ganzen mit 
der Verhandlung eines derlei Aktes ver⸗ 
bundenen Schriftwechſel ausgedehnt N 
Entſetzung verurtheilter Standesperſonen von 
ihren Vorzügen; dießfaͤllige Erläuterung 
der §§. 23 und 446. des I. Theils des 
Strafgeſetzbuches 5 2 . 8 
Entſieglung der zollaͤmtlich angewieſenen 
Waarenkolien fol von politiſchen Behörs 
den und Ortsobrigkeiten auf dem Rüden 
der Bollete beſtattigt werden 8 ° 


Q 2 


168 213 
51 58 
66 77 
998 
46 53 
23 30 
135 168 
123 157 
78 93 
152 194 
49 87 
31 38 


Epidemie, biebei haben die Gemeinden die 
Fuhr für das Sanitaͤtsindividuum ohn⸗ 
entgeldlich zu leiſten . 


Erbfaͤhigkeit wird barmherzigen Oben auf 


unbeſtimmte Zeit eingeraͤumt P 
Erblaſſer wenn deren Wille nichts geſetzwi⸗ 
driges enthält, muß denſelben genau be= 
folgt werden 
Erbfteuer = Aequivalent der Geiſtlichkeit; bei 
deſſen Berechnung wird die Abrechnung 
des Alumnatikums nicht geſtattet . 8 
— — Ausſchreibung für das Jahr 1827 
— — Betraͤge auch größere koͤnnen erbs 
ſteuerpflichtige Parthepen von oͤffentlichen 
Kreditspapieren nach dem Kurſe, den dieſe 
Papiere am Todes tage des Erblaſſers hat⸗ 
ten in Conv. Münze berichtigen. N 
— — Aus weiſe, bei deren Einſendung 
wird Dominien und Magiſtraten die Por⸗ 
kofreiheit bewilliget . . 
Erfuͤllungs⸗ Caution, wie ſich ruͤckſichtlich 
derſelben bei Subarrendirungsverhandlun⸗ 
gen zu benehmen ſey . 
Erſtehungspreis letzter muß bei Relizita⸗ 
zionen zum Grunde gelegt werden . 
Erwerbſteuer⸗Erklaͤrungen; wegen deren 


verzoͤgerten Eingaben verhängte Strafen 


ſollen Ortsobrigkeiten ſogleich dem Kreis⸗ 
amte anzeigen 

— — deren Einhebung von Khrrhebeinden. 
Gewerbsleuten . 

— — wie diesfaͤllige Sablungen i in der Ab⸗ 
ſtattung zu behandeln ſind . 5 . 
— Ausſchreibung für das Jahr 1827. 

Exrekuzions⸗ Faͤlle hiebei darf das zum un⸗ 
terthaͤnigen Wirthſchaftsbetrieb erforderli- 
che Getreide, Holz, Futter, Geraͤthe und 
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165 211 


3 


164 211 


17 26 
27 34 


36 42 
105 125 


Vieh nicht abgeſondert in die Exekuzion 
gezogen, fondern nur mit dem unbeweg⸗ 
lichen Gute zugleich gepfaͤndet, geſchaͤtzt 
und verſteigert werden 
Exekuzions⸗ = Mannfhaft von — Kavallerie, 
deren Verpflegung in jenen Orten, wo 
weder ein Magazin noch eine Subarren= 
dirungsvorſorge beſteht 8 
riftenz Eruirung der Mannſchaft von den 
aufgeloͤſten Militär = Körpern 1 . 


F. 


Familien oder Geſchlechtsnamen in wie ferne 
eine Veranderung derſelben bewilliget wer⸗ 

2 den darf © . 0 . * 5 

Faſſionen bedenkliche, diesfalls ſollen Be⸗ 
hoͤrden, die die Klaſſenſteuerfaſſionen zu 
veranlaffen haben, auf die fpezififche Nach⸗ 
weiſung des Einkommens dringen 

Faſſungsquittungen militaͤriſchez Bon 
wegen deren Koramiſtrung . 

Feiertage an ſelben dürfen keine Jagden 60 
halten werden „ 

Feilſchaften der Preiſe müſſen in den mo 
natlichen Marktpreistabellen in Conv. 
Munz berechnet und angeſetzt werden, 
dieß faͤlliges Formulare . 2 

Feuer fuͤr die Rettung eines Menſchen aus 
ſelben wird die Taglia beſtimmt . . 

Feuerlöſchordnungs⸗ Patent wird neuer⸗ 
dings in Erinnerung gebracht R 

Beuerfhäden; 5 fiebe Elementarbeſchadigungen. 

euerſicherheit zu dieſem Behuf ſollen aller 

2 Orten Nachtwachen aufgeſtellt werden 

Cieker Franz, Profeſſor; das von folben bes 
arbeitete Werk. Chrestomathia latina 
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72 88 
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88 105 


42 49 
141 175 


121 156 


129 162 
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39 44 


39 44 


in usum anditorum philosophiae 
anni primi etsecundi wird als Lehr: 

buch eingeführt . 5 8 > 
iſcherei freie wird den Soltyſen geſtattet . 
Floretſeide Herabſehung des Ausgangszolls 
für ſelbe . 0 R 2 4 4 
Fonds ⸗ Beamten; bei deren Anſtellung iſt die 
„Vorſchrift hinſichtlich des Verfahrens dei 
Anſtellung der Staatsbeamten genau zu 
beobachten 5 8 5 2 . 

— — poolitiſche auf felbe hat die Verord⸗ 
nung in Abſicht auf die Beſeitigung der 
Nachtheile welche wegen Kuͤrze der drei— 
jaͤhrigen Verjaͤhrungsfriſt entſtehen koͤn⸗ 

nen in Anwendung zu kommen . 

— — Verwaltungen; bei ſelben angeſtell⸗ 
te penſionirte oder proviſtonirte landes⸗ 
fürstliche Beamten oder Diener muͤſſen auf 

die Aerarial-Penſion oder Proviſion ver⸗ 
zichten . 5 5 5 . : 
Forderungen an das Militär aus den Jah⸗ 
ren 1796—1798. über welche die Do⸗ 
kumente mangeln und die Praͤſtanten nicht 
bekannt find, deren Behandlung. 8 
Formulare zur Verfaſſung der monatlichen 
Marktpreistabellen wird vorgeſchrieben . 
Fortifikatoriſche Mauermeiſter; Beſtimmung 
der Quartierskompetenz für felbe . » 
Freizügigkeit s Vertrag des Vermögens 
zwiſchen Oeſterreich und Modena. a 
Fremdes Eigenthum deſſen Beſchaͤdigungen 
find nach dem F. 74. des Strafgeſetzbu⸗ 

ches Über Verbrechen zu beſtrafen, wenn 

auch der Schaden nicht über 25 fl. Des 

= tragt * . . * « 
Frühzeitig eder todtgeborene Kinder ſollen 
am Kirchhofe auf einem abgefouderten 
Orte begraben werden 
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160 206 
44 52 


85 103 


109 129 


170 215 


101 220 


96 113 


Fuhren für Sanitaͤtsindividuen follen die Ge— 
meinden bei ausgebrochenen Epidemien 
oder Viehſeuchen ohnentgeldlich leiſten . 

Fuhrleute ſollen ſich zur Reiſe nach Hungarn 
mit vorgeſchriebenen Paͤſſen verſehen, die 
Kommerzialſtraſſe nicht verlaſſen, noch die 
k hungariſchen Dreyßigſt und Zollaͤmter 
umgehen . 

Fuͤllbier ſogenanntes, deſſen Befrepung von 
ſtaͤdtiſchen Getraͤnkerzeugungs⸗ und Ver⸗ 
zehrungsaufſchlag wird auf die einheimi— 
ſchen Biererzeuger in Landſtaͤdten aus⸗ 

gedehnt . 5 

Fürſtenſtand des Königreichs Böhmen; Auf 
nahme des Fürſter Heinrich Rohan Gues 
mine ſeiner 3 Söhne der Prinzen Karl 
Viktor und Ludwig, dann feiner eheleib⸗ 
lichen Nachkommen in felben 

Futter für das Vieh zum unterthänigen Wirth⸗ 
ſchaftsbetrieb erforderliches darf in Exe⸗ 
kuzionsfaͤllen nicht abgeſondert in die Exe⸗ 
kuzion gezogen, ſondern nur mit dem 
unbeweglichen Gute zugleich gepfaͤndet 
geſchaͤtzt und verſteigert werden . 5 


G. 
Galiziſches Salz deffen Einfuhr nach Schleſien 
und Mähren wird verbothen . ? 


Garniſonirende Truppen; zur Subminiſtri⸗ 
rung der Verpflegsbeduͤrfniſſe für ſelbe 
dürfen Ortsgemeinden nie verhalten wers 
den . 

Gefäntspäntern jüdischen wird die Führung 
des k. e. Wappens oder Adler unterſagt 

Geiſtliche Pfarrer ſollen von der bevorſte⸗ 


47 54 


35 41 


20 28 


72 88 


168 213 


125 158 


119 147 


henden Konffriptiond » Revifion unterrich⸗ 
tet werden 


Geiſtliche Pfarrer ſollen bei Juventirung oder 


— 


Reinventirung der Pfründen die erforders 
lichen Behelfe vorbereiten 

— Pfarrer; denſelben wird die gap e 
hafte Ausſtellung der Armuths zeugniſſe 
eingeſchaͤrft 8 8 

— Kleriker der Regularord en konnen die 
Pruͤfung aus den Obligatſtudien der Phi— 
loſophie auf einmal an einer oͤffentlichen 
Lehranſtalt taxfrei zuruͤcklegen 8 . 
— Klagen gegen Pfarrer wegen Vers 
letzung der Beichtgeheimniſſe gehören nicht 
zur politiſchen Unterſuchung 2 . 
— Seelſorger duͤrfen keine Militaͤrper⸗ 
ſon ohne Erlaubniß der kompetenten Mi⸗ 
litaͤr⸗Behoͤrden trauen 8 

— Pfarrgemeinden follen durch die Do⸗ 
minien zur reiheweiſen Abholung des Seel» 
ſorgers zur Ertheilung des Religions un⸗ 
terrichts aufgefordert werden 8 

— Zeugniſſe über das von Regularklä⸗ 
rikern hinterlegte beſchraͤnktere philoſo⸗ 
phiſche Studium haben bei ihrem Aus- 
tritt keine Giltigkeit 1 Aufnahme in * 
here Studien . 

— Superintendenten akatholiſche; wie 
ſich nach deren Ableben mit dem Super: 
intendentalarchiv zu benehmen ſey . 
— Pfarrer, was bei deren Geſuchen 
um Tax⸗ und Stempelvormerkung in 
Rechtsſtreitigkeiten zu beobachten ſey 5 
— Orden der barmherzigen; denſelben 
wird die Erbfaͤhigkeit auf BET 


Zeit eingeräumt . 


— Pfarrgenoſſen, die ſich weigern bei 
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39 106 


94 112 


ihrem Pfarrer zu erſcheinen, follen durch 
die Ortsobrigkeit hiezu verhalten werden 

Geiſtliche Wfarrſpiritualienadminiſtratoren; 
Modalitäten zur Verrechnung der Kirchen⸗ 
einkuͤnfte durch ſelbe . 8 

— — Seelſorger werden zur Ertheilung 
des Elementarunterrichts, wo keine Volks- 
ſchulen beſtehen, und zur fleikigen Abhal⸗ 
tung der Chriſtenlehre angewieſen . £ 

— — uiiberfetzung des Tyniecer Bisthums 
nach Tarnow 

— — Pfarrer bei deren Einführung in die 
Temporalien werden Kreiskommiſſaͤren Rei⸗ 
ſe⸗ und Zehrungskoſten bewilliget 8 

Geiſtliches Legendenbuch des Pater Martin 
Kochem bei Verlaſſenſchaften vorfindi⸗ 
ges; deſſen Einziehung E 

Geiſtlichkeit bei Berechnung des enn 
äquivalentd wird die Abrechnung des 
Alumnatikums nicht geſtattet F 

Geldanlehen wird deren verwaltenden und 
verrechnenden Militärbehörden neuerdings 
unterſagt 

Gemeinden ſollen durch die Dominien zur 
teiheweiſen Abholung des Seelſorgers zur 
Ertheilung des Religionsunterrichts auf⸗ 
gefordert werden . 

— — haben bei ausgebrochenen Epidemien 
oder Viehſeuchen die Fuhr für das Sa— 
nitaͤtsindividuum ohentgeldlich zu leiſten . 

— — auk deren Objekte wird die Vor⸗ 
ſchrift hinſichtlich des bei Relizitazionen 
zum Grund zu legenden 1 
ausgedehnt 

Gemeine von Militär haben ihre Geſuche um 
Civilauſtellungen bei ihren vorſtehenden 


Seite 


Zahl der 
Verords. 


95 112 


117 145 


135 168 


150 183 


163 209 


24 32 


59 73 


158 200 


79 94 


80 95 


172 217 


Regiments und Bataillonskommando eine 
zureichen 8 . 

Geraͤthe zum unterthaͤnigen Wirthſchaftsbe⸗ 
trieb erforderliches darf in Erefuzionsfäls 
len nicht abgeſondert in die Exekuzion 
gezogen, ſondern nur mit dem unbeweg— 
lichen Gute zugleich gepfaͤndet, geſchaͤtzt 
und verſteigert werden 8 

Gerichtliche Tar⸗Poſtporto und Stempelge⸗ 
bühren deren Eintreibung wird Magiſtra— 
ten, Dominien und Gerichtsbarkeiten zur 
Pflicht gemacht 

Gerichtsbarkeiten wird die Eintreibung der 
gerichtlichen Tax⸗ Poſtporto und Stempel⸗ 
gebühren zur Pflicht gemacht 2 


Gerichtsbehoͤrde bei einer und wife en 
duͤrfen keine Blutsverwandte, Geſchwi⸗ 


ſterkinder, dann in der Seitenlinie ver⸗ 
wandte oder verſchwaͤgerte Perſonen ans 
geſtellt werden . 5 
Gerichtskoſten Vorſchriſt, mit welchen Das 
ten Armuthszeugniße dürftige Partheyen 
zur Erwirkung der Vormerkung oder Nadıs 
ſicht der Gerichtskoſten verſehen ſeyn muͤſ⸗ 


fen . ° - . . 8 - 

Geſchlechts- oder Familiennamen, in wie 

5 ferne eine Veraͤnderung ies bewil⸗ 
liget werden darf 5 

Geſchwiſter wirklicher Befger von Bauern 

wirthſchaften, wenn fie keine Handwerker 

find, find von der Perfonalſteuer befreit 

— — Kinder dürfen bei einer und derſel— 

ben Gerichtsbehoͤrde nicht angeſtellt wer 


en. . . . 0 * 0 
Geſellen chriſtliche dürfen die juͤdiſchen Mei⸗ 
ſter nicht halten 8 & 8 . 
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Geſetzwidrige Judenehen ſollen nicht zuge— 
laſſen werden . 

Geſuche der Pfarrer um Ta: und Eienieil- 
vormerkung in Rechtsſtreitigkeiten, was 
hiebei zu beobachten ſey . 

— — um Zivilanſtellungen haben Unter 
offiziere und Gemeine bei ihren vorſte— 
heuden Regiments oder Bataillonskom- 
manden einzureichen . 

Getraͤnk⸗Erzeugungs⸗ und Verzehrungsauf⸗ 
ſchlag ſtaͤdtiſcher; die Befreiung des ſo— 
genannten Füllbieres von ſelben wird auf 
die einheimiſchen Biererzeuger in Lands 
ſtaͤdten ausgedehnt 4 

Getraide zum unterthänigen Wirthſchafts⸗ 
betrieb erforderliches darf in Exekuzions— 
fällen nicht abgeſondert in, die Exekuzion 
gezogen, ſondern nur mit dem unbeweg— 
lichen Gute zugleich gepfaͤndet, geſchätzt 
und verſteigert werden 

Gewerbsleute uͤberſtedelnde; Einhebung der 
Erwerbſteuer von ſelben 7 5 

Gewoͤlber ſtaͤdtiſche, wie ſich bei deren 
Vermiethung ruͤckſichtlich der Caution zu 
benehmen ſey . 

Glaubensgenoſſen nicht kathollſche werden 
zur Ehrerbiethung bei Voruͤbertragung des 
Hochwuͤrdigſten angewieſen 

Gnadengehalte auf die blos hiemit be⸗ 
theilten wird, das, penſionirten Offi⸗ 
zieren bei ihrer Anſtellung im Zivile zu⸗ 
geſtandene Mehrdrittheil nicht ausgedehnt 

— — Unterbringung der mit felben betheil— 
ten Militärindividuen in ſolchen Plägen, 
die ihren Kraͤften und Eigenſchaften ent⸗ 
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werks Koziarnia mit dem Rzeſzower Kreis, 
dann Abtrettung des Dorfes Jurow und 
einiger Statyner und Zulkaer Grundſtüͤcke 
an das Koͤnigreich Pohlen . 

Grammatikal-⸗Schulen, dei ſelben wird eis 
ne beſondere Genauigkeit im 3 
angeordnet 1 

Grundſteuer von Schullehrern von ihren 
Dotazionsgründen zu entrichtende, in Ans 
ſehung derſelben haben die naͤmlichen 
Grundſaͤtze zu gelten, welche wegen des 
ren Entrichtung durch die Kuratgeiſtlich⸗ 
keit feſtgeſetzt ſind A A 

— — Proviſorium; Auflöfung der bisheri⸗ 
gen Regulirungs „ Provinziallommiffion . 

Guemine von Fuͤrſt Rohan Heinrich; Auf⸗ 
nahme deſſen, feiner 3 Söhne den Prinz 
zen Karl, Viktor und Ludwig, dann feis 
ner eheleiblichen Nachkommen in den Fuͤr⸗ 
ſtenſtand des Koͤnigreichs Boͤhmen . 

Güter heimfaͤllige; Beſtimmung des Ver⸗ 
fahrens bei deren Einziehung . * 

Gymnaſial-Schulen, bei ſelben wird eine 
beſondere Genauigkeit im Klaſſiſizieren an⸗ 
geordnet 

Gymnaſten bei ſelben hat der Schluß des 
Schuljahres mit 15. July einzutretten 
und deſſen Wiedereröffnung mit ıten Sep⸗ 
tember zu beginnen. 

— — hungariſche; von ſelben kommende 
Schüler muͤſſen einer ordentlichen Prü⸗ 
fung unterzogen werden 5 . 

— — beide in Lemberg, an ſelben wird 
das Unterrichtsgeld in Metallmuͤnze um⸗ 
geſezt . 

— — an ſelben Pe das unterrichtsgeld 
allgemein eingeführt . . . . 
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9. 


Handel mit Sklaven; deſſen Abſtellung . 
Handelsleute ſollen 15 zur Reiſe nach Hun⸗ 
garn mit den vorgeſchriebenen Paͤſſen ver— 
ſehen, die Komerzialſtraſſe nicht verlaſſen, 
noch die k. hungariſchen Dreißigſt- und 
Zollaͤmter umgehen . 

Handelsſache, Aufhebung aller Beſchran⸗ 
kungen des Viehandels auf den Olmuͤtzer 
Maͤrkten 

— — Verlegung des Dedreciner Jahrmarkts 
auf den Zoten April . 

Hanf roher und ungehechelter; Herabſetzung 
des ieee für die Ausfuhr deſſel⸗ 
ben . 8 

Haͤuſer ſtaͤdtiſche; = fich bei deren Ver⸗ 
miethung rückſichtlich der Caution zu bee 
nehmen ſey 

Hebammen (Kreis) Beſtimmung der Woh 
nungstompetenz für felbe . 5 

Hebraͤiſche Translatoren, denſelben wird bei 
gerichtlichen Unterſuchungen Ein Gulden 
Conv. Muͤnze taͤglich bewilliget . 0 

Heimfaͤllige Güter; Beſtimmung des Ver⸗ 
fahrens bei deren Einziehung 2 

Heurathsbewilligung darf keiner Mili⸗ 
tärperſon ohne Vorwiſſen der kompetenten 
Militaͤrbehoͤrde ertheilt, noch die Trau⸗ 
ung, vollzogen werden 

Hochwuͤrdigſtes; bei deffen Vorübertragung 
werden nichtkatholiſche Glaubensgenoſſen 
zur Ehrerbiethung angewiefen . 

Holz zum unterthaͤnigen Wirthſchaftsbetrieb 
erforderliches darf in Exekuzionsfaͤllen 
nicht abgeſondert in die Exekuzion gezogen, 
ſondern nur mit dem unbeweglichen Gute 
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zugleich gepfaͤndet, geſchaͤtzt und verſtei⸗ 
gert werden R 

En Verkaufe veffach ende Unter⸗ 
thanen durfen ſich nicht mit obrigkeitlichen 
Zertifikaten ausweiſen 

Holzverguͤtungen der Landwehroffiziere, die 
dießfaͤlligen Quittungen unterliegen dem 
Stempel 

Holzungsrecht ſtenes der Soltyſen, die 
daſſelbe beſchraͤnkende Verordnung wird 
aufgehoben 8 

Hornvieh; Behandlung der Milzſeuche bei 
ſelben 8 

Hornviehzucht; die Vertheilung der Praͤ⸗ 
mien für den Sandecer Kreis wird all- 
jahrlich am 22 Juny lu eee Statt 
finden a 

Hungariſche Gymnasien, von ſelben kom⸗ 
mende Schuler muͤſſen einer ordentlichen 
Pruͤfung uuterzogen werden 

Hungariſcher Tabak, für ſelben wird der 
neue Ausgangszoll beſtimmt 

Hungariſches Tabakmehl und Tabakſtaub; 

neue Zollbeſtimmungen für felbe . 

Hungarn; die dahin reiſenden Fuhr-Han⸗ 
delsleuke und andere Individuen ſollen 
ſich mit den vorgeſchriebenen Paͤſſen ver— 
ſehen, die Kommerzialſtraſſe nicht verlaſ⸗ 
ſen, noch die k. hungariſchen Zoll- und 
Dreißigſtaͤmter umgehen . 4 b 


J. 


Jagden dürfen an Sonn- und Feyertaͤgen 
nicht gehalten werden 

Jahrmarkt, in Debrecyn wird auf den 30. 
April verlegt . 5 . . . 
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Impfpreiſe werden allgemein in Konvenzions⸗ 
Münze verabfolgt 1 . 1 
Inlandifche Lehranſtalten; deren Beſuch wird 
Ausländern nicht geſtattet . » 0 
— — Lehranſtalten, das Verbot, Ausläns 
der auf ſelben zuzulaſſen findet keine Anz 
wendung auf jene vor Kundmachung deſ— 
ſelben aufgenommenen Individuen = 
Innſpruker Lozaͤum; deſſen Erhebung zur 
Univerſttaͤt 8 x ; . 4 
Inſtitute der barmherzigen Schweſtern, fo 
wie alle Privatinſtitute werden von der 
jahrlichen Rechnungslegung über die Ver- 
waltung des eigenen Vermoͤgens entho⸗ 
ben . 2 9 & . 2 
Inſtrukzion fr die Stadtwundaͤrzte - 
Interimsſcheine gegen ſelbe follen Subar⸗ 
rendatoren keine Natural= oder Service- 
artikeln an das Militaͤr verab folgen 3 
Interzeſſionen obrigkeitliche deren Stem- 
peldefreyung wird auf den ganzen mit der 
Verhandlung eines derlei Aktes verbun— 
denen Schriftwechſel ausgedehnt . R 
Inventarien von deren Verfaſſung haben 
ſich Dominien und Magiſtrate bei Todes- 
fällen der Militärverfonen bis auf Anſu⸗ 
chen der kompetenten Behörde zu enthal- 
ten. . . . . . 0 
— — über unterthaͤnige Schuldigkeiten, 
mie ſich bei deren Richtigſtellung zu bes 
nehmen ſey 4 4 9 . 2 
Inventirung der Pfründen; hiezu follen 
Pfarrer die erforderlichen Behelfe vorbe— 
reiten 8 . . u 
Iſraelitiſche Privatlehrer; ſiehe juͤdiſche. 
Inden = Ehen geſetzwidrige ſollen nicht zuge⸗ 
laſſen werden Var N . 


Seite 
I 
73 89 
21 29 
169 214 
45 52 
60 73 
33 60 
102 121 
152 199 
64 76 
81 98 
15 24 
83 101 


Suden = Gefällspähtern wird die Führung des 
k. k. Wappens oder Adlers unterſagt . 
— — Gemeindvorſtaͤnde, denſelben wird 
die gewiſſenhafte Ausſtellung der Armuths⸗ 
zeugniſſe eingefchaͤrft . 1 5 e 
Jugend ſtudierende, an ſelbe dürfen oͤffentli— 
che Bibliotheken keine Romane, und bloße 
Unterhaltungsſchriften, fo wie das Con- 
fervationd = Lexicon (in ausläͤndiſchen Auf⸗ 
lagen) verabfolgen 5 1 5 . 
Juͤdiſche Meiſter dürfen keine chriſtliche Ge 
ſellen und Lehrjungen halten 8 : 
Juͤdiſchen Privatlehrern wird geſtattet ifra⸗ 
elitiſchen Kindern Unterricht zu geben, 
dürfen aber chriſtliche Kinder weder in les 
benden Sprachen noch in den Elementar- 


gegenſtaͤnden unterrichten. 2 8 
Jurow Dorf, deſſen Abtrettung an das Koͤ⸗ 
nigreich Pohlen 2 . . . 


Juſtiziaͤrs „ von dem vorgeſchriebenen Maß⸗ 
ſtab deren Einkommen zwiſchen einem 
Maximum von 1000 uud Minimum von 
250 fl. zur Bemeſſung der Klaſſenſteuer 
anzunehmen kommt es ab. & 0 


K. 


Karakteurs⸗Taxen; Behandlung der in Zi⸗ 
vildienſte uͤbertrettenden Militaͤroffizieren 
und Auditoren ruͤckſichtlich derſelben 5 

Karenz Taxen, Behandlung der in Zivil⸗ 
dienſte uͤbertrettenden Militaͤroffiziere und 
Auditoren rückſichtlich derſelben . 0 

Kartel; ſiehe Cartel. 

Kauzion; ſiehe Caution. 

Kauzionen; wie ſich bei Subarrendirungs⸗ 


ahl der 
erordn. 


Seite 


8 


119 147 


16 25 


140 172 


130 164 


103 122 


50 58 


175 219 


175 219 


Verhandlungen ruͤckſichtlich der Erfüllungs⸗ 
kauzionen zu benehmen ſey . 0 . 

Kavallerie; ſiehe Cavallerie, 

Kinder frühzeitig oder todtgeborne ſollen am 
Kirchhofe auf einem abgeſonderten Orte 
begraben werden 5 A = 2 

Kindern iſraelitiſchen; durfen iſtaelitiſche 
Privatlehrer Unterricht geben, jedoch 
chriſtliche Kinder weder in lebenden Spras 
chen noch in Elementargegenſtaͤnden unter⸗ 
richten. . 5 R 5 . 

Kirchen - Einfünfie, Modalitäten zu deren 
Verrechnung von Seite der Pfarrſpiritua⸗ 
lien, Adminiſtratoren . 0 

Klaſſenſteuer; von dem vorgeſchriebenen 
Maßſtab das Einkommen eines Juſtiziaͤrs, 
Oekonomen, Mandatars u. ſ. w. zwiſchen 
einem Maximum von 1000 und Mini- 
mum von 250 fl. zu deren Bemeſſung 
anzunehmen, kommt es ab. 8 2 

— — wie die dießfaͤlligen Zahlungen in 
der Abſtattung zu behandeln ſind . 5 

— — Faſſionen bedenkliche; diesfalls ſol⸗ 
len Behoͤrden die, die Vorſchreibungen 
zu veranlaſſen haben auf dle ſpezifiſche 
Nachweiſung des Einkommens dringen 

— — Ausſchreibung für das Jahr 1827 

Klaſſifiziren hierin wird bei Gymnaſial und 
Grammatikalſchulen eine beſondere Ge— 
nauigkeit anbefohlen . 8 . 0 

Kleriker der Regularorden koͤnnen die Prü- 
fung aus den Obligatſtudien der Philoſo⸗ 
phie anf einmahl an einer Öffentlichen 
Lehranſtalt taxfrei zuruͤcklegen - 5 

— — der Otrdensgeiſtlichen deren Zeugs 
niſſe uͤber das hinterlegte beſchraͤnktere 
philoſophiſche Studium haben bei ihrem 

Prov. Geſehſ. von Galizien 1820. 
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u .5 
96 115 
103 122 
117 143 
6 8 
36 42 
42 49 
105 125 
87 43 
56 65 


Austritte keine Giltigkeit zur Aufnahme 
in hoͤhern Studien 

Knebeln der pferde auf der Weide . obs 
geſtellt . 

Kochem Pater Martin, Einziehung deſſen 
bei Verlaſſenſchaften vorfindigen Legen— 
denbuches £ 

Kommerzial⸗Stemplung der Tücher. Ernens 
erung der dießfaͤlligen Vorſchrift . . 

— — Straſſen ſollen Fuhr Handelsleute 
und andere Reiſende nach ee nicht 
verlaſſen 8 . N 

Konkursfaͤlle; ſiehe Concurs. 

Konſkripzion; ſiehe Conſeription. 

Konſtrukzion der Mahlmuͤhlen; Preis auf⸗ 
gabe uͤber deren Verbeſſerung 4 N 

Kontumaz; ſiebe Contumaz. 

Konvenzionsmuͤnze; ſiehe Conventions⸗ 


Muͤnz. 
Konzepts⸗Kandidaten; nachtraͤgliche Erlaͤu⸗ 
terungen wegen deren Pruͤfung 1 


Kopfſteuer; ; fiche Perſonalſteuer. 

Koziarna Vorwerk, deſſen Vereinigung mit 
dem Rzeſzower Kreis - 

Kreishebamen; Beſtimmung der Wohnungs⸗ 
kompetenz für ſelbe . 9 

Kreiskommiſſaͤren werden bei Einführung 
der Pfarrer in die Temporalien⸗Reiſe und 
Zehrungskoſten bewilliget 

Kreutz ⸗ Partikel in Concurs oder Verlaſſen⸗ 
ſchafts fallen vorfindige müffen an die Kon⸗ 
ſiſtorien oder e abgegeben 
werden 

Kriminal ⸗Gericht in der Bukowina, deſſen 
Trennung von der Zivil- Juſtiz-Verwal⸗ 
tung . » . * . * 
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84 102 


171 216 


24 32 
54 63 


47 54 


18 27 


145 176 


50 58 


34 40 


163 209 


176 220 


126 159 


L. 


Landesfuͤrſtliche Aemter ſolleu gar nicht oder 
nicht klaſſenmaͤſſig geſtempelte Urkunden der 
Siegelgefaͤllenadminiſtrazion anzeigen und 
den Partheyen ihre Straffaͤlligkeit bes 
kannt machen. . h ° 

— — Steuern; Behandlung derjenigen, 
welche zu deren Einhebung aufgeſtellt 
find, dieſelben vorenthalten oder ſich zueig⸗ 
nen, ſo wie derjenigen welche hieran Theil 
nehmen. . . 8 “ 

— — Beamten oder Diener welche eine 
Penſton oder Provifion beziehen, müffen 
wenn ſte bei einer ſtaͤdtiſchen oder Fonds⸗ 
verwaltung angeſtellt werden, auf die Aes 
rarial= Penſion oder Proviſton verzichten 

Landrechtliche Akten alte zur Vertilgung 
geeignete Aufforderung an die Partheyen, 
wegen Behebung der in ſelben befindli⸗ 
chen Urkunden . 8 2 3 * 

Landſtaͤdte auf die einheimiſchen Biererzeu⸗ 
gungen in ſelben wird die Befreiung des 
ſogenannten Fuͤllbiers von ſtaͤdtiſchen Ge⸗ 
traͤnkerzeugungs- und Verzehrungsauf⸗ 
ſchlag ausgedehnt 8 5 2 7 

Landwehr = Offiziere deren Quittungen über 
Quartierzinſe oder Holzvergütungen uns 
terliegen dem Stempel 0 . 

Legendenbuch des Pater Martin Kochem 
bei Verlaſſenſchaften vorfindiges deſſen 
Einzithung . . . . . 

Lehranſtalt proteſtantiſch theologiſche in Wien 
der Schluß des Studienjahres an ſelber 
hat mit letzten Juui einzutreten und deſſen 
Wiedereröffnung mit erſten September zu 
erfolgen . » . a 4 


* 
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25 33 


91 108 


101 120 


99 118 


35 41 
46 56 


24 32 


90 107 


Lehranſtalten innländifhe, deren Beſuch 
wird Ausländern nicht geſtattet . 8 

— — innläaͤndiſche; das Verboth Auslaͤn⸗ 
der bei ſelben zuzulaſſen findet keine An⸗ 
wendung auf die vor Kundmachung des⸗ 
ſelben aufgenommenen Individuen . 

— — philoſophiſche, an felben wird das 
Unterrichtsgeld eingefuhrt . ä 

Lehrbuch als ſolches wird das vom Profeſ⸗ 
for Franz Fieker bearbeitete Werk. Chre- 
stomathia latina in usum auditorum 
philosophiae anni primi et secundi 
eingeführt 8 

Lehrer für den Prwwatreliglonsunterricht uns 
terliegen ruͤckſichtlich der Beurtheilung 
ihrer Faͤhigkeiten den biſchoͤflichen Ordi⸗ 
narlaten 

— — neun augeſtellte find durch die erſten 
drei Jahre nicht als ſtabil zu betrachten 

Lehrfaͤhigkeits- Dekret darf Privatlehrern 
die ſich nicht fuͤr den ganzen grammati⸗ 
ſchen oder humaniſtiſchen Lehrkurs geeig⸗ 
net erwieſen haben, nicht ertheilt werden 

Lehrjungen chriſtliche dürfen die juͤdiſchen 
Meiſter nicht halten. 5 

Lehrzweige welche in einem halben Jahr be⸗ 
endigt werden, hierüber darf auch ſogleich 
die Semeſtralprüfung abgehalten werden 

Lemberger Realfhule, deren Reorganifirung 

— —  Univerfität 5 an ſelber und den bei⸗ 
den Gymnaſten wird das n 
in Metallmuͤnze umgeſetzt . 0 

— — Univerſttät, an ſelber wird ein or⸗ 
dentliches Öffentliches Lehramt der Coms 
ptabilität errichtet 2 

Leonhard Regierungsraths deffen Leſebücher 
werden in den Volksſchulen eingeführt 
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21 29 


169 214 
181 224 


160 206 


82 100 


132 166 


149 175 
130 164 


143 175 
14 19 


149 193 


183 229 


139 171 


. 


Leſebuͤcher des Regierungsraths Leonhard 
werden in den Volksſchulen eingeführt . 

Lieferungen, auf ſelbe wird die Vorſchrift 
hinſichtlich des bei Relizitazionen zum 
Grunde zu legenden Aus rufspreiſes aus⸗ 
gedehnt . 

Lobkowitz von Auguſt Login, Fürſt, Guber⸗ 
nial Vice-Präſident, deſſen Ernennung 
zum Landesgouverneur in Galizien a 

Lotterielooſe auslaͤndiſche werden verbothen 

Lubyczaer Kommerzialzollamt deſſen Uiber⸗ 
ſetzung nach Belzec . . 

Luſtbarkeiten, Beſtimmung der Zeiten und 
Tage, an welchen ſolche nicht geſtattet 


werden 
Lyzaͤum zu Junſpruk wird jur Univerfität 
erhoben 3 F . . . 


Mähren, dahin wird die Einfuhr des gali⸗ 
ziſchen Salzes verbothen . 

Magiſtrate haben bei Todesfaͤllen der Mil, 
taͤr⸗Perſonen zwar ihr Amt zu handeln, 
von der Verfaſſung eines Inventars aber 
ſich bis auf Anſuchen der kompetenten Bes 
hoͤrde zu enthalten . 

Magiſtraten wird die Eintreibung der ge⸗ 
richtlichen Tax⸗ Poſtporto und Stempel⸗ 
gebühren zur Pflicht gemacht 5 

— — wird bei Einfendung der Sterbta⸗ 
bellen und Erbſteuerausweifen die . 
freiheit bewilliget 2 

Magiſtrats⸗ Beamten wie ſich bei a 

‚ Dienfiesentlaffungen zu beuehmen ſey . 

— — Beamten; deren Remunerazionen für 
eingehobene Aerarialſteuern haben in die 
ſtaͤdtiſchen Kaſſen einzufließen 1 x 
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139 171 


172 217 


107 127 
86 104 


168 213 


165 211 


78 95 


116 142 


Mahlmuͤhlen: „ Konſtrukzion; Preis aufgabe 
über deren Verbeſſerung > 

Maboumedanar » Borfärift, wegen Abnah⸗ 
me des Eides von ſelben . 

Manaſterzyskaer Poſtſtrecke nach Nizniow 
wird auf eine und eine halbe Poſt erhoͤhet 

Mandatars, von dem vorgeſchriebenen Maß⸗ 
ſtab deren Einkommen zwiſchen einem Ma⸗ 
ximum von 1000 und Minimum von 250fl. 
zur Bemeſſung der Klaſſenſteuer me 
men kommt es ab 5 

Markowaer Weg⸗ und Brückenmauth de⸗ 
ren Aufhebung 5 


Marktpreis» Tabellen monatliche zu deren 


Verfaſſung wird das Formulare vorge- 
ſchrieben . a . 8 = 2 

— — — nonatliche in ſelben müſſen 
die Preiſe der Feilſchaften in Conv. Muͤnz 
berechnet und angeſetzt werden. 

Maurermeiſter fortifikatoriſche; Beſtimmung 
deren Quartiers kompetenz 

Mauth - Pächter deren Streitigkeiten mit 
Partheyen hat die Zollgefaͤllenverwaltung 
zu entſcheiden 

Mauthgebuͤhr Erhöhung für die von Dos 
maradz nach Ulanice ie Straffens 
ſtrecke & 

Mauthſache; String einer Weg ⸗ und 
Vruͤckenmauth zu Zaryte 5, 1 

— — Errichtung einer Weg⸗ und Brücken⸗ 
mauth zu Neumark. 

— — Regulirung der Weg » und Brücken⸗ 

mauthſtazionen auf der Warſchauer Kom⸗ 

merzialſtraſſe . 

— — wie ſich in Sälten zu benehmen fen, 
wo Mauthpaͤchter mit Berichtigung faͤlli⸗ 
ger Pachtraten zurückbleiben BE 


Zahl der 
Verordg. 
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o 


131 


174 


is 
2 
= 


8 
A 


164 
218 


Mauthſache; Aufhebung der Weg- und 
Bruckenmauth zu Markowa 5 
Meeraale; Beſtimmung des Ein-und Aus- 

fuhrszolls von ſelben . 

Mehrdrittheil penfionirten Offizieren bei 
ihrer Anſtellung im Zivile zugeſtan— 
denes wird nicht auf die blos mit Gna⸗ 
dengehalten betheilten ausgedehnt 

Meiſter jüdifhe dürfen keine chriſtliche Ge⸗ 
ſellen und Lehrjungen halten - 

Meldzettel obrigkeitliche, deren Stempelbe⸗ 
freiung wird auf den ganzen mit der Vers 
handlung eines derlei Aktes verbundenen 
Schriftwechſel ausgedehnt 

Militaͤr⸗Verpflegs⸗ Subarrendirung; 3 ſiehe 
Subarrendirung. 

— — Conſcription; hievon ſollen die Pfar⸗ 
rer jederzeit iat werden 

— — Offizlere zur Prämienvertheilung 
kommandirte, denſelben ſollen die gebüh⸗ 
renden Quartiere angewieſen werden. . 


— — ODffiziersquartierzinſe, in wie ferne 
derlei Quittungen ſtempelfrei find . 5 
— — Landwehroffiziere, deren Quittungen 


über Quartierzinſe oder Holzvergütungen 
unterliegen dem Stempel . . - 

— — Retrutenſtellungsauslagen müſſen 
die Dominien tragen . . 

— — Offizere penfionirte, das denſelben bei 
ihrerAnftellung imZivite zugeſtandene Mehr⸗ 
drittheil wird nicht auf die blos mit 
Gnadengehalten betheilten ausgedehnt 

— — Jaudividuen mit Gnadengehalten bes 
theilte deren Unterbringung in ſolchen 
Plätzen, die ihren Kräften und Eigen- 
ſchaften entſprechen . 8 

— — Perſonen; bei deren Zodes fallen 60 


177 221 
29 36 
58 71 
130 164 
152 174 

3 4 
19 28 
48 56 
48 56 
3 
58 71 
58 71 


ben Dominien und Magiſtrate zwar ihr 
Amt zu handeln, von Verfaſſung eines 
Inventars aber ſich bis auf Anſuchen der 
kompetenten Behoͤrde zu enthalten 5 


Militär - Stazionen; Herftellung und Erhal⸗ 


fung Öffentlicher Brunnen in felben . 
— Perſonen dürfen ohne Erlaubniß der 
vorgeſetzten Militaͤrbehoͤrde nicht getrauet 
werden . 
— Erekazionsmannſchaft von der Kaval⸗ 
lerie deren Verpflegung in jenen Orten 
wo weder ein Magazin noch eine Subar⸗ 
reudirungs-Vorſorge beſteht 5 . 
— demſelben ſollen Subarrendatoren 
gegen bloße Interimsſcheine keine Natu⸗ 
ral- oder Servizeartikeln erfolgen. 5 
— zur Subminiſtrirung für garniſoni⸗ 
rende Truppen dürfen Ortsgemeinden nie 
für marſchierende hoͤchſten bei unvorge: 
ſehenen groͤßeren Truppenmaͤrſchen verhal⸗ 
ten werden 8 

— Quartiers kompetenzbeſtimmung für 
die fortifikatoriſchen Maurermeiſter - 
— Unteroffiziere and Gemeine haben 
ihre Geſuche um Zivilanſtellungen dei ihren 
vorſtehenden Regiments- oder Bataillous⸗ 
kommanden einzureichen 8 

— Deſerteurs⸗Auslieferungskartel era 
neuertes zwiſchen Oeſterreich und Sardinien 
— Urlauber zur Waffenuͤbung nicht ein> 
gerückte, deren Behandlung 8 

— Mannſchaft der aufgeloͤſten Militär⸗ 
koͤrper deren Exiſtenzeruirung . 

— Behörden verwaltende und verreche 
nende; deuſelben wird jedes Anleihen an 
baarem Gelde oder Naturalien wiederholt 
unterſagt . . . 


* * * 


2 


Seite 


Zahl der 
Vero rden 


65 76 


92 109 


102 121 


125 158 


137 169 


138 170 
148 185 
151 194 


156 197 


158 200 


Militär »Quartierzinfe für die in Lemberg 
befindlichen Militaͤrquartiere werden beim 
Kriegszahlamt ausbezahlt, fuͤr die außer 
Lemberg dislozirten Militaͤrparthepen aber 
bei den in jedem Kreis verlegten Regi- 
mentern und Truppenabtheilungen ange⸗ 
wieſen 4 

— — Offiziere und Auditoren in Zivil 
dienſte übertrettende deren Behandlung 
rückſichtlich der Karakteurs und Karenz⸗ 
toren D D . . . . 

— — Forderungen ältere aus den Jahren 
1796—1798 über welche die Dokumente 
mangeln und die Praͤſtanten nicht bekanut 
find, deren Behandlung 

Militaͤriſche Faſſungsquittungen; Vorſchrift 
wegen deren Koramiſirung . 


Milzſeuche unter pferden und dem Rind⸗ 
vieh, deren Behandlung 4 


Modena Herzogthum deſſen Vermögens frei⸗ 
zuͤgigkeitsvertrag mit Oeſterreich . 
Muͤhlrecht freies der Soltyſen die dasſelbe 
beſchraͤukende Verordnung wird aufgeho⸗ 
ben 

Muſiken zum Tanz; Bestimmung der Zel⸗ 
ten und Tage an welchen ſolche nicht ges 
ſtattet werden . . . . 


N. 


Namen HGeſchlechts oder Familiennamen, in 
wie ferne eine Veränderung derſelben bes 
williget werden darf . 0 

Nachtwachen ſollen aller Orten aufgeſtelt/ 
und zur Erfuͤllung ihrer Schuldigkeit 
verhalten werden x 

Naturalien ſollen Subarrendaloren gegen 


Seite 


Nah! der 
Derordm 


161 207 


175 219 


179 222 
141 173 
104 124 
57 66 


44 52 


127 180 


88 105 


39 44 


bloße Interimsſcheine an das Militär 
nicht verabfolgen 0 

Naturalien; dießfaͤllige Anlehen Bohn de⸗ 
nen verwaltenden und verrechnenden Mi⸗ 
litaͤrbehoͤrden neuerdings unterſagt 8 

Naturlehre des Baumgärtner wird als Lehr⸗ 
buch eingefuͤhrt 5 

Neumark Errichtung einer Weg⸗ und Brüe⸗ 
kenmauth daſelbſt a 

Nizniower Poſtſtrecke nach Manaſterzyska 
wird auf eine und eine halbe Poſt erhoͤhet 


O. 


Obrigkeiten ſollen gar nicht oder nicht klaf⸗ 
ſenmaͤſſig geſtempelte Urkunden der Stegel⸗ 
gefaͤllenadminiſtrazion anzeigen, und den 
Partheyen ihre Straſſaͤlligkeit bekannt 
geben . . © . & . 

— — follen dem Tabakaufſichtsperſonale 
allen erforderlichen Beiſtand leiſten 8 

Obrigkeitliche Meldzettel, Entlaßſcheine und 
Snterzeffionen deren Stempelbefreiung 
wird auf den ganzen mit der Verhandlung 
eines derlei Aktes verbundenen un 
wechſel ausgedehnt . 

— — Zertifikate; mit ſelben dürfen ſich 
Unterthanen, welche Holz zum Verkaufe 
verfrachten, nicht aus weiſen 5 

Obſtbaum⸗ Pflanzungen, wie ſic bei Erhe⸗ 
bung der Anſpruͤche auf dießfaͤllige Re— 
numerazionen zu benehmen ſey . 

Ockonomikum, auf deſſen Objekte wird die 
Vorſchrift hinſichtlich des bei Relizitazio— 
nen zum Grunde zu legenden Ausrufs⸗ 
preiſes ausgedehnt 

Oeſterreich, deſſen Bermögensfreihgigeitss 
vertrag mit Modena. 0 1 
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Oeſterreich, deſſen mit Sardinien erneuertes 
Deſerteurs-Auslieferungskartel . N 
Oeſterreichiſche unterthanen duͤrfen eine 
Anſtellung als diplematiſche Agenten 
fremder Staaten nicht annehmen. . 
Offiziere zur Praͤmienvertheilung komman⸗ 
dirte; denſelben ſollen die gebührenden 
Quartiere angewieſen werden A 2 
— — von Militär in wie ferne deren Quit⸗ 
tungen über Quartierzinſe ſtrempelfrei find 
— — von der Landwehr; deren Quittun⸗ 
gen über Quartierzinſe oder Holzverguͤ⸗ 
tungen unterliegen dem Stempel R 
— — penſionirte; das denſelben bei ihrer 
Anſtellung im Zivile zugeſtandene Mehr⸗ 
drittheil, wird nicht auf die blos mit 
Gnadengaben betheilten ausgedehnt 
— — mit Gnadengaben betheilte, deren 
Unterbringung in ſolchen Plätzen, die 
ihren Kraͤften und Eigenfchaften entſpre⸗ 
chen . . . . 5 . 
— — in Zivildienſte Übertretende, deren 
Behandlung ruͤckſichtlich des Karaktes und 
Karenztaxen 8 . 8 8 
Olmützer Viehmaͤckte, Aufhebung, der den 
Handel daſelbſt beſchraͤnkenden Vorſchrif⸗ 
ten. 5 5 . . . 5 
Orden der Barmherzigen, denfelben wird die 
Erbfaͤhigkeit auf unbeſtimmte Zeit einge⸗ 
raum = 3 N N - _ 
Ordinariate biſchoͤfliche, denſelben unters 
liegen die zur Ertheilung des Religions- 
unterrichts aufgenommenen Privatlehrer 
ruckſichtlich der Beurtheilung ihrer Faͤhig⸗ 
keiten . . - 8 8 = 
Ortsobrigkeiten, denſelben wird die ges 
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wiſſenhafte Ausſtellung der Armuthszeug⸗ 
niſſe eingeſchaͤrft 8 5 

— — ſollen wegen verzoͤgerten Eingaben 
der Erwerbſteuererklaͤrungen verhaͤngte 
Strafen — — dem Kreisamte anzei⸗ 
gen. 

Ortsobrigkeiten Pen jene Pforrgenoſſen, 
welche ſich weigern, bei ihrem Pfarrer 
zu erſcheinen, biezu verhalten 8 

Ortsgemeinden dürfen zur Subminiſtri⸗ 
rung für garniſonirende Truppen nie, 
für marſchierende hoͤchſtens bei unvorge⸗ 
ſehenen groͤſſeren Truppenmaͤrſchen vers 
halten werden . 2 4 > F 


P. 


Pachtraten fällige; wie ſich in Faͤllen zu ber 
nehmen ſey, wo Mauthpächter mit de⸗ 
ren Berichtigung zurückbleiben . 

paͤchtern des Judengefaͤlls, wird die Füh⸗ 
rung des k. k. . oder Adlers 
unterfagt . 

Paͤſſe, hiemit ſollen ſich Fuhr ⸗ Handels: 
leute und Reiſende nach —— verſe⸗ 
hen 

— — ſiebenbörgiſche Unterchanen von ihren 
Dominikal gerichtsbarkeiten zur Reiſe 
ausgefertigte ſind als gültig zu betrachten 

Partheyen dürftige mit welchen Daten deren 
Armuthszeugniſſe zur Erwirkung der Vor⸗ 
merkung oder Nachſicht der Gerichtskoſten 
verſehen ſeyn muͤſſeu. 7 

— — deren Streitigkeiten mit Mauthpaͤch⸗ 
tern hat die Zollgefaͤllenverwaltung zu 
entſcheiden 8 

Paſſanten Protokolle ordentlich verlegte, des 


Zahl der 
Verordn. 
D 


25 


pet 
a 


17 26 


95 112 


125 158 


146 180 


119 147 


47 54 


63 75 


115 139 


159 205 


ren Führung wird Poſtaͤmtern wiederholt 
in Erinnerung gebracht . 

Datrone follen mit neuen Schulbaulichkeiten 
moͤglichſt verfhont werden . . * 


Penſion karaktermaͤßige wird Vize-Staats⸗ 


buchhalters-Witwen mit 330 fl. bewil⸗ 
liget 2 

— — biemit betheilte landes fürstliche en 
amten oder Diener muͤſſen, wenn fie bei 
einer ſtaͤdtiſchen oder Fonds verwaltung 
angeſtellt werden, auf die Aerarial⸗Pen⸗ 
fion oder Proviſton verzichten 8 7 

Penſionirte Offiziere, das denſelben bei 
ihrer Anſtellung im Zivile zugeſtandene 
Mehrdrittheil wird nicht auf die bloß mit 
Gnadengehalten betheilten ausgedehnt . 

Perſonalſteuer, wie dießfaͤllige Zahlungen 
in der Abſtellung zu behandeln ſind . 

— — deren Aus ſchreibung für das Jahr 
1827. . 

— — von deren Entrichtung find Aeltern 
und Geſchwiſter wirklicher Beſitzer von 
Bauernwirthſchaften, wenn ſie keine Hand⸗ 
werker find befreit . 

Pfarrer ſollen von der bevorſtehenden Kon⸗ 
ſkripzions⸗Reviſion benachrichtiget werden 

— — ſellen bei der Inventirung oder Res 
inventirung der Pfruͤnden die erforderli⸗ 
chen Behelfe vorbereiten . 

— — Klagen gegen diefelben wegen Bere 
letzung der Beichtgeheimniße gehören nicht 
zur politiſchen Unterſuchung . ® 

— — was bei deren Geſuchen um Tax⸗ 
und Stempelvormerkung in Rechts ſtreitig⸗ 
keiten zu beobachten ſeg . E 

— — bei deren Einführung in die Tem⸗ 
poralien werden Kreiskommiſſaͤren Reiſe⸗ 
und Zehrungskoſten bewilliget “ . 
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Pfarrern wird die gewiſſenhafte Ausſtellung 
der Armuthszeugniſſe eingeſchaͤrft . . 

Pfarrgemeinden ſollen durch ihre Oominien 
zur reiheweiſen Abholung des Seelſorgers 
zur Ertheilung des Religionsunterrichts 
aufgefordert werden . 

Pfarrgenoſſen die ſich weigern bei ihrem 
Pfarrer zu erſcheinen, ſollen durch die 
Ortsobrigkeit hiezu verhalten werden 

Pfarrſpiritualien-Adminiſtratoren; Mo⸗ 
dalitaͤten zur Verrechnung der = 
einfünfte durch ſelbe . - 

Pre SE Behandlung der Milzſeuche bet ſel⸗ 
— — irn ihrer erſten Jugend einzufpaunens 
Abſtellung dieſes Mißbrauches 
Pferdepraͤmien > Vertheilung für den San: 
decer Kreis wird am 22ten Juni jeden 

Jahrs zu Altſandez Statt finden 

Pferdezucht Verbefferung; Abſtellung des 
Mißbrauchs Pferde in ihrer erſten Ju⸗ 
gend einzuſpannen, auf der Weide zu 
knebeln und mit ausgemuſterten Aerarial⸗ 
Beſchellern zu belegen 0 

Pfruͤnden bei deren Inventirung oder Keine 
ventirung ſollen Pfarrer die erforderlichen 
Behelfe vorbereiten . 

Philoſophie aus deren Sbligatgegenſtaͤnden 
koͤnnen Kleriker der Regularorden die 
Prüfung auf einmal an einer offentlichen 
Lehranſtalt taxfrei zuruͤcklegen 5 

Philoſophiſche Studienanſtalten, Beſtim⸗ 
mungen über die Einrichtung der oͤffent⸗ 
lichen Prüfungen an felben . 

— — Studien, von deren Beſuch find 
minderfaͤhige Schüler ausgeſchloſſen 

— — Lehranſtalten, an ſelben wird das 
Unterrichtsgeld eingefuhrt. 


95 112 
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104 124 
171 216 


142 174 
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Philoſophiſches Studium beſchraͤnkteres; 
die dießfaͤlligen Zeugniſſe der Regular⸗ 
klerikern haben bei ihrem Austritt keine 
Giltigkeit zur Aufnahme in die — 


Studien . 
Pokenſeuche unter Schafen; Vorſchrift we⸗ 
gen deren Behandlung 8 


Pohlen Königreich; Abtrettung des Dorfes 
Jurow und einiger Statyner und Zuls 
kaer Grundſtücke an dasfelbe 8 8 

Politiſche Fonds auch auf ſelbe hat die Ver⸗ 
ordnung in Abſicht auf die Beſeitigung 
der Nachtheile, welche wegen Kuͤrze der 
dreijährigen Verjaͤhrungsfriſt für ſelbe 
entſtehen koͤnnten in Anwendung zu kom⸗ 
men 

Polizey⸗ uibeltretungen ſchwere; Erlaͤute⸗ 

. rung des §. 24. des Strafgefetzbuches: 
daß gegen derlei Vergehungen keine Ahn— 
dung in oͤffentlicher Hinſicht nothwendig 
ſey, es ſomit dem Beleidigten jederzeit frei 
ſtehe, auf die ihm zugeſprochenen Genugs 
thuung Verzicht zu leiſten . n * 

— — uUibertretungsfaͤlle ſchwere, in wie 
ferne Unterbehoͤrden ihre dießfaͤllige Ur⸗ 
theile der Landesſtelle vorzulegen haben 

— — Sache. Nachtwachen ſollen aller Or⸗ 
ten aufgeſtellt und zur Erfuͤllung ihrer 
Schuldigkeit ſtrenge verhalten werden. 
Zugleich wird das Feuerloͤſch- und Schub— 
ordnungspatent widerholt in n 
gebracht . & 

— — Erinnerung des Patents wegen Ben 
handlung der Schüblinge . 

Portofreiheit wird Dominien und Magiſtra⸗ 
ten bei Einſendung der Sterbtabellen und 
Erbſteuerausweiſen bewillig et . . 
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Poſtaͤmtern wird die Fuͤhrung ordentlich ver⸗ 
legter Paſſantenprotokolle wiederholt in 
Erinnerung gebracht 4 

Poſtporto⸗Gebuͤhren gerichtliche, deren Ein. 
treibung wird Magiſtraten, Dominien 
und Gerichts barkeiten zur Pflicht gemacht 

Poſtſache, die Poſtſtrecke zwiſchen Bojana 
ſtampi und Tihuze wird auf eine und 
ein Viertelpoſt herabgeſetzt . N 

— — Einführung der Eilpoſtfabrt von Wien 
uͤber Bruͤnn nach Lemberg und zuruͤck 

— — Dominien und Magiſtraten wird bei 
Einſendung der Sterbtabellen und Erb⸗ 
ſteuerausweiſen die Portofreyheit bewil⸗ 
liget 5 

— — der Beiſaß im allgemeinen "Briefe 
poſttariffe daß es Jedermann frei ſtehe 
das Rezepiſſe ſelbſt zu ſchreiben, und ſich 
von der Zahlung der Rezepiſſengebuͤhr zu 
befreyen, wir außer Kraft geſetzt . N 

— — die Poſtſtraſſe zwiſchen Manaſterzyska 
e 
Poſt erhoͤhet . 

— — Poſttariff allgemeiner der in ſelbes 
enthaltene Beifatz, daß es Jedermann frei 
ſtehe, das Rezepiſſe ſelbſt zu ſchreiben, 
und ſich von der Zahlung der Rezepiſſen⸗ 
gebühr zu befreyen, wird außer Kraft 
geſetzt =. 5 0 . . . 

— — Praͤmien; Vorſchrift wegen deren 
Beiſchaffung und Vertheilung an Elemen⸗ 
tarſchulen 8 . 

— — Vertheilung; den hiezu komman⸗ 
dirten Offizieren ſollen die gebührenden 
Quartiere angewieſen werden 2 . 

— — Bertheilung für Pferds und Horn⸗ 
viehzucht für den Sandecer Kreis; hiezu 
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wird die Stadt Altſandez und der gate 
Juni jeden Jahrs beſtimmt . 

Prager Univerfität, an felber wird ein N 
dentliches Lehramt der Comptabilitäts⸗ 
Wiſſenſchaft errichtet . 8 

Preisaufgabe über die Verbeſſerung der Kon⸗ 
ſtrukzion der Mahlmuͤhlen . 

Preiſe der Feilſchaften müffen in den monate 
lichen Marktpreistabellen in Conv. Münz 
berechnet und angeſetzt werden 

Preußiſche Unterthanen, welche in einem Al⸗ 
ter eingewandert ſind, wo ſie noch nicht 
militaͤrpflichtig waren, muͤſſen ausgelie⸗ 
fert. werden 9 

Privataͤrzte deren Diäten werden um ein 
Fünftheil herabgeſetzt 8 

Privatinſtitute werden von der jährlichen 
Rechnungslage über die Verwaltung des 
eigenen Vermögens enthoben 2 5 

Privatlehrer zur Ertheilung des Religions- 
unterrichts unterliegen ruͤckſichtlich der 
Beurtheilung ihrer Fähigkeiten den Dis 
ſchoͤflichen Ordinariaten 8 Ä 


Privatlehrern iſtaelitiſchen wird geflattet 
iſraelitiſchen Kindern Unterricht zu geben, 
duͤrfen aber chriſtliche Kinder weden in le⸗ 
benden Sprachen noch in Elementarge⸗ 
genfländen unterrichten . 5 
— die ſcch nicht ſuͤr den ganzen gramma⸗ 
tiſchen oder humaniſtiſchen Lehrkurs ges 
eignet erwiefen haben, darf kein Lehr⸗ 
faͤhigkeitsdekret ertheilt werden . 2 
Privatſtudierende müffen fih zu Anfange 

des Schuljahres bei dem Profeſſor der 

Lehranſtalt, wo fie die Prüfung zu mas 

chen wuͤnſchen, melden, und diejenigen 

Porv. Geſetzſ. von Galizien 1825. 
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durch welche fie fih die Studien eigen 
machen wollen, anzeigen . 
Privilegien auf neue Bier⸗ und Brand⸗ 
wein ⸗Erzeugungsmethoden, in wie ferne 
deren Ausübung in den propinazionsbe- 
rechtigten Provinzen geſtattet werden koͤnne 
Profeſſoren neu angeſtellte ſind durch die 
erſten 3 Jahre nicht als ſtabil zu betrach- 
ten. 0 
Propinazions berechtigte "Provinzen in wie 
ferne in felben die Ausuͤbung verliehener 
Privilegien auf neue Bier- und Brands 
wein = Erzengungsmethoden geftattet wer⸗ 
den koͤnne 5 
Proteſtantiſche theologiſche Lehranſtalt in 
Wien; der Schluß des dießfaͤlligen Schul⸗ 
jahres hat kuͤnftig mit letzten Juny ein⸗ 
zutretten, und deſſen Wiedereröffnung 
mit erſten September zu beginnen 2 
Provinzial⸗Kommiſſion für die Operazionen 
des ſtabilen Kataſters; deren Aufſtellung 
— — Kommiſſion zur Regulirung des 
Grundſtenerproviforiums wird aufgeloͤſt . 
Proviſion; hiemit betheilte landesfuͤrſtliche 
Beamten oder Diener muͤſſen, wenn fie 
bei einer ſtaͤdtiſchen oder Fondsverwal⸗ 
tung angeſtellt, werden auf die Aerarial⸗ 
Proviſion verzichten . 9 
Proviſoren von Apothekerswitwen aufzu⸗ 
ſtellende, müſſen ſich mit ihren Diplomen 
und uͤbrigen wiſſenſchaftlichen und morali⸗ 
ſchen Zeugniffen ausweiſen . . s 
Prüfung koͤnnen Kleriker der Regularorden 
aus den Obligatſtudien der Philoſophie 
auf einmahl an einer offentlichen ie 
ſtalt tayfrei zuruͤcklegen 5 0 
— — darf über Lehrzweige, die in einem 
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halben Jahre beendiget werden, ſogleich 
abgehalten werden . 
Prüfung der Konzepts kandidaten; diesfäͤllige 
nachträgliche Erläuterung . 
Prüfungen öffentlige; Beſtimmungen über 
deren Einrichtung an ſaͤmmtlichen philo⸗ 
ſophiſchen Studienanſtalten . 2 f 


Q. 


Quartiers⸗Stazionen militaͤriſche Herſtel⸗ 
lung und Erhaltung oͤffentlicher Brunnen 
in felben . 5 ä 8 8 0 
Quartierzinſe der Miliiaͤroffiziers; in wie 
ferne derlei Quittungen ſtempelpflichtig 
ſind 8 h 5 e e 
— — der Landwehroffiziere; die dießfaͤlli⸗ 
gen Quittungen unterliegen dem Stem⸗ 
pel . N 4 8 8 
— — fur die in Lemberg ſtazionirten Mi⸗ 
litaͤrpartheyen werden vom Kriegszahl— 
amte ausbezahlt, jene der außer Lemberg 
befindlichen aber bei den in jedem Kreis 
dislozirten Regimentern und n 
theilungen angewieſen 8 5 
Quartiere gebührende folen denen * Pra⸗ 
mienvertheilung kommandirten Offizieren 
angewieſen werden. . 55 
Quartierskompetenz. Beſtimmung fur das 
kontumazaͤmtliche Perfonale . 

— — Kompetenz wird für die ſortifkato⸗ 
riſchen Maurermeiſter beſtimmt . 
Quieszenten dei deren Wiederanſtellung 

findet keine Verguͤtung der Uiberſiedlungs⸗ 
koſien Statt 8 * . 
Quittungen der Mitirhröffigiere über Du 
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tierzinſe in wie ferne ſelbe ſtempelpflich⸗ 
tig ſind 
Quittungen der Militäroffigiere über Quar- 
tierzinfe oder Holzvergutungen der Lauda 
wehroffiziere unterliegen dem Stemgel . 
— — über Faſſungen des Militärs, Vor⸗ 
ſchrift wegen deren Koramiſirung . 2 


N. 


Realſchule Lemberger deren Reorganifirung 

Rechtsſtreitigkeiten der Pfarrer; was bei 
diesfälligen Geſuchen um Tax- und Stem⸗ 
pel vormerkung zu beobachten ſey 8 

Regular⸗ Orden, deren Kleriker konnen die 
Pruͤfung aus en Obligatſtudien der Phi⸗ 
loſophie auf einmahl an einer öffentlichen 
Lehranſtalt taxfrei zuruͤcklegen 3 

— — Kleriker deren Zeugniſſe Über das 
hinterlegte beſchraͤnktere philoſophiſche 
Studium haben bei ihrem Austritte keine 
Giltigkeit zur Aufnahme in höhere Stu— 
dien 

Reinventirung der pfründen, 9 5 ſollen 
Pfarrer die erforderlichen Behelfe vorbe— 
reiten 2 6 9 - 

Reifekoflen ; ; ſiehe Diäten. 

— aus Anlaß der Errichtung und Dos 
tirung neuer Trivialſchulen werden aus 
dem Schulfonde bewilliget . 

Reiſende nach Hungarn ſollen ſich mit den 
vorgeſchriehenen Paͤſſen verſehen, die Kom- 
merzialſtraſſe nicht verlaſſen, noch die k. 
hungariſchen Dreißigſt und Zollaͤmter ums 
gehen . 

Reiſepaͤſſe der ſiebenbürgiſchen Unter aner 
von ihren Dominikalgerichtsbarkeiten aus⸗ 
gefertigte find als gültig zu betrachten . 
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Refraten- Stellungen; die dießfaͤlligen Aus⸗ 
lagen muͤſſen die Dominien tragen A 
Religions- unterricht, zu deſſen Ertheilung 
ſollen die Pfarrgemeinden reihenweiſe den 
Seelſorger abholen . ® . . 
— — — die zu deſſen Ertheilung aufs 
genommenen Privatlehrer unterliegen rück— 
ſichtlich der Beurtheilung ihrer Faͤhigkei— 
ten den biſchoͤflichen Ordinariaten 
Reliquien und Kreugpartifel in Konkurs oder 
Verlaſſenſchaftsfaͤllen vorfindige muüſſen an 
die Konſtſtorien oder Ortsfeelſorger ab- 
gegeben werden . . 5 . 
Relizitazionen drarifher Objekte, hiebei 
muß der letzre Erſtehungspreis zum Grun⸗ 
de gelegt werden 9 . a 8 
— — die Vorſchrift hinſichtlich des hiebei 
zum Grunde zu legenden Ausrufspreiſes 
wird auch auf Lieferungen, Objekten des 
Oekonomikums, der Stände, Staͤdte, 
Gemeinden und Wohlthaͤtigkeitsanſtalten 
ausgedehnt 0 8 8 A 
Remunerazionen der Magiſtratsbeamten 
fuͤr eingehobene Aerarialſteuern haben in 
die ſtaͤdtiſchen Kaſſen einzufließen 
— — für Obſtbaumpflanzungen wie ſich 
bei Erhebung der dießfaͤlligen Remunera⸗ 
zions anſpruͤchen zu benehmen ſey . 5 
Reorganiſtrung der Lemberger Realſchule 
Rettung eines Menſchen aus der Feuersge— 
fahr. Beſtimmung der dießfaͤlligen Taglia 
Rezepiſſen über aufgegebene Briefe ſelbſt zu 
ſchreihen und ſich dadurch von der Zahlung 
der Rezepiſſengebüͤhr zu befreien; dieſer 
im allgemeinen Briefpoſttariffe enthatene 
Zaufatz wird außer Kraft geſetzt . 5 
Rindvieh; fiebe Horuvich. 
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Richteramts⸗Taxe adeliche, zu deren Ber 
rechnung find Verlaſſenſchaftsmaſſen nach 
dem Kurſe zu 250 auf Conv. Muͤnz zu⸗ 
ruͤckzufuhren 2 

Rohan Guemine Fuͤrſt Heinrich, Aufnahme 
deſſen, ſeiner drei Soͤhne der Prinzen 
Karl, Viktor und Ludwig, dann ſeiner 
ehelichen Nachkommen in den ee 
des Koͤnigreichs Böhmen 

Momaue duͤrfen oͤffentliche Bibliotheken an 
die ſtudierende Jugend nicht verabfolgen 

Rzeſzower Kreis mit ſelben wird das Vor⸗ 
werk Koziarnia vereinigt 5 5 . 


©. 


Sandezer Kreis die Vertheilung der Praͤ⸗ 
mien für Pferde und Hornviehzucht hat 
alljaͤhrlich am 22ten Juny zu Altſandez 
Statt zu finden a . 

Ganitäts =» Individuen, zu deren Abholung 
bei ausgebrochenen Epidemien oder Vieh: 
ſeuchen haben die Gemeinden die Fuhr 
ohnentgeltlich zu leiſten 5 

— — Sache, Apotheker duͤrfen ihre Apo⸗ 
theken ohne Bewilligung der Landesſtelle 
nicht verkaufen oder an einen andern 
überloffen 

— — Sache; von Apothekerswitwen auf⸗ 
zuſtellende Proviforen muͤſſen ſich mit ihren 
Diplomen und uͤbrigen wiſſenſchaftlichen 
und moraliſchen Zeugniſſen ausweiſen . 

— — Sache, Beſtimmung der Quartiers- 
kompetenz für das kontumazaͤmtliche Per: 


ſonale R 
— — Gade; Behandlung der Pockenſeu⸗ 
che unter Schafen . . . 
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Sanitaͤts⸗Sache; Inſtrukzion für Stadt 

wundaͤrzte . A a . 50 
— — — Behandlung der Milzſeuche un- 

ter Pferden und dem Rindvieh . 104 124 
Salz; deſſen Einfuhrsverboth aus Galizien 

nach Schleſien und Maͤhren 168 213 
Sardinien Königreih ; deſſen mit Oeſter⸗ 

reich erneuertes Deferteur Auslieferungs⸗ 


karte! 148 185 
Schafe; Behandlung der Pockenſeuche unter 
ſelben 43 52 


Schankrecht freyes der Soliyſen; 3 die das⸗ 
ſelbe beſchraͤnkende Verordnung wird 4 


gehoben . 44 52 
Schleſten; dahin wird die Einfuhr des ga⸗ 
liziſchen Salzes verbothen . 168 213 


Schluß des Schuljahres hat an allen höhern 
Studienanflalten und Gymnaſien mit 15. 
Juli einzutreten und deſſen Wiedereroͤff⸗ 
nung mit ıten Sept. zu erfolgen 41 46 
— — des Studienjahres an der Wiener 
proteſtantiſch theologiſchen Lehranſtalt hat 
mit letzten Juny einzutreten und deſſen 
Wiedereröffnung mit Iten September zu 
beginnen. 90 107 
Schottergruben für die Fahrbarkeit der Zu⸗ 
ſuhrswege haben die Zufuhrskontrahen— 
ten der Oeckſtoffe Sorge zu tragen „173 218 
Schubordnungs⸗ patent wird neuerdings 


in Erinnerug gebrecht . . 39 44 
Schuͤblinge; Erneuerung des 23. g. des 
Natents wegen deren Behandlung 128 161 


Schuͤler minderjahrige werden vom Beſuch der 
phile ſophiſchen Studien ausgeſchloſſen 37 43 
— — von bungariſchen Gymnaſien kom⸗ 
mende muͤſſen einer genauen Prüfung un⸗ 
lerzogen werden P . 8 175 


Schuͤler welche nicht alle vorgeſchriebenen 
Gegenſtaͤnde erlernen, ſind in nr 
nicht zu dulden. 4 

Schulbaulichkeiten neue, hiemit ſollen 
Patrone und Dominien . — ver⸗ 
ſchont werden . 3 

Schulfond, aus ſelben deb die Reiſe⸗ 
koſten aus Anlaß der Errichtung und Do⸗ 
tirung neuer Trivialſchulen bewilliget 

Schulhaͤuſer da wo keine beſtehen, ſoll der 
Unterricht in unentgeldlichen oder vers 
zinslichen Wohnungen ertheilt werden . 

Schuljahr deſſen Schluß hat an allen hoͤ⸗ 
heren Studienanſtalten und Gymnaſien 
mit 15ten July einzutreten, und deſſen 
Wiedereröffnung mit ıten September zu 
beginnen = . 0 . + 

Schullehrer in Anſehung * von ihren Dos 
tazionsgründen zu entrichtenden Grund⸗ 
ſteuer haben die naͤmlichen Grundfäge 
zu gelten, welche wegen deren Entrich— 
tung durch die — — 
ſind 8 . 

Schulſache Send nh der Lemberger 
Realſchule 0 

— — Vorſchrift wegen Beiſchaffung und 
Vertheilung der N an Elementar⸗ 
ſchulen . 

— — Relſekoſten aus Anlaß der Errich⸗ 
tung und Dotirung neuer Trivialſchulen 
werden aus dem Schulfonde bewilliget . 

— — Baumgaͤrtners — wird als 
Lehrbuch eingeführt . 2 

— — juüdiſchen Privatlehrern Koks "geflat 
tet iſraelitichen Kindern Unterricht zu ges 
ben, dürfen aber chriſtliche Kinder weder 


143 185 


166 212 


70 86 


166 212 


41 46 


14 19 


23 30 


70 86 


100 119 


in lebenden Sprachen noch in Elemen⸗ 

targegenſtaͤnden unterrichten . 105 122 
Schulſache. Neu angeſtellte Lehrer und Pros 

feſſoren ſind durch die erſten 3 Jahre nicht 

als ſtabil zu betrachten P 5 132 166 
— — Seelſorger werden zur Ertheilung 

des Elementarunterrichts dort wo keine 

Volksſchulen find aufgefordert . „135 168 
— — Einfuͤhrung der Leſebuͤcher des Regie— 

gierungsraths Leonhard in Volksſchulen . 139 171 
Schulunterricht ſoll da, wo nicht ſchon ei⸗ 

gene Schulhäufer beſtehen, in unentgeld⸗ 

lichen oder verzinslichen Wohnungen er— 


theilt werden . „166 212 
Schulviſttazionen hiebei ſollen die Domi- 
nifalrepräfentanten erſcheinen 8 8 12 


Schwaͤrzungen des Tabaks deren Abstellung 147 183 
Seelſorger dürfen keine Militaͤrperſon ohne 

Erlaubniß der kompetenten Militaͤrbehörde 

trauen 76 91 
— — zu deren reiheweiſen Abholung zur 

Ertheilung des Religionsunterrichts ſollen 

die Pfarrgemeinden durch ihre Dominien 

aufgefordert werden . 94 
— — werden zur Ertheilung des e 

tarunterrichts wo keine Volksfchulen be- 

ſtehen aufgemuntert, und zur fleißigen 

Abhaltung der ſonntaͤgigen Ehriſtenlehre 


angewieſen . 135 168 
Seide; Herabfegung des Ausgangszolls auf 
Zloretfeide R 386 105 


Seidenabfaͤlle aller Art für ſelbe wird der 

Aus gangs zoll herabgeſetzt . 1 85 103 
Selbſtverſtuͤmmler; Beſtimmungen rück⸗ 

ſichtlich der Strafurtheile gegen ſelbe 71 86 
Semeſtralpruͤfung darf über Lehrzweige 

die in einem halben Jahr beendigt werden, 

ſogleich abgehalten werden . - 134 167 


Service» Artikeln ſollen Subarrendatören 
dem Militaͤr gegen bloße Interimsſcheine 
nicht verabfolgen 8 

Siebenbuͤrgiſche Unterthanen, die denfel- 
ben von ihren Dominikalgerichtsbarkeiten 
ausgefertigten Reiſepaſſe find als gültig 
in betrachten 

Siegelgefällen = Admininiſtrazion; derfels 
ben ſollen Obrigkeiten und Tandesfirfilie 
che Aemter gar nicht oder nicht klaſſen- 
mäßig geſtempelte Urkunden anzeigen . 


Sklaven; der Handel mit felben fo wie de⸗ 


ren Mißhandlung wird gaͤnzlich abgeſtellt 

Statyner Grundſtucke deren Abtrettung an 
das Koͤnigreich Pohlen - 

Soltyſen die Verordnung nach meistubens 
ſelben kein freyes Mühl⸗Holzungs⸗Schank⸗ 
recht keine Fiſcherey u.d.g. zuſteht, wird 
aufgehoben N 

Sonntäge; an felben dürfen keine Jagden 
gehalten werden 

Sonntaͤgige Chriſtenlehre; zu deren fleißi⸗ 
gen Abhaltung werden Seelſorger ange— 
wieſen 5 

Spiel Biribis genannt, für ſelbes wird die 
Strafe beſtimmt * 

Staatsbeamten Vorſchrift über das Ver⸗ 
fahren bei Anſtellung derſelben . 8 

— — die Vorſchrift hinfichtlich des Vers 
fahrens bei Anſtellung derſelben iſt auch 
bei Anſtellungen von ſtaͤndiſchen, ſtaͤdti⸗ 
ſchen und „Fondsbeamten zu beobachten 

Stadtwundaͤrzte; Inſtrukzion für felbe 

Städte auf deren Objekte wird die Vorſchrift 
hinſichtlich des bei Relizitazionen zum 
Grunde zu legenden Aus rufspreiſes aus- 
gedehnt . a t - s . 


Font 


Zahl der 
Verordn 


02 121 


63 75 


111 133 


17 217 


Staͤdtiſche Magiſtratsbeamten wie ſich bei 
deren Dienſtentlaſſungen zu benehmen ſey 

— — NMʒagiſtratsbeamten deren Remunera⸗ 
zionen für eingehobene Aerarialſteuern ha⸗ 
ben in die ſtaͤdtiſchen Kaſſen einzufließen 

— — Verwaltungen, bei ſelben angeſtellte 
penfionirte oder provifionirte landes fürſt⸗ 
liche Beamten oder Diener müffen auf die 
Aerarialpenfion oder Proviſton verzichten 

— — Beamten bet deren Anſtellung iſt 
die Vorſchrift hinſichtlich des Verfahrens 
dei Anſtellung der Stadtbeamten be 
zu beobachten . 

— — Haͤuſer, Wohnungen, Gewoͤlber u. d. 15 
wie ſich bei deren Vermiethung ruͤckſicht⸗ 
lich der Kauzion zu benehmen ſey 2 

— — Verwaltungen auch auf ſelbe hat 
die Verordnung in Abſicht auf die Befei- 
tigung der Nachtheile welche wegen Kürze 
der 3 jährigen Verjaͤhrungsfriſt entſtehen 
fönnen, in Anwendung zu kommen 8 

Staͤdtiſchen Magiſtraten wird die Ein⸗ 
treibung der gerichtlichen Taxpoſtporto und 
Stempelgebuͤhren zur Pflicht gemacht . 

— — — wird bei Einſendung der Sterb- 
tabellen und Erbſteuerausweiſen die Por— 
„sofreiheit bewilliget . 8 

Staͤdtiſcher Getraͤnkerzeugungs⸗ und Ver⸗ 
zehrungsaufſchlag; die Befreiung des ſo⸗ 
genannten Fuͤllbieres von ſelben wird auf 
die einheimiſchen Biererzeuger in Lands 
ſtaͤdten ausgedehnt 

Staͤnde, auf deren Objekte wird die Bots 
ſchrift hinſichtlich des bei Relizitazionen 
zum Grunde zu legenden Aus rufspreiſes 
ausgedehnt 5 

Staͤndiſche Beamten bei deren Auſtellung 


101 120 


170 215 


172 217 


iſt die Vorſchrift hinſichtlich des Verfah⸗ 
rens bei Anſtellung der Staatsbeamten 
genau zu beobachten . a 

Standesperſonen wegen Verbrechen 1 
theilte; Erläuterung der §§. 23 und 446 
des Iten Theils des Strafgeſetzbuchs in 
Bezug auf deren Entſetzung von allen Vor— 
zuͤgen 

Steinbruͤche; für — Fahrbarkeit der Zu⸗ 
fuhrswege haben die Zufuhrskontrahenten 
der Deckſtoffe Sorge zu tragen . 

Stempel in wie ferne Quittungen über Mi⸗ 
litaͤrquartierzinſe hievon befreit find 5 

— — demſelben unterliegen Quittungen 
der Landwehroffiziere über e 
oder Holzverguͤtungen 

— — Vormerkungsgeſuche der pfarrer in 
Rechtsſtreitigkeiten; was hiebei zu beob- 
achten fen 

Stenpelbefreiung der obrigkeitlichen Meld⸗ 
zettel, Entlaßſcheine und Interzeſſionen 
wird auf den ganzen mit der Verhandlung 
eines derlei Aktes verbundenen Schriftens 
wechſel ausgedehnt 8 

Stempelgebuͤhren gerichtliche deren Eintrei⸗ 
bung wird Magiſtraten, Dominien und 
Gerichtsbarkeiten zur Pflicht gemacht . 

Stempelſache gar nicht oder nicht klaſſen⸗ 
maͤſſig geſtempelte Urkunden ſollen Obrig⸗ 
keiten und landesfuͤrſtliche Aemter der 
Siegelgefaͤllenadminiſtrazion anzeigen, und 
den Partheyen ihre Straffaͤlligkeit bekannt 
machen 

Stemplung (Komerzial) der Tücher; Erneu⸗ 
erung der diesfaͤlligen Vorſchriften . 

Sterbefaͤlle; ſiehe Todesfälle. 

Sterbtabellen, bei deren Einfendung wird 


2 


2 


106 


194 


33 
63 


Dominien und Magiſtraten die Porto⸗ 
freiheit bewilliget 2 5 0 


Steuer von Gründen; ſiehe Grundſteuer. 


— 
— y 
— 


— nach Klaſſen; ſiehe Klaſſenſteuer. 
— vom Erwerb; ſiehe Erwerbſteuer. 
— von Perſonen; ſiehe Perſonalſteuer. 
— von Erbſchaften; ſiehe Erbſteuer. 
— Anlaßſcheine, deren Einführung . 


feuern landesfürſtliche; Behandlung der— 


jenigen welche zu deren Erhebung aufge— 
ſtellt, dieſelben vorenthalten, oder ſich 
zueignen, fo wie derjenigen, welche hier- 
an Theil nehmen N — A 7 
— aͤrariſche eingehobene, die diesfaͤlli⸗ 
gen Remunerazionen der Magiſtratsbe⸗ 
amten haben in die ſtaͤdtiſchen Kaſſen ein⸗ 
zufließen. 


Steuernachlaſſe bei Elementotbeſchadigun⸗ 


gen; Erläuterung der dies faͤlligen Grund⸗ 
ſaͤtze 


Steuerregulirungs⸗ Provinzialkommiſſon, 


eigene deren Errichtung d 


Steuerſache; Vorſchrift wie Zahlungen — 


Perſonal-Klaſſen- und Erwerbſteuer in 
der Abſtattung zu behandeln ſind . 5 
— Aufſtellung einer Provinzialkommiſ, 
ſion für die Operazionen des ſtabilen Ka⸗ 
taſters . 

— Erbſteuerpflichtige partheyen können 
auch groͤßere Erbſteuerbetraͤge von oͤffent⸗ 
lichen Kreditspapieren nach dem Kurſe, den 
dieſe Papiere am Todestage des Erblafs 
ſers haben, in Consenzions⸗Muͤnze berich⸗ 
tigen . . 8 . 2 8 
— Eltern und Geſchwiſter wirklicher 
Befiger von Bauernwirthſchaften find wenn 


= Seite 
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Derordn. 


165 2ʃ1 


120 147 


* 


91 118 
133 167 


116 142 


46 76 
154. 196 


36 42 


74 90 


106 126 


fie keine Handwerker find, von der Per⸗ 
ſonalſteuer befreyt ri 2 7 

Steuerſache; Auflöfung der bishe erigen Pro⸗ 
vinzialkommiſſion fur die Regulirung des 
Grundſteuerproviſoriums und Errichtung 
einer eigenen Steuerregulirungs⸗ n 
zialkommiſſion . 

Strafbeſtimmung für den Fall wenn von 
den im §. 55. des Zollpatents un⸗ 
ter Lit. E. bezeichneten Verſendungen 
bei der zollaͤmtlichen Reviſion gegen die 
ſchriftliche Erklaͤrung weniger an Waaren 
vorgefunden werden follte . x a 

— — fir das Spiel Biribis genannt . 

Strafen von Ortsobrigkeiten wegen verzoͤ⸗ 
gerten Eingaben der Erwerbsſteuererklaͤ⸗ 
rungen verhaͤngte, ſollen ſogleich den 
Kreisaͤmtern angezeigt werden 8 

Straffaͤlligkeit wegen gar nicht oder nicht 
klaſſenmaſſig geſtempelten Urkunden ſol⸗ 
len Obrigkeiten und landesfuͤrſtliche Aem⸗ 


ter den Partheyen bekannt machen ae 


Strafgeſetzbuch I. Theil; Erläuterung der 
§§ 23. und 446. in Bezug auf die Ent⸗ 
ſetzung verurtheilter Standesperſonen von 
allen Vorzuͤgen . m 

— über Verbrechen; Beſchaͤdigungen 
fremden Eigenthums find nach dem h. 74. 
zu beſtrafen, wenn auch der Schaden 
nicht über 25 fl. beträgt . 8 ; 

— — uͤber ſchwere Poligeyübertrettungen; 
Erlaͤuterung des §. 241. daß über derley 
Vergehen keine Ahndung in oͤffentlicher 
Hinſicht nothwendig ſey, es fomit dem 
Beleidigten jederzeit frey ſtehe, auf die 
ihm zugeſprochene Genugthuung Verzicht 
zu leiſten . „ . . . 


154 190 


114 159 
122 156 


17 26 


25. 33 


49 57 


62 74 


113 138 


Strafurtheile gegen Selbſtverſtuͤmmler, dies⸗ 
faͤllige Beſtimmungen 8 

Straſſen; Erneuerung der Vorſchriften gen 
gen deren muthwillige Beſchaͤdigung 8 

— — Arbeiten und Erforderniße, die dies⸗ 
faͤlligen Beſcheinigungen muͤſſen mit der 
Mitfertigung des Wegmeiſters verſehen 
ſeyn . D B * . . 

— — üuͤber deren Zuſtand und Beſchaffen⸗ 
heit wird den Kreisaͤmtern eine ſtrenge 
Aufſicht übertragen u 5 

— — Bau fur die Fahrbarkeit der Zu⸗ 
ſuhrswege zu Steinbruͤchen und Schotters 
gruben haben die Zufuhrskontrahenten der 
Deckſtoffe Sorge zu tragen . x 2 

Streitigkeiten über urbarialpraͤſtazionen wie 
ſich hiebei zu benehmen ſey . 9 9 

Studienjahr an der Wiener proteſtantiſch⸗ 
theologiſchen Lehranſtalt wird mit letzten 
Juny jeden Jahrs geſchloſſen, und mit Iten 
September wieder eroͤffnet . 

Studien sAufialten höhere, bei felden hat 
der Schluß des Schuljahres mit 155ten 
July einzutreten und deſſen Wiedereröffs 
nung mit Aten September zu beginnen 

Studienſache; Beſtimmungen uͤder die Ein⸗ 
richtung der offentlichen Prüfungen an 
ſaͤmmtlichen philoſophiſchen Lehranſtalten 

— — der Beſuch innlaͤndiſcher Lehranſtal⸗ 
ten wird Ausländern unterſagt . 4 

— — bei Gymnaſtial und Grammatikal⸗ 
ſchulen wird eine beſondere Genauigkeit 
im Klaſſifizieren angeordnet. x 

— — minderfaͤhige Schüler werden vom 
Beſuch der philoſophiſchen Studien aus⸗ 
geſchloſſen a N, . . 5 
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Zahl der 
Verordn 


71 86 


98 117 


38 44 


67 79 


173 218 
81 98 


90 107 


41 46 


12 15 


21 29 


37 43 


37 43 


Studienſache; Erhebung des Innſpruker 


— 


Lyzaͤums zur Univerſitaͤt . 8 

— Kleriker der Regularorden können 
die Prüfung aus den Obligatſtudien der 
Philoſophte auf einmahl an einer oͤf⸗ 
fentlichen Lehranſtalt taxfrei zuruͤcklegen 
— Zeugniße über das von Regularkle⸗ 
rikern hinterlegte befchränktere philoſo— 
phiſche Studium haben bei ihrem Aus- 
tritte keine Giltigkeit zur Aufnahme in 
hoͤhere Studien s 

— der Schluß des Studienjahres an der 
Wiener proteſtantiſch theologiſchen Lehr⸗ 
anſtalt wird mit letzten Juni jeden Jahres 


und deſſen Wiedereroͤffnung mit erſten 


September beſtimmt . 


— Privatſtudierende muͤſſen ſich zu Ans 


fange des Schuljahres bei dem Vorſte⸗ 
her der Lehranſtalt melden, und diejenis 
gen, durch welche ſie ſich die Studien ei⸗ 
gen machen wollen anzeigen 

— neu angeſtellte Lehrer und Hrofefz 
foren find durch die erſten drei Jahre 
nicht als ſtabil zu betrachten 8 

— uͤber Lehrzweige welche in einem dalben 
Jahr beendigt werden, darf auch ſogleich 
die Semeſtralpruͤfung abgehalten werden 
— öffentliche Bibliotheken dürfen keine 
Romane und bloße Unterhaltungsſchriften 
noch das Converſations⸗Lexicon (in aus⸗ 
laͤndiſchen Auflagen) an die ſtudierende 
Jugend verabfolgen . 0 

— von hungariſchen Gymnaſien kom⸗ 
mende Schuͤler muͤſſen einer ordentlichen 
Prüfung unterzogen werden 

— Squͤler welche nicht alle vorgeſchrie⸗ 
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Zahl der 
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45 32 


56 65 


84 102 


90 107 


118 146 


132 166 


134 167 


140 172 


143 175 


benen Gegenſtaͤnde erlernen, find in Schu⸗ 
len nicht zu dulden 


Studienſache; Privatlehrern die ich nicht 


für den ganzen grammatiſchen oder hu= 
maniſtiſchen Lehrkurs geeignet erwieſen, 
haben, darf kein Lehrfaͤhigkeits- Dekret 
ertheilt werden 

— umſetzung des Unterrichtsgeldes an 
der Lemberger Univerſitaͤt und an beiden 
Gymnaſten in Metallmünze . . 
— das vom Profefforgrang Fieker be⸗ 
arbeitete Werk. Chrestomathia latina in 
usum auditorum philosophiae anni 
primi et seeundi wird als Lehrbuch 
eingeführt 

ng Verboth Ausländer auf innläus 
diſchen Lehranſtalten zuzulaffen, findet 
keine Anwendung auf die vor Kundma⸗ 
chung desfelben aufgenommenen Indivi⸗ 


duen 


— Einführung des Unterrichtsgeldes an 
ſaͤmmtlichen Gymnaſten und philoſophiſche 
Lehranſtalten . . 

— Errichtung eines ordentlichen öffent⸗ 
lichen Lehramtes der Comptabilitaͤts⸗-Wiſ⸗ 
ſenſchaft an den Univerſitaͤten zu Prag 
und Lemberg. 


Studierende mit gachtheiligen Fortgangs 


— 


oder Sittenklaſſen, deren Behandlung . 
— Jugend, an ſelbe dürfen Öffentliche 


Bibliotheken keine Romane oder bloße Uns 


terhaltungsſchriften noch das Converſa— 
tionslexicon (in a N ver⸗ 
abfolgen . 


Studierende Veſchraͤnkung. der ſich nabend 


Studium deſchraͤnkteres philo ſophiſches, 3 


baͤltnißmaͤßig mehrenden Zahl derfelben 


Prov. Geſehſ. v. Galizien 1826. 


Zahl der 
Verordn. 
& 
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ie 

Nr 

© 


149 175 


149 193 


160 206 


169 214 


181 224 


183 229 


110 150 


140 172 


181 224 


dießfaͤlligen Zeugniſſe der Regularkleriker 
baben bei ihrem Austritte keine Giltigkeit 
zur Aufnahme in höhere Studien . . 
Subarrendatoren ſollen mit Ende jeden 
Monats mit den Verpflegsmagazinen ab⸗ 
rechnen . 
— — dſollen gegen bioße Interimsſcheine 
keine Natural- oder Servizeartikeln an 
das Militär verabfolgen . 2 
Subarrendirungs-Inſtrukzion. Anhang, 
daß Ortsgemeinden zur Subminiſtrirung 
fuͤr garniſonirende Truppen nie, fuͤr 
marſchierende aber hoͤchſtens bei unvorge⸗ 
ſehenen groͤſſeren Truppenmaͤrſchen ver⸗ 
halten werden duͤrfen 5 A 2 
— — Verhandlungen, wie ſich hiebei ruͤck⸗ 
ſichtlich der Erkullungs kauzion zu beneh⸗ 
men ſey 
Subminiſtrirung der Verpflegobedürfniſſe; 
hiezu dürfen Ortsgemeinden für garniſoni⸗ 
rende Truppen nie — fuͤr marſchierende 
hoͤchſtens bei unvorgeſehenen größeren 
Truppenmaͤrſchen verhalten werden . 
Superintendenten akatholiſche; wie ſich 
nach deren Ableben mit dem Superinten⸗ 
dentalarchiv zu benehmen ſey £ 
Sprup von Weintrauben, Beſtimmung der 
Eingangs zollſaͤtze für ſelben . ? 


T. 


Tabak hungariſcher, fuͤr ſelben wird der neue 
Ausgangszoll beſtimmt 

— — Aufliichtsperſonale fol feine. Amts⸗ 
handlungen mit Beſcheidenheit und Red⸗ 
lichkeit vornehmen, die Obrigkeiten aber 


Zahl der 
Verordn 


84 


102 


125 


22 


(9) 


2 
— 
— 


121 


158 


104. 


30 


haben denſelben allen erforderlichen Bei: 

> Rand zu leiften . 8 2 y 8 
Tabakmehl hungariſches und Tabakſtaub neue 
Zollbeſtimmung für ſelbe . 3 
Tabakſchwaͤrzungen; deren Abſtellung . 
Taglia; deren Beſtimmung für die Rettung 
eines Menſchen aus dem Feuer. . 
Tanzmuſiken, Beſtimmung der Zeiten und 
Tage, an welchen ſolche nicht geſtattet 
werden B 5 5 . 4 
Tarnow dahin wird das Tyniecer Bisthum 
uͤberfetzt . 2 5 = : . 
Taxen gerichtliche, deren Eintreibung wird 
Magiſtraten Dominien und Gerichtsbar⸗ 
keiten zur Pflicht gemacht. 5 

— — hievon find Kleriker der Regularor- 
den bei Ablegung der Pruͤfung aus den 
Obligatſtudien der Philoſophie befreyt . 
Taxſache; Behandlung der in Zwildienſte 
uͤbertrettenden Offiziere und Auditoren 
ruͤckſichtlich der Karakteurs und Karenz⸗ 
taxen 8 8 A 5 05 
Taxvormerkungs-Geſuche der Pfarrer in 
Rechtsſtreitigkeiten, wie ſelbe zu behan⸗ 
deln find . 2 0 5 8 1 
Taxweſen ⸗Verlaſſenſchaftsmaſſen find nach 
dem Kurſe zu 250 auf Conventions⸗Muͤnze 
zuruͤckzuführen, und hievon die adeliche 

8 Richteramtstaxe zu bemeffen > k 
Teſtamente, wenn der Wille eines Erblaſ⸗ 
ſers nichts geſetzwidriges enthaͤlt, muß 
derſelbe genau befolgt werden 0 . 
Theologiſche Lehranſtalt, proteſtantiſch in 
Wien, der Schluß des diesfaͤlligen Schul⸗ 
jahres hat mit letzten Juny einzutreten, 

und deſſen Wiedereröffnung mit Aten 
September zu beginne = . 


y2 


16 


56 


— 

NS 
en 
Ss 


90 


107 


Tihuze, Poſtſtrecke nach Bojana ſtampi wird 
auf eine und ein Viertelpoſt herabgeſetzt 

Todesfälle der Militär = Perfonen; hiebei 
haben Dominien und Magiſtrate zwar 
ihr Amt zu handeln, von Verfaſſung ei» 
nes Inventars aber ſich bis auf Anſuchen 
der Militaͤrbehoͤrde zu enthalten . . 

Tod oder frühzeitig geborne Kinder follen am 
Kirchhote auf einem abgeſonderten Orte 
begraben werden k 

Translatoren hebraͤiſche; denſelben wird bei 
gerichtlichen Unterfuchungen Ein Gulden 
Conventions » Münz taͤglich bewilliget . 

Trauung der Militärperfonen darf ohne Bes 
willigung der Militaͤrbehoͤrde nicht N 
gen werden 

Trivialſchulen; neue Keifefoßen aus An⸗ 
laß deren Errichtung und Dotirung wer⸗ 
den aus dem Schulfonde bewilliget 4 

Truppen; zur Subminiſtrirung für garniſo⸗ 
nirende dürfen Ortsgemeinden nie — für 
marſchirende hoͤchſtens bei unvorgeſehenen 
größeren Truppenmaͤrſchen verhalten wer⸗ 


den a 
Tücher ; Erneuerung der Vorſchrift wegen de⸗ 
ren Komerzialſtemplung z s 


Tyniecer Bisthum deſſen ueberſetzung nach 
TarnowW . 0 . : 


U, 


Uiberſtedlungs⸗Koſten; deren Verguͤtung 
findet bei Wiederanſtellung der Quies zen⸗ 
ten nicht Statt 0 3 
Ulanicer Straſſenſtrecke nach Domaradz fuͤh⸗ 
rende; Erhoͤhung der Wegmauthgebühr 
für ſelbe . , . 


* U * 


Selte 


Zahl der 
Verordn 


26 84 


64 76 
96 115 
13 19 
76 91 


70 85 


125 158 
54 63 


15 293 


184 230 


108 129 


Ungarn; fiebe Hungarn. 

Univerſitaͤt hiezu wird das Innſpruker Ly⸗ 
zaum erhoben . 1 

— — in Lemberg, an ſelber wird das 
Unterrichtsgeld in Metallmuͤnze umgeſetzt 

Unterbehörden in wie ferne felbe ihre Ur» 
theile in ſchweren Polizeyuͤbertretungsfaͤl— 
len der Landesſtelle vorzulegen haben . 

Unterhaltungsſchriften bloße, dürfen oͤf⸗ 
fentliche Bibliotheken an die ſtudierende 
Jugend nicht verabfolgen . 

Unteroffiziere vom Militaͤr haben ihre Ge⸗ 
ſuche um Zivilanſtellungen bei ihren vor- 
ſtehenden Regiments » oder Bataillous⸗ 
kommanden einzureichen 4 

Unterrichtsgeld; deſſen Umfegung an der 
Lemberger Univerfität und den beiden 
Gymnaſten in Metallmuͤnze . 8 

— — deſſen Einführung an nechen 
Gymnaſien und philoſophiſchen Lehran⸗ 
ſtalten . 

Unterthaͤnige Gemeinden ſollen durch ihre 
Dominien zur reiheweiſen Abholung des 
Seelſorgers zur Ertheilung des Religi— 
onsunterrichts aufgefordert werden 8 

— — Gemeinden haben bei ausgebroche— 
nen Epidemien oder Viehſeuchen die Fuhr 
fir das Sanitätd = Individuum ohnent⸗ 
geldlich zu leiſten k - 

— — Beſtzer von Bauernwirthſchaften, 
deren Aeltern und Geſchwiſter ſind, wenn 
fie keine Handwerker find von der Perſo⸗ 
nalſteuer befteit 5 - 

Unterthaͤniger Wirthſchafts⸗ Betrieb das 
hiezu erforderliche Getreide, Holz, Fut⸗ 
ter, Geraͤthe und Vieh darf in Exekuzi⸗ 
ousfaͤllen nicht abgeſondert in die Exeku⸗ 


45 52 


149 193 
40 45 


140 172 


138 170 
149 194 


181 224 


79 94 


80 95 


123 157 


zion gezogen, fondern nur mit dem un⸗ 
beweglichen Gut zugleich gepſaͤndet, ges 
ſchaͤtzt und verſteigert werden . 


Unterthanen ſtebenbuͤrgiſche, die denſelben 


von ihren Dominikal gerichtsbarkeiten 


ausgefertigte Reiſepaͤße find als gültig zu 


betrachten 2 

— oͤlſterreichiſche dürfen Klute Anfielung 
als diplomatiſche Agenten fremder Er 
ten nicht annehmen . 8 

— preußiſche, die in einem Alter ein⸗ 
gewandert find wo ſte noch nicht militärz 
pflichtig waren, muͤſſen ausgeliefert wer— 
den x 0 a y 1 . 
— welche Holz zum Verkaufe vers 
frachten, duͤrfen ſich mit obrigkeitlichen 
Zertifikaten nicht ausweiſen „ 


Unterthansbeſchwerden wo die Verjährung 


eintritt wie ſelbe zu behandeln 

— Sache Aufhehung der Gerordnung 
nach welcher den Soltyſen kein freies Muͤhl⸗ 
Holzungsſchankrecht keine Fiſcherei u.d.g. 
zusteht 

— Sache wie ſich bei Streitigkeiten über 
Urbarialpraͤſtazionen und Richtigſtellung 
der Inventarien zu benehmen ſey . 5 
— Sache; der Sklavenhandel und die 
Mißhandlung derſelben wird Wr ab⸗ 
geſtellt 5 5 


Urbarial⸗ - Präͤſtazionen, wie ſich bei vorfal⸗ 


lenden Streitigkeiten zu benehmen ſey 


Urkunden gar nicht oder nicht klaſſenmaͤſſig 


— 


geſtempelte ſollen Obrigkeiten und lan— 
desfürftliche Aemter der Siegelgefaͤllenad— 
miniſtrazion anzeigen, und den Partheyen 
ihre Straffaͤlligkeit bekannt machen 

— is deu alten zur Vertilgung geeig- 


72 88 
63 75 
144 170 
153 195 
162 208 
30 37 
44 52 
81 98 
111 255 
81 98 
23 33 


neten landrechelichen Akten befindliche zu 
deren Behebung werden die Partheyen aufs 
gefordert . 4 3 B 
Urlauber; ſiehe Beurlaubte. 
Urtheile in ſchweren Polizeyuͤbertrettungsfaͤl⸗ 
len in wie ferne Unterbehoͤrden ſolche der 
Landesſtelle vorzulegen haben . . 


V. 


Verjaͤhrungsfriſt dreijährige, die Verord⸗ 
nung in Abſicht auf die Beſeitigung der 
Nachtheile welche wegen deren Kürze für 
das Aerar entſtehen koͤnnen, hat auch 
auf politiſche Fonds und ſtaͤdtiſche Verwal⸗ 
tungen in Anwendung zu kommen 8 

Verlaſſenſchaften; Einziehung des hiebei 
vorfindigen Legendenbuches des Pater 
Martin Kodem . . 

Verlaſſenſchafts⸗Faͤlle im ſelben vorfindi⸗ 
ge Kreutzartikel und Reliquien müfen an 
die Konſiſtorien oder Hafer abge⸗ 
geben werden . 

— — Maſſen ſind nach dem Kurſe zu 250 
auf Conventions-Muͤnz zuruͤckzufuͤhren und 
hievon die Aae eee zu be⸗ 
rechnen . 

— — Sache, wenn der Wille eines Erb⸗ 
laſſers nichts gefetzwidriges enthält, muß 
derſelbe genau befolgt werden . 

VBermiethung, Rädtifher Haͤuſer, Wohnun⸗ 
gen, Gewoͤlber u. d. g. wie ſich hiebei 
ruͤckſichtlich der Kauzion zu benehmen ſey 

Vermögens ⸗Freizügigkeitsvertrag zwiſchen 
Oeſterreich und Modena 

Verpflegsmagazine; mii ſelben follen Sub⸗ 


erordu 


> Seife 


Zahl der 


De 
Dt 


99 118 


40 43 


170 215 


24 22 


176 220 


9 13 
178 221 


155 196 


57 66 


orrendaforen zu Ende jeden Monats abs 
rechnen . 

Verpflegung der Kavallerie Exekuzions⸗ 
mannſchaft in jenen Orten wo weder ein 
Magazin noch eine Subarrendirungs⸗ 
Vorſorge beſteht 

Verrechnenden Militärbehörden wird jedes 
Anleihen an baarem Gelde oder Natura= 
lien neuerdings unterſagt . 

Verſchwaͤgerte Perfonen dürfen bei einer 
und derſelben Gerichtsbehoͤrde nicht an— 
geſtellt werden . 

Verwaltenden Militaͤrbehörden wird jedes 
Anlehen an baarem Gelde oder Natura— 
lien neuerdings unterſagt > 

Verwandte Perſonen dürfen bei einer und 
derſelben Gerichtsbehorde nicht angeſtellt 
werden 2 

Vieh zum unterthaͤnigen Wirthſchafts betrieb 
erforderliches darf in Exekuzionsfaͤllen 
nicht abgeſondert in die Exekuzion 
gezogen fondern nur mit dem unbeweg— 
lichen Gute zugleich gepfaͤndet, geſchaͤtzt 
und verſteigert werden 8 

— — Handel auf dem Ollmützer Markte, 
Aufhebung der denſelben beſchraͤnkenden 
Vorſchriften 8 

— — Seuchen; hiebei haben Gemeinden 
die Fuhr für das Sanitaͤtsindividuum 
ohnentgeldlich zu leiſten 

Vize ⸗Staatsbuchhalters⸗ Witwen wird 
die karaktermaͤßige Penſton mit 350 fl. be⸗ 
williget « 0 

Volksſchulen wo keine beſtehen, werden 
Seelſorger zur Ertheilung des Elementar⸗ 
unterrichts aufgemuntert 5 N . 


7 


135 168 


Volksſchulen bei ſelben werden die Leſe— 


bücher des Regierungsraths Leonhard eins 
gefuhrt . ° 7 


W. 


Waaren-Kollien zollaͤmtlich angewieſene, 
bei deren Entfieglung fol von politiſchen 
Behoͤrden und Ortsobrigkeiten die aͤmtli— 
che Entſieglung auf dem Rüden der Vol— 
lete beſtatiget werden R 

Waffenuͤbung, Behandlung der hiezu nicht 
eingeruͤckten Beurlaubten . 

Wappen k. k. deſſen Führung wird den Ju⸗ 
dengefaͤlls-Paͤchtern unterſagt . 
Warſchauer Kommerzialſtraſſe, Regulirung 
der Weg⸗ und Brückenmauthſtazionen 


Waſſerſchaͤden; ; fiche Elementarbeſchaͤdigungen. 


Wegmauth deren Errichtung zu Zaryte 


— — Errichtung zu Neumark . 
— — zu Markowa deren Aufhebung 2 
— — Gebuͤhrerhoͤhung für die von Doma— 


radz nach Ulauice führende Straſſen- 
ſtrecke » 
— — Stazionen Regulirung auf der War⸗ 
ſchauer Kommerzialſtraſſe . 
Wegmeiſter mit deſſen Mitfertigung mäffen 
Beſcheinigungen über Straſſenarbeiten 
und Erforderniße verfehen ſehn . . 
Weintrauben-Syrup; Beſtimmung der Ein⸗ 
gangszollſaͤtze fuͤr ſelben 
ee ; fiede Elementarbeſchaͤdi⸗ 
gungen. 
iener proteſtantiſch theologiſche Lehranfralt 
der Schluß des dießfaͤlligen Schuljahres 
hat künftig mit letzten Juni einzutreten 


Prov. Gefepf- von Galizien 1820. T 5 


Zahl der 
Derords 


Selte 


139 171 


31 38 
151 194 
119 147 
136 169 
61 74 


124 157 
177 221 


und deſſen Wiedereröffnung mit erſten Sep⸗ 
lember zu beginnen . . 

Wirthſchafts-Betrieb unterthäniger, das 
hiezu erforderliche Getreide Holz, Futter, 
Geraͤthe und Vieh darf in Ezekuzionsfaͤl⸗ 
len nicht abgefondert in die Exekuzion ge- 
zogen, ſondern nur mit dem unbewegli- 
chen Gute zugleich gepfaͤndet, geſchaͤtzt 
und verſteigert werden 8 

Witwen der Vize⸗ „Staats buchbalters wird 
die karakteurmaͤßige Penſion mit 350 fl. 
bewilli et 

Wohlthaͤtigkeits⸗ Anſtalten auf deren Ob⸗ 
jekte wird die Vorſchrift hinſichtlich des 
bei Relizitazionen zum Grunde zu le⸗ 
genden Ausrufspreiſes ausgedehnt 

Wohnungen ſtaͤdtiſche: wie ſich bei deren 
Wermtethung ruͤckſichtlich der Kauzion zu 
benehmen ſey . 

Wohnungs⸗ Kompetenz deren Beſtimmung 
fuͤr Kreishebammen 

Wundaͤrzte ſtaͤdtiſche; Inſirukzion für ſelbe 


— — deren Didten werden um ein Fünf⸗ 
theil herabgeſetzt 8 . > 
3. 


Zahlungen an Perfonal = Klaffen und Er⸗ 
werbſteuer wie ſolche in der Abfiattung zu 
behandeln ſind - 

Zaryte; Errichtung einer Weg⸗ und Brücken⸗ 
mauth daſelbſt . . 

Zehrungskoſten; fiehe Diäten, 

Zertifikate obrigkeitliche; mit ſelben dürfen 
ſich Unterthanen, welche Holz zum Vers 
kaufen verfrachten nicht ausweiſen 1 

Zeuguiſſe über das von Regularklerikeru hin⸗ 


172 217 


155 195 


34 40 
53 60 


180 223 


terlegte beſchraͤnktere philoſophiſche Stu⸗ 
dium haben bei ihrem Austritt keine Gil⸗ 
tigkeit zur Aufuahme in die hoͤheren Stu- 
dien 2 

Zinſe für Quartiere der in Lemberg ſtazio⸗ 
nirten Militär = Partheyen werden beim 
Kriegszahlamt ausbezahlt, jene fur die 
außer Lemberg befindlichen aber bei den 
in jedem Kreiſe dislozirten Regimentern 
und Truppenabtheilungen angewieſen . 

Zivil⸗ Juſtiz⸗ Verwaltung in der Bukowina, 
deren Trennung vom Kriminale . 5 

— — Anſtellungsgeſuche haben Unteroffi⸗ 
ziere und Gemeinen von Militär bei ihren 
vorſtehenden Regiments oder Vataillous⸗ 
Na be einzureichen a . 

Zollämter hungariſche follen Fuhr > Han- 
delsleute und Reiſende nach Hungarn nicht 
umgehen. 

Zollbeſtimmung neue für ungariſches Ta⸗ 
bakmehl und Tabakſtaub . 

Zollſache; Beſtimmung des neuen ang 
zolls für den hungariſchen Tabak, 2 

Zollſache; Feſtſetzung des Ein⸗ und Aus- 
fuhrzolls für Meeraale 1 

— — bei Entſieglung der zollamtlich ats 
gewieſenen Waaren-Kollien fol von po⸗ 
litiſchen Behoͤrden und Ortsobrigkeiten die 
aͤmtlich geſchehene Entſteglung auf dem 
Rücken der Bollete beſtaͤtiget werden. 

— — Uiberſetzung des Lubyezaer Kommer⸗ 
zialzollamtes nach Belzec . 

— — Herabſetzung des Ausgangzolls für 
die rohe Floretſeide und Seidenabfaͤlle 
aller Art. 8 

— — Beſtimmung der Strafe wenn von 
den in dem § 55. des Zollpatents unter 
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126 159 


138 170 
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55 64 
22 30 


29 36 


31 38 
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85 103 


Lit. E. bezeichneten Verſendungen bei der 
zollaͤmtlichen Reviſion gegen die ſchriftli— 
che Erklärung weniger an Waaren vorges 
funden werden follte . 

Zollſache; die Einfuhr des galiziſchen Sal⸗ 
zes nach Schleſien und Maͤhren wird ver⸗ 
bothen 4 

— — Herabſehung des Ausgangzolls für 
rohen und gehechelten Hauf . 

Zollſaͤtze; Beſtimmung fur die Einfuhr des 
Zuckers, Zuckermehls und Weintrauben⸗ 
ſyrups 2 

Zuſuhrswege zu Steinbrüchen and Sdhot⸗ 
tergruben für die Fahrbarkeit derſelben 
haben die Zufuhrskontrahenten der Dede 
ſtoffe Sorge zu tragen 8 

Zucker; Beſtimmuns der Zollſaͤtze für die 
Einfuhr deſſelben 

Zuckermehl für deſſen Einfuhr werden die 
Zollſaͤtze beſtimmt 1 3 

Zulkaer Grundſtücke, deren Abtretung an 
das Koͤnigreich Pohlen . 

Zunftſache juͤdiſchen Meiſtern wird verbo⸗ 
then chriſtliche Geſellen und zu 
halten. . . . . 


rn 


Dell 


Zabl der 
Vcerorda, 


114 139 


168 213 


182 229 
51 58 
173 218 
51 58 


51 58 
50 58 


130 164 


